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(A) 


(Q 


104. Sitzung 


Bonn, den 5. Juni 1974 


Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Am 31. Mai 1974 verstarb in einem Neunkirchener 
Krankenhaus im Saarland unser Kollege Werner 
Ferrang im 51. Lebensjahr. 

Unmittelbar im Anschluß an den Kommunalwahl- 
kampf im Saarland, also Anfang Mai dieses Jahres, 
legte er sich auf das Krankenbett und erholte sich 
nicht mehr. 

Werner Ferrang wurde am 28. Januar 1924 in 
Kirkel-Neuhäusel, Kreis Homburg, geboren. Nach 
dem Besuch der Volks- und Berufsschule erlernte er 
das Dreherhandwerk, von 1942 bis zum Kriegsende 
war er Soldat. Schon im Jahre 1948, als Dreher 
tätig, wurde er Mitglied des Christlichen Metall- 
arbeiterverbandes, in dem er vom März 1953 bis 
1966 die Stelle eines Sekretärs einnahm. Seit Mai 
1966 war er Sekretär der IG Metall für die Bundes- 
republik Deutschland. 

Werner Ferrang gehörte seit 1959 der Christlich 
Demokratischen Union an und war seit 1963 Vor- 
sitzender der CDU-Sozialausschüsse im Kreise Ott- 
weiler und Mitglied ihres Landesvorstandes für das 
Saarland. Außerdem arbeitete er von 1964 bis 1973 
als Kreistags-Mitglied der CDU im Kreise Ottweiler 
und als Mitglied der Vertreterversammlung der 
Arbeitskammer des Saarlandes. 

Werner Ferrang gehörte dem Deutschen Bundes- 
tag seit Beginn dieser Wahlperiode an. Er war 
ordentliches Mitglied im Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau und stellvertreten- 
des Mitglied im Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Lebenslauf Werner Ferrangs legt den Weg 
eines engagierten Politikers offen, dessen Einsatz 
und Kraft der Verbesserung der sozialen und ge- 
sellschaftlichen Bedingungen galten. Der Tod hat 
diesem aktiven politischen Leben ein zu frühes 
Ende gesetzt. 

Ich spreche der Familie unseres verstorbenen Kol- 
legen Ferrang und der Fraktion der CDU/CSU 


die aufrichtige Anteilnahme des ganzen Hauses aus. 
Wir werden Werner Ferrang ein ehrendes Anden- 
ken bewahren. 

Meine Damen und Herren, für den verstorbenen 
Abgeordneten Ferrang tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
1974 die Abgeordnete Frau Pack in den Bundestag 
ein. 

Der Abgeordnete Hermsdorf hat am 30. Mai 1974 
sein Mandat niedergelegt. Als sein Nachfolger tritt 
mit Wirkung vom 3. Juni 1974 der Abgeordnete 
Dr. Schwenck (Stade) in den Bundestag ein. 

Ich begrüße die beiden Kollegen sehr herzlich 
und wünsche ihnen eine erfolgreiche Mitarbeit im 
Bundestag. 

(Beifall.) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Tagesordnung um die in der Ihnen vorliegenden 
Liste aufgeführten Vorlagen ergänzt werden: 

1. Beratung des Einsprudis des Bundesrates zu dem Fünften 
Gesetz zur Reform des Strafrechts 

— Drudcsadie 7/2181 — 

2. Erste Beratung des vom Bundesrat eingebraditen Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes (Steueränderungsgesetz 1974) 

— Drucksache 7/2171 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Finanzausschuß (feder- 
führend), Ausschuß für Wirtschaft, Haushaltsausschuß mitberatend 
und gemäß § 96 GO 

3. Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes und des Aufwertungsausgleichsgesetzes 
— Drucksache 7/2111 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: Finanzausschuß (feder- 
führend), Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

4. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft — ZVALG — 

— Drucksache 7/1342 — - 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/2112 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2066 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wolf 
(Erste Beratung 70. Sitzung) 

— Das Haus ist einverstanden. Die Erweiterung der 
Tagesordnung ist damit beschlossen. 
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Präsident Frau Renger 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen Aus- 
schüssen überwiesen werden sollen: 

Betr.: Beridit der Bundesregierung über die Lage von 
Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik Deutsdi' 
land (1974) 

— Drudcsadie 7/2104 — 

zuständig: Innenaussdiuß (federführend) , Aussdiuß für Wirtschaft, 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft, Haushaltsausschuß 

Betr.: Beridit der Bundesregierung über frühreifende und 
qualitativ hochwertige Ergänzungsrebsorten zur Ver- 
besserung der Weine in witteningsmäBig ungünstigen 
Jahren 

hier: Gesetz über Wein, Dessertwein, Schaumwein, 
weinhaltige Getränke und Branntwein aus Wein 
(Weingesetz 1969) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. April 
1969 

— Drucksache 7/2115 — 

zuständig: Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend), Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über die wirtschaftliche 
und soziale Sicherung des Studiums 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 9. Juni 1971 

— Drucksache 7/2116 — 

zuständig: Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend), 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

— ■ Erhebt sich Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall; es ist so beschlossen. 

Der Bundesminister der Finanzen hat gemäß § 37 
Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung die Zusammen- 
stellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1973 — Druck- 
sache 7/2113 — übersandt, die dem Haushaltsaus- 
schuß überwiesen werden. — Das Haus ist auch 
damit einverstanden; es ist so beschlossen. 

Als Mitglieder des Verwaltungsrates der Lasten- 
ausgleichsbank haben die Fraktion der SPD den 
Abgeordneten Kater, die Fraktion der CDU/CSU 
den Abgeordneten Dr. Althammer zur Wiederwahl 
vorgeschlagen. Ist das Haus mit diesen Vorschlägen 
einverstanden? — Das ist der Fall; es erhebt sich 
kein Widerspruch. Damit sind der Abgeordnete 
Kater und der Abgeordnete Dr. Althammer gemäß 
§ 7 Abs. 4 des Gesetzes über die Lastenausgleichs- 
bank als Mitglieder des Verwaltungsrates der 
Lastenausgleichsbank wiedergewählt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung wie folgt abgewickelt 
werden. Zunächst werden aufgerufen der Zusatz- 
punkt 1 in der Tagesordnung, Einspruch des Bun- 
desrates, sowie die Tagesordnungspunkte 4 bis 7, 
Anträge des Vermittlungsausschusses, in der Rei- 
henfolge: Punkte 4, 7, 5 und 6. Die Abstimmungen 
darüber sind für 11.30 Uhr vereinbart. Im Anschluß 
daran beginnt die Fragestunde. Nach der Frage- 
stunde wird Punkt 2 der Tagesordnung in Verbin- 
dung mit dem Zusatzpunkt 2 aufgerufen. Im An- 
schluß daran werden Punkt 3 der Tagesordnung und 
die Zusatzpunkte 3 und 4 aufgerufen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
auf genommen: 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 21. Mai 
1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rawe, Dr. Jobst, 
Reddemann, Schulte (Schwäbisch Gmünd), Vehar, Dr. Freiherr 


Spies von Büllesheim und Genossen betr. Konsequenzen aus dem 
Schriftlichen Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des 6. Deut- 
schen Bundestages (Drucksache VI/3830) — Drucksache 7/2062 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2158 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 29. Mai 
1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, Höcherl, 
Leicht, Dr. Häfele, Dr. Köhler (Duisburg), Röhner, Schmidhuber, 
Dr, Zeitei, Wohlrabe und der Fraktion der CDU/CSU betr. Geld- 
und Kreditpolitik — Drucksache 7/2103 — beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 7/2177 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat mit Schreiben vom 22. Mai 1974 die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Rollmann, Picard und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. akademischer Austausch mit dem 
Ausland — Drucksache 7/2051 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 7/2178 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat mit Schreiben vom 29. Mai 1974 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Kiechle, Höcherl, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Ritz, 
Röhner, Eigen, Niegel, Dr. Althammer, Dr. Müller-Hermann, 
Biehle, Graf Stauffenberg, Bewerunge, Susset, Dr. Jenninger 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. italienische 
Importrestriktion auf dem Agrarsektor — Drucksache 7/2101 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2179 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft hat mit Schreiben vom 31. Mai 1974 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Engholm, Rappe (Hildesheim), Vogelsang, 
Wüster, Dr. Meinecke (Hamburg), Biermann, Mahne, Stahl (Kem- 
pen), Frau Schuchardt, Schmidt (Kempten), Wurbs und der Frak- 
tionen der SPD, FDP betr. Situation der beruflichen Bildung — 
Drucksache 7/2030 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck- 
sache 7/2184 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft hat mit Schreiben vom 30, Mai 1974 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, 
Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hussing, Dr.- 
Ing. Oldenstädt, Dr. Probst, Dr. Schäuble, Dr. Waigel und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Abstimmung von Ausbildungsord- 
nungen für die Berufsbildung zwischen Bund und Ländern - 
Drucksache 7/2058 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck- 
sache 7/2185 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr hat mit Schreiben vom 30. Mai 1974 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Sick, von Hassel, Eigen, Möller (Lübeck), Bre- 
mer, Dr. Narjes, Frau Tübler und Genossen betr. Sicherstellung 
der Finanzmittel für die betriebsnotwendige Unterhaltung von 
Bauwerken und Einrichtungen am Nord-Ostsee-Kanal — Druck- 
sache 7/2100 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksadie 
7/2186 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 31. Mai 1974 den nach- 
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti- 
kel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 
(2. FStrÄndG) 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1974 (Haushaltsgesetz 1974) 

Zu dem Haushaltsgesetz 1974 hat der Bundesrat ferner Ent- 
schließungen gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll beigefügt 
sind. 

Zum Fünften Gesetz zur Reform des Strafrechts (5. StRG) hat 
der Bundesrat gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes Ein- 
spruch eingelegt. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/2181 ver- 
teilt. 


Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Besdrluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege- 
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Belgien dienstlich verwendet werden 

— Drucksache 7/2077 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) des Rates zur An- 
passung der Berichtigungskoeffizienten, die auf die Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beamten und sonstigen Bedien- 
steten der Europäischen Gemeinschaften anwendbar sind 

— Drucksache 7/2106 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Erhebung einer Aus- 
fuhrabgabe bei gewissen gezuckerten Erzeugnissen auf der 
Grundlage von Getreide, Reis und von Milch im Falle von 
Versorgungsschwierigkeilen mit Zucker 

— Drucksache 7/2107 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 
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Präsident Frau Renger 

(A) Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinsdiaftszollkontingents für Verede- 
lungsarbeiten an bestimmten Spinnstoffen im passiven Ver- 
edelungsverkehr der Gemeinschaft 

— Drucksache 7/2108 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um Vor- 
lage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Schwellen- 
preise für Getreide für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

— Drucksache 7/2166 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1302/73 bezüglich der Übernahme bestimmter 
Transportkosten für zur Intervention angebotene Erzeugnisse 
im Rindfleischsektor 

— Drudesache 7/2167 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1695/73 des Rates zur Bestimmung, inwieweit die 
für Rindfleisch anzuwendenden Währungsausgleichsbeträge 
wegen der niedrigeren Bewertung einer Währung höher sein 
können als die Belastung bei der Einfuhr aus Drittländern 
— Drucksache 7/2168 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des Zeitraums 
für die Festsetzung des Pausdialwerts zur Berechnung des 
finanziellen Ausgleichs für Fischereierzeugnisse 

— Drucksache 7/2165 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1411/71 hinsichtlich des Fettgehalts von Vollmilch 

— Drucksache 7/2169 — 

(B) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die zeitweilige Aus- 
setzung von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für einige landwirtschaftliche Waren 
— Drucksache 7/2170 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um Vor- 
lage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Vor Eintritt in die Tagensordnung erteile ich das 
Wort zu einer tatsächlichen Erklärung nach § 36 der 
Geschäftsordnung dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Carstens. 


Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Namens der CDU/CSU-Fraktion gebe ich die fol- 
gende Erklärung ab. 

Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Herbert Weh- 
ner, hat laut einer Pressemitteilung der SPD vom 
27. Mai 1974 auf einer Großkundgebung der SPD in 
Hannover u. a. folgendes gesagt: 

SPD und FDP gemeinsam haben die feindselige 
Kampagne der Rechtsparteien zum Scheitern ge- 
bracht. Der heimtückische Versuch eines kalten 
Staatsstreiches wurde zurückgeschlagen. 

Die CDU/CSU-Fraktion weist diese Unterstellung 
als eine schwere Verleumdung auf das schärfste 
zurück. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 


Die Rede des Vorsitzenden der SPD-Fraktion stellt 
die gemeinsame Grundlage, auf der die demokrati- 
schen Parteien der Bundesrepublik Deutschland bis- 
her zusammengearbeitet haben, in Frage. Sie ist da- 
mit ein Angriff auf die freiheitliche Grundordnung 
selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist nicht die erste Äußerung des SPD-Fraktions- 
vorsitzenden, die in diese Richtung geht 

(Zurufe von der SPD.) 

Die Geschichte der Weimarer Republik hat ge- 
zeigt, daß die hemmungslose Verunglimpfung des 
politischen Gegners durch rechtsextreme und links- 
extreme Parteien 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe und 

demonstrativer Beifall bei Abgeordneten 
der SPD.) 

zum Untergang einer freiheitlich-rechtsstaatlichen 
Ordnung führen kann. 

(Zurufe von der SPD.) 

Die damaligen Parteien, die eindeutig auf dem Bo- 
den der Weimarer Verfassung standen, einschließ- 
lich der Sozialdemokratischen Partei, wurden durch 
Kommunisten und Nationalsozialisten systematisch 
diffamiert. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 

Abg. Wohlrabe: Kommunisten und Nazis! 

Lesen Sie mal die Protokolle nach! — Abg. 

Haase [Kassel]: Da hat Wehner eine große 
Rolle gespielt!) 

An diese Vorgänge werden wir erinnert, wenn 
wir heute aus dem Munde des SPD-Fraktionsvorsit- 
zenden die soeben wiedergegebenen Äußerungen 
hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es muß alle Deutschen, die den freiheitlichen Staat 
der Bundesrepublik Deutschland erhalten und ver- 
teidigen wollen, mit großer Sorge erfüllen, wenn der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion seine Verleumdungen 
jetzt gegen die beiden Parteien der CDU und CSU 
richtet, die etwa die Hälfte aller in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden Bürger repräsentie- 
ren und die ebenso wie die anderen demokratischen 
Parteien Garanten einer freiheitlichen Staatsordnung 
in diesem Lande sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der politischen Auseinandersetzung, die das 
Wesen des freiheitlichen Rechtsstaates ausmacht, 
muß jede Partei dem politischen Gegner, der auf dem 
Boden dieses Staates steht, zubilligen, daß er eine 
demokratische Alternative bietet. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD.) 

Gegen diesen Grundsatz verstößt der Vorsitzende 
der SPD-Fraktion systematisch. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU/CSU appelliert an ihn, seine Äußerungen 
vom 27. Mai 1974 zurückzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Präsident Frau Renger: Das Wort zu einer 

weiteren Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung 

hat der Herr Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Rede, auf die der Herr Vorsitzende 
der CDU/CSU-Fraktion Bezug genommen hat, ent- 
hält deutliche Feststellungen darüber, gegen wen 
sich die Vorwürfe richten. Wenn von mir erwartet 
wird, daß ich etwas zurückzunehmen hätte, so muß 
ich Ihnen erklären, daß ich die Praxis nicht kenne, 
die z. B. darin besteht — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

jeder, der hier am 21. Mai 1974 die Rede des Herrn 
Abgeordneten Strauß, Vorsitzender der CSU, gehört 
hat mit ihren Anspielungen auf das, was dann von 
mir als „kapitale Lüge", die geplatzt ist, verstanden 
werden mußte, und die auch noch von der CSU- 
Landesgruppe als unkorrigierter Text verbreitet 
worden ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er lügt schon 
wieder!) 

muß feststeilen, daß es sich darum handelte — , daß 
sich Herr Strauß schon am 26. Mai 1974 und per 
Vormeldung am 25. Mai 1974 distanzierte von dieser 
Verwandtschaft dessen, was er gesagt hatte, mit 
jener von mir als kapitale Lüge bezeichneten Kam- 
pagne besonderer Art. Das gehört wohl zur Praxis. 
Und am 27. Mai 1974 hat er in einem Interview in 
einer großen Tageszeitung faktisch seine Behaup- 
tung erneuert. 

Ich sage Ihnen, sehr verehrter Herr Kollege Dr. 
Carstens: Kalter Staatsstreich steht zum Staatsstreich 
in entsprechendem Verhältnis wie kalter Krieg zum 
Krieg. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Kiechle: Kom- 
munist war er schon immer! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU: Pfui! — Unglaub- 
lich! — Unverschämt!) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, die Erklärungen nach § 36 der Geschäfts- 
ordnung sind abgegeben. 

Zu einer persönlichen Erklärung nach § 36 der 
Geschäftsordnung hat nunmehr der Herr Abgeord- 
nete Wolfram das Wort. 

(Abg. Haase [Kassel] : Der Kaffeeholer!) 

Wolfram (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Parlamentarische Geschäftsführer 
der CDU/CSU-Fraktion, der Abgeordnete Rudolf Sel- 
ters, hat in der Bundestagssitzung am 2. April 1974 
— nachweislich des Protokolls über diese Sitzung — - 
in Zwischenrufen Behauptungen über mich geäußert, 
die nicht der Wahrheit entsprechen. Ich weise diese 
Unterstellungen zurück und bedauere außerordent- 
lich, daß sich Herr Seiters nicht zu einer Zurück- 
nahme seiner wahrheitswidrigen Bemerkungen ent- 
schließen konnte. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wohlrabe: 

Was hat er denn gesagt? — Abg. Haase 
[Kassel] : Beim Fahrverbot hat er den 


Kuchen holen lassen! — Abg. Dr. Marx: (C) 

Herr Metzger soll mal herkommen! — Abg. 

Haase [Kassel]: Das braucht der Herr für 
den Wahlkreis! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, Sie haben die persönlichen Erklärungen ge- 
hört. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 der heutigen Tages- 
ordnung auf: 

Beratung des Einspruchs des Bundesrates zu 
dem Fünften Gesetz zur Reform des Straf- 
rechts 

— Drucksache 7/2181 — 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat der 
Abgeordnete Dürr. 

Dürr (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Seit vielen Jahren ist kein Gegenstand der 
Gesetzgebung im Plenum des Deutschen Bundes- 
tages, in seinen Ausschüssen und Fraktionen so aus- 
führlich und mit so viel Gewissenhaftigkeit beraten 
worden wie die Reform des § 218 des Strafgesetz- 
buches. 

(Zustimmung bei der SPD. — Unruhe.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
eine Sekunde! Ich bitte die Damen und Herren um 
Ruhe für den Redner. (^) 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Dürr (SPD): Dem Bundestag lagen vier Reform- 
modelle zur Beratung vor, die alle im Laufe der 
Ausschußberatungen verändert und verbessert wor- 
den sind. Sie wurden danach im Plenum in einem 
Verfahren zur Aussprache und zur Abstimmung ge- 
stellt, das jedem Abgeordneten die bestmögliche 
Chance bot, seine Auffassung und seine Stimme un- 
beeinflußt von Mehrheitsauffassungen seiner Partei 
und seiner Fraktion zur Geltung zu bringen. 

In der dritten Beratung blieb der Gesetzentwurf 
der CDU/CSU-Fraktion mit 217 Ja-Stimmen gegen 
267 Nein-Stimmen in der Minderheit. Der Entwurf 
der Koalitionsfraktionen SPD und FDP, die Fristen- 
regelung, ist in den Bundestagsausschüssen insbe- 
sondere in dem Punkt verbessert worden, daß eine 
obligatorische Beratung der Schwangeren mit dem 
Ziel zu erfolgen hat, die Fortsetzung der Schwanger- 
schaft und die Lage von Mutter und Kind zu er- 
leichtern. Dieser Entwurf fand am 26. April mit 247 
Ja-Stimmen bei 233 Nein-Stimmen und 9 Enthaltun- 
gen eine Mehrheit. 

Gegen diesen Bundestagsbeschluß hat die Bundes- 
ratsmehrheit, die dabei bestimmt nicht spezielle Be- 
lange der Bundesländer vertreten hat, Einspruch 
eingelegt mit dem Begehren, der Vermittlungsaus- 
schuß möge den Gesetzentwurf der CDU/CSU-Frak- 
tion zur Annahme empfehlen, obwohl diesem Vor- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


6927 


Dürr 

schlag im Bundestag 51 Stimmen zur relativen 
Mehrheit gefehlt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
keine Erklärung!) 

Dazu wurde auch in der Öffentlichkeit gesagt, die 
Bundesratsmehrheit stehe einer anderen Formulie- 
rung der Indikationen, etwa nach dem Vorschlag des 
Ärztetages, nicht ablehnend gegenüber. 

In den beiden weitaus wichtigsten Punkten, in de- 
nen sich der Entwurf der CDU/CSU-Fraktion vom 
Antrag der Koalitionsfraktionen SPD und FDP und 
auch vom Gruppenantrag von SPD-Abgeordneten 
unterscheidet, war von Bundesratsmehrheit und 
Opposition weit und breit kein Kompromißvorschlag 
zu vernehmen. 

Ich möchte diese beiden Punkte noch einmal klar 
herausstellen. Die geltende Fassung des § 218 des 
Strafgesetzbuches mit seiner unbedingten Bedro- 
hung des Schwangerschaftsabbruches mit Strafe 
konnte werdendes Leben nicht wirksam schützen. 
Sie hat alljährlich Hunderttausende von Frauen in 
seelische und körperliche Not geraten lassen. Sozial- 
staatliche Angebote zur Beratung und Hilfe wurden 
von den Schwangeren nicht angenommen, weil diese 
aus Furcht vor Aufnahme ihrer Personalien in eine 
Kartei und aus Angst vor Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Gerichten ihre Konfliktsituation höchstens mit 
ihren Angehörigen oder mit dem Vater des zu er- 
wartenden Kindes erörterten. Diese Situation des 
Unberatenseins, die leicht in Panik umschlug, war 
der Anlaß für viele unsachgemäß durchgeführte 
Schwangerschaftsabbrüche, die bei Tausenden von 
Frauen Schaden an Leben und Gesundheit verur- 
sacht haben. Diese Situation des Unberatenseins 
war aber auch der Anlaß für viele Reisen ins Aus- 
land, wo für Geld ein Schwangerschaftsabbruch zu 
haben war. 

Aus dieser Erkenntnis heraus sind wir der Über- 
zeugung, daß ein tatsächlich wirksamer Schutz des 
werdenden Lebens nur erfolgen kann, wenn die 
Beratung ausgebaut und der Zugang zu ihr erleich- 
tert wird. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Eine solche Hilfe wird aber nur angenommen, wenn 
die Schwangere weiß, daß sie sich ohne jedes Risiko 
beraten lassen kann. Das heißt mit anderen Worten: 
nur eine weitgehende Rücknahme des staatlichen 
Strafanspruchs macht für die Schwangeren den Weg 
zur Beratung frei. 

Wir sind dem Vorsitzenden des Rates der Evan- 
gelischen Kirche ln Deutschland für eine Äußerung 
in einer Stellungnahme, die uns allerdings sehr spät 
zugegangen ist, sehr dankbar. Dort sagt Landes- 
bischof Dr. Helmut Claß: 

Ich halte es auch für möglich, in der rechtlichen 
Regelung des Verfahrens, in der tatsächlichen 
Ausgestaltung des Beratungswesens und seiner 
Anwendung auf den Einzelfall zu einer Lösung 
zu kommen, die eine grundsätzliche Straffreiheit 
der beteiligten Frauen rechtfertigt. 

Beratung ohne Angst, das ist unser Grundanliegen. 


Das zweite läßt sich in dem Satz zusammenfassen: 
Beratung ohne Vertrauen zu den Beratenden bleibt 
wirkungslos. Deshalb halten wir es für unabdingbar, 
daß die Schwangere frei wählen kann, wo sie sich 
Rat holen will. Die im CDU/CSU-Entwurf vorge- 
sehene, amtlich bestellte, für den Wohnbezirk der 
Schwangeren örtlich zuständige Gutachterstelle 
schafft kein Vertrauen. Sie wirkt auf die betroffe- 
nen Frauen eher abschreckend. 

In diesen beiden für uns entscheidenden Punkten 
wurde von der Opposition in diesem Hause und von 
der Bundesratsmehrheit auch nicht der kleinste 
Schritt zur Annäherung sichtbar. Der neuerliche Ein- 
spruch des Bundesrates schränkt, wie jedermann in 
Art. 77 Abs. 3 des Grundgesetzes nachlesen kann, 
die Möglichkeiten des Parlaments wesentlich ein. 
Der Bundestag kann heute nicht mehr zwischen vier 
Modellen wählen oder gar über Änderungsanträge 
dazu abstimmen; er kann über die Sache nicht ein- 
mal mehr diskutieren. Es sind nur noch Erklärungen 
zur Abstimmung zulässig. Die Alternative bei der 
Abstimmung ist klar und eindeutig: Wird der Ein- 
spruch des Bundesrates von der Mehrheit der Mit- 
glieder des Bundestages zurückgewiesen, dann wird 
die Fristenregelung mit verbesserter Beratung, die 
im Bundestag am 26. April eine relative Mehrheit 
gefunden hat, Gesetz. Wird der Einspruch nicht mit 
absoluter Mehrheit zurückgewiesen, dann ist die 
Reform des § 218 gescheitert. Es bliebe dann beim 
derzeitigen Rechtszustand, den alle relevanten ge- 
sellschaftlichen und politischen Kräfte in diesem 
Lande für untragbar, inhuman und dringend reform- 
bedürftig halten. 

Fristenregelung oder überhaupt keine Reform: 
diese Frage bei der heutigen Abstimmung legt es 
auch denen, die die Fristenregelung nicht für den 
bestmöglichen Vorschlag halten, nahe, ihre Stimme 
so abzugeben, daß die Reform nicht scheitert. Wenn 
die Abstimmungsfrage heute nur noch lautet: Fri- 
stenregelung oder Scheitern der Reform, dann sollte 
sich die Opposition fragen, ob sie es vor der Bevöl- 
kerung verantworten kann, ihre Stimmen für das 
Scheitern der Reform abzugeben. Ich stelle diese 
Frage, um Sie von der CDU/CSU ein wenig nach- 
denklich zu machen. 

(Zuruf des Abg. Niegel.) 

Vertreter Ihrer Fraktion haben von der breiten 
Mehrheit gesprochen, mit der die Reform des § 218 
verabschiedet werden soll. Sie sind dabei doch hof- 
fentlich nicht von der Voraussetzung ausgegangen, 
diese breite Mehrheit könne selbstverständlich nur 
dadurch zustande kommen, daß die andere Seite und 
nicht die CDU/CSU nachgebe. 

Frau Kollegin Funcke hat am 26. April gesagt: 
„Niemand geht aus dieser Abstimmung ohne 
Schuld.“ Dieses Wort gilt auch für den heutigen Tag. 
Niemand sollte heute diesen Saal verlassen in dem 
Gefühl, Sieger oder Besiegter zu sein. Kein Befür- 
worter der Fristenregelung darf sagen: Es ist er- 
reicht. Dazu sind die noch vor uns liegenden Auf- 
gaben viel zu groß. Und kein Gegner der Fristen- 
regelung sollte sich auf den Standpunkt stellen; 
Der heutigen Mehrheit werden wir es schon zeigen 
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?A) — gg| gg noch im Gesetzgebungsverfahren 

befindlichen sozialen Ergänzungsgesetz, sei es durch 
entsprechende Beschlüsse in kommunalen Gremien. 

Ein nach ausführlichster, gründlicher Beratung ord- 
nungsgemäß zustande gekommenes Gesetz verlangt 
von allen Beachtung im Interesse des Rechtsfriedens. 
Und weil keine Änderung des Strafrechts ein sozia- 
les Problem lösen kann, bleiben wir alle aufgerufen, 
in Bund, Ländern und Kommunen auf allen Sach- 
gebieten das Möglichste zu tun, um die Bundes- 
republik Deutschland kinderfreundlicher zu machen. 
Dazu kann auch jeder einzelne Bürger seinen Teil 
beitragen, indem er überall dort seine Stimme er- 
hebt, wo er z. B. Reste von Diffamierung einer nicht- 
ehelichen Mutter bemerkt. 

Der Kampf um den § 218 ist beendet. Daß die 
Bundesrepublik Deutschland kinderfreundlicher wer- 
den soll, bleibt uns allen als gemeinsame Aufgabe. 

Die Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands stimmt für die Reform des § 218 und 
weist den Einspruch der Bundesratsmehrheit zurück. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort zu einer 
Erklärung hat der Herr Abgeordnete Dr. Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU); Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die heutige Abstimmung zu § 218 des Strafgesetz- 
(B) buches ist für mich und meine Fraktion und für 
viele Menschen in diesem Lande eine große Ent- 
täuschung, Sie hatten Erwartungen in den Vermitt- 
lungsausschuß gesetzt; sie hatten ein Ergebnis er- 
wartet, dem eine breite Mehrheit dieses Hauses 
hätte zustimmen können. 

Herr Kollege Dürr, ich muß Ihnen widersprechen, 
wenn Sie sagen, von seiten der CDU/CSU sei im 
Vermittlungsausschuß keine Vermittlungsbereit- 
schaft erkennbar geworden. Die Vertreter der CDU/ 
CSU im Vermittlungsausschuß hatten, wie Sie si- 
cher wissen werden, die Einsetzung eines Unter- 
ausschusses beantragt, in dem die Vermittlung ver- 
sucht und eine gemeinsame Basis gefunden werden 
sollte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dürr: Kein weiteres Wort über die Auf- 
gabe dieses Unterausschusses!) 

Sicher wäre ein einmütiges oder auf breiter Ba- 
sis beruhendes Ergebnis nicht von allen Seiten und 
überall mit ganzem Herzen vertreten worden, aber 
doch in dem Bewußtsein, in dieser schwierigen An- 
gelegenheit die größtmögliche Einigkeit herbeige- 
führt zu haben. 

Diese Hoffnungen haben sich nicht erfüllt. Wir 
müssen feststellen, daß diese Reform wie keine 
andere eine weitgehende Übereinstimmung erfor- 
dert hätte. Eine schmale Mehrheit wird aber jetzt 
dazu benutzt, die eine Hälfte unseres Volkes gegen 
die andere auszuspielen. Denn das muß hier festge- 
halten werden: Die Ansichten in dieser Frage teilen 
unser Volk in zwei Hälften. Welch eine Möglich- 


(C) 

keit, die Emotionen der Öffentlichkeit im Parla- 
ment in die Bahnen einer wohlabgewogenen Lösung 
zu lenken, ist hier vertan worden! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, eine Verständigung 
wäre möglich gewesen. Und, Herr Kollege Dürr — 
auch darin muß ich Ihnen widersprechen — , eine 
Verständigung ist jetzt noch möglich. Auch jetzt 
kann die Mehrheit des Bundestages oder die Bun- 
desregierung den Vermittlungsausschuß noch einmal 
anrufen; 

(Zurufe von der SPD: Der Bundesrat ist 

doch gar nicht interessiert!) 

Sie können die Sache nicht so darstellen, als wenn 
es jetzt nur noch um Ja oder Nein zu der Vorlage 
ginge. In Wahrheit besteht auch jetzt noch eine 

Vermittlungsmöglichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Koalition weiß sehr wohl, daß auf seiten der 
CDU/CSU eine Verständigungsbereitschaft und ein 
Einigungswille vorhanden war. Sie weiß auch, daß 
wir noch zwischen der zweiten und der dritten Le- 
sung das Gespräch mit ihr gesucht haben. Bei die- 
ser Gelegenheit sind wir mit dem Hinweis auf eine 
Einigungsmöglichkeit im Vermittlungsausschuß ver- 
tröstet worden. Daß dieser Hinweis nicht ernst ge- 
meint sein konnte, wissen wir heute. 

Niemand kann sich hier damit herausreden, es 
habe keine Möglichkeiten für einen Kompromiß ge- 
geben. Ich brauche nur an den Vorschlag der Ärzte- 
schaft zu erinnern, auf den Mitglieder meiner Frak- 
tion bereits in der zweiten und dritten Lesung hin- 
gewiesen haben. Gerade dieser Vorschlag hätte es 
verdient, auch bei der Koalition Beachtung zu fin- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er hat die Zustimmung der überwältigenden Mehr- 
heit der deutschen Ärzteschaft gehabt, und das ist 
immerhin ein Wort, über das der Bundestag nicht 
leichtfertig hinweggehen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Natürlic±i wären Einigungsversuc±ie mühsam ge- 
wesen, natürlich hätten sie Kompromißbereitschaft 
vorausgesetzt. Aber wir alle — und da schließe ich 
die Koalition mit ein — könnten beruhigter auf den 
Abschluß dieses Gesetzesvorhabens sehen. Noch 
mögen einige von Ihnen, wenn Sie in der Abstim- 
mung gleich die Mehrheit erhalten sollten, ein Ge- 
fühl des Triumphes haben; aber über kurz oder 
lang werden Sie wissen, mit welcher Hypothek Sie 
sich dabei belastet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unser besonderes Bedauern gilt denjenigen unter 
Ihnen, die unter Aufgabe ihrer ursprünglichen Posi- 
tion für die Fristenregelung gestimmt haben. Sie 
werden am meisten bedrückt sein, wenn sie sich 
die Folgen ihrer Abstimmung vergegenwärtigen. 

Die von ihnen hier gegebene wenig überzeugende 
Begründung für ihren Positionswechsel wird ihnen 
die Verantwortung nicht leichter machen. 
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Auch noch zu diesem Zeitpunkt wird in unserem 
Volk die Bereitschaft zu einer Reform auf der 
Grundlage einer breiten Übereinstimmung nach- 
drücklich gefordert. Das zeigen viele Briefe, die uns 
erreicht haben. Lassen Sie mich stellvertretend für 
viele die Stellungnahme von Landesbisdiof Claß 
— Herr Kollege Dürr hat sich ebenfalls auf ihn be- 
zogen — , dem Vorsitzenden des Rates der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland, nennen, der an alle 
Beteiligten appelliert hat, „bis zuletzt alle Möglich- 
keiten für eine Regelung auf einer breiteren Grund- 
lage in Parlament und Öffentlichkeit auszuschöp- 
fen". 

Zur Sache selbst soll hier nicht noch einmal das 
Für und Wider der verschiedenen Reformvorschläge 
aufgerollt werden. Die zweite und dritte Lesung 
haben einen breiten Überblick über die Argumente 
gegeben. Gestatten Sie mir aber eine kurze Be- 
standsaufnahme. Zumindest der Ausgangspunkt der 
Reform ist unstrittig: Eine Reform ist notwendig, 
weil das geltende Recht zwar das ungeborene Leben 
schützt, aber den schutzwürdigen Interessen der 
Frau nicht genügend Rechnung trägt. Unstrittig ist 
auch, daß eine Abtreibung nur der letzte Ausweg 
aus einer Notsituation sein soll. 

Hier allerdings beginnen schon die Unterschiede. 
Die Fraktion der CDU/CSU sieht im Mittelpunkt 
der Reform vorbeugende soziale, familienpolitisdie 
Maßnahmen. Als Konsequenz braucht die strafrecht- 
liche Regelung nur auf die wirklichen Konfliktfälle 
zugeschnitten zu sein. In erster Linie wollen wir da- 
her Zugang zu den vorbeugenden Maßnahmen schaf- 
(B) fen. Unser Entschließungsantrag zu sozialen und 
familienpolitisdien Maßnahmen sowie unser Ent- 
wurf über die Gewährung von Erziehungsgeld sol- 
len gewährleisten, daß keine Frau aus sozialen 
Gründen einen Sdhwangerschaftsabbruch in Erwä- 
gung zu ziehen braucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Koalition verhält sich hier dagegen schon 
widersprüchlich. Auch sie betont immer wieder, daß 
ein Schwangerschaftsabbruch nur der letzte Ausweg 
sein darf. Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche 
soll angeblich gesenkt werden. Die sozialen Maß- 
nahmen gipfeln aber in einem Gesetz, das den Kran- 
kenkassen undifferenziert die Kosten für alle 
Schwangersdiaftsabbrüche aufbürdet. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße]: Hört! Hört!) 

Es ist selbstverständlich, daß bei medizinischen Indi- 
kationen die Kosten von den Krankenkassen zu 
übernehmen sind. Aber in Verbindung mit der Fri- 
stenlösung ist diese Kostenverteilung — das mögen 
Sie drehen und wenden, wie Sie wollen — eine 
Unterstützung für unverantwortlidie Schwanger- 
schaftsabbrüche. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Fristenlösung ist damit begründet worden, die 
Frau solle aus der Belastung mit der Androhung 
einer Kriminalstrafe herausgehalten werden, der 
Strafanspruch des Staates solle zurückgenommen 
werden, ohne daß ein moralisches Wert- oder Un- 
werturteil über den Schwangerschaftsabbruch gefällt 


(Q 

werde. Aber mit der beabsichtigten überbürdung 
der Kosten auf die Krankenkassen wird der Schwan- 
gerschaf tsabbruch staatlich gefördert. Daß es unter 
diesen Umständen sehr schwierig sein wird, das 
Gefühl für die Unreditmäßigkeit der Tötung des 
ungeborenen Lebens noch wachzuhalten, kann die 
Koalition ernsthaft nicht bezweifeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diesen Weg können wir nicht mitgehen. Das Recht 
auf Leben ist unteilbar und für uns ein unverzicht- 
barer Grundsatz auch da, wo es um das ungeborene 
Leben geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zur Straffreiheit des Schwangerschaftsabbruchs kom- 
men wir daher nur — das entspricht dem Wesen 
einer Indikationenregelung — aus dem Gesichts- 
punkt der Güterabwägung oder der Zumutbarkeit. 

Wenn der Kollege Maihofer in der dritten Lesung 
gesagt hat, die Würde des Menschen stehe noch vor 
dem Recht auf Leben, so kann ich nur sagen: Würde 
ebenso wie Selbstbestimmungsrecht sind nicht auf 
schrankenlose Selbstverwirklichung gerichtet; ihren 
hohen Rang erhalten sie durch den Respekt vor der 
Würde und dem Selbstbestimmrecht anderer, vor 
allen Dingen vor dem Lebensrecht anderer, 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 
auch wenn der andere noch nicht geboren ist. 

35 namhafte Rechtsprofessoren haben sich in 
einem offenen Brief an die Mitglieder des Vermitt- 
lungsausschusses gewandt. Aus diesem Brief möchte 
ich einen zum Nachdenken anregenden Satz wört- 
lich zitieren. Er lautet: 

Es gehört zu den elementaren Grundlagen un- 
serer Rechtsordnung, daß das Lebensrecht nicht 
abhängig ist von der persönlichen Gewissens- 
entscheidung eines anderen. 

Meine Damen und Herren, das ist ein Satz, der zum 
Nachdenken Anlaß geben sollte. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Frau muß selbst- 
verständlich respektiert werden, aber in der Dis- 
kussion um die Reform des § 218 ist auch viel Miß- 
brauch mit diesem Begriff getrieben worden. Man 
hat so getan, als ob die Möglichkeit und damit das 
Recht zur Selbstbestimmung im Abbruch der 
Schwangerschaft liege. Damit mußte die Ausübung 
des Selbstbestimmungsrechts notwendigerweise auf 
Kosten des ungeborenen Kindes gehen. 

In einem Aufsatz zur Reform des § 218 in der 
Zeitschrift für Rechtspolitik sagt der Münchener 
Hochschullehrer Professor Spaemann folgendes: 

Gewachsen ist die Sensibilität für Ungerechtig- 
keiten in der Verteilung von Lebenschancen, 
von Lasten und Entschädigungen. Gewachsen 
ist die Bereitschaft, körperlich oder geistig Be- 
nachteiligten und gesellschaftlichen Randgrup- 
pen zusätzliche Hilfestellung zu geben. Ge- 
wachsen ist aber gleichzeitig die Neigung zur 
Brutalität gegenüber allem, was sich individuel- 
len Ansprüchen in den Weg stellt. Und da dies 
oft individuelle Ansprüche anderer sind, hebt 
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sich das emanzipatorische Bewußtsein vielfach 
selbst wieder auf, Emanzipation gibt es nicht 
ohne Solidarität. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch Selbstbestimmungsrecht und Würde gibt es 
nicht ohne Solidarität. Jedem wird nur soviel Würde 
und Selbstbestimmungsrecht zugestanden, wie er 
selbst anderen einräumt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

An diesen Wertmaßstäben hat sich der Gesetzgeber 
zu orientieren. Mit der Fristenregelung wird er 
ihnen nicht gerecht. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort zu einer Er- 
klärung hat der Abgeordnete von Sohoeler. 

von Schoeler (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Bundestag steht heute vor 
der abschließenden Entscheidung über eine Reform, 
die nicht nur von den Mitgliedern von Bundestag 
und Bundesrat, sondern auch von vielen Bürgern 
mit einem inneren Engagement diskutiert worden 
ist wie kaum eine andere Frage. Zu dieser Ent- 
scheidung gebe ich im Namen der FDP-Fraktion fol- 
gende Erklärung ab: 

Wir Freien Demokraten haben uns bei der Re- 
form des § 218 StGB als erste Partei klar und ein- 
jßj deutig für die Fristenregelung entschieden. Wir ha- 
ben in den vergangenen Jahren darauf hingearbei- 
tet, auch in diesem Hause eine Mehrheit für diese 
Entscheidung zu gewinnen. Wir haben das getan, 
weil nur so der menschlichen Not, die der § 218 
über hundert Jahre lang geschaffen hat, ein Ende 
gemacht werden kann, weil nur so an die Stelle der 
Strafandrohung das treten kann, was notwendig ist, 
nämlich mitmenschlicher Rat und soziale Hilfe, und 
weil nur so Schluß damit gemacht werden kann, daß 
Über die Frauen in ihrem ureigensten Bereich immer 
wieder wie seit Jahrzehnten und Jahrhunderten an- 
dere bestimmen. 

Der Bundestag hat unserem Vorschlag bei der drit- 
ten Lesung der Gesetzentwürfe zugestimmt. Neue 
Argumente sind in der Debatte im Bundesrat nicht 
aufgetaucht. Wir Freien Demokraten halten an un- 
serer Auffassung fest. 

Die Diskussion über die Reform des § 218 ist in 
den letzten Wochen von einigen unter dem Ge- 
sichtspunkt der Suche nach einem Kompromiß ge- 
führt worden. Diese Suche nach einem Kompromiß 
mußte erfolglos sein. Ein Kompromiß zwischen Fri- 
stenregelung einerseits und den verschiedenen Indi- 
kationenmodellen andererseits ist nicht möglich. 
Alle Indikationenmodelle gehen davon aus, daß 
grundsätzlich an der Strafandrohung festgehalten 
werden muß, weil der Staat aus prinzipiellen Erwä- 
gungen auf den strafrechtlichen Schutz des werden- 
den Lebens nicht verzichten dürfe. Die Fristenrege- 
lung geht davon aus, daß die Strafandrohung des 
§ 218 eben diese Aufgabe, werdendes Leben zu 
schützen, nicht erfüllt hat und daher zurückgezo- 


gen werden muß, um den Weg zur Beratung zu er- ' ^ 
öffnen. Zwischen diesen beiden Positionen ist ein 
Kompromiß nicht denkbar. 

Die Suche nach einem Kompromiß mußte aber 
auch deshalb erfolglos sein, weil die Auffassungen 
innerhalb der Gruppe der Befürworter der ver- 
schiedenen Indikationenmodelle außerordentlich 
kontrovers waren. Zwischen dem Modell, das Herr 
Kollege Heck eingebracht hatte, und der soge- 
nannten erweiterten Indikationenregelung liegen 
Welten. Es gibt eben nicht d i e Indikationenrege- 
lung. Vielmehr hat jeder Mensch eine eigene Vor- 
stellung darüber, in welchem Fall eine Abtreibung 
gerechtfertigt sein soll oder nicht, wenn er sich ein- 
mal darauf einläßt, solche Entscheidimgen staat- 
licherseits zu beurteilen. Darum ist es ja den Be- 
mühungen auch kirchlicher Stellen nicht gelungen, 
eine bestimmte Indikationenregelung zu konzipie- 
ren und Mehrheiten dafür zu finden. 

Die Debatte über diese Prinzipien ist im Bundes- 
tag mit großem Ernst und Respekt vor der Meinung 
des Andersdenkenden geführt worden. Gerade weil 
dies so war, gerade weil es sich um eine Frage 
grundsätzlicher Bedeutung handelt, kann niemand 
einen politischen Kompromiß der ethischen Halbhei- 
ten und der praktischen Undurchführbarkeit wollen, 
über Gewissensentscheidungen der Mitglieder die- 
ses Hauses läßt sich nicht vom Bundesrat vermitteln. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb wird heute die Entscheidung vielleicht 
mit einer knappen Mehrheit fallen. Aber wir sollten 
uns bewußt sein: Eine parlamentarische Demokratie 
wie die unsere beruht darauf, daß Mehrheiten nicht 
gewichtet und Entscheidungen des Parlaments unab- 
hängig von der Größe der Mehrheit respektiert wer- 
den. 

Am Ende dieser Debatte müssen einige Bemerkun- 
gen zur Zukunft stehen. Der Gesetzentwurf stellt 
sicher, daß niemand gegen seinen Willen zur Mit- 
wirkung an einem Schwangerschaftsabbruch ge- 
zwungen werden darf. So energisoh wir Freien De- 
mokraten uns für die Durchsetzung der Fristenrege- 
lung eingesetzt haben, so sorgsam werden wir dar- 
über wachen, daß kein Arzt, keine Krankenschwe- 
ster und kein Angehöriger sonstiger medizinischer 
Berufe gegen sein Gewissen zur Mitwirkung an sol- 
chen Eingriffen veranlaßt wird. 

Die Fristenregelung eröffnet den Weg zur Bera- 
tung. Die Wirksamkeit des Gesetzes wird damit ent- 
scheidend davon abhängen, ob das Netz der Bera- 
tungsstellen weiter ausgebaut wird. Der Bund hat 
die entsprechenden Mittel ln seinem Haushalt be- 
reits erhöht. Länder und Gemeinden sind aufgefor- 
dert, hier sofort tätig zu werden. Wir apppellieren 
auch an die freien Träger solcher Beratungsdienste, 
ihre Anstrengungen ebenfalls zu vergrößern. Die 
Bürger werden sicher sehr aufmerksam verfolgen, 
ob den zahlreichen Bekenntnissen zur besonderen 
Bedeutung der Beratung in der Diskussion um den 
§218 nun Taten folgen. 

Die Reform im Sinne der Fristenregelung wird die 
Atmosphäre der Angst, Heimlichkeit und Heuche- 
lei beseitigen. Staat und Gesellschaft werden mit 
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dieser Entscheidung in die Pflicht genommen, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Frauen 
eine sittlich motivierte Entscheidung für die An- 
nahme ihres Kindes treffen. Jeder kann dazu bei- 
tragen. Wir Freien Demokraten sind uns dieser Ver- 
pflichtung bewußt. Wir werden den Einspruch des 
Bundesrates zurückweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger; Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Abstimmung zu diesem 
Punkt erfolgt um 11.30 Uhr. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zu dem Gesetz zur Neuregelung 
des Volljährigkeitsalters 
— > Drucksache 7/2153 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kleinert 

Das Wort hat der Herr Berichterstatter Kleinert. 

Kleinert (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der Ihnen vorliegende 
Antrag des Vermittlungsausschusses bedeutet eine 
gesetzliche Klarstellung und Festschreibung der De- 
finitionen zu dem Unterhaltsbegriff des § 1610 Abs. 2 
BGB, die die Rechtsprechung im Laufe der Jahre 
schon in etwa dieser Form erarbeitet hat. Ich bitte 
(Bj Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Präsident Frau Renger: Wird das Wort wei- 
ter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Die Ab- 
stimmung erfolgt um 11.30 Uhr. 

Ich rufe Punkt 7 auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zu dem Zweiten Steueränderungs- 
gesetz 1973 

— Drucksache 7/2156 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Junghans 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Bitte, Herr Berichterstatter Junghans! 

Junghans (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! In der Sitzung des Bundesrates 
vom 10. Mai wurde beschlossen, den Vermittlungs- 
ausschuß anzurufen mit dem Begehren, das Zweite 
Steueränderungsgesetz 1973 in Art. 3 in zwei Punk- 
ten zu ändern. 

In Punkt 1 handelt es sich um eine rein redak- 
tionelle Änderung, in Punkt 2 handelt es sich darum, 
daß § 36 des Gewerbesteuergesetzes im Vermögens- 
steuerreformgesetz geändert worden ist, und zwar 
sollen die Änderungen dieses Gesetzes grundsätz- 
lich erstmals für den Erhebungszeitraum 1974 gel- 
ten. Die erhöhten Freibeträge sollen erstmals für 
1975 angewandt werden. Ferner wurde in § 36 des 
Gewerbesteuergesetzes bestimmt, daß für Staats- 


banken und die Deutsche Genossenschaftskasse für 
1974 bis 1976 eine ermäßigte Steuermeßzahl gelten 
soll. Nach Nr. 5 in Art. 3 des Zweiten Steuerände- 
rungsgesetzes würden diese beiden Sonderregelun- 
gen des Vermögenssteuerreformgesetzes zu § 36 
des Gewerbesteuergesetzes beseitigt. Der Vermitt- 
lungsausschuß ist in seiner Sitzung am 21. Mai 1974 
dem Begehren des Bundesrates gefolgt, daß es bei 
der Fassung des § 36 des Gewerbesteuergesetzes 
nach dem Vermögenssteuerreformgesetz verbleiben 
soll. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, namens 
des Vermittlungsausschusses, dem Antrag auf 
Drucksache 7/2156 zuzustimmen. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Berichterstatter! 

Das Wort zu einer Erklärung hat der Herr Abge- 
ordnete Bremer. 

Bremer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der sachliche 
Gehalt der beantragten Änderung ist hier darge- 
stellt worden. Die CDU/CSU wird dieser Änderung 
zustimmen, denn hier ist in der Tat ein Versehen 
unterlaufen, das korrigiert werden muß. 

Aber einige Anmerkungen seien doch gestattet. 
Das finanzielle Volumen, um das es hier geht, be- 
trägt 850 Millionen DM. Wenn die falsche Jahres- 
zahl so stehengeblieben wäre, wären den Gemein- 
den im Jahre 1974 Einnahmen in dieser Größenord- 
nung nicht zugeflossen. Allein schon auf diesem (Dl 
Hintergrund muß es etwas verwundern, wenn die 
Koalition an uns den Wunsch herangetragen hat, 
dieses Versehen im Wege der Berichtigung nach den 
Bestimmungen der Geschäftsordnung des Bundes- 
tages zu korrigieren. Dies hätte eine sehr, sehr 
extensive Auslegung der entsprechenden Bestim- 
mungen erforderlich gemacht, die doch im Grunde 
genommen auf eine Korrektur von Versprechern 
und Verschreiben angelegt sind. Davon kann aber 
hier keine Rede sein, überall dort, wo diese Tatbe- 
stände nicht gegeben sind, wo andererseits der 
Wortlaut des verabschiedeten Gesetzes keine Aus- 
legungszweifel aufwirft, kann eine Korrektur nur 
im Wege des ordentlichen Gesetzgebungsverfah- 
rens stattfinden. Die CDU/CSU wird sich auch in 
der Zukunft an diese Grundsätze halten. 

Es bleibt aber auch zu fragen, ob das hier unter- 
laufene Versehen eine Ausnahme oder ein Sym- 
ptom darstellt. Hier müssen wir einfach die zeit- 
lichen Begleitumstände sehen, unter denen sich seit 
geraumer Zeit die finanzpolitische Gesetzgebung 
hier im Bundestag abspielt. Das Zweite Steuerände- 
rungsgesetz ist Anfang des Jahres parallel zum Drit- 
ten Steuerreformgesetz beraten worden, das seiner- 
seits unter ganz erheblichem Zeitdruck beraten wor- 
den ist; davon wird im weiteren Verlauf der Tages- 
ordnung noch die Rede sein. Wir haben also bereits 
seit längerer Zeit im Finanzausschuß mit einer gro- 
ßen Terminenge zu kämpfen — Folgen mangelnder 
Zeitplanung, mangelnder Entschlußkraft, mangeln- 
der Handlungsfähigkeit, Folgen aber auch, so 
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^ möchte ich hinzufügen, der fehlenden Bereitschaft 
der Koalition, einer sorgfältigen Beratung im Finanz- 
ausschuß des Bundestages die nötige Zeit einzu- 
räumen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Sehr richtig!) 

Es sei noch eines hinzugefügt. Dies, was hier über 
die Zeitenge für die Beratungen der finanzpolitischen 
Gesetzgebung im Bundestag zu sagen ist, gilt in 
gleicher Weise für die Ministerialbürokratie. Es ist 
deutlich erkennbar, daß sie ihrerseits seit längerem 
total überfordert ist in der Vorbereitung dieser 
Materie für die entsprechenden gesetzgeberischen 
Arbeiten hier im Bundestag, 

Ich möchte das ausdrücklich betonen, damit der 
Vorwurf bezüglich dieses Versehens nicht etwa der 
Ministerialbürokratie gemacht wird. Dieser Vorwurf 
darf ebensowenig den parlamentarischen Gremien 
gemacht werden. Dieser Vorwurf richtet sich viel- 
mehr allein gegen die Regierung, die bisher leider 
Gottes nicht hat erkennen lassen, daß sie bereit ist, 
in Zukunft für die nötigen zeitlichen Voraussetzun- 
gen zu sorgen, um den Erfordernissen der Sorgfalt 
eines gesetzgeberischen Beratungsverfahrens Rech- 
nung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort zu einer 
Erklärung hat der Abgeordnete Schinzel. 

Schinzel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion bedauert, daß die 
Opposition es für richtig gehalten hat, die Beratun- 
gen des Bundestages und des Bundesrates mit der 
Bereinigung einer technischen Panne zu belasten. 
Solche Pannen sind sozusagen fester Bestandteil der 
Parlamentsgeschichte und konnten — jedenfalls bis- 
her — immer noch einvernehmlich auf dem Wege 
der Behandlung als redaktionelles Versehen bei- 
gelegt werden. Früher hatte es die CDU/CSU nicht 
nötig, solche redaktionellen Versehen als Aufhänger 
für aufgebauschte Erklärungen vor dem Bundestag 
zu benutzen und das Parlament in seiner Arbeit 
unnötig aufzuhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn die Opposition das redaktionelle Versehen 
als Beweis für den von ihr immer fälschlicherweise 
behaupteten Zeitdruck anführen will, unter dem die 
Steuerreform angeblich steht, so muß sie sich Vor- 
halten lassen, daß die Eckwerte der Bundesregierung 
bereits seit dem Herbst 1971 bekannt sind. Wenn 
auch inzwischen einige Beträge geändert worden 
sind, so ist doch am Prinzip der Reform nichts ver- 
ändert worden. 

Daß die CDU/CSU den angeblichen Zeitdruck in 
den Vordergrund ihrer Argumentation stellt, kann 
seinen Grund eigentlich nur darin finden, daß sie 
vor ihren eigenen Mitgliedern ihr Defizit an eigen- 
ständigen Vorstellungen verdecken muß. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Es mag sein, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß dies in Ihren Parteien gelingt. Hier 
im Bundestag offenbart sich aber, daß die CDU/CSU 


das Problem der Steuerreform jahrelang vor sich 
hergeschoben hat und heute ohne sachliche Alter- 
native zur Steuerreformpolitik der Koalition dasteht. 
Wenn also jemand in diesem Raume unter Zeitdruck 
steht, dann sind es Sie, die Koalition sicherlich nicht. 

Die SPD-Fraktion stimmt den im Vermittlungsaus- 
schuß erfolgten Korrekturen zu, weil sie das wieder- 
geben, was die Koalition von Anfang an gewollt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Erklä- 
rungen? — Ich rufe dann Punkt 5 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zu dem Gesetz über Umweltstatisti- 
ken 

— Drucksache 7/2154 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäfer 
(Tübingen) 

Das Wort hat Herr Berichterstatter Dr. Schäfer, 

Dt, (Schäfer (Tübingen) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf 
für den Vermittlungsausschuß folgendes vortragen. 

Das vom Bundestag in der 93. Sitzung beschlos- 
sene Gesetz über Umweltstatistiken wurde vom Ver- 
mittlungsausschuß behandelt, nachdem der Bundes- 
rat in seiner 405. Sitzung am 10. Mai den Vermitt- 
lungsausschuß angerufen hatte. Das Anrufungsbe- 
gehren enthält acht Punkte. Sie beziehen sich nicht 
auf politische Schwerpunkte, sondern — wenn ich so 
sagen darf — auf verwaltungsmäßige Angleichun- 
gen, Ich darf auf die Rückseite der Drucksache 7/2154 
verweisen. Dort sind die drei Punkte aufgeführt, 
die der Vermittlungsausschuß aufgenommen hat. Ich 
darf für den Vermittlungsausschuß um Annahme 
bitten. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr Be- 
richterstatter! Sie sind gleich noch einmal dran. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zu dem Gesetz über Statistiken des 
Personenverkehrs und der Kraftfahrzeugfahr- 
leistungen 1974 
— Drucksache 7/2155 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäfer 
(Tübingen) 

Bitte, Herr Berichterstatter Dr. Schäfer! 

Dr* Schäfer (Tübingen) (SPD): Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Der Bundestag hat das Ge- 
setz über Statistiken des Personenverkehrs und der 
Kraftfahrzeugfahrleistungen 1974 am 15. Februar 
1974 beschlossen. Der Bundesrat hat am 8. März den 
Vermittlungsausschuß mit dem Begehren angerufen, 
das Gesetz aufzuheben. Die Begründung dafür war, 
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daß sich das Gesetz auf das Jahr 1974 beziehe und 
die Methoden, die das Gesetz vorsieht, erneut der 
Überprüfung bedürften. Der Vermittlungsausschuß 
hat sich das Begehren zu eigen gemacht und schlägt 
vor, den Gesetzesbeschluß vom 15. Februar 1974 auf- 
zuheben. 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Die Abstimmungen finden um 11.30 
Uhr statt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung fahren 
wir jetzt mit Punkt 2 und Zusatzpunkt 2 der Tages- 
ordnung fort: 

2. a) Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der SPD, FDP eingebr achten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Familienlastenausgleichs 
— Drucksache 7/2032 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 7/2190 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Car- 
stens (Emstek) 

bb) Bericht und Antrag des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

— Drucksachen 7/2163, 7/2174 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau 
Stommel 

(Erste Beratung 96. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Dritten Steuerreformgesetzes 

— Drucksache 7/1470 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 7/2189 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. von 
Bülow 

bb) Bericht und Antrag des Finanzaus- 
schusses 
(7. Ausschuß) 

— Drucksachen 7/2164, 7/2180 — 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Huber 
Abgeordneter von Bockeiberg 
Abgeordneter Rapp (Göppingen) 
Abgeordneter Dr. Wagner (Trier) 

(Erste Beratung 77. Sitzung) 

c) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Beseitigung von Inflations- 
schäden bei der Einkommen- und Lohn- 
steuer (Inflationsentlastungsgesetz) 

— Drucksache 7/1543 — 


aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § '96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 7/2191 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. 
von Bülow 

bb) Bericht und Antrag des Finanzaus- 
schusses (7. Ausschuß) 

— Drucksachen 7/2164, 7/2180 — 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Huber 
Abgeordneter von Bockeiberg 
Abgeordneter Rapp (Göppingen) 
Abgeordneter Dr. Wagner (Trier) 

(Erste Beratung 77. Sitzung) 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Einkommensteuergesetzes (Steuer- 
änderungsgesetz 1974) 

— Drucksache 7/2171 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft, Haushaltsausschuß 
mitberatend und gemäß § 96 GO 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen dazu 
noch einige Hinweise geben, weil die Behandlung 
des Tagesordnungspunktes 2 möglicherweise etwas 
kompliziert ist. Nach den Anträgen des Finanzaus- 
schusses auf Drucksache 7/2164 und des Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit auf (Di 
Drucksache 7/2163 soll der Gesetzentwurf zur Ver- 
einheitlichung des Familienlastenausgleichs als 
Artikel 2 in den Gesetzentwurf zur Reform der Ein- 
kommensteuer und der Sparförderung eingefügt 
werden. Die Abstimmung über diese Anträge wird 
nach der dritten Beratung der Tagesordnungspunkte 
2 a) und 2 b) durchgeführt. 

Aus diesem Grunde wickeln wir die Beratung zum 
Tagesordnungspunkt 2 und zum Zusatzpunkt 2 wie 
folgt ab: Diese Tagesordnungspunkte werden ge- 
meinsam aufgerufen und in einer verbundenen Aus- 
sprache debattiert. Nach Schluß der verbundenen 
Aussprache wird der Gesetzentwurf zur Vereinheit- 
lichung des Familienlastenausgleichs in zweiter und 
dritter Beratung aufgerufen. Die Schlußabstimmung 
wird zurückgestellt. Danach wird der Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Einkommensteuer in 
zweiter und dritter Beratung aufgerufen. Die Schluß- 
abstimmung wird ebenfalls zurückgestellt. Dann 
folgt die Abstimmung über die Anträge des Finanz- 
ausschusses und des Ausschusses für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit über die Einfügung des Ge- 
setzentwurfs zur Vereinheitlichung des Familien- 
lastenausgleichs als Artikel 2 in den Entwurf eines 
Gesetzes zur Reform der Einkommensteuer und der 
Sparförderung. Falls diesen Anträgen zugestimmt 
wird, wird im Anschluß daran die Schlußabstim- 
mung zu Tagesordnungspunkt 2 b) aufgerufen. Hier- 
bei werden notwendige Anpassungen, die sich aus 
der möglichen Einführung des Artikels 2 ergeben, 
berücksichtigt. Danach wird über den Tagesord- 
nungspunkt 2 c) und über den Zusatzpunkt 2 abge- 
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stimmt. Die Herren Parlamentarischen Geschäfts- 
führer werden uns dabei, hoffe ich, unterstützen. 

Wir treten jetzt in die Beratung der Tagesord- 
nungspunkte 2 a) bis 2 c) und des Zusatzpunktes 2 
ein. Das Wort als Berichterstatter hat die Frau Ab- 
geordnete Huber. 

Frau Huber (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Her- 
ren und Damen! Der Finanzausschuß legt mit dem 
Bericht zu dem von der Bundesregierung einge- 
brachten Entwurf eines Dritten Steuerreformgeset- 
zes das Beratungsergebnis des nach Auffassung der 
Mehrheit bedeutsamsten Teils der Steuerreform vor. 

Nachdem der Ausschuß innerhalb von 14 Mona- 
ten das inzwischen in Kraft getretene neue Grund- 
steuer-, Erbchaftsteuer- und Vermögensteuerrecht 
beraten und daneben noch Teile des ersten Steuer- 
reformpakets, nämlich der Abgabenordnung, be- 
handelt hat, kann er — zahlreiche kleinere Vorla- 
gen nicht gerechnet — heute auf ein Mammutpro- 
gramm zurückblicken, wie es selten in einem sol- 
chen Zeitraum verabschiedet werden konnte. 

Die Beratungen des heute vorliegenden Pakets 
zur Reform der Einkommen-, einschließlich der 
Lohnsteuer der Sparförderung sowie des Familien- 
lastenausgleichs, nahmen nach umfangreichen Vor- 
bereitungen in den Arbeitsgruppen rund 100 Aus- 
schußstunden in Anspruch und konnten nur dank 
einer Reihe von Sondersitzungen termingerecht be- 
wältigt werden. Die Ausschußmehrheit verfolgte da- 
bei das Ziel, das vorzeitige Inkrafttreten der Steuer- 
reform zum 1. Januar 1975 sicherzustellen. Baldige 
Steuerentlastungen und die Reform des Kindergelds 
waren das Anliegen aller Fraktionen. 

Grundlage unserer Beratung im Finanzausschuß 
waren der Regierungsentwurf zum Dritten Steuer- 
reformgesetz und der von der CDU/CSU einge- 
brachte Entwurf eines Inflationsentlastungsgesetzes. 
Der Ausschuß stellte zu Beginn der Beratungen fest, 
daß der ihm am 25. Januar dieses Jahres über- 
wiesene, 423 Seiten umfassende Regierungsentwurf 
— Drucksache 7/1470 — in seiner ganzen Material- 
fülle bis zur Jahresmitte nicht bewältigt werden 
konnte. Um der Finanzverwaltung die für die tech- 
nischen Vorbereitungen notwendige Zeit vor dem 
1. Januar 1975 zu geben, brachten die Koalitions- 
fraktionen daher den Antrag ein, die in den Eck- 
werten der Bundesregierung niedergelegten Kern- 
punkte der Einkommensteuerreform, des Kinder- 
lastenausgleichs und der Sparförderung vorrangig 
zu beraten, deren Verabschiedung dem Parlament 
hiermit heute vorgeschlagen wird. 

Die Reform läßt sich in sieben Hauptpunkten grob 
zusammenfassen. 

Erstens. Reform des Tarifs: Das heißt: Erhöhung 
des Grundfreibetrages auf 3 000 DM bei Verdoppe- 
lung der Proportionalzone und bei einem Steuersatz 
von 22 % sowie eine Änderung des Tarifverlaufs 
in der Progression bis hin zum neuen Spitzensteuer- 
satz von 56 Vo bei Einkommen von 130 000 DM für 
Ledige, 260 000 DM für Verheiratete. 


Zweitens. Reform des Kinderlastenausgleichs: Sie ^ 
soll durch Ersetzung der bisherigen Kinderfreibeträ- 
ge und der Kinderzuschläge im Öffentlichen Dienst 
durch ein einheitliches Kindergeldsystem mit 50 DM 
für das erste, 70 DM für das zweite, 120 DM für das 
dritte und alle folgenden Kinder verwirklicht 
werden. 

Drittens. Reform der Sonderausgabenregelung: 
Hier ist vor allem die Umstellung bei den Vorsorge- 
aufwendungen zu nennen. Bei kräftiger Anhebung 
der Höchstbeträge für die Aufwendung zur Lebens- 
vorsorge und Gewährung einer vereinfachenden 
Vorsorgepauschale für Arbeitnehmer dürfen diese 
Sonderausgaben künftig nur noch mit 22 von der 
Steuerschuld abgezogen werden. Neu gewährt wer- 
den daneben alternativ ein Pauschbetrag für Vor- 
sorgeaufwendungen und ein allgemeiner weiterer 
Pauschbetrag für die unbeschränkt abzugsfähigen 
Sonderausgaben. Die Anrechnung der Vermögen- 
steuer entfällt. 

Viertens. Steuerliche Verbesserungen für beson- 
dere Gruppen: Hierunter fallen insbesondere die 
Anhebung des Haushaltsfreibetrages für Allein- 
stehende mit Kindern auf 3 000 DM und eine lineare 
Erhöhung der Pauschbeträge für Körperbehinderte, 
die je nach Behinderungsgrad gewährt werden, fer- 
ner die Erhöhung des Versorgungsfreibetrages für 
Alterseinkünfte und die Einführung eines zusätz- 
lichen Altersfreibetrages für Nichtrenteneinkünfte, 
außerdem auch die Berücksichtigung der Aufwendun- 
gen für Haushaltshilfen bei Bewohnern von Alten- 
heimen und Altersheimen. 

(D) 

Fünftens. Abschaffung oder Einschränkung von 
Steuervergünstigungen, die ungerechte Vorteile bie- 
ten oder zu Mißbrauch verleiten können; Hierzu 
gehören der Wegfall bestimmter Subventionen, die 
Einführung einer Verlustklausel bei erhöhten oder 
bei Sonderabschreibungen, die Beschränkung der 
steuerlich anerkannten Aufwendungen für Werbe- 
geschenke — künftig nur noch Werbeträger — auf 
50 DM statt bisher 100 DM pro Person und Jahr, 
eine schärfere Kontrolle der Bewirtungsspesen so- 
wie der Wegfall der Berücksichtigung von Diätauf- 
wendungen. 

Sechstens. Einführung bzw. Erhöhung besonderer 
Freibeträge; Hierunter fällt der neue Sparerfreibe- 
trag für Kapitaleinkünfte von 300 DM für Ledige 
bzw. 600 DM für Verheiratete bei geringer Ermäßi- 
gung des jetzigen Werbungskostenpauschbetrags 
und ferner die Anhebung des Arbeitnehmerfreibetra- 
ges von 240 auf 600 DM bei Abzug von der Steuer- 
schuld. 

Siebtens und letztens. Reform der Sparprämien- 
gesetze durch Einführung einer Einkommensgrenze 
von 24 000 DM, für Verheiratete 48 000 DM, und die 
Festsetzung eines Höchstbetrages auf 800 DM bzw. 
1600 DM für Verheiratete bei einer Prämie von 
20 Vo, für Bausparer von 23 und Zuschlägen von 
2 % je Kind. 

Ergebnis dieses Reformprogramms werden vom 
nächsten Jahr an Steuererleichterungen für Millio- 
nen von Steuerzahlern in den unteren und mittleren 
Einkommensgruppen sein, insbesondere für die Fa- 
milien, denen nunmehr erstmalig oder in größerem 
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Umfang Kindergeld zufließt. Die Ausschußmehrheit 
hat immer wieder betont, daß es sich hierbei nicht 
nur um Steuernachlässe handelt, sondern um eine 
Strukturrefornir ergänzt durch den Abbau ungerecht- 
fertigter Vorteile und Vereinfachungen, soweit dies 
unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit vertret- 
bar ist. 

Die Beratungen im Finanzausschuß litten aller- 
dings unter langen, sich immer wiederholenden und 
eigentlich ins Plenum gehörenden Diskussionen 
darüber, ob dies nun wirklich eine Reform sei, ob- 
wohl gleichzeitig immer wieder die Kürze der zur 
Verfügung stehenden Beratungszeit bemängelt 
wurde. Die Mehrheit des Ausschusses war und ist 
jedoch der Auffassung, daß nach den im Ausschuß- 
bericht erwähnten langen Vollbereitungen, die sich 
über mehrere Legislaturperioden erstreckten, nach 
den von allen Seiten erbrachten umfangreichen Gut- 
achten und Stellungnahmen sowie nach einer Reihe 
von Anhörungen, in denen der Ausschuß während 
der Beratungszeit die Vertreter der Länder, der 
Verbände und der Wissenschaft zu Wort kommen 
ließ, die Voraussetzungen für eine sachgerechte Be- 
handlung und termingerechte Verabschiedung der 
Materie durchaus gegeben waren. 

Bezüglich der Reform des Kinderlastenausgleichs 

gab der Finanzausschuß die Federführung an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit ab, 
als die Vertreter des Bundesrates bei ihrer einheit- 
lichen Auffassung blieben, daß nur eine Auszahlung 
über die Arbeitsverwaltung, also losgelöst vom 
Finanzamt, eine rechtzeitige und vollständige Kin- 
dergeldzahlung zum 1. Januar 1975 sicherstellen 
könne. 

Nachdem der Finanzausschuß beim danach einge- 
brachten neuen Bundeskindergeldgesetz nur noch 
mitberatend tätig war, hat der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit den Finanzausschuß er- 
sucht, das neue Bundeskindergeldgesetz zur Ver- 
deutlichung des inneren Zusammenhangs als Art. 2 
in das Steuerreformgesetz einzubauen. Hierüber war 
im Finanzausschuß aus Geschäftsordnungsgründen 
kein Einvernehmen zu erzielen. Deshalb liegt hier 
heute ein entsprechender Antrag zur zweiten Lesung 
vor. 

Die Anträge der Opposition fanden, abgesehen 
von Vorschlägen, die sich in den Rahmen der Eck- 
werte einpaßten, keine Mehrheit. Das Inflations- 
entlastungsgesetz mit der für 1974 rückwirkend ge- 
forderten Anhebung des Sparerfreibetrages, der für 
die zweite Hälfte des Jahres 1974 beantragten Er- 
höhung des Arbeitnehmer- und des Grundfreibetra- 
ges sowie einer gesetzlichen Verankerung eines 
Jahrestarifberichts mit nachfolgendem Maßnahmen- 
katalog wurde von der Ausschußmehrheit mit der 
Begründung verworfen, daß dieser Gesetzentwurf 
der Opposition im Falle seiner Annahme den nicht 
ausdehnbaren finanziellen Rahmen für die Einkom- 
mensteuerreform weitgehend ausgeschöpft und da- 
mit die von der Mehrheit geplante Strukturreform 
behindert, wenn nicht gar unmöglich gemacht hätte. 

Die CDU/CSU-Fraktion machte im übrigen im 
Finanzausschuß bei der Eckwertberatung zusätzliche 
Vorschläge — zumeist für eine weitere Erhöhung 


von Freibeträgen — in einer Kostenhöhe von noch 1^) 
einmal rund 10 Milliarden DM. Dem folgte die 
Mehrheit des Ausschusses aus finanziellen Gründen 
nicht. 

Der Ausschußbericht läßt erkennen, daß die Dis- 
kussion über diesen nach Auffassung der Koalition 
wichtigsten Teil der Steuerreform stark kontrovers 
war. Geschäftsordnungsdebatten und Auseinander- 
setzungen über Beratungstermine usw. beeinträch- 
tigten des öfteren das Arbeitsklima. 

Die mitberatenden Ausschüsse für Wirtschaft und 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie 
zuletzt der Haushaltsausschuß haben sich mehrheit- 
lich dem vorliegenden Konzept angeschlossen. 

Einige Wünsche des ebenfalls mitberatenden Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit sowie 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung fan- 
den im Finanzausschuß keine Zustimmung, weil ihre 
Verwirklichung den finanziellen Rahmen gesprengt 
hätte und weil es sich hier zum Teil um Anliegen 
handelt, die nur sehr schlecht über das Steuerrecht 
bewältigt werden können. 

Auch im Finanzausschuß hat es an Vorstellungen 
über weitere wünschenswerte Steuererleichterun- 
gen an verschiedenen Stellen nicht gefehlt. Sie fan- 
den jedoch aus den gleichen Gründen keine Mehr- 
heit. 

Im Gegensatz zur Opposition, die in der Schluß- 
abstimmung den Gesetzentwurf zur Reform der Ein- 
kommensteuer und des Sparprämienrechtes wegen 
der nach ihrer Meinung unsoliden Beratung und der 
Nichtberücksichtigung ihrer Anträge ablehnte, sieht P) 
die Ausschußmehrheit in dem heute vorgelegten 
Entwurf das Hauptstück einer großen Reform, die 
Steuererleichterungen zwischen 10 und 12 Milliar- 
den DM umfaßt und dabei zugleich ein Mehr an 
sozialer Gerechtigkeit bringt. 

Diejenigen Teile der Drucksache 7/1470, die jetzt 
zurückgestellt worden sind und die in der Haupt- 
sache die Aufnahme ungeschriebener Rechtsgrund- 
sätze, die Übernahme von Rechtsprechung oder Klä- 
rung von Streitfragen sowie die Übernahme ver- 
schiedener Vorschriften aus Durchführungsverord- 
nungen und Richtlinien und schließlich außerdem 
materiell-rechtliche Änderungen geringeren Ge- 
wichts betreffen, werden im weiteren Verlauf der 
Legislaturperiode zügig beraten werden. 

Namens des Ausschusses bitten die Bericht- 
erstatter, den in der Drucksache 7/2163 vorgelegten 
Anträgen zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Als Berichterstatter 
hat Herr Abgeordneter von Bockeiberg das Wort. 

von Bockeiberg (CDU/CSU); Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich habe zu berichten über 
den Antrag des Finanzausschusses zu dem von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Drit- 
ten Steuerreformgesetzes und über den Antrag zu 
dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Infla- 
tionsschäden bei der Einkommen- und Lohnsteuer. 
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Bereits bei der Überschrift muß die Opposition 
gewisse Bedenken anmelden. Wenn wir von Steuer- 
reform sprechen, so ist es wohl an der Zeit, einmal 
einiger großer Steuerreformwerke zu gedenken, in 
deren Fußstapfen wir uns heute noch bewegen. Ich 
darf als Steuerreform herausstellen das Einkommen- 
steuergesetz vom 24. Juni 1891, das erstmalig dem 
Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
Rechnung tragen und den Rest der preußischen Klas- 
sensteuer beseitigen sollte. Deshalb knüpfte dieses 
Gesetz auch an die tatsächlichen Einkommensquel- 
len mit einer progressiven Gestaltung des Tarifs 
— 0,6 bis 4 Vo — mit Steuererklärungsfrist an. 
Wenn man sich in das Jahr 1891 zurückversetzt 
fühlt und dieses unter dem Namen Miquelsche 
Steuerreform in Preußen einmalige Gesetzgebungs- 
werk ansieht, dann wird man begreifen, was unter 
dem Wort Reform gemeint ist. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Das ist 
doch kein Bericht!) 

Es ist hinzuzufügen, daß mit dieser Steuerreform 
auch noch das Gewerbesteuergesetz, welches erst- 
malig die Besteuerung nach dem Gewerbekapital 
und Gewerbeertrag bringt, und das Ergänzungs- 
steuergesetz — der Vorläufer des heutigen Vermö- 
gensteuergesetzes — verabschiedet wurden. Das 
war eine Steuerreform. 

Ich darf auf eine zweite Steuerreform hinweisen, 
die Erzbergerische Steuerreform, die durch das Ge- 
setz vom 10. September 1919 die Reichsfinanzver- 
waltung schuf, auf deren Boden heute noch die 
Länderfinanzverwaltungen und die Bundesfinanz- 
(B) Verwaltung existieren. Es wurde eine einheitliche 
Steuerrechtsordnung für das Deutsche Reich ge- 
schaffen, indem ein einheitliches Steuerrecht für das 
gesamte Deutsche Reich erlassen wurde. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller; Das ist 
doch keine Berichterstattung!) 

Das war eine Steuerreform. 

In diesem Bundestag wurde eine Umsatzsteuer- 
reform verabschiedet, indem von der Allphasen- 
bruttoumsatzsteuer übergegangen wurde zum neuen 
System der Besteuerung des sogenannten Mehr- 
werts. Dieses waren Reformen. 

Wenn ich jetzt berichte, wie sich die Opposition 
zu dem Dritten Steuerreformgesetz, Teil Einkom- 
mensteuer, stellt, so gestatten Sie, daß die Opposi- 
tion dies Gesetzwerk zerlegt in Entlastungsmaß- 
nahmen, in Änderungsmaßnahmen und in Re- 
formmaßnahmen. Die Reformmaßnahmen lassen sich 
auf einige wenige zusammendrängen, nämlich ein- 
mal auf die Strukturreform, d. h. Übergang bei dem 
Abzug der Vorsorgeaufwendungen von der Bemes- 
sungsgrundlage auf Absetzung von der Steuer- 
schuld — dies ist eine Reformelement — , als Folge- 
wirkung davon die Absetzung der Vorsorgepau- 
schale der Arbeitnehmer, als weiteres den Abzug 
des Arbeitnehmerfreibetrages von der Steuer- 
schuld. Hier hat die Opposition ernsthafte Bedenken 
deswegen angemeldet, weil erstmalig ein Einbruch 
nicht in die Ermittlung des Einkommens, sondern 
in die Ermittlung der Einkünfte durch einen solchen 
Abzug von der Steuerschuld eingeführt wurde. Als 


Reformelement, das von der Opposition außeror- 
deutlich begrüßt worden ist und auch heute begrüßt 
wird, ist die Umstellung des Kinderlastenausgleichs 
zu nennen, mit der ihrem eigenen Berliner Programm 
Genüge getan wird. 

Vorhin ist in dem Bericht von Frau Huber gesagt 
worden, die Opposition habe beanstandet, daß die 
Beratungen im Finanzausschuß unter Zeitnot statt- 
gefunden hätten. Ich darf daran erinnern, daß die 
Bundesregierung für die Vorbereitung dieser Re- 
form dreieinhalb Jahre Zeit hatte — wenn ich die 
ganzen Dinge, die sich vorher abgespielt haben, 
nicht rechne — : Am 1. April 1971 übernahm der 
Staatssekretär Haller die Steuerreformgruppe im 
Bundesfinanzministerium. Die Eckwerte der Bun- 
desregierung — wie im Bericht erwähnt — sind vom 
11. Juni 1971, 28. September 1971 und 12. September 
1973. Die erste Lesung dieses Reformgesetzes im 
Bundestag war dann am 25. Januar 1974. Das sind 
also sogar dreidreiviertel Jahre. Der Finanzausschuß 
hatte für seine Beratungen seit diesem 25. Januar 
1974 Zeit; das sind fünf Monate. In 22 Sitzungen 
hat er darüber beraten. Plenartage, die an sich für 
Ausschüsse nicht zur Verfügung stehen, sind norma- 
liter zu Ausschußtagen gemacht worden. Sitzungs- 
freie Wochen sind für den Finanzausschuß ausge- 
fallen. Dabei ist nicht gerechnet all die Zeit, die die 
Mitglieder des Finanzausschusses verwenden muß- 
ten, um in ihren Arbeitskreisen und in ihren Einzel- 
beratungen in den Fraktionen und Arbeitsgruppen 
diese Dinge vorzubereiten. Ich glaube, hier wäre 
einmal ein Aufsatz von Flume über die Qualitäten 
des Finanzausschusses anzusprechen, der durch eine (^) 
solche Arbeitszusammenballung glatt überfordert 
ist, und zwar sowohl was den Ausschuß als auch 
was das Sekretariat anlangt. 

(Abg, Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h, Möller: Das 

ist kein Bericht! Das ist eine Parlaments- 
rede, aber keine Berichterstattung!) 

Präsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Abgeordneter, Herr von Bockelberg spricht als Be- 
richterstatter. 

(Abg. Dr. Böhme [Freiburg]: Nein, er spricht 
nicht als Berichterstatter!) 

— Er spricht als Berichterstatter! 

von Bockelberg (CDU/CSU): Ich spreche ge- 
nauso als Berichterstatter wie Ihre Berichterstatte- 
rin, die es an einigen 

(Abg. Dr. Böhme [Freiburg] : Der Sache 
nach ist es ein Werten!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
lassen Sie bitte den Herrn Berichterstatter fort- 
fahren. 

von Bockelberg (CDU/CSU): Ich möchte hoffen, 
daß diese Überforderung des Finanzausschusses und 
des Sekretariats im Dritten Steuerreformgesetz nicht 
zu ähnlichen Fehlern geführt hat, wie sie soeben von 
meinem Kollegen Bremer im Steueränderungsgesetz 
1973 beanstandet worden sind. 
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Ich darf allerdings heute schon darauf hinweisen, 
daß die Berichterstatter den § 32 Abs. 4 ändern muß- 
ten. Dort war der Ausdruck „Kind eines Elternpaa- 
res" zu ändern in „Kind eines unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtigen Elternpaares". Dies ist keines- 
wegs eine nur redaktionelle Änderung. Man kann 
die Frage aufwerfen, ob es eine Änderung ist, die 
der Klarstellung dient. Ich möchte diese Geschichte 
hier nicht besonders kritisieren; aber ich möchte 
sie als Frage in den Raum stellen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß auch die Druckerei 
praktisch nicht nachgekommen ist; denn in dem 
ersten Äntrag auf Drucksache 7/2164 sind bereits 
auf dem Vorblatt verkehrte Drucksachennummern 
aufgeführt worden. Ich darf ferner darauf hinweisen, 
daß die Art. 5 und 6 keine erste Beratung im Ple- 
num erlebt haben. Dennoch stehen sie in zweiter 
und dritter Beratung zur Abstimmung. Ich darf 
schließlich darauf hinweisen, daß die Abstimmung 
über den CDU/CSU-Entwurf in der Fassung des am 
22. Mai 1974 im Ausschuß eingebrachten Änderungs- 
antrages für unzulässig erklärt worden ist, da eine 
erste Beratung nur über einen nicht abgeänderten 
Entwurf stattfinden darf. 

Ob weitere Ungenauigkeiten und weitere Fehler 
vorgekommen sind, vermag der Berichterstatter hier 
noch nicht zu sagen. 

Jedenfalls kann ich sachlich feststellen, daß von 
der CDU/CSU-Fraktion im Finanzausschuß die un- 
zureichende Zeit für die Befragung der Gutachter 
zum Verfassungsrecht beanstandet worden ist. Dort 
fB) wurde für dieses Hearing eine Endzeit festgelegt, 
welche aus terminlichen Gründen nicht überschritten 
werden durfte. 

Meine Damen und Herren, Sie haben in diesem 
Hohen Hause gestern einen Bericht von 124 Seiten 
auf den Tisch gelegt bekommen. Ich stelle die Frage, 
ob Sie in der Lage sind, diesen Bericht bereits heute 
Ihrer Entscheidung zugrunde zu legen. Früher 
konnte der Bericht nicht kommen; dafür muß ich 
mich als Berichterstatter entschuldigen. Er wurde 
aber erst am 30. Mai fertiggestellt, nachdem die 
letzte Beratung im Finanzausschuß am 22. Mai statt- 
gefunden hatte. 

Gleichzeitig ist über das Inflationsentlastungs- 
gesetz zu berichten, immerhin ein Gesetz, welches 
diese Zeitnot überwinden sollte. Wir sollten darauf 
hinweisen — • das tut der Berichterstatter • — , daß 
dem hier zur Debatte stehenden Inflationsentla- 
stungsgesetz ein solches vorausgegangen ist 
— Drucksache 7/1043 — , das vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages am 24. Oktober 1973 abgelehnt 
worden ist. Ich glaube, nicht fehlzugehen in der 
Ännahme, daß dieser Gesetzentwurf und der Be- 
schluß der CDU/CSU-Fraktion vom 31. Juli 1973 
durchaus ein Änstoß gewesen sind, um die Vorver- 
legung des Termins für das Inkrafttreten des Dritten 
Steuerreformgesetzes auf den 1. Januar 1975 zu be- 
wirken. über das Ergebnis dieser Vorverlegung, die 
sogenannte Strukturreform, haben wir hier zu bera- 
ten; das hat uns auch unter diesen Zeitdruck ge- 
setzt, weil man sich eben mit dieser Strukturreform 
in der zur Verfügung stehenden Zeit zu viel vorge- 
nommen hatte. 


Die Mitberichterstatterin, Frau Huber, hat bereits 
den grundsätzlichen Unterschied erwähnt. Die CDU/ 
CSU will die Steuerzahler schon zum 1. Januar bzw. 
1. Juli 1974 entlasten. Sie will damit praktisch be- 
reits im Jahre 1974 ein Mehr für den Steuerzahler 
von 3 bis 4 % des Bruttolohnes erreichen. Das sind 
exakt die Zahlen, die der Herr Bundeskanzler in sei- 
ner Regierungserklärung am 17. Mai 1974, als Ziel 
der Steuerreform hingestellt hat. 

Es ist von der Mitberichterstatterin schon erwähnt 
worden, daß dem Finanzausschuß abweichend von 
dem hier eingebrachten und in erster Lesung behan- 
delten Gesetzentwurf ein sogenannter Umdruck 1 
vorgelegt worden ist. Dieser Umdruck 1 enthält die 
von mir geschilderten Reformelemente, sehr viele 
Änderungen und Entlastungen und ist, damit er 
umfangreicher wirkt, durch die Übernahme von Be- 
stimmungen der Lohnsteuer-Durchführungsverord- 
nung und der Lohnsteuerrichtlinien in den Gesetzes- 
text angereichert. Wenn der Rest des Entwurfs, wie 
ihn die Mitberichterstatterin hier bekanntgegeben 
hat, zügig weiterberaten wird und am 1. Januar 1977 
in Kraft tritt, hat dies zur Folge, daß sich Finanz- 
verwaltung, Wirtschaft und steuerberatende Berufe 
innerhalb von zwei Jahren mit drei neuen Paragra- 
phenfolgen auseinanderzusetzen haben. 

Der Finanzausschuß hat ferner Änderungen und 
Ergänzungen auf ca. 70 weiteren Umdrucken be- 
raten. Ein Umdruck sollte auch die Änderung des 
Familienlastenausgleichs sozusagen auf dem klei- 
nen Dienstweg bringen. Es wurden vorhin in dem 
Bericht häufigere Debatten über Geschäftsordnungs- 
dinge beanstandet. Hier haben wir einen ganz kla- 
ren Fall, in dem unter Umgehung dieses Hohen 
Hauses ohne erste Lesung auf kaltem Wege 
von einem nicht zuständigen Ausschuß eine Ände- 
rung gebracht werden sollte. 

(Abg. Dr. Böhme [Freiburg]: Keine Bericht- 
erstattung, eine Wertung ist das! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
ich glaube in der Tat, daß die Herbeiziehung der 
Umdrucke nicht so ganz in die Berichterstattung 
paßt. Wenn ich bitten dürfte, doch zu Ihrer Bericht- 
erstattung zurückzukommen! 

(Zustimmung bei der SPD.) 

von Bockelberg (CDU/CSU): Die CDU/CSU hat 

sich das geht auch aus dem Bericht hervor — ■ für 

eine genauere Beratung der Reform bei einer Vorab- 
entscheidung eines Sofortentlastungsgesetzes ausge- 
sprochen. Sie hat folgende Reformvorstellungen, die 
in dem Bericht enthalten sind, die ich hier aber der 
Klarheit halber noch einmal darstellen möchte, zum 
Ausdruck gebracht. 

Erstens hat sie aus zwei Gründen einen durch- 
gehenden Progressionstarif gefordert. Zum einen 
entspricht ein durchgehender Progressionstarif der 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit am besten, 
und zum anderen war sie der Meinung — und sie 
hat dies zum Ausdruck gebracht — , daß durch den 
Zonentarif — so möchte ich ihn einmal bezeichnen — 



6938 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


von Bockeiberg 

in Anbetracht des in den kommenden Jahren zu er- 
wartenden Lohn- und Gehaltsanstiegs nur eine vor- 
übergehende Entlastung erreicht wird. — Dieser 
Antrag wurde von der Mehrheit abgelehnt. 

Sie hat ferner einen jährlichen Tarifbericht gefor- 
dert. Dieser Antrag wurde als sogenannte Quasi- 
Indexierung von der Mehrheit abgelehnt. — Einer 
meiner Kollegen wird noch Vorbringen, daß sämt- 
liche europäischen Länder rund um uns herum in 
ihren Verfassungen bzw. in ihren Gesetzen Maß- 
nahmen haben, die dem Gesetzgeber vorsdireiben, 
bei inflationären Entwicklungen das Steuerrecht an- 
zupassen, zu überwachen oder zu ändern. 

(Zuruf von der SPD.) 

- — Die CDU/CSU hat lediglich einen Bericht gefor- 
dert! 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Dann berichten Sie 
einmal. — Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möl- 
ler: Auf den Bericht warten wir!) 

Die CDU/CSU hat den Abzug der Vorsorgeauf- 
wendungen von der Bemessungsgrundlage gefor- 
dert. Dieser Antrag wurde abgelehnt. Die CDU/CSU 
sagt, dies ist allerdings ein Reformelement, aber sie 
ist damit nicht einverstanden, weil dadurch einmal 
das System der Einkommenkommensteuer berührt 
und zum anderen für diese Ausgaben eine doppelte 
Progression eingeführt wird. 

über den Arbeitnehmerfreibetrag habe ich an- 
fangs bereits gesprochen. Wir hatten die Forderung, 
ihn unter Ermäßigung auf 480 DM von der Bemes- 
sungsgrundlage abzuziehen. Es bleibt dem Bericht- 
ß) erstatter jetzt die Freude, festzustellen, daß sich die 
Mehrheit von dem etwas augenwischerischen Betrag 
von 600 DM getrennt und beim Abzug von der 
Steuerschuld den tatsächlichen Betrag von 132 DM 
genannt hat. 

Die Opposition hat sich gegen die weitere Be- 
schränkung der Betriebsausgaben hinsichtlich der 
Werbeträger, hinsichtlich der Bewirtungskosten und 
des Verpflegungsmehraufwandes ausgesprochen. 
Wenn in den letzteren Punkten auch ein Kompro- 
miß zustande gekommen ist, so hat sie beim ersteren 
ihre Ablehnung doch weiterhin aufrechterhalten. 

Eine echte Möglichkeit einer Reform wäre bei der 
Besteuerung der Alterseinkünfte — bei einer Ange- 
legenheit, auf die im Laufe der Debatte noch zu 
sprechen zu kommen ist — gegeben gewesen. Diese 
Alterselnkünfte werden äußerst unterschiedlich und 
auch nach diesem sogenannten Reformgesetz in kei- 
ner Weise zufriedenstellend besteuert. 

Ich darf zum Schluß, um einen gewissen Frieden 
wiederherzustellen, auch darauf hinweisen, daß auf 
Antrag der CDU/CSU einige von allen drei Frak- 
tionen gemeinsam getragene Anträge verabschiedet 
worden sind. Dazu gehört einmal das Vorziehen der 
Bestimmungen über den Fortfall des Erfordernisses 
der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung als Vor- 
aussetzung von Steuervergünstigungen, Sonderab- 
schreibungen und erhöhten Abschreibungen. Zwei- 
tens gehört dazu die Einführung einer Vorschrift zur 
Vermeidung von Doppelbelastungen mit Einkom- 
mensteuer und Erbschaftsteuer, eingefügt als neuer 


§ 35, und dazu gehören drittens Bestimmungen über 
die Handhabung des Progressionsvorbehalts bei 
Doppelbesteuerungsabkommen. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß darf ich 
(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

— ja, ich glaube schon, daß Sie sich darüber 
freuen — , wenn auch nur ein Teil dieses Gesetzent- 
wurfes zur zweiten und dritten Beratung ansteht 
und wenn auch das „Einkommensteueränderungs- 
gesetz 1974" in vielen grundsätzlichen Punkten im 
Finanzausschuß nicht die Zustimmung der CDU/CSU 
gefunden hat, dem Ausschußsekretariat und den an 
den Beratungen beteiligten Herren des Bundesmini- 
steriums der Finanzen für ihre fast aufopfernde Mit- 
arbeit und Unterstützung auch der Opposition Dank 
und Anerkennung auch der Opposition aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter von Bockeiberg. Wünschen weitere 
Berichterstatter das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit der 
Verabschiedung des uns nunmehr vorliegenden Ge- 
setzentwurfes zur Reform der Einkommensteuer ein- 
schließlich des Kinderlastenausgleichs sowie der 
Sparprämiengesetze werden wir dem Ziel eines so- 
zialeren und insgesamt moderneren Steuerrechts um 
den entscheidenden Schritt nähergekommen sein. 
Diese Feststellung treffe ich für die SPD-Fraktion 
mit der Gelassenheit und mit dem Selbstbewußtsein 
von Leuten, die auf dem Wege zu diesem Ziel durch- 
aus auch Lernprozesse zu absolvieren und dabei die 
eine und andere Blessur hinzunehmen hatten — 
wenn ich nur etwa daran denke, daß wir beim neuen 
Kinderlastenausgleich bezüglich des Auszahlungs- 
modus nur die zweitbeste Lösung haben durchsetzen 
können. Oder wenn Sie es weniger kriegerisch, mehr 
biblisch wollen: Jetzt, da das Kind geboren ist, sind 
die Fährnisse und Beschwernisse der Schwanger- 
schaft schon fast vergessen. 

Zu den Lernprozessen, die ich persönlich — aber 
das dürfte exemplarisch sein — zu bewältigen hatte, 
gehört die Einsicht, daß der Reformimpetus, das 
„Jahrhundertwerk" einer ein für allemal zu bewerk- 
stelligenden umfassenden Steuerreform zu schaffen, 
sich als zu weit und zugleich als zu kurz gesprungen 
erwiesen hat, je nachdem, ob man auf das Steuer- 
recht selbst oder aber auf die durch das Steuerrecht 
mitzugestaltenden gesellschaftlichen Entwicklungen 
abhebt. Wenn die Opposition daraus ein billiges 
Gefühlchen der Genugtuung ziehen wollte — na, 
dann bitte; sie sollte sich dann aber auch vor Augen 
halten, was es bedeutete, daß meine Partei in den 
Jahren 1970 und 1971 Zehntausende von Mitgliedern 
umfassend über eine so schwierige Materie zu in- 
formieren und sie auf ein detailliertes und an- 
spruchsvolles Reformkonzept hin zu engagieren ver- 
mochte, wohingegen die CDU/CSU es bis heute noch 
nicht einmal in ihren Expertenzirkeln zu einem in 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung, Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


6939 


Rapp (Göppingen) 

sich schlüssigen Programm der Reform unseres 
Steuersystems gebracht hat. 

(Abg. Dr. h. c, Dr.-Ing. E. h. Möller: So ist es!) 

Zu den uns allen abgeforderten Einsichten gehörte 
des weiteren, daß das Steuerrecht zwar durchaus 
wirksame Handhaben bietet, über den fiskalischen 
Zweck der Besteuerung hinaus gesellschaftspoliti- 
sche, verteilungspolitische, sozialpolitische, konjunk- 
tur- und strukturpolitische Ziele zu verfolgen, daß 
es da aber Grenzen gibt, daß man die Steuerungs- 
funktion der Besteuerung nicht überfordern darf, 
wenn man sich nicht im Zielkonflikt zwischen den 
Postulaten der Gerechtigkeit und der Überschaubar- 
keit — um den Begriff der Einfachheit zu vermeiden 
— verheddern will. Ein aus Gründen der Gerechtig- 
keit im Übermaß kompliziertes Steuerrecht würde 
am Ende insofern wieder Ungerechtigkeit bewirken, 
als die Gerechtigkeit dann nur noch wenigen Einge- 
weihten zugänglich wäre. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird in jeder Be- 
ziehung eine gute Balance gehalten. Das Ziel einer 
gerechteren Verteilung der Steuerlasten wird durch 
zum Teil erhebliche Entlastungen der kleineren und 
mittleren Einkommen bei maßvoller Mehrbelastung 
der hohen Einkommen erreicht. Das dornenreiche 
Problem des Abbaus nicht mehr sinnvoller Steuer- 
subventionen wird angegangen. Insbesondere im 
Lohnsteuerbereich wird der Papierkrieg eingedämmt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Aber gewiß werden und müssen Wünsche offen- 
es) bleiben. Manches für sich selbst sehr wohl berech- 
tigte Anliegen ist nicht oder jetzt nicht finanzierbar; 
anderes, was man sich auch noch wünschen könnte, 
würde nicht administrierbar sein, und über noch an- 
deres, etwa ein in sich schlüssiges Konzept der 
steuerlichen Behandlung der Bezüge im Alter ein- 
schließlich des Vorsorge- und des Versorgungs- 
elements, wird weiter nachzudenken sein. 

Und nochmals und vor allem: Angesichts des sich 
immer rascher vollziehenden gesellschaftlichen Wan- 
dels wird es wohl nie mehr Jahrhundertgesetze ge- 
ben, insbesondere im Steuerrecht nicht, insbesondere 
zur Einkommensteuer nicht, die wie kein anderes 
Medium geeignet ist, flexibel neuen gesellschaftli- 
chen Entwicklungen, sei es initiierend, sei es ein- 
fangend und korrigierend, Rechnung zu tragen. An- 
ders ausgedrückt; Verbesserungen und Anpassun- 
gen des Steuerrechts werden um so mehr ein gesetz- 
geberischer Dauerauftrag sein, in je größerem Maße 
die Besteuerung auch gesellschafts- und wirtschafts- 
politischen Zielen zu dienen hat. 

Die Aspekte der Steuerharmonisierung im euro- 
päischen Raum kommen noch hinzu. Wir sind über- 
zeugt, daß wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
in diesen schwierigen Prozeß der Steuerharmonisie- 
rung Wertvorstellungen mit einbringen können, die 
den Beifall breiter Schichten der Bevölkerung auch 
in anderen EG-Ländern finden könnten. 

Soviel, meine Damen und Herren, vorab zu den 
nötigen Relativierungen. 

Daß das uns vorliegende Gesetzeswerk auch und 
gerade vor diesem Hintergrund einen hohen Reform- 


wert hat, ist überzeugend zum einen aus der Sache 
selbst heraus zu begründen, zum anderen aber auch 
mit dem Hinweis auf die Reaktionen der Opposition. 
Es wird im Verlauf dieser Debatte Gelegenheit sein, 
an Hand der Änderungsanträge der Opposition fast 
alle vorgesehenen Einzelmaßnahmen durchzudekli- 
nieren, so daß ich mich jetzt darauf beschränken 
kann, zunächst einmal im Positivbeweis auf jene 
Reformelemente einzugehen, mit denen wir Pflöcke 
einschlagen, mit denen wir das System, das Steuer- 
system, verändern. Es wird dann des weiteren meine 
Aufgabe sein, aus den Taktiken und Praktiken der 
Opposition herzuleiten, wie sehr man auch dort allen 
Abwiegelungen zum Trotz begriffen hat, daß da 
Reform gemacht wird. 

Erstes dieser Reformelemente: Die Reform führt zu 
Haushaltsbelastungen von 10 bis 12 Milliarden DM, 
was den Saldo zwischen einer Entlastung der kleinen 
und mittleren Einkommen um etwa 15 Milliarden 
DM und einer Mehrbelastung der hohen Einkom- 
men darstellt. Dies ist etwas grundlegend anderes 
als die Vorhaben der Opposition und des Bundes- 
rates, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

welche die zur Steuerentlastung zur Verfügung ste- 
hende Finanzmasse ungezielt und sogar mit Progres- 
sionswirkung, d, h. teilweise mit höherem Entla- 
stungseffekt für Bezieher hoher Einkommen, unter 
die Leute bringen wollen. Die von der Koalition ge- 
tragene Reform wird die dem Steuerrecht innewoh- 
nende Lenkungspotenz durch alle Einzelmaßnahmen 
hindurch zielstrebig im Sinne einer sozial gerechte- 
ren Verteilung der Steuerlast zur Geltung bringen. 

Zweitens. Unter den Einzelmaßnahmen, die zu die- 
sem Ergebnis führen, ist zunächst der Tarif zu er- 
wähnen, der in allen seinen sieben Elementen — 
Grundfreibetrag 3 000/6000, Eingangssteuersatz 22 Vo, 
Verlängerung, d. h. Verdoppelung der Proportional- 
zone, Eingangsteuersatz und Verlauf der Progres- 
sionszone, obere Proportionalgrenze und Spitzen- 
steuersatz — neu geschnitten wird. 

Die Entlastungen allein aus dem Tarif, die sich 
auf fast fünf Milliarden DM summieren, kommen 
ohne Berücksichtigung der Ergänzungsabgabe Ledi- 
gen bis zu 40 000 DM und Verheirateten bis zu 
80 000 DM Jahreseinkommen zugute. Etwa 60 Vo der 
Lohnsteuerzahler werden im Jahre 1975 wieder 
außerhalb der Progression besteuert sein. 

Wenn nun die Opposition gegen diesen Tarif rein 
platonisch und polemisch agitiert — sie weiß so 
genau wie wir, daß der von ihr gewünschte durch- 
gehend progressive Tarif aus zwingenden Verwal- 
tungsgründen frühestens in zwei bis drei Jahren zu 
haben sein wird — , so sollte sie doch fairerweise 
hinzufügen, daß die Koalitionsfraktionen für einen 
solchen Progressionstarif durchaus offen sind, sich 
allerdings nicht schon jetzt auf einen Zeitpunkt fest- 
legen lassen möchten, von dem niemand weiß, wie 
dann die wirtschaftliche Lage beschaffen sein wird. 

Im übrigen ist das Argument der Opposition, der 
einstweilen beizubehaltende Proportionaltarif sei 
wegen des relativ hohen Eingangssteuersatzes lei- 
stungshemmend, durchaus zwiespältig. Im Progres- 
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sionstarif, meine Damen und Herren, ist es doch so, 
daß die Leute definitionsgemäß und unentwegt in die 
progressive Besteuerung hineinwachsen, wohinge- 
gen im einstweilen beibehaltenen Proportionaltarif 
in dem gerade für uns Sozialdemokraten interessan- 
ten Einkommensbereich bis zu 16 000/32 000 DM die 
Inflationsfolgen gemindert werden und der Lei- 
stungsanreiz gewahrt bleibt. 

Die Opposition, so meine ich, wird an dieser Stelle 
und bei dieser ihrer Argumentation einmal zu fragen 
sein, ob nach ihrer Auffassung Leistungsmotivation 
und Leistungsvermögen nur bei den Höherverdie- 
nenden denkbar sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Viel Wesens wird die Opposition des weiteren 
vom sogenannten Tarifsprung machen. In der Tat; 
Wen würde es nicht verunsichern, wenn er die 
Dinge so dargestellt bekommt, als ob jemand, der 
als Verheirateter die Einkommensgrenze von 
32 000 DM überspringt, nun plötzlich 30,8 ^/o und 
damit um 8,8 Prozentpunkte mehr Steuern zu zah- 
len hätte als bisher? Nun, meine Damen und Her- 
ren, der Betreffende wird auf seinem Lohnzettel 
ablesen können, daß der berüchtigte Tarifsprung 
nur den jeweiligen Einkommensmehrbetrag und 
nicht etwa den ganzen Lohn erfaßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wäre ja noch 
schöner!) 

Vielleicht findet sich einmal jemand, der dies auch 
dem Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Finanz- 
(B) ausschuß, Herrn Dr. Häfele, verständlich machen 
kann, 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La- 
chen bei der ODU/CSU.) 

damit er davor bewahrt bleibt, in Zeitschriften- 
artikeln blamable Fehler zu machen, 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Die Arbeitnehmer werden in ihrer Gesamtheit mer- 
ken, daß die durchschnittliche Belastung der Löhne 
und Gehälter mit der Lohnsteuer, die im Jahre 1974 
10,7 Vo beträgt, im Jahre 1975 auf 7,3 ®/o zurückgeht. 

Lieber Herr von Bockelberg, weil es hier hinein- 
paßt, will ich auch dies sagen: Wenn die Preissteige- 
rungsraten hierzulande niedriger sind als anderswo, 
dann hat das vielleicht auch etwas damit zu tun, 
daß es in unserem Land keine automatischen Ai - 
passungsmechanismen gibt. Stichwort; Tarifbericht! 

Der dritte Bereich, in dem wir Pflöcke setzen, im 
Steuerrecht Strukturen verändern wollen, betrifft 
den Kinderlastenausgleich, auf den ich hier aller- 
dings nur insoweit eingehen möchte, als sich dazu 
in den Beratungen Bemerkenswertes und Merkwür- 
diges, allerdings aiuch Exemplarisches zugetragen 
hat. Es handelt sich hier um die Ersetzimg des dualen 
Systems durch ein einheitliches, nach der Kinderzahl 
in den Stufen 50 — 70 — 120 DM gestaffeltes Kinder- 
geld unter Wegfall der Freibeträge, die bisher 
schichtenspezifisch bewirkten, daß das Kind des rei- 
chen Mannes dem Staat mehr wert war als das Kind 
des kleinen Mannes. Lange Zeit hat es uns da aus 


dem Lager der Opposition entgegengetönt, die Ab- (^) 
Schaffung der Kinderfreibeträge sei verfassungs- 
widrig. Im übrigen gab es die übliche Beschimpfung, 
hier seien die Gleichmacher am Werk, wozu ich (in 
Klammern) nur sagen kann, daß nach unserer Auf- 
fassung dem Staat in der Tat jedes Kind in Mark 
und Pfennig gleich viel wert sein soll, womit ein 
bißchen mehr Chancengleichheit — leider noch nicht 
einmal die volle — hergestellt werden kann. 


Als die Opposition noch im März dieses Jahres 
zu dieser Frage Verfassungsgutachten bestellte, 
dachten wir, sie werde weiterhin gegen das System 
des einheitlichen Kinderlastenausgleichs zu Felde 
ziehen. Merkwürdige Argumente gab es da in eini- 
gen dieser Gutachten, etwa das vom „sozialen Exi- 
stenzminimum'', das, von steuerlichem Zugriff frei- 
gelassen, nun einmal bei Besserverdienenden höher 
liege als bei den kleinen Leuten, bei denen sich 
das Ganze eben auf das „physische Existenzmini- 
mum" reduziere. Leuten, denen ansonsten zur Ver- 
teidigung von Privilegien der Begriff der Subsidiari- 
tät sehr leicht von den Lippen geht, schien dieser 
Begriff in der Diskussion völlig abhanden gekommen 
zu sein. Nichts war davon zu hören, daß nach dem 
Subsidiaritätsprinzip der Staat bei der Berücksich- 
tigung der Kinderlasten sich auf den notwendigen 
Unterhalt beschränken kann, weil alles, was dar- 
über hinausgeht, subsidiär zuvörderst von den Eltern 
nach deren Leistungsvermögen bereitzustellen ist. 
Nichts war von den Gegnern des einheitlichen Sy- 
stems darüber zu hören, daß die bei steigenden Ein- 
kommen steigenden Kinderlasten tendenziell einen 
geringeren Teil des verfügbaren Einkommens aus- 
machen; nichts war darüber zu hören, daß die 
Schutz- und Förderungsbedürftigkeit der Familie mit 
steigendem Einkommen geringer wird. Schließlich 
liefen alle gegen die Kindergeldreform vorgebrach- 
ten Einwände darauf hinaus, die Kinderlasten im 
Bereich der einkommensteuerrechtlich allein rele- 
vanten Einkommensentstehung anzusiedeln, unter 
den Betriebsausgaben und Werbungskosten sozu- 
sagen. Um die Kinderkosten unter den Begriff der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit zwingen zu können, 
nahm man einen Familienbegriff in Kauf, der sich 
dem einer Kommanditgesellschaft merkwürdig an- 
nähert, und dies alles mit dem Pathos von Rettern 
der Familie. 


(D) 


Das neue System des Kinderlastenausgleichs 
bringt die Kosten des Unterhalts von Kindern in die 
Nähe der Einkommensverwendung. In diesem Be- 
reich ist der Staat frei, unter sozialen Gesichts- 
punkten und zur Gewährung von Chancengleichheit 
so oder so zu fördern. Dies geschieht durch die vor- 
gesehenen Zahlungen eines gestaffelten Kinder- 
geldes ln vorbildlicher Weise. Das Volumen des 
Kinderlastenausgleichs wird um weit über 4 Mil- 
liarden DM auf über 15 Milliarden DM ausgeweitet. 

Wir waren, meine Damen und Herren, wie gesagt 
bis in die letzten Beratungsrunden hinein darauf 
gefaßt, daß die CDU/CSU die Beibehaltung des 
dualen Systems des Kinderlastenausgleichs fordern 
würde. War es nun die durchschlagende Überzeu- 
gungskraft jener anderen Gutachten, die das Ein- 
heitssystem als verfassungskonform, ja sogar als 
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von der Verfassung vielleicht gefordert auswiesen, 
was die Opposition zum Einlenken und zur Zustim- 
mung zum einheitlichen Kinderlastenausgleich be- 
wegte? Wir wissen es nicht, würden uns aber 
freuen, wenn dem so wäre. Freilich würde es dann 
naheliegen, daß die Opposition nach dieser Erfah- 
rung mit dem Verfassungsknüppel ganz generell 
nicht mehr so leichtfertig umginge und sich jeden- 
falls eines ideologiefreien Begriffs der steuerlichen 
Leistungsfähigkeit bediente. Aber nein, genau das 
gleiche Geschütz, dessen man sich gegen den ein- 
heitlichen Kinderlastenausgleich nicht mehr bedie- 
nen zu können glaubte, wird wieder in Stellung ge- 
bracht und abgefeuert im vierten Reformbereich, 
dem ich mich noch kurz zuwenden möchte: dem der 
steuerlichen Berücksichtigung der Vorsorgeauf- 
wendungen. 

Das bisher hierfür geltende Begünstigungs- 
system hatte wegen der Progression bewirkt, 
daß bei gleich hohen Aufwendungen die Steuer- 
ermäßigung mit wachsendem Einkommen zunahm. 
Es versteht sich, daß wir auch hier die Gleichbe- 
handlung durchsetzen wollen, was durch die 
Systemänderung hin zum Abzug von der Steuer- 
schuld in Höhe des Eingangssteuersatzes von 22 ®/o 
geschehen wird. In welchem Maße dabei die 
Höchstbeträge angehoben und wie sie ausgestaltet 
werden, wird im Verlauf der Debatte noch zu er- 
örtern sein. Bei den Arbeitnehmern sind nicht nur 
die Sozialversicherungsbeiträge wieder voll ge- 
deckt, es bleibt ihnen vielmehr darüber hinaus noch 
Spielraum für weitere Vorsorgeaufwendungen. Die 
ßj Vorsorgepauschale kann als ein Ausgleich dafür 
angesehen werden, daß Pflichtversicherungsbei- 
träge der Disponibilität entzogen sind. Aber auch 
der Selbständige, der seine Altersvorsorge über 
eine Versicherung deckt, ist in die Zahlungspflicht 
genommen — oder etwa nicht? Man kann hier die 
Dinge nicht je nach Opportunität mal so, mal so 
drehen. Im übrigen werden die Selbständigen in 
besonderem Maße Nutznießer der neuen Vorsorge- 
regelungen sein. 

Gegen die von mir skizzierte Systemänderung 
will die Opposition nun, wie gesagt, Sturm laufen. 
Sie möchte es mit Hilfe desselben ideologieüber- 
frachteten Begriffs der steuerlichen Leistungsfähig- 
keit tun, der sich ganz offensichtlich schon beim 
Kinderlastenausgleich als nicht tragfähig erwiesen 
hat. Daß die Opposition aus zwingenden fiskali- 
schen Gründen den Höchstbetragsrahmen drastisch 
beschneiden muß, wenn sie beim Prinzip des Abzugs 
von der Bemessungsgrundlage bleiben möchte, sei 
nur am Rande erwähnt. Insbesondere die Selbstän- 
digen, aber auch die Arbeitnehmer und die Sozial- 
versicherungspflichtigen sollten dies einmal genau 
durchrechnen. Sie werden in Mark und Pfennig 
merken, daß unsere Lösung die bessere ist. 

Wir, die Koalitionsfraktionen, weisen auch die 
Vorsorgeaufwendungen dem Bereich der Einkom- 
mensverwendung zu, in dem der Staat in einem 
weiten Gestaltungspielraum fördern kann. Die Men- 
schen werden spüren, daß dies im vorliegenden Ge- 
setz in vorbildlicher Weise geschieht. 


Fünftens wäre noch auf die Anhebung des Arbeit- 
nehmerfreibetrags von 240 DM auf 600 DM hinzu- 
weisen. Auch hier wollen wir das sozial gerechtere 
Steuerabzugsprinzip anwenden. Auch hiergegen 
wendet sich die Opposition. Die von ihr gewollte 
Beibehaltung des Abzugs von der Bemessungsgrund- 
lage hätte freilich zur Folge, daß der Freibetrag aus 
zwingenden fiskalischen Gründen auf 480 DM be- 
grenzt werden müßte. 

Wenn die Opposition hierzu auf die unterschied- 
liche Behandlung der verschiedenen Berufsfreibe- 
träge verweist, so halten wir dem entgegen, daß die 
Berufsfreibeträge ganz unterschiedlichen Zielsetzun- 
gen dienen, so daß in der Tat Ungleiches ungleich 
behandelt wird. Freibeträge für die Landwirtschaft 
haben Subventionscharakter, der Selbständigenfrei- 
betrag ist pauschalierter Kostenersatz, der für die 
Arbeitnehmer dient zum Ausgleich dafür, daß die 
Gestaltungsmöglichkeiten bei der Lohnsteuer ge- 
ringer sind als bei der veranlagten Einkommen- 
steuer. 

Ich habe an ein paar Beispielen aus der Sache 
heraus deutlich gemacht, daß wir hier bei der Mo- 
dernisierung des Steuerrechts Pflöcke einschlagen, 
die den Zuschnitt der Interessenareale verändern. 
Lassen Sie mich den Beweis, daß dies so ist, auch 
noch dadurch führen, daß ich mich kurz mit den 
Reaktionen der CDU/CSU befasse. 


Da fällt wohl jedem sofort ins Auge, daß es nicht 
unter einen Hut geht, wenn die Opposition einer- 
seits behauptet, dieses Gesetz sei ohne Reform- 
gehalt, und andererseits Himmel und Hölle in Be- 
wegung setzt, um doch gerade die strukturändern- 
den Elemente, die in diesem Gesetz enthalten sind, 
zu Fall zu bringen. Von diesen Elementen habe ich 
nur einige angesprochen. 


(D) 


Den formalen Einwand, man habe Teile aus einem 
Gesamtentwurf herausgenommen, es liege nun kein 
rundes Ganzes mehr vor, nimmt die Opposition 
doch wohl selbst nicht ernst; hat sie doch selber 
immer betont, daß so etwas nur in Etappen zu 
machen sei. Die Menschen draußen verstehen unter 
der Reform der Lohn- und Einkommensteuer das, 
was sich in den Eckwertebeschlüssen der Bundes- 
regierung niedergeschlagen hat, was uns jetzt vor- 
liegt, was wür jetzt beschließen wollen. Die Reform 
der anderen Teile des Einkommensteuerrechts — 
die Einarbeitung von Rechtsprechung, Verordnun- 
gen und Richtlinien und ähnlichem — ist zwar auch 
wichtig, hat aber noch etwas Zeit. Das muß z. B. 
auch in die Zeitplanung des Finanzausschusses ein- 
gepaßt werden, der ja wohl zunächst an die Diäten- 
besteuerung herangehen muß und so wichtige Dinge 
wie die Reform der Körperschaftsteuer einzubeziehen 
hat. Nein, die Opposition hat bei ihren Verhinde- 
rungsstrategien die Strukturänderungen im Blick, 
die mit diesem Gesetz kommen werden und die zu- 
gleich verbal zu leugnen die Opposition gar nicht 
wird durchhalten können. Das Verhalten der Oppo- 
sition war und ist Flucht vor der Notwendigkeit, 
einmal selber Farbe bekennen zu müssen; 


(Beifall bei der SPD) 

es ist Flucht, allenfalls Vorwärtsverteidigung. Diese 
eigentliche Bewegung ist hinter all den Wolken 
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(A) aufgewirbelten Staubs deutlich sichtbar geblieben — 
aufgewirbelten Staubs, wenn man sich ansieht, was 
in letzter Zeit zu diesem Thema alles geschrieben 
worden ist. 

Zwei der von uns an die CDU/CSU gerichteten 
Vorwürfe scheinen besonders gesessen zu haben: 
der des Mangels an Alternativen und der des 
Finanzdiaotentums. Wir hörten im Ausschuß mit 
Staunen, daß sich in den Änderungsanträgen, welche 
die Opposition im Finanzausschuß eingebracht hat 
und die heute vielleicht wiederkommen werden, die 
Konturen einer eigenen Steuerreformkonzeption ab- 
zeidinen sollen. Dies hörten wir mit Staunen, Wes- 
sen Reform, ist da doch wohl zu fragen, die der 
CDU, die der CSU, die der Opposition oder nur die 
der oppositionellen Mitglieder im Finanzausschuß? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Was wäre da wo, wie innerparteilich verankert? 
Es mag doch wohl auch diese Unsicherheit gewesen 
sein, die die Opposition veranlaßte, bezüglich eines 
eventuellen stufenweisen Inkraftsetzens der in 
ihren eigenen Anträgen enthaltenen zusätzlich 
steuermindernden Maßnahmen mit uns, der Koali- 
tion, reden zu wollen. 

Dies, meine Damen und Herren, geht aber nun 
überhaupt nicht. Wir haben hier ein Gesetz zu 
machen. Wir haben feste Daten und Termine zu set- 
zen. Es kann nicht Aufgabe des Deutschen Bundes- 
tages sein, der CDU/CSU durch das Festzurren von 
Absichtserklärungen — womöglich noch gegen den 
Willen eines großen Teils ihrer Mitglieder — zu 
einem Steuerreformprogramm zu verhelfen, zu dem 
sie auf andere, eigene Weise offensichtlich nicht 
kommen kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies ist doch wohl nicht Aufgabe des Deutschen 
Bundestages. 

Mit dem erwähnten Angebot der Opposition zur 
Behandlung ihrer Anträge sollte wohl auch dem 
Vorwurf des Finanzchaotentums begegnet werden, 
der hier im Hause mehrfach in folgenden „Merk- 
sätzen" erhoben wurde: Dem Staat die Einnahmen 
verweigern, zugleich an allen Ecken und Enden 
Mehrausgaben fordern, den Gesamthaushalt als zu 
hoch, als inflationär, die Einzelhaushalte als zu nie- 
drig denunzieren, die im Falle von Steuersenkungen 
bei festgelegten Haushalten erforderliche Kredit- 
finanzierung mit wechselnden Argumenten verteu- 
feln. Die in dem erwähnten Angebot der Opposition 
offenbar zum Ausdruck kommende Einsicht, daß 
man auf 12 Milliarden DM Steuerausfall nicht noch 
8 Milliarden DM — • denn das würden Ihre Anträge 
kosten — oben draufsetzen kann, begrüßen wir na- 
türlich. Für mich selbst betone ich freimütig, daß ich 
in der finanzchaotischen Argumentationsweise der 
Vergangenheit — hoffentlich der Vergangenheit — 
immer auch ein Stück Aufkündigung der Gemein- 
samkeit der Demokraten gesehen habe. Der Wett- 
bewerb zwischen den Parteien hört auf, produktiv 
zu sein; er fängt an, ruinös zu werden, wenn die 
Opposition die Bürger glauben machen will, unter 


fO 

ihrer Herrschaft könnten die Gesetzmäßigkeiten der ^ * 
Mengenlehre aufgehoben werden. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ähnlich beurteile ich übrigens auch die weithin 
unqualifizierte Agitation der Opposition in Sachen 
Preissteigerungen. Dazu hat Professor Kriele neu- 
lich im Rundfunk Bemerkenswertes gesagt. 

Nun aber zu den sogenannten Inflationsentla- 
stungsgesetzen der Opposition. Geht man einmal 
den geradezu grotesken Entwicklungen dieser Sache 
nach, so muß sich einem der Gedanke aufzwingen, 
daß das alles gar nicht ernst gemeint sein kann, 
weil man ja weiß, daß man nicht beim Wort ge- 
nommen wird. Wenn dem aber so ist, bleibt nur 
die Erklärung, daß auch mit diesen Entwürfen und 
gerade auf diese Weise die Strukturreform des Ein- 
kommensteuerrechts unterlaufen werden soll. Ein 
solcher Blockierungsversuch wiederum ist ein Grad- 
messer dafür, welche Bedeutung die Opposition dem 
heute zu verabschiedenden Reformgesetz tatsächlich 
beimißt. 

Wie war nun die Entwicklung dieser sogenann- 
ten Inflationsentlastungsgesetze? Nachdem im Jahre 
1973 zwei Anläufe zu solchen Gesetzen konjunktur- 
und verteilungspolitisch im Sinne der Preisdämpfung 
motiviert worden waren, äußerte Herr Dr. Strauß 
— wohl unter dem Eindruck der Ablehnung dieser 
Gesetzentwürfe durch Sachverständige aus allen 
einschlägigen Gremien — • am 9. März konjunktur- 
politische Bedenken gegen eine zusätzliche Kauf- 
kraftvermehrung via Steuererleichterungen. Am 
10. März waren Steuererleichterungen eben aus die- 
sem Grunde — so damals Herr Dr. Carstens — nicht 
mehr vertretbar. Irgendwann und irgendwo war 
dann sogar zu hören, man brauche die Steuererleich- 
terungen zur Nachfragebelebung; ich muß allerdings 
gestehen, daß ich nicht mehr weiß, ob dies aus der 
Opposition kam. Aber zu hören war es. 

Zwei Monate später verlangt nun die Opposition 
zum 1. Juli dieses Jahres — wieder mit dem ur- 
sprünglichen Argument — vorgezogene Steuerer- 
leichterungen, obwohl sich die wirtschaftliche Ent- 
wicklung zwischenzeitlich — • zwischen Strauß und 
Häfele — überhaupt nicht verändert hat. Diese 
Steuererleichterungen sollen nun durch schlichte 
Anhebung von Freibeträgen ohne jede Struktur- 
änderung, d. h. mit Gießkannen-Effekt und teilweise 
mit progressiver Entlastung, geschehen. 

Nun liegt uns aber zu allem Überfluß noch eine 
von der Bundesratsmehrheit übernommene Geset- 
zesinitiative des Freistaats Bayern vor, die inhalt- 
lich mit dem Oppositionsantrag voll konkurriert 
und die insbesondere die Verzerrungen durch das 
duale System des Kinderlastenausgleichs verschär- 
fen würde, von dem die Opposition im Bundestag 
inzwischen doch offensichtlich abgerückt ist. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel.) 

Herr Strauß aber hatte inzwischen seine Beden- 
ken überdacht und, den Bayern-Antrag unterstüt- 
zend, befunden, daß Steuerausfälle und Kaufkraft- 
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Vermehrung nicht mehr inflationsfördernd, sondern 
inflationshemmend seien. Und, meine Damen und 
Herren, über ein solches Tohuwabohu wagt man uns 
heute abstimmen zu lassen. 

Wenn Herr Dr. Häfele nicht müde wird, das 
Tempo der Beratungen im Finanzausschuß als hek- 
tisch zu bezeichnen, dann frage ich, wie man wohl 
die Beratungen im Schoße der Oppositionsparteien 
zu qualifizieren hätte, die zu einem solchen Chaos 
der Meinungen und der Vorlagen geführt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die SPD-Fraktion wird alle diese sogenannten 
Inflationsentlastungsgesetze der verschiedenen Bau^ 
arten ablehnen und sich die Freiheit nehmen, weiter- 
hin von Inflationsförderungsgesetzen zu sprechen. 
Die Gründe dafür in Stichworten: 

Erstens. Wir wollen strukturelle Änderungen des 
Einkommensteuerrechts. Steuerreform ist eines, 
Konjunkturpolitik ein anderes. Nach dem Willen 
der Opposition würde ein steuerliches Konjunktur- 
gesetz das Steuerreformgesetz verdrängen. Dies 
kommt für uns nicht in Frage. Die Arbeitnehmer 
wissen, daß ihre Freude, ihre kurzfristige Freude 
über ein Gießkannen-Gesetz nur flüchtig wäre. Da 
dann die Finanzmasse für ein Reformgesetz aufge- 
zehrt wäre, hätten sie später nachhaltig und lang- 
fristig das Nachsehen. 

Zweitens. In der gegenwärtigen Wirtschaftslage 
kommt es konjunkturpolitisch nicht so sehr auf eine 
Erhöhung der Nachfrage nach Konsumgütern mit- 
tels einer Steuersenkung an. Vielmehr besteht die 
^ ^ Gefahr, daß ein solches Unterfangen — kaum, daß 
sich jetzt die Preissteigerungsrate stabilisiert hat — 
in den sich dann wieder verschärfenden Geldwert- 
verlusten versacken würde. 

Drittens. Steuer ausfälle zum jetzigen Zeitpunkt 
würden öffentliche Ausgaben im Bereich der Inve- 
stitionstätigkeit von Bund, Ländern und Gemeinden, 
aber auch öffentliche Leistungen zur Anregung der 
Investitionstätigkeit der Wirtschaft für die Siche- 
rung von Arbeitsplätzen gefährden. Die öffentliche 
Hand profitiert nicht von den Preissteigerungen, im 
Gegenteil, sie ist mit Hauptleidtragender. 

Viertens. Aus ordnungspolitischen Gründen — 
dies ist für uns das Entscheidende — geht es über- 
haupt nicht an, daß sich der Staat als dritter Mann 
bietend mit an den Tariftisch drängt. Wie oft würde 
er das eigentlich, hätte er einmal einen Präzedenz- 
fall geschaffen, wiederholen können? Tarifverhand- 
lungen gibt es ja Jahr für Jahr aufs neue. Will man 
da Jahr für Jahr mit dem Angebot eines Steuer- 
nachlasses mit von der Partie sein? Dies kann doch 
niemand ernstlich ins Auge fassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Fünftens. Einige der Bedenken stellen sich gewiß 
auch hinsichtlich unserer am 1. Januar 1975 in Kraft 
zu setzenden Steuerreform. Darauf kann man sich 
dann aber einstellen. Der Bundeskanzler hat in sei- 
ner Regierungserklärung vom 17. Mai das dazu 
Nötige gesagt. Auch dies wird seinen Preis haben, 
aber es wird der Preis einer Strukturreform und nicht 


der Preis einer mit der Gießkanne durchgeführten 
Operation sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich schließe mit der Feststellung, daß die Koalition 
der Erfüllung des Auftrags der Regierungserklärung, 
ein sozial gerechteres, ein modernes Steuerrecht zu 
schaffen, mit diesem uns heute vorliegenden Gesetz 
ein entscheidendes Stück nähergekommen ist. Wir 
sind in aller Nüchternheit und Gelassenheit, wie ich 
eingangs sagte, stolz darauf. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Höcherl. 

Hödierl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe sehr viel 
Verständnis für meinen Kollegen Rapp, der hier eine 
sehr schlechte Sache — als Pflichtverteidiger im 
Armenrecht war er hier — verteidigen mußte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir hatten erst kürzlich das Vergnügen, eine län- 
gere Epistel — ich spreche von der Regierungser- 
klärung — hier zu vernehmen, die der neue Herr 
Bundeskanzler vorgetragen hat. Er hat sie selbst 
unter die Devise gestellt: einmal Kontinuität — das 
waren nur einige kleine verbale Verneigungen vor 
der Vergangenheit, an der er sehr erheblich betei- 
ligt war — , dann Konzentration, und unter diesem 
Deckwort Konzentration wurden einige sehr wichtige 
Vorhaben einfach als Ballast abgeworfen, die früher 
die heiligen Güter der Koalition waren. 

Der neue Bundeskanzler hat sich die große Gele- 
genheit entgehen lassen, auch diese Steuerreform 
etwas zurückzustellen, damit Gelegenheit ist, sie so 
gründlich zu beraten, wie es einer solchen Aufgabe 
geziemt. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Er hat in seiner Zeit als Finanzminister niemals eine 
besondere Liebe zu dieser Steuerreform empfunden, 
er hat sie ungefähr wie ein Schlüsselkind mit dem 
Mindestmaß an Zuneigung behandelt, und er war 
froh, daß er der unmittelbaren Verantwortung nicht 
mehr nachzukommen braucht. 

Diese Steuerreform ist das Prunkstück einer so- 
zialdemokratisch-freidemokratischen Gesetzgebungs- 
kunst. Man muß sich im allgemeinen schon fragen, 
ob es in dieser Zeit der Inflation, in die Sie durch 
Schwächlichkeit und durch Mangel an Kraft, sich da- 
gegenzustemmen, hineingeschliddert sind, eine Auf- 
gabe sein kann, hier eine große Steuerreform anzu- 
gehen. Aber Sie wollten sich von der einmal gefaß- 
ten Idee nicht abbringen lassen, und nun haben wir 
es hier mit dem Arbeitsergebnis zu tun. Es gibt nie- 
manden mehr — das hat die Wirtschafts- und Steuer- 
presse eindeutig bewiesen — , der diesen Namen 
dafür überhaupt noch verwenden möchte. 

Ich habe mir überlegt, unter welche Gattung der 
Literatur man dieses Ergebnis einordnen könnte. 
Wenn man an die Gefallenen denkt, die auf der 
Walstatt geblieben sind — zwei Minister, zwei 
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Hödierl 

Staatssekretäre — , könnte man an ein Drama von 
Shakespeare denken, aber dazu reicht natürlich die 
Kraft und das Format der Akteure nicht aus. Eine 
Ballade wäre vielleicht das nächste, das sich anbie- 
tet, aber letzten Endes ist es zur Burleske geworden, 
die wir heute abzuhandeln haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es kann keinen Zweifel darüber geben, daß wir 
heute nicht darüber abzustimmen brauchten und 
dann noch genug Zeit hätten, uns mit der Frage zu 
befassen, wenn Sie nicht, aufgescheucht durch unsere 
Vorlage des Inflationsentlastungsgesetzes, auf ein- 
mal auf den Gedanken gekommen wären, daß man 
das vorziehen müsse. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Dann kam die Niedersachsenwahl am 9. Juni. Wir 
wissen, was Sie wollen: Sie wollen das Pferd ln Nie- 
dersachsen mit dieser Geschichte auf Trab bringen; 
das ist die einzige Absicht. Aber das Pferd in Nie- 
dersachsen wird wiehern, wenn das Ergebnis dort 
sichtbar wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß feststellen, daß es sehr bedauerlich ist — 
die Unterlagen sind uns in die Hand gekommen — , 
daß Sie in Niedersachsen gerade auf diesem Gebiet 
einen verleumderischen und schamlosen Wahlkampf 
mit absolut falschen Behauptungen führen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Herr Wehner, Niedersachsen, wo Sie Ihre Halluzina- 
tionen wegen des kalten Staatsstreiches hatten, 
(B) scheint ein ganz besonderer Ort, eine besondere 
Region, zu sein. 

(Abg. Wehner; Aber Sie kommen mit 
kaltem Kaffee!) 

— Kalter Kaffee? Ich hätte an Ihrer Stelle den Mut 
gefunden, mich zu entschuldigen. Das wäre eine 
Möglichkeit gewesen, auf einer vernünftigen Basis 
zu operieren. Aber diesen Mut haben Sie nicht ge- 
funden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen uns daran erinnern, wie dieses Ge- 
setzgebungswerk, eine „große“ Steuerreform, ein- 
mal durch den verehrten Kollegen Möller als Jahr- 
hundertwerk eingeführt wurde. Der Geist von Erz- 
berger wurde beschworen. Natürlich hat man ihn 
eingepackt unter Ebert und Bauer, damit die Couleur 
und die Mischung stimmt; aber immerhin war es so. 
Es wurde auch sofort geplant, daß das Ganze in drei 
Abschnitten in Kraft gesetzt werden soll. Der erste 
Abschnitt war die Abgabenordnung, die übrigens 
ordnungsgemäß beraten wurde und die heute noch 
im Ausschuß ist. Sie wird so beraten, wie eine 
gründliche und schwierige Sache beraten werden 
muß. 

Das zweite war dann die Einkommensteuer, Lohn- 
steuer, Körperschaftsteuer und einheitswertbezogene 
Steuer, alles in einem Paket. Dann sollten noch 
Gewerbesteuer und einige andere Dinge kommen. 
Alles sollte frisch, fromm, fröhlich, frei am 1. Januar 
1974 in Kraft treten. Es war ein unerhörter Akt von 
Weitsicht hinsichtlich der Durchsetzungsmöglichkei- 


ten, sich so etwas vorzunehmen. Das hat sich ja^^^ 
Herr Möller nicht allein vorgenommen, sondern das 
Kabinett, die ganze Fraktion. Damals war der 
Fraktionsvorsitzende noch der heutige Bundeskanz- 
ler. Alle waren der Meinung, so etwas könnte in der 
Zeit verwirklicht werden. 

Nun, wir wissen, wie das dann später wirklich 
gelaufen ist. Ich muß meinen Respekt bezeugen vor 
einem Mann, nämlich vor Ihrem Kollegen Möller. 

Er hat tätige Reue geübt und ist am 13. Mai 1971 
zurückgetreten, weil dieses Werk nicht zu verwirk- 
lichen war. 

Dann kam der Superminister Schiller. Er hat sich 
des etwas verlassenen Waisenkindes sehr ungern 
angenommen, konnte sich aber nicht zurückhalten 
und hat dann erklärt, das würde nicht nur das größte 
Reformwerk dieser Legislaturperiode sein, sondern 
weit darüber hinaus auch ein Werk, das in der 
Steuergeschichte der Bundesrepublik und auch des 
früheren Deutschen Reiches einmalig dastünde. 

Dann kamen die ersten Eckwerte. Eine ganz groß- 
artige Erfindung: Man macht keine Gesetzesvorlage, 
sondern man macht Eckwerte, d. h. Referentenent- 
würfe, die dann durch die Regierung eingesegnet 
werden und ein Wechselbalg zwischen Referenten- 
entwurf und Gesetzentwurf sind. Das wurde uns, 
und zwar Anfang Juni 1971, und der erstaunten 
Öffentlichkeit präsentiert. Natürlich war das auch 
innerhalb der Koalition abgesprochen, die auf die- 
sem Gebiet ja nahtlos funktioniert, wo immer har- 
monischste Übereinstimmung besteht. Das kann man 
ja verstehen. Die beiden kommen ja aus derselben (D) 
weltanschaulichen Quelle, auch wenn sie sich ver- 
schiedene Namen geben. Deswegen möchte man 
meinen, eine solche Harmonie müßte sich schon 
darstellen lassen. 

Aber diese Eckwerte hatten es in sich. Es stellte 
sich heraus, daß sie am 12. September 1971 bereits 
wieder geändert werden mußten. Ich kann mir 
eigentlich bei einer anständigen Kabinettsarbeit gar 
nicht vorstellen, daß man nach so kurzer Zeit ein 
Revisionsverfahren durchführen muß. Der damalige 
Sprecher der Bundesregierung hat das damit begrün- 
det — • sehr offenherzig und absolut korrekt — , daß 
sich Absurditäten und Widersinnigkeiten in den er- 
sten Eckwerten befunden hätten. 

Aber wenn Sie vielleicht der Meinung wären, das 
wären schon die letzten Eckwerte gewesen: Wir 
wurden mit einer dritten, verschlechterten Auflage 
bedient, die dann letzten Endes — sehr, sehr kom- 
pliziert — am Anfang dieses Jahres als Gesetzent- 
wurf eingebracht wurden, um dann den bekannten 
hektischen Ablauf auszulösen. 

Nun, bei der ganzen Vorstellung, die ja von ver- 
schiedenen Finanzmeistern der Koalition gebracht 
wurde, konnte es natürlich nicht ausbleiben, daß 
man einen bösen Blick auf die Vergangenheit zu 
warf. Das war genauso wie 1969, als diese Koalition 
gegründet und alles in rotes, magisches Licht von 
Illusionen getaucht wurde. Ich möchte sagen: Die 
Flitterwochen haben nicht allzulange gedauert, aber 
das war eben in dieser Zeit der Flitterwochen. Auch 
damals war es so: Alles, was hinter uns lag, war 
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(A) nichts, obwohl jeder anständige Mensdi weiß, daß 
einer immer auf den Schultern des anderen steht. 
Wer nicht die Kraft hat, das zuzugeben, wer alles 
andere verwirft, wer Geschichtssdielte treibt — das 
ist die Methode von Emporkömmlingen, aber nicht 
von ehrlichen Leuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun will ich aber einmal sagen, was in der Ver- 
gangenheit an Steuergesetzgebung alles geleistet 
worden ist, soweit Sie das alles vergessen haben 
sollten oder einfach aus Ihrem Gedächtnis löschen 
wollten, weil es immer wieder gegen Ihren Wider- 
stand dudigesetzt werden mußte. Z. B. wurden im 
Jahre 1952 — das war eine der ersten Maßnahmen 
— nach der Korea-Krise wesentliche Senkungen der 
Steuersätze vorgenommen. Dann kam 1953 eine 
Steuerreform mit 15 % Tarifsenkung. Dann kam die 
Einführung der Kilometerpauschale; schon damals, 
obwohl die Motorisierung und all die damit zusam- 
menhängenden Umstände bei weitem nicht den Grad 
erreicht hatten wie heute. Sie haben sie dann herun- 
tergesetzt. Aber wir kämpfen heute um ihre Anpas- 
sung auf den notwendigen Satz. Dann wurde der 
Altersfreibetrag eingeführt, der Sonderfreibetrag für 
freie Berufe, der Kinderfreibetrag, Freibeträge für 
Sdiriftsteller und Journalisten, Senkung des Körper- 
schaftsteuersatzes. Wir haben darüber hinaus Kin- 
derfreibeträge erhöht. 1958 ein echtes Reformwerk; 
das Ehegattensplitting. 1960 kam ein erhöhter Frei- 
betrag bei der Lohnsummensteuer im Gewerbe- 
steuerbereich. 1961 in der Gewerbesteuer wesent- 
(B[ lidie Fortsdiritte und Verbesserungen, die Erhöhung 
des Altersfreibetrages und der Vermögensgrenze bei 
der Vermögensteuer, Steuerbegünstigung für Kapi- 
talanlagen in Entwicklungsländern, ein Reformwerk 
von auch heute noch gültigem Ausmaß. 1962 kam 
das Berlinhilfegesetz. 1964 und 1965 Senkung des 
Einkommensteuertarifs, Einführung eines Arbeitneh- 
merfreibetrages, Einführung eines Freibetrages für 
öffentlidie und private Versorgungsbezüge, Gewäh- 
rung eines Kinderfreibetrages bis zum 27. Lebens- 
jahr, bis zum normalen Absdiluß einer Berufsausbil- 
dung, Erhöhung der Lohngrenzen usw.; Zweites Ver- 
mögensbildungsgesetz, Besteuerung der Landwirt- 
schaft, Einführung der Mehrwertsteuer — eine euro- 
päisdie Steuerleistung! Meine verehrten Damen und 
Herren, all das war für Sie nichts. Sondern das, was 
Sie jetzt auf den Tisch legen, das, was Sie schreiben, 
das ist auf einmal Reform. Ich würde sagen: der po- 
litisdie und menschliche Anstand gebietet es, daß 
Sie diese ganze Entwiddung, die beim Punkte Null 
begonnen hat, den finanziellen Aufbau eines ganzen 
Staatswesens bis heute herein, mit diesen echten 
Reformen von damals, wenigstens durch ein be- 
sdieidenes Wort anerkennen, weil auch Sie nur auf 
diesen Boden treten konnten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Nun einige Worte zu der Beratungssituation! Es 
war keine Beratung. Ich kann auf 21 Jahre parlamen- 
tarische Erfahrung zurückblicken. Ich darf einmal 
etwas in Ihr Gedächtnis zurückrufen. Als nodi ein 
echter Liberaler, Herr Wellhausen, Vorsitzender des 
Finanzausschusses war, als Männer wie der heutige 
Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts Seuf- 


fert und wie Herr Dresbach, ein bedeutender Paria- 
mentarier, im Finanzausschuß verhandelt haben, da 
waren die Dinge so, daß man Argumente ausge- 
tauscht hat und Argumenten auch gefolgt ist. Das 
war ein editer geistiger Wettbewerb über alle Par- 
teigrenzen hinweg. 

Bei uns war es so, daß wir praktisdi nicht von 
einer Beratung, sondern von einer Befehlsausgabe 
ausgehen können. 

(Abg. Dr. Böhme [Freiburg] : Wo denn?) 

Die Guillotine wurde angewandt. 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien.) 

— Ja, es tut mir leid. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeord- 
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge- 
ordneten Frau Funcke? 

Frau Funcke (FDP): Herr Kollege Höcherl, wol- 
len Sie dem Hause einmal sagen, in welcher Sitzung 
die Beantwortung einer Frage der Opposition oder 
ein Wunsch nach weiterer Beratung abgelehnt wor- 
den ist? 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Höcherl (CDU/CSU): Ja, das will idi Ihnen sa- 
gen. Nein, es wurde kein einziger sachlicher Antrag 
von uns, überhaupt kein Antrag angenommen. Nicht 
einmal die Professoren, die schriftliche Gutachten 
vorgelegt hatten, durften erscheinen. pj 

Aber das Entscheidende, was ich sagen wollte, ist 
folgendes. In dem früheren Finanzausschuß war es 
so, daß im Interesse der Sache jeder, der einen Bei- 
trag beisteuern konnte, der zur Verbesserung diente, 
nicht nur angehört, sondern auch in der Abstimmung 
akzeptiert wurde. Das ist alles vorbei. Wenn die tra- 
gende Mehrheit des Aussdiusses in Schwierigkeiten 
war, z. B. in Terminschwierigkeiten, dann haben Sie 
herablassend gelegentlich einiges von uns angehört. 
Abgestimmt haben Sie immer nur mit Ihrer beque- 
men Mehrheit. Ich frage Sie: wieweit ist das von 
einem imperativen Mandat entfernt! Von der freien 
Gewissensentsdieidung nach sadilichen Gründen war 
da überhaupt keine Spur zu sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Halfmeier, 
Herr Abgeordneter Höcherl? 

Höcherl (CDU/CSU) : Ja, bitte sehr. 

Halfmeier (SPD): Herr Kollege Hödierl, können 
Sie mir bestätigen, daß Sie heute morgen die Rede 
Ihres Fraktionskollegen Herr von Bockelberg nicht 
gehört haben, der ausdrücklich hier geschildert hat, 
welche Anträge der CDU/CSU in den Beratungen 
auch angenommen' worden sind? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 
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Hödierl (CDU/CSU): Ich will Ihnen folgendes 
sagen, Herr Kollege. Der Herr von Bockeiberg hat 
einen Bericht gegeben und keine Rede in dem Sinne 
gehalten. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Zweitens. Ganz kleine, nebensächliche, unbedeu- 
tende Gefälligkeitsdinge wurde gerade noch zuge- 
standen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

um, ich möchte sagen, einigermaßen den Anschein 
von Konzessionsbereitschaft zu erwecken. Aber 
wirklich entscheidende Verbesserungsvorschläge 
von uns sind praktisch nicht einmal zur Kenntnis ge- 
nommen worden, selbst wenn Sie innerlich von 
ihrem Wert überzeugt waren. Nehmen Sie die Frage 
des Tarifs. Hier haben Sie erklärt. Sie seien dafür 
offen. Nein, Sie hatten die Mehrheit. Sie hätten das 
mit uns zusammen besser entscheiden und beschlie- 
ßen können. 

Vizepräsident von Hassei: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Offergeld? 

Höcherl (CDU/CSU): Ja, Herr Offergeld, bitte 
sehr! 

Offergeid (SPD): Herr Kollege HÖcherl, ist es 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß sich die Lan- 
desfinanzminister einstimmig für den Tarif ausge- 
sprochen haben, den wir jetzt — zunächst bis zum 
Jahre 1977 — beschlossen haben? 

(B) 

Höcherl (CDU/CSU): Nein, das ist mir nicht ent- 
gangen. Sie wissen aber ganz genau, daß wir an 
einer gesetzlichen Festlegung sowie daran, daß ein 
anderer Tarif kommt, interessiert sind. Hier weigern 
Sie sich, und das ist der entscheidende Gesichts- 
punkt. 

Absolut unerträglich ist jedoch, daß wir gar nicht 
über die Vorlage beraten haben, die eingereicht 
worden war. Uber diese Vorlage ist hier in erster 
Lesung beraten worden. Ich darf noch einmal an 
diesen Tag erinnern. Dabei gab es einen sehr, sehr 
peinlichen Zwischenfall, auf den ich aber nicht zu- 
rückkommen möchte. Der Entwurf hat äußerlich ge- 
sehen den Anschein einer ganz ordentlichen, sauber 
ausgearbeiteten Vorlage. Aber wenn das Hohe Haus 
der Meinung wäre, darüber sei beraten worden, 
würde es sich irren. Nein, hier wurden Formulie- 
rungshilfen nachgeschoben. Ganz zum Schluß wurde 
etwas beraten, was diesem Hause in erster Lesung 
und auch den mitberatenden Ausschüssen nicht Vor- 
gelegen hatte. Wir bekamen vielmehr Gelegenheits- 
papiere, die auf die bisherige Gesetzgebung aufge- 
pfropft worden waren. 

Wenn Sie das als ordentliche Gesetzgebung und 
als Ausfluß von mehr Demokratie — unter diesem 
Motto steht ja diese Koalition — betrachten, muß 
ich Ihnen dazu folgendes sagen. Die Bestimmungen 
der Geschäftsordnung haben große Bedeutung für 
den Schutz der Opposition, genauso wie Gesetze 
ihre Bedeutung im Öffentlichen Rechtsverkehr ha- 


ben. Frau Kollegin Funcke, ich darf Ihnen in aller 
Offenheit sagen: Sie haben es nur unserer Nach- 
sicht zu verdanken, daß wir nicht den Antrag ge- 
stellt haben, den Finanzausschuß noch einmal zu- 
sammenzurufen, um einige grundsätzliche Wider- 
sprüche zu klären. Ich nenne nur Art. 2 — abge- 
sehen von anderen Dingen — , der anders beschlos- 
sen worden ist, als er jetzt dem Hause vorgelegt 
wird. 

Meine verehrten Damen und Herren, wenn ich 
ein Gesamturteil fällen soll, muß ich sagen, daß 
meiner Meinung nach von einer Reform überhaupt 
nicht die Rede sein kann. Es ist ein ganz kümmer- 
liches, stotternd vorgelegtes Steueränderungsgesetz, 
das nicht, wie Sie es versprochen hatten, geschlos- 
sen in Kraft tritt, ein Gesetz, zu dessen Vorlage 
jeder Bundestag und jede Bundesregierung seit eh 
und je verpflichtet waren. Es enthält keine einzige 
zündende Reformidee, was die Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit, den Leistungsanreiz, die Erhal- 
tung der Betriebssubstanz, die großzügige Abschrei- 
bung bei kulturellen, sozialen und Forschungsvor- 
haben, die Bereinigung der Bagatellsteuern usw. 
betrifft. 

Im übrigen haben Sie, indem Sie die Vergeßlich- 
keit der breiten Öffentlichkeit genau einkalkuliert 
haben, in Ihrer Amtszeit zunächst einmal Steuer- 
erhöhungen in Höhe von 7 Milliarden DM beschlos- 
sen. Diese 7 Milliarden DM setzen sich aus der 
Tabaksteuer, der Branntweinsteuer, der Mineralöl- 
steuer — sehr unpassend angesichts der Energie- 
versorgungslage — und der Verlängerung der Heiz- 
ölsteuer zusammen. Ich will gar nicht davon reden, 
was Sie aus stabilitätspolitischen Gründen an Steu- 
eranhebungen vollzogen haben. Hierfür haben Sie 
unsere Zustimmung, und zwar deswegen, weil wir 
gemeinsam — leider ohne eine notwendige kräf- 
tige Mithilfe Ihrerseits — an einer größeren Sta- 
bilität arbeiten. Das war die Voraussetzung. Dann 
hatten Sie plötzlich keine Masse mehr. 

Heute, meine Damen und Herren, stehen wir vor 
folgender Situation. Wir haben nicht, wie Sie sagen, 
eine Entlastung in Höhe von 10 bis 12 Milliarden 
DM, sondern Sie haben in Wirklichkeit eine Steuer 
— vielleicht die gröbste und die gefährlichste, die 
es überhaupt gibt — wirksam werden lassen, näm- 
lich die Inflation. Von dieser Inflation holen Sie 
noch einmal Steuern, und wenn Sie heute 10 bis 
12 Milliarden Erleichterung geben, ist das nur eine 
bescheidene Wiedergutmachung, aber nicht eine 
Steuerentlastung und schon ganz und gar keine Re- 
form. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Ihnen mein Urteil nicht ausreicht, darf ich Sie 
an Herrn Fredersdorf, einen Mann aus Ihrem Lager, 
und an Herrn Hesselbach erinnern; beide haben 
sich bis heute in einer vernichtenden Kritik über 
diese Leistung ausgesprochen, und ich meine, das 
wären unbefangene und auch, wie gesagt, Kron- 
zeugen für das Haus. 

Zum Schluß darf ich Ihnen sagen: Wir werden 
dieser Köpenickiade die Uniform ausziehen, und 
die Flickschusterei wird zum Vorschein kommen. 
Gott sei Dank haben Sie es nicht allein in der Hand, 
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Höcherl 

(A) dieses Werk so zu vollenden. Bei Philipp! sehen wir 
uns wieder! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, wir unterbrechen nun auf Grund einer all- 
seitigen Vereinbarung die Aussprache zu diesem 
Tagesordnungspunkt und kehren zu den Tagesord- 
nungspunkten zurück, die heute morgen als Vorla- 
gen des Vermittlungsausschusses bereits behandelt 
wurden. Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen. 
Ich darf darauf aufmerksam machen, daß die Erklä- 
rungen zu diesen fünf Tagesordnungspunkten abge- 
geben worden sind und daß nur noch die Abstim- 
mungen erfolgen. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Einspruch des Bundesrates zu dem Fünften Gesetz 
zur Reform des Strafrechts? die Drucksache zu die- 
sem Zusatzpunkt zur Tagesordnung liegt Ihnen un- 
ter der Nummer 7/2181 vor. 

Alle drei Fraktionen des Hauses haben nament- 
liche Abstimmung beantragt. Zum Abstimmungsver- 
fahren darf ich folgendes sagen. Es handelt sich um 
die Frage der Zurückweisung eines Einspruchs des 
Bundesrates. Wer diesen Einspruch zurückweisen 
will, muß mit der Ja-Karte stimmen. Zur Zurückwei- 
sung des Einspruchs ist die absolute Mehrheit der 
gesetzlichen Stimmen des Hauses notwendig; das 
sind 249 Stimmen. 

Ich darf die Schriftführer bitten, ihre Plätze ein- 
zunehmen. Ich eröffne die namentliche Abstimmung 
' Über die Zurückweisung des Einspruchs des Bundes- 
rates. 

Ich schließe die namentliche Abstimmung. 

Wir fahren in der Zwischenzeit bis zur Bekannt- 
gabe des Ergebnisses der namentlichen Abstimmung 
mit der Behandlung der noch vorliegenden vier An- 
träge aus dem Vermittlungsausschuß fort. Nament- 
liche Abstimmung ist dort nicht verlangt; wir kön- 
nen in wenigen Minuten damit fertig sein. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den An- 
trag des Vermittlungsausschusses zu dem Gesetz zur 
Regelung des Volljährigkeitsalters. 

Wer dem Antrag des Vermittlunigsausschusses auf 
Drucksache 7/2153 zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Einige Gegenstimmen. Enthaltunigen? — Bei weni- 
gen Enthaltungen ist der Antrag des Vermittlungs- 
ausschusises angenommen. 

Es folgt die Abstimmung über den Antrag des 
Vermittlungsaus Schuss es zu dem Zweiten Steuer- 
änderungsgesetz 1973. 

Wer dem Antrag des Ausischusses zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne Gegenstim- 
men und Enthaltungen angenommen. 

Wir haben nunmehr über den Antrag des Ver- 
mittlungsausschusses zu dem Gesetz über Umwelt- 
statistiken abzustimmen. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 


die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ^ ^ 
ist ohne Gegenstimmen bei einer Enthaltung ange- 
nommen. 

Schließlich ist noch über den Antrag des Vermitt- 
lungsausschusses zu dem Gesetz über Statistiken 
des Personenverkehrs und der Kraftfahrleistungen 
1974 abzustimmen. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Der Antrag des Ver- 
mittlungsausschusses ist ohne Gegenstimmen bei 
zwei Enthaltungen angenommen. 

Damit sind die Besdilußfassungen über die An- 
träge des Vermittlungsausschusses abgeschlossen. 

Wir erwarten noch das Ergebnis der Auszählung 
der namentlichen Abstimmung über den Einspruch 
des Bundesrats. 

Zur Geschäftslage mache ich darauf aufmerksam, 
daß nach der Bekanntgabe des Abstimmungsergeb- 
nisses und einer noch vorliegenden Wortmeldung 
zur Abgabe einer Erklärung sofort in die Frage- 
stunde eingetreten wird. 

Meine Damen und Herren, ich gebe bekannt, daß 
überlegt wurde, ohne Mittagspause durchzutagen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der Regie- 
rungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, darf ich Sie bitten, 
Platz zu nehmen. Ich gebe das Ergebnis der nament- 
lichen Abstimmung über die Zurückweisung des 
Einspruchs des Bundesrates — Zusatzpunkt 1 der (D) 
heutigen Tagesordnung — bekannt. Es haben 482 
uneingeschränkt stimmberechtigte Abgeordnete ihre 
Stimme abgegeben. Davon haben mit Ja, für die 
Zurückweisung des Einspruchs, 260 gestimmt, mit 
Nein 218, enthalten haben sich 4. Die Berliner Stim- 
men verteilen sich wie folgt; abgegebene Stimmen 
20, mit Ja, den Einspruch zurückweisend, 13, mit 
Nein 6 und eine Enthaltung. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 482 und 20 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 260 und 13 Berliner Abgeordnete, 

nein: 218 und 6 Berliner Abgeordnete, 

enthalten: 4 und 1 Berliner Abgeordneter. 


Ja 

Dr. Bayerl 

Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 

SPD 

Behrendt 

Adams 

Berkhan 

Ahlers 

Biermann 

Dr. Ahrens 

Blank 

Amling 

Dr. Böhme (Freiburg) 

Anbuhl 

Börner 

Dr. Apel 

Frau von Bothmer 

Arendt (Wattenscheid) 

Brandt 

Dr. Arndt (Hamburg) 

Brandt (Grolsheim) 

Augstein 

Bredl 

Baack 

Brück 

Bäuerle 

Buchstaller 

Barche 

Büchler (Hof) 

Bahr 

Büchner (Speyer) 

Dr. Bardens 

Dr, von Bülow 

Batz 

Buschfort 
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Frau Berger (Berlin) 
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Nein 
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Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Handlos 
von Hassel 

Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
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Enthaltungen 

SPD 

Gerlach (Emsland) 
Jahn (Marburg) 
Metzger 
Scheu 


(C) 


FDP Berliner Abgeordnete 

Ertl Sieglerschmidt 

Damit ist der Einspruch des Bundesrates mit der 
erforderlichen Mehrheit zurückgewiesen worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nach Abschluß der Abstimmung zu diesem Tages- 
ordnungspunkt erteile ich auf Grund des § 59 unse- 
rer Geschäftsordnung Herrn Dr. Claus Arndt das 
Wort zur Abgabe einer Erklärung. 


Dr. Arndt (Hamburg) (SPD); Herr Präsident! Ich 
gestatte mir, zur Abstimmung über das 5. Straf- 
rechtsreformgesetz bzw. die Zurückweisung des Ein- 
spruchs des Bundesrates Ihnen folgende schriftliche 
Erklärung nach § 59 der Geschäftsordnung zu über- 
reichen *) . 

Vizepräsident von Hassel: Wir sind damit am 
Ende dieses Tagesordnungspunktes angelangt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 7/2173 — 

Der Ältestenrat hat Ihnen vorgeschlagen, daß wir 
in dieser Woche abweichend von den Richtlinien der 
Fragestunde zwei Fragestunden mit einer jeweiligen 
Dauer von 90 Minuten durchführen. Gemäß § 127 
unserer Geschäftsordnung muß diese Abweichung 
von der Geschäftsordnung beschlossen werden. Er- 
hebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall; es ist so beschlossen. 

Dann können wir in die Fragestunde eintreten. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. 
Frage 2 des Abgeordneten Dr. Schneider: 

Von welchem mittel- und langfristigen Wohnungsbaubedarf 
geht die Bundesregierung bei ihren Planungen aus, und welchen 
Anteil von Wohnungen im öffentlich geförderten und im steuer- 
lich begünstigten Wohnungsbau strebt sie dabei an? 


Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Dr. Haack, bitte schön! 

(Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, diejenigen, die an der 
Fragestunde nicht mehr teilnehmen, darf ich bitten, 
den Plenarsaal doch zu verlassen, damit die Frage- 
stunde vernünftig durchgeführt werden kann. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Bitte schön, zur Beantwortung Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär! 


*) Siehe Anlage 3 
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^ ^ Dr, Haackr Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau: Herr Kollege Dr. Schneider, um alle Haushalte 
entsprechend den wohnungspolitischen Zielsetzun- 
gen zu versorgen, ist auf längere Sicht auch bei nicht 
wachsender Bevölkerungszahl eine Wohnungspro- 
duktion von im Durchschnitt jährlich etwa 500 000 
Wohnungen erforderlich. Dabei ist vor allem zum 
Ausgleich für abgerissene Altbauwohnungen mit 
niedrigen Mieten, zur Beseitigung noch immer be- 
stehender und immer wieder neu enstehender Härte- 
und Notfälle und für junge Ehepaare, die auf dem 
freien Markt keine angemessene Wohnung zu trag- 
baren Mieten finden, auf Dauer eine gewisse Quote 
an neu geförderten Sozialwohnungen erforderlich. 

Die Zahl dieser Wohnungen kann keine feste 
Größe sein. Sie hängt z. B. ab von der Zahl der So- 
zialwohnungen, die frei werden, weil bisherige Mie- 
ter Wohnungseigentum erwerben, von der Zahl der 
abgerissenen Wohnungen, vom Umfang des frei fi- 
nanzierten Wohnungsbaus und den sich am freien 
Wohnungsmarkt bildenden Mieten. Der jeweils ak- 
tuelle Bedarf an Sozialwohnungen ist stärker als 
bisher nach Umfang und Dringlichkeit Schwankun- 
gen unterworfen. Da gegenwärtig über die Nach- 
frageentwicklung und das künftige Produktionsvolu- 
men des frei finanzierten Wohnungsbaus kaum zu- 
verlässige Vorhersagen möglich sind, sind auch die 
Aussagen über den Sozialwohnungsbedarf mit er- 
heblichen Unsicherheiten behaftet. Der Bundesmini- 
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
steht deshalb gerade in dieser Frage in ständiger 
jgj Beratung mit den Vertretern der Länderressorts. 
Eine Umfrage bei allen Ländern hat jedoch nicht zu 
abschließenden Ergebnissen geführt, weil mehrere 
Länder ihrerseits ihre mittelfristigen Programmpla- 
nungen neu überprüfen. Bei der gegebenen Situation 
werden die Programmplanungen in der Zukunft Jahr 
für Jahr an Hand der aktuellen Entwicklung neu 
formuliert werden müssen. 

Die unter dem Eindruck der geringeren Woh- 
nungsproduktion der Jahre 1967/68 und auf Grund 
der Ergebnisse der Wohnungszählung vor einigen 
Jahren noch für notwendig gehaltene Zahl von 
200 000 bis 250 000 Sozialwohnungen ist aber — 
auch nach Meinung der Bundesländer — in den kom- 
menden Jahren nicht erforderlich. Vielmehr kann 
unter der Voraussetzung einer Gesamtproduktion 
von etwa 500 000 Wohnungen ein Förderungsvolu- 
men im sozialen Wohnungsbau von zirka 120 000 bis 
160 000 Wohnungen im ersten und zweiten Förde- 
rungsweg als ausreichend gelten. 

Dabei wird berücksichtigt, daß auch durch die jetzt 
verstärkte Modernisierungsförderung in gewissem 
Umfang Haushalte mit niedrigem Einkommen auf 
Dauer angemessen versorgt werden können. 

Vizepräsident von Hassel: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
auf welche Weise will die Bundesregierung gewähr- 
leisten, daß die fertiggestellten Sozialwohnungen 


auch tatsächlich von dem dafür bestimmten Per- 
sonenkreis bezogen werden können? 

Dr. Haackr Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau; Das ist, Herr Kollege Dr. Schneider, wie Sie 
wissen, nicht unbedingt eine Aufgabe der Bundes- 
regierung, sondern dafür haben die Stellen zu sor- 
gen, die für die Vergabe von Sozialwohnungen zu- 
ständig sind. Wir haben durch einige Gesetzesände- 
rungen in der letzten Zeit dafür gesorgt, daß der 
Einfluß der Gemeinden auch hier verstärkt wird, 
um eine vernünftige Belegung zu garantieren, um 
gerade diejenigen Bevölkerungskreise in Sozialwoh- 
nungen — auch in alte Sozialwohnungen — zu brin- 
gen, die auf Grund ihres niedrigen Einkommens be- 
sonders darauf angewiesen sind. 

Vizepräsident von Hassei: Eine zweite Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich habe meine Frage im Hinblick auf die Tat- 
sache gestellt, daß beispielsweise im Land Nord- 
rhein-Westfalen im Augenblick etwa 15 000 Sozial- 
wohnungen leerstehen, weil der anspruchsberech- 
tigte Personenkreis wirtschaftlich offensichtlich 
nicht in der Lage ist, die Kostenmiete für diese 
Sozialwohnungen aufzubringen. 

Dr. Haackr Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- pj 
bau: Das ist ein Sonderproblem, Herr Kollege Dr. 
Schneider, das Sie hier anführen. Auch darüber 
müssen wir sprechen, gerade bei der Neukonzep- 
tion im sozialen Wohnungsbau. Wir sind, wie Sie 
wissen, bei der Erarbeitung eines solchen neuen 
Konzepts. Die eben von mir genannte Zahl der in 
Zukunft neu zu fördernden Sozialwohnungen zeigt, 
daß die Bundesregierung der Auffassung ist, daß wir 
zu einer stärkeren Konzentrierung im sozialen Woh- 
nungsbau kommen müssen und daß es in Zukunft 
zweckmäßiger sein wird, weniger Wohnungen zu 
fördern, dafür aber stärkere staatliche Förderungs- 
mittel zur Verfügung zu stellen, damit die Mieten 
im sozialen Wohnungsbau erträglich werden. Dann 
werden die Probleme, die wir in letzter Zeit hatten, 
nicht mehr so auftreten wie bisher. 

Vizepräsident von Hassel: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Nordlohne. 

IVordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sollten nicht im Hinblick auf die Entwicklung der 
Kostenmieten im sozialen Wohnungsbau im Einzel- 
plan 25 erheblich höhere Mittel ausgewiesen wer- 
den, als es bislang der Fall ist, um das noch 1970 
auch seitens der Bundesregierung als langfristiges 
Wohnungsbauprogramm verkündete Volumen von 
250 000 Wohnungen wiederherzustellen? 

Dr, Haackr Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau: Dazu möchte ich sagen, Herr Kollege Nord- 
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lohne — ■ ich habe es vorhin in meiner Antwort an 
Herrn Dr. Schneider schon gesagt — , daß die Zah- 
len und auch die Förderungsvolumina im Woh- 
nungsbau, gerade im sozialen Wohnungsbau, immer 
wieder neu überprüft werden müssen. Die jetzige 
Situation des Jahres 1974 hat sich eben, was den 
Wohnungsbedarf anlangt, 1970 noch anders dar- 
gestellt. Man muß sehen, daß Volumen und Not- 
wendigkeiten von Jahr zu Jahr zu überprüfen sind. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Was das Finanzvolumen anlangt, so stehen wir 
hier vor dem Problem, vor dem wir auch in anderen 
Bereichen der Politik stehen, daß wir immer irgend- 
wo im Bundeshaushalt an eine finanzielle Decke sto- 
ßen. Trotzdem können Sie davon ausgehen, daß sich 
die Bundesregierung diesen Problemen stellt und 
ein System anstrebt, gerade für diejenigen Bevölke- 
rungsgruppen, die auf den sozialen Wohnungsbau 
angewiesen sind, in Zukunft Wohnungen mit trag- 
baren Mieten zu schaffen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Dann sind die Fragen aus diesem Geschäftsbereich 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Dr. Haack. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Forschung und TecJi- 
nologie. Zur Beantwortung steht Herr Parlamenta- 
rischer Staatssekretär Dr. Hauff zur Verfügung. 

(B) Wir kommen zunächst zur Frage 83 des Abgeord- 
neten Engelsberger. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. Dasselbe gilt 
für die Frage 84. 

Die Fragen 85 und 86 des Abgeordneten Pfeffer- 
mann sollen auf Bitte des Fragestellers schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Hauff. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Justiz. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär de With 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 87 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die DDR in zunehmen- 
dem Maße den in ihrem Maditbereidi befindlidien Grund- und 
Hausbesitz vieler Bürger der Bundesrepublik Deutschland durch 
Aufbaugrundschulden und Zwangshypotheken in fast enteig- 
nungsgleicher Art belastet, und wird die Bundesregierung sicher- 
stellen, daß eine Vollstreckung aus diesen dinglichen Belastungen 
im Wege der Rechts- und Amtshilfe nicht möglich sein wird? 

Bitte schön! 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Justiz: Der Bundesregierung ist be- 
kannt, daß viele private Wohngrundstücke in der 
DDR durch Aufbaugrundschulden und Zwangshypo- 
theken nach der dortigen Verordnung zur Finanzie- 
rung von Baumaßnahmen und zur Erhaltung von 
privatem Wohnraum vom 28. April 1960 belastet 


sind. Die Zwangsvollstreckung aus diesen dinglichen 
Rechten anGrunds tücken, die in der DDR belegen 
sind und deren Eigentümer in der Bundesrepublik 
Deutschland leben, erfolgt in der DDR selbst Zustän- 
diges Vollstreckungsgericht ist nach dem auch dort 
geltenden Zwangsversteigerungsgesetz das Kreisge- 
richt, in dessen Bezirk das Grundstück belegen ist. 
Für eine Vollstreckung in der Bundesrepublik 
Deutschland mittels zu leistender Amts- und Rechts- 
hilfe ist deshalb kein Raum. Es besteht daher auch 
kein Anlaß, durch besondere gesetzliche Bestim- 
mungen sicherzustellen, daß eine Vollstreckung aus 
diesen dinglichen Belastungen im Wege der Rechts- 
und Amtshilfe in der Bundesrepublik Deutschland 
unzulässig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte, eine Zu- 
satzfrage. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
die DDR in irgendeiner Weise in der Vergangenheit 
geäußert, daß sie beabsichtigt, zukünftig möglicher- 
weise eine Vollstreckung aus diesen Belastungen in 
der Bundesrepublik gegenüber diesen Bürgern vor- 
zunehmen, und was hat die Bundesregierung gegen- 
über solchen eventuellen Vorstellungen und Wün- 
schen der DDR getan? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Justiz: Mir ist nicht bekannt, welche 
Möglichkeiten es geben sollte, aus dinglichen Rech- 
ten an Grundstücken, die in der DDR belegen sind, 
hier zu vollstrecken. Demgemäß war nichts zu ver- 
anlassen und ist nichts zu veranlassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
danach nach Ihrer Auffassung mit Sicherheit ausge- 
schlossen werden, daß zu irgendeinem Zeitpunkt in 
der Zukunft aus solchen Belastungen irgendwelche 
Vollstreckungsverfahren gegen Bürger in der Bun- 
desrepublik laufen werden? 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Justiz: Was dingliche Belastungen an- 
geht würde ich sagen: Ja. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. — Dann rufe ich die Frage 88 des Herrn 
Abgeordneten Gierenstein auf. — Der Abgeordnete 
ist nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beant- 
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 92 des Herrn Abgeordneten 
Braun auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
sogenannte Weihnaditsaranestie für Strafgefangene in diesem 
Jahr so rechtzeitig vor den Feiertagen wirksam wird, daß ins- 
besondere eine Arbeitsplatzvermittlung noch möglich ist? 

Bitte schön! 
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(A) With, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 

minister der Justiz: Die Bundesregierung hat schon 
früher wiederholt gegenüber den Ländern darauf 
hingewirkt, bei vorzeitigen Entlassungen aus der 
Strafhaft zu Weihnachten nach einheitlichen Grund- 
sätzen zu verfahren. Dieses Ziel ist durch die Auf- 
nahme einer entsprechenden Vorschrift in die Dienst- 
und Vollzugsordnung weitgehend erreicht worden. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige Länder 
in den letzten Jahren frühere Entlassungstermine 
vorgesehen haben. Die dadurch entstandene Unein- 
heitlichkeit ist nicht wünschenswert. Dieses Problems 
ist man sich in den Ländern durchaus bewußt. Die 
Gnadenhoheit liegt aber allein bei ihnen. Inwieweit 
sie davon Gebrauch machen wollen, muß den Län- 
dern überlassen bleiben. Die Bundesregierung ist 
aber gern bereit, die Landesjustizverwaltungen er- 
neut auf das Problem aufmerksam zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. — Damit sind die Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Justiz beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär. 

Ich rufe nunmehr die Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Herr Parlamentarische Staats- 
sekretär Haar zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 110 des Herrn Abgeordneten 
Schinzel auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Anbindung des Schie- 
nennetzes der Bundesrepublik Deutschland an Westeuropa und 
vor allem an Großbritannien nach Inbetriebnahme des Ärmel- 
kanaltunnels im Güter- und Personenverkehr zu gewährleisten? 

Bitte schön! 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, die Strecke Köln — Aachen zählt zu 
den sogenannten Ausbaustrecken der Deutschen 
Bundesbahn, die im Zusammenhang mit den vor- 
gesehenen vier Neubaustrecken leistungsfähiger zu 
machen und für höhere Geschwindigkeiten auszu- 
bauen sind. Es ist vorgesehen, daß die erforderlichen 
Maßnahmen ab 1976 anlaufen. Der Streckenausbau 
ist in der ersten Stufe des Bundesverkehrswege- 
plans, der dem Hohen Hause im September vorigen 
Jahres vorgelegt worden ist, enthalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. — Dann rufe ich die Frage 111 des Herrn Ab- 
geordneten Schinzel auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den hierzu notwendigen 
Ausbau des Güterbahnhofs Äadien-West fristgerecht ausführen 
zu lassen? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Nach einem langfristig angelegten Umbauplan der 
Deutschen Bundesbahn soll der Rangierbahnhof 
Aachen- West vergrößert und modernisiert werden. 
Bereits im nächsten Jahr will die Deutsche Bundes- 


bahn mit Vorarbeiten an der Einfahr- und Umspann- ^ ^ 
gruppe des Rangierbahnhofs beginnen. Auch diese 
Maßnahme ist im Bundesverkehrswegeplan — 1. 
Stufe — ab 1975 enthalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 112 des Herrn Abgeordneten 
Lemmrich auf: 

Ist das verkehrspolitisdie Programm „Der Mensdi hat Vor- 
fahrt“ des früheren Bundesverkehrsministers Dr. Lauritzen auch 
für den neuen Bundesverkehrsminister verbindlich, und wenn 
nein, welche Teile akzeptiert er und welche nicht? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Lemmrich, unter den Leitworten „Kon- 
tinuität und Konzentration" ist in der Regierungser- 
klärung vom 17. Mai 1974 folgendes gesagt: 

Die neue Regierung der Bundesrepublik setzt 
das sozialliberale Bündnis fort, das seinen poli- 
tischen Willen in der Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 zum Ausdruck gebracht hat. 

Für die künftige Verkehrspolitik bedeutet das: der 
mit dem Kursbuch für die Verkehrspolitik vorge- 
zeichnete Weg der verkehrspolitischen Entwicklung 
geht kontinuierlich weiter. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da 
die Maßnahmen, die in diesem Programm angekün- ^ 
digt sind, so ein bißchen in Verzug geraten zu sein 
scheinen, möchte ich fragen, ob der Bundesminister 
für Verkehr beabsichtigt, das Tempo zur Realisierung 
seiner angekündigten Maßnahmen zu forcieren. 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, die künftige Verkehrspolitik wird sich 
noch stärker als bisher am finanzpolitischen Rahmen 
orientieren, der für die vor uns liegenden Jahre vor 
allem von der Steuerreform, die 1975 in Kraft treten 
soll, entscheidend bestimmt wird. Das ändert nichts 
an den erkannten Prioritäten der Verkehrspolitik 
und auch den Schwerpunkten des Verkehrskonzepts. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich die Frage 113 des Herrn Abgeord- 
neten Hoffie auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 114 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 

Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedrudct. 

Ich rufe die Fragen 115 und 116 des Herrn Abge- 
ordneten Peiter auf. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Fragen werden schriftlich beant- 
wortet. Die Antworten werden als Anlage abge- 
druckt. 
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Ich rufe nunmehr die Frage 117 des Herrn Abge- 
ordneten Evers auf: 

Welche Gründe haben die Deutsche Bundespost veranlaßt, auf 
den Postkarten mit eingedruckter Briefmarke einen Teil der bis- 
her für Mitteilungen zur Verfügung stehenden Fläche als Werbe- 
fläche — offenbar gegen Entgelt — Dritten zur Verfügung zu 
stellen und dadurch den Wert der 0,30 DM-Postkarte zur Nach- 
richtenübermittlung trotz Erhöhung der Gebühren weiter zu redu- 
zieren? 

Bitte schön! 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Poist- und Fernmelde wesen: 
Herr Kollege, Biidpostkarten gibt es bereits seit 
1925. An ihrer Gestaltung und der Einteilung des 
Platzes hat sich grundsätzlich nichts geändert. Es 
kann also nicht davon die Rede sein, daß im Zusam- 
menhang mit der Gebührenerhöhung der Schreib- 
raum eingeengt und damit der Wert der Postkarten 
als Mittel zur Nachrichtenübermittlung reduziert 
werden würde. 

Als Unternehmen, das nach wirtschaftlichen 
Grundsätzen arbeitet, stellt die Deutsche Bundespost 
der Deutschen Postreklame gegen Entgelt bestimmte 
Einrichtungen, u. a. auch Bildpostkarten, für Wirt- 
schaftswerbung zur Verfügung. Auf diesen Bildpost- 
karten werben Städte, Bäder oder Kurorte für die 
Eigenart der Orte sowie die Veranstalter von Kon- 
gressen, Festspielen und ähnlichem für ihre Veran- 
staltungen. 

Für den Postkunden besteht kein Zwang zum 
Kauf dieser Bildpostkarten. Er hat die Wahl, Post- 
karten mit oder ohne Abbildungen zu kaufen. 

(B) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Evers (CDU/CSU): Ist durch Bereithaltung 
entsprechender Postkarten überall gewährleistet, 
daß die Wahlmöglichkeiten des Postkunden wirk- 
lich bestehen? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen: 
Ich kann diese Frage mit Ja beantworten, Herr Kol- 
lege, da nach § 1 der Dienstanweisung Schalter- 
beamte im Rahmen des Wertzeichenverkaufs Post- 
karten ohne Abbildungen bereitzuhalten haben. Bild- 
postkarten werden, abhängig von der jeweiligen 
Auflagenhöhe, den Schaltern zugeteilt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Dr. Evers (CDU/CSU); Könnten Sie mir mittei- 
len — ■ wenn nicht jetzt, dann vielleicht schriftlich — , 
wie hoch die Einnahmen der Deutschen Bundespost 
aus der Vermietung dieser Flächen für Werbe- 
zwecke sind? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich bin gerne bereit. Ihnen das mitzuteilen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 


(C) 

Ich rufe die Frage 118 des Herrn Abgeordneten 
Dreyer auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, wo in Städten 
und Gemeinden die Fernsprediteilnehmer an oft zwei, drei und 
mehr Fernsprcdiortsnetze angeschlossen sind und mit ihren Nach- 
barn „über die Straße Ferngespräche führen müssen" für ein 
einheitliches Telefonnetz Sorge zu tragen, und wenn ja, zu wel- 
chem Termin? 

Bitte ischönl 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen: 
Herr Kollege, die Aufteilung einzelner Stadt- bzw. 
Landgemeindebereiche auf zwei oder mehr Fern- 
sprechortsnetze beruht auf der Unterschiedlichkeit 
der Einteilung des Fernsprechnetzes einerseits und 
der kommunalen Gebietseinteilung andererseits. 

Für den Ausbau und die Gestaltung des öffent- 
lichen Fernsprechnetzes waren von jeher und sind 
auch heute technische, vor allem übertragungstech- 
nische und tarifliche, Gesichtspunkte maßgebend, 
während die kommunale Gebietseinteilung von ganz 
anderen, nämlich von politischen und raumord- 
nerischen, Gesichtspunkten bestimmt ist und zudem 
auch im Ablauf meist sehr unregelmäßig ist. 

Daher konnte eine Übereinstimmung der Ortsnetz- 
grenzen mit den kommunalen Grenzen in vielen Fäl- 
len noch nicht herbeigeführt werden. Besondere 
Aktualität besitzt das Problem seit Beginn der kom- 
munalen Neuordnung, insbesondere durch die Bil- 
dung größerer Gemeinden. 

Da das öffentliche Fernsprechnetz, dessen Leitun- 
gen in der Erde fest verlegt und auf bestimmte Zen- pj 
tralpunkte, die sogenannten Vermittlungsstellen, 
ausgerichtet sind, in seiner Struktur nicht beliebig 
geändert werden kann, ist am 1. Juli 1971 die Ein- 
führung eines neuen großraumorientierten Ge- 
sprädistarifs, des Nahverkehrstarifs, beschlossen 
worden. Durch ihn werden die Tarifgrenzen von den 
Ortsnetzgrenzen gelöst und die Bereiche, in denen 
die Ortsgebühr gilt, Nahverkehrsbereiche, von der- 
zeit etwa durchschnittlich 70 qkm auf künftig ca. 

2 000 qkm erweitert. Der Nahverkehrsbereich wird 
sich auf alle umliegenden, bis zu 25 km entfernten 
Ortsnetze erstrecken. Es wird also künftig keine 
Stadt- oder Landgemeinde mehr geben, in der sich 
nicht alle Teilnehmer zur Ortsgebühr erreichen. 

Die Umstellung auf den neuen Tarif kann wegen 
der umfangreichen technischen Vorbereitungen nicht 
kurzfristig vorgenommen werden. Im Hinblick dar- 
auf, daß die Gebührenerfassungseinrichtungen in 
den Fernsprechvermittlungsstellen umgestellt, zum 
Teil sogar ausgewechselt werden müssen, daß der 
zu erwartende Verkehrs Zuwachs vor allem in den 
Nahbereichen umfangreiche Erweiterungen sowohl 
des Fernmeldenetzes als auch der technischen Ein- 
richtungen in den Vermittlungsstellen erforderlich 
macht und daß für die Unterbringung der zusätz- 
lichen Einrichtungen wiederum die räumlichen Vor- 
ausetzungen geschaffen werden müssen, wird die 
Reihenfolge der Einführung des Nahdienstes vor 
allem von den technischen Gegebenheiten in den 
einzelnen Netzbereichen bestimmt. Für die geschil- 
derten Maßnahmen müssen erhebliche Beträge auf- 
gewendet werden. Die Investitionen werden meh- 
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rere Milliarden DM betragen. Die Deutsche Bundes- 
post wird alles tun, um die Voraussetzungen für die 
Einführung des Nahverkehrstarifs zu schaffen. 

(Abg. Dreyer: Ich bedanke mich für die aus- 
führliche Beantwortung!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 119 des Herrn Abgeordneten 
Sauer auf: 

Sind Pressemeldungen riditig, wonadi im Monat April 1974 
zirka 15 500 Bürger ihren Fernseher abgemeldet haben, davon 
fast die Hälfte im Land Nordrhein-Westfalen, obgleidi hier nur 
27,6 Prozent Fernsehteilnehmer ansässig sind, und worauf führt 
die Bundesregierung diese auffallende Abnahme der Fernsehteil- 
nehmer zurück? 

HaaCr Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich wäre dankbar, wenn ich mit Einverständnis des 
Herrn Fragestellers die beiden Fragen zusammen 
beantworten darf, da ein Sachzusammenhang be- 
steht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Sind Sie damit 
einverstanden? 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Die Fragen waren 
auch so eingereicht worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
auch die Frage 120 auf: 

Was gedenkt sie zu tun, um einem weiteren Absinken ent- 
gegenzuwirken? 

Haarr Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Im April 1974 ging die Zahl der gebührenpflichtigen 
Fernsehteilnehmer von 17 442 299 um 9 063 auf 
17 433 236 zurück. 6 677 Bestandsminderungen ent- 
fallen auf das Land Nordrhein- Westfalen, das mit 
4 767 962 Fernsehteilnehmern einen Anteil von 
27,3 Vo an der Gesamtzahl der Fernsehteilnehmer 
hat. 

Herr Kollege, es muß darauf hingewiesen werden, 
daß sich die vorgenannten Angaben nur auf die Zahl 
der gebührenpflichtigen Fernsehteilnehmer bezie- 
hen. Der angesprochene Rückgang der Zahl der ge- 
bührenpflichtigen Fernsehteilnehmer ist auf einen 
überdurchschnittlichen Zugang an Gebührenbefrei- 
ungen aus sozialen Gründen zurückzuführen. Die 
Zahl der Gebührenbefreiungen nahm im April 1974 
um 25 236 zu, davon allein in Nordrhein-Westfalen 
um 10 348, was Sie sicher überraschen wird. 

Im übrigen sind für die Veröffentlichung der Zahl 
der von der Zahlung der Rundfunkgebühr Befreiten 
allein die Rundfunkanstalten zuständig. Regelungen 
des Ton- und Fernsehrundfunkgebührenwesens fal- 
len in die Kompetenz der Länder. Damit erübrigt sich 
die Beantwortung der Frage, was die Bundesregie- 
rung zu tun gedenkt, um einem weiteren Absinken 
entgegenzuwirken. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 


Ich rufe die Frage 121 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Riedl auf: 

Ist die Deutsdie Bundespost bereit, zur Erleichterung der 
Benutzung von öffentlichen Münzfernsprechern durch Rollstuhl- 
fahrer (Sdiwerstbehinderte) besonders anzufertigende Münzfern- 
sprecher mit Schallsdiutzmuscheln in niedriger Höhe an solchen 
Standorten aufzustellen, wo erfahrungsgemäß Rollstuhlfahrer 
wohnen bzw. beschäftigt sind (z. B. in VdK-Behindertensied- 
lungen), und wäre die Deutsche Bundespost gegebenenfalls be- 
reit, bei Vorliegen begründete Einzelanträge rasch und unbüro- 
kratisch zu entscheiden? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Riedl, das Bundesministerium für das 
Post- und Fernmeldewesen hat von Anfang an im 
interministeriellen Ausschuß zur Beseitigung bauli- 
cher und technischer Hindernisse für Behinderte an 
der Erstellung des sogenannten DIN-Normblatts 
18024 „Bauliche Maßnahmen für Behinderte und alte 
Menschen im öffentlichen Bereich" mitgewirkt. Das 
Normblatt regelt in Punkt 7 auch die Maßnahmen, 
die für die Benutzung von Öffentlichen Spredistellen 
durch Rollstuhlbenutzer getroffen werden sollten. 

Im Vorgriff auf diese Regelungen hat der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen mit Ver- 
fügungen vom 7. November 1973 und 15. März 1974 
angeordnet, daß in einem durch betriebliche, wirt- 
schaftliche und technische Möglichkeiten begrenz- 
ten Umfang bei Bedarf öffentliche Sprechstellen so 
eingerichtet werden können, daß ihre Benutzung 
durch Rollstuhlfahrer möglich sein wird. Es liegen 
bereits Meldungen einiger Oberpostdirektionen, dar- 
unter auch der Oberpostdirektion München, vor, daß 
zwischenzeitlich öffentliche Sprechstellen so einge- 
richtet worden sind, daß sie auch von Rollstuhlfah- 
rern benutzt werden können. 

Die Bundesregierung ist auch weiterhin bereit, 
im Rahmen der wirtschaftlichen, der betrieblichen 
und technischen Möglichkeiten bei Bedarf öffentliche 
Sprechstellen der Deutschen Bundespost bereitzu- 
stellen, die auch für Rollstuhlfahrer benutzbar sind. 
Daneben werden bei entsprechendem Bedarf selbst- 
verständlich auch weiterhin postöffentliche Münz- 
fernsprecher oder private öffentliche Münzfernspre- 
cher in Unterbringungsmöglichkeiten wie Fern- 
sprechhauben, Fernsprechhäuschen, Fernsprechzel- 
len oder in sonstigen Räumen, die von den Bedarfs- 
trägern — wie Sanatorien oder Krankenhäusern — 
gestellt und auf die Benutzung durch Behinderte ein- 
gerichtet sind, installiert. 

Es sei aber auch noch darauf hingewiesen, daß für 
den Rollstuhlfahrer die beste Lösung der eigene 
Fernsprechhauptanschluß ist, den die Deutsche Bun- 
despost nach seinen Wünschen einrichtet und zu 
dem in bestimmten Fällen die Sozialämter Zuschüsse 
leisten bzw. der am 1. Juli 1974 zu ermäßigter Ge- 
bühr überlassen wird, wenn die durch Einkommens- 
grenze und Beschädigungsgrad bestimmten Voraus- 
setzungen wirklich gegeben sind. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, auf Grund dieser Auskunft, für die ich 
Ihnen herzlich danken möchte, gehe ich doch richtig 
in der Annahme, daß es sich bei all diesen Münz- 
fernsprechern in niedriger Höhe um solche Einrich- 
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(A) tungen handelt, die von den Rollstuhlfahrern ohne 
Zuhilfenahme dritter Personen bedient werden kön- 
nen? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Jawohl. 


Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Stahl. 


Stahl (Kempen) (SPD): Schönen Dank, Herr 
Staatssekretär, für Ihre Ausführungen. Aber ab 
wann kann damit gerechnet werden, daß zumindest 
in den Großstädten für Schwerbehinderte tatsächlidi 
die Möglichkeit gegeben wird, den Fernsprecher zu 
erreichen? 


Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Die einzelnen Oberpostdirektionen haben bereits 
Nachricht gegeben, wo solche Möglichkeiten des 
Einbaus bestehen. Ich kann Ihnen für die generelle 
Ausrüstung natürlich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keine verbindlichen zeitlidien Angaben machen. 
Wenn Sie aber im einzelnen informiert werden wol- 
len, würde ich das gerne veranlassen und Ihnen 
schriftlich mitteilen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
(B) Zusatzfrage. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen beantwortet. Ich danke Ihnen, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Haar. 

Bevor wir fortfahren, darf ich mitteilen, daß inter- 
fraktionell vereinbart worden ist, die Beratung über 
die Steuerreform um 13.30 Uhr wieder aufzunehmen. 
Die Fragestunde endet etwas früher; damit wird 
eine kurze Unterbrechung eintreten. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi- 
gung. Zur Beantwortung steht Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Berkhan zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 61 des Herrn Abgeordneten 
Pawelczyk auf: 

Weldie Maßnahmen bereitet die Bundesregierung vor, um 
den hohen Prozentsatz an Wehrpflichtigen aus dem Wehrbereich 
III in Hamburg und Schleswig-Holstein zu reduzieren? 


Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
Ster der Verteidigung: Die Bundesregierung hält es 
selbstverständlich für wünschenswert, wenn ein 
möglichst hoher Prozentsatz an Wehrpflichtigen 
heimatnah einberufen wird. Dem sind jedoch durch 
das örtliche Aufkommen an Wehrpflichtigen und den 
Bedarf der Streitkräfte, der sidi nicht nach der Bevöl- 
kerungsdichte des Stationierungsortes richtet, Gren- 
zen gesetzt. 

So stand z. B. im April 1974 in den Ländern Schles- 
wig-Holstein und Hamburg einem Bedarf von 
10,8 ®/o des Gesamtbedarfs der Streitkräfte nur ein 
Aufkommen von 4,6 ®/o des gesamten Aufkommens 
an verfügbaren Wehrpflichtigen gegenüber. In den 
Ländern Niedersadisen und Bremen waren der Be- 
darf 22,7% und das Aufkommen 11,1%. Das be- 
deutet, daß in den nördlichen Bundesländern ein 
Fehl von insgesamt 17,8% des Gesamtbedarfs der 
Streitkräfte bestand. 

Dagegen war im Land Nordrhein-Westfalen ein 
Überhang von 18,3 ^/o vorhanden. Ein Ausgleich ist 
deshalb notwendig. Er kann nur so durchgeführt 
werden, daß das Ubersdiußgebiet Nordrhein-West- 
falen den Fehlbedarf an Wehrpflichtigen in Schles- 
wig-Holstein und Hamburg, aber auch in Nieder- 
sadisen deckt. 

Es mag sein, daß Sie recht haben, Herr Kollege 
Pawelczyk — damit komme ich zu Ihrer zweiten 
Frage — , daß „heimatferne'' Einberufungen Aus- 
wirkungen auf die Nachwuchswerbungen haben kön- 
nen. 


Im Hinblick auf die von mir in meiner Antwort 
auf Ihre erste Frage geschilderte Diskrepanz zwi- 
schen dem Bedarf und dem Aufkommen an Wehr- 
pflichtigen in den nördlichen Bundesländern sehe 
ich jedoch keine Möglichkeit für eine den Inter- 
essen aller Betroffenen gerecht werdende Lö- 
sung. 




Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Pawelczyk (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß der wachsende Fremd- 
anteil — so will ich ihn mal nennen — im Wehrbe- 
reich I — 50 ®/o, 60 % und jetzt 70 ®/o Wehrpflichtige 
aus Nordrhein-Westfalen im Wehrbereich I — eine 
gefährliche Entwicklung für die Truppenteile dar- 
stellt, und zwar für die Fragen der Weiterverpflich- 
tung — diese Fragen sprachen Sie selber an — , aber, 
ich meine, durchaus auch für andere Fragen? 


Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Frau Präsident, ich wäre 
dankbar, wenn ich die Fragen 61 und 62 zusammen 
beantworten dürfte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller 
ist einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 62 
des Abgeordneten Pawelczyk auf: 

Wie hodi muß nach Auffassung der Bundesregierung der An- 
teil der Wehrpflichtigen im Wehrbereich I aus dem Einzugsgebiet 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen sein, damit die 
Truppenteile im Wehrbereich I bei der Nach wuchs Werbung nicht 
zu stark benachteiligt werden? 


Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Die 70 %, die Sie nannten, 
sind für das erste Vierteljahr dieses Jahres ermittelt. 
Es bleibt abzuwarten, ob für das ganze Jahr eine so 
hohe Quote herauskommt. 

Das Adjektiv „gefährlich" ■ — • wenn ich es noch 
richtig im Ohr habe — erscheint mir zu hoch gegrif- 
fen. Ich würde lieber sagen: es ist eine Entwicklung, 
die wir zu beachten haben. Das Interesse der Nach- 
wuchswerbung und das Interesse der Funktionstüch- 
tigkeit der Streitkräfte stehen hier in einem gewis- 
sen Konkurrenzkampf miteinander. Wir werden 
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immer darüber nachzudenken haben, wie wir allen 
Interessen gerecht werden können. Damit muß 
auch das Interesse der Nachwuchswerbung für län- 
ger dienende Freiwillige Beachtung finden. Es ist der 
Regelfall, daß wir das sogenannte Sprungverfahren 
anwenden, bei dem also einer von A nach B über 
eine gewaltige Entfernung zu springen hat, wenn er 
einberufen wird. Das Schiebeverfahren würde zu 
einem Teil aber dazu führen, daß die Unzulänglich- 
keit einer heimatfernen Einberufung auf alle etwa 
gleichmäßig verteilt wird. Wir werden uns also 
Mühe geben, zu besseren Lösungen zu kommen. 
Dabei, glaube ich, erfordern die veränderte Situation 
beim Aufkommen und die veränderte Situation bei 
der Stationierung der Streitkräfte eine ständige An- 
passung an die veränderten Bedingungen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Pawelczyk (SPD): Habe ich Sie richtig verstan- 
den, daß Sie bereit sind, im Ministerium noch einmal 
prüfen zu lassen, ob wegen der Veränderung zum 
Nachteil im Wehrbereich I — ich habe die Zahlen 
eben genannt — nicht eine Kombination zwischen 
dem sogenannten Sprungverfahren, das Sie eben 
erklärt haben, und dem Schiebeverfahren möglich 
erscheint? Dadurch könnte man zu einem besseren 
Kompromiß für diese schwierige Zeit — ich spreche 
von den 70 Vo — kommen. 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
Ster der Verteidigung: Das kann ich Zusagen, Herr 
Kollege Pawelczyk. Wir haben z. B, schon einmal, 
im Jahre 1973, das Regelverfahren zugunsten des 
Schiebeverfahrens verändert. Wir sind also vom 
Sprungverfahren zum Schiebeverfahren übergegan- 
gen. Dies war aber in einem anderen Teil unserer 
Bundesrepublik Deutschland. Wir werden natürlich, 
wenn die Zahlen weiter so beängstigend steig6n, 
darüber nachzudenken haben, wie wir dem entge- 
genwirken können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Konrad. 

Konrad (SPD): Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär, welches Gewicht messen Sie den Erfah- 
rungsberichten der Kommandeure aus dem Wehr- 
bereich I zur Mannschaftslage bei, und welche Lö- 
sungsvorschläge sind Ihnen von den Kommandeu- 
ren zugegangen? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Wir messen den Berichten der 
Kommandeure entscheidendes Gewicht bei. Ich kann 
Ihnen aber nicht sagen, welche Lösungsvorschläge 
dem Hause im einzelnen vorliegen; denn die kom- 
men natürlich aus allen Wehrbereichen. Es ist sicher 
nicht die Aufgabe des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs, alle diese Berichte und die Lösungsvor- 
schläge zu studieren und zu bewerten; dazu sind die 
militärischen Führungsstäbe da. Ich habe Ihre Frage 
zur Kenntnis genommen, Herr Kollege Konrad, und 


ich werde sie Ihnen schriftlich beantworten, wenn ' ’ 
ich die dafür verantwortlichen Beamten und Solda- 
ten befragt habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich Frage 63 des Herrn Abgeordneten 
von Schoeler auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 64 des Herrn Abgeordneten Han- 
sen auf: 

Wann wird die Bundesregierung initiativ werden, um die 
sieben Hindenburg-Kasernen, die Walter-Flex*Kaserne und die 
Langemarck-Kaserne umzubenennen, nadidem sie mit der Ka- 
sernenbenennung nach Wilhelm Frankl und Ludwig Frank eine 
neue Praxis der Namensgebung von Kasernenanlagen einge- 
leitet hat? 

Bitte schön! 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Frau Präsident, Herr Kollege 
Hansen, die Bundesregierung beabsichtigt keine Um- 
benennung der angesprochenen Kasernennamen. 

Die Benennung einer Kaserne nach Dr. Ludwig Frank 
bedeutet keine neue Praxis in der Namensgebung 
für Kasernen. Vorschläge zur Benennung von Ka- 
sernen der Bundeswehr werden auch in Zukunft 
von der Truppe nach vorheriger Absprache und Zu- 
stimmung durch die kommunalen Behörden vorge- 
legt und durch den Bundesminister der Verteidi- 
gung als Person entschieden. Dieses Verfahren wird 
bewußt angewandt, um die Verbindung zwischen (D) 
Kasernennamen und Kasernenbelegschaft, aber auch 
der Bevölkerung besonders eng zu gestalten. 

Im Falle der Benennung der Dr. Ludwig-Frank- 
Kaserne ging eine begrüßenswerte Initiative von 
dem Komitee „Dr. Ludwig Frank'' aus, dem Soldaten 
aller Dienstgradgruppen und zivile Mitarbeiter des 
Bundesministeriums der Verteidigung angehörten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Hansen (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
die Männer, deren Namen ich in meiner Frage ge- 
nannt habe, für Vorbilder, auf die hin Ausbildung 
und politische Bildung von Soldaten in demokrati- 
schen Streitkräften erfolgen sollten, und gilt das 
gegebenenfalls auch für die vier Lettow-Vorbeck- 
Kasernen, die nach einem Mann benannt sind, der 
aktiv Beteiligter am Kapp-Putsch war? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Kollege Hansen, bei 
der Benennung von Kasernen der Bundeswehr mit 
Namen hervorragender Persönlichkeiten werden 
folgende Grundsätze beachtet: 1. keine Benennung 
mit Namen lebender Persönlichkeiten; 2. direkter 
Zusammenhang des Namensgebers mit dem militäri- 
schen Bereich soll vorhanden sein; Ausnahmen: 
Herausragende politische Persönlichkeiten, aber 
auch hier sollten möglichst Beziehungen zu den 
Streitkräften erkennbar sein. Die Bundeswehr wird 
sich stets bemühen, Kasernen nach hervorragenden 
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(A) Persönlichkeiten aus dem militärischen Bereich zu 
benennen, die auf Grund soldatischer Tugenden 
auch heute noch Vorbild für unsere Soldaten sein 
können (z. B. Mut, Tapferkeit, vorbildliche Kame- 
radschaft). 3. Berücksichtigung der Wünsche der 
Familienangehörigen des Namensgebers und der 
örtlichen Verwaltungsbehörden. 

Das sind die Grundsätze, nach denen wir uns 
richten, Herr Kollege Hansen. Wenn ich mir diese 
Grundsätze vor Augen halte, fällt es mir schwer, 
eine Bewertung vorzunehmen, ob die Namen, die 
Sie in Ihrer Frage genannt haben, nämlich Hinden- 
burg und Walter Flex, nicht irgendwo in dem Kata- 
log der Grundsätze Berücksichtigung finden. Sie 
werden es mir sicher ersparen, im einzelnen aufzu- 
führen, um welche Tugenden und um welche be- 
sonderen Eigenschaften es sich bei dem Soldaten 
und vormaligen Präsidenten der Ersten Republik 
handelt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 

Hansen (SPD): Herr Staatssekretär, lassen sich 
nicht auch Ihrer Meinung nach, wenn man die 
deutsche Geschichte überblickt, selbst unter Zu- 
grundelegung der von Ihnen genannten Kriterien 
Vorbilder finden, die zumindest eine Tugend ge- 
habt haben, nämlich die Sekundärtugenden, die Sie 
genannt haben, auch als Primärtugenden so einzu- 
setzen, daß sie sich gefragt haben, für wen sie Mut, 
ßj Tapferkeit und Gehorsam bewiesen haben? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Ich teile Ihre Meinung. Aber 
im nachhinein ist man immer klüger als im vor- 
hinein. Ich will Ihnen sagen, daß Sie beispielsweise 
— • jetzt nehme ich doch einen Namen auf — bei 
der Nennung des Namens Paul von Hindenburg 
berücksichtigen müssen den Soldaten Hindenburg, 
den Präsidenten in seiner ersten Phase und den Prä- 
sidenten in einer Phase, von der ich sage, ohne daß 
ich hier Anspruch darauf erhebe, daß mein Urteil 
absolut richtig ist, daß er in dieser Phase nicht mehr 
voll Herr seiner geistigen Kräfte war und als Werk- 
zeug von anderen benutzt wurde. 

(Abg. Nordlohne: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Reiser. 

Reiser (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie denn den Namen Wilhelmstein-Kaserne aus dem 
Jahre 1973, benannt nach der Person des Grafen 
Wilhelm zu Schaumburg-Lippe (1724 — 1777), wobei 
der Chef des Hauses Schaumburg-Lippe, Fürst Phi- 
lipp-Ernst zu Schaumburg-Lippe gefragt worden ist, 
ob man diesen Namen nehmen dürfe? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Ich habe gerade gesagt, daß 
die lebenden Familienangehörigen gefragt werden. 
Das ist auch bei Dr. Ludwig Frank passiert. 


Ich will mich einer Bewertung des Namens „Wil- ^ ^ 
helmstein-Kaserne" enthalten, weil ich es dazu nötig 
hätte, historische Forschungen zu betreiben. Ergeb- 
nisse solcher Forschungen haben aber sicher bei der 
Namensgebung Vorgelegen. Wenn ein Namensvor- 
schlag gemacht wird, wird immer eine ganze Akte 
vorgelegt, aus der man ersehen kann, aus welchen 
Gründen man darauf kam, mit wem man gesprochen 
hat, wer sich für diese Namensgebung interessiert, 
wer sich dafür und wer sich dagegen ausgesprochen 
hat, 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD); Herr Staatssekretär, nun 
führen sehr viele Städte und Gemeinden des Bun- 
desgebietes den Namen „Hindenburg" nicht mehr 
als Straßennamen, bzw. der Name wird nicht mehr 
vorgesdilagen. Wären Sie bereit, bei Neubenennun- 
gen künftig auch dieser Erkenntnis Rechnung zu 
tragen? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Kollege Stahl, ich habe 
gerade erklärt, es sei dies Sache des Bundesministers 
der Verteidigung als Person. Aber ich kann hier für 
den Minister Leber folgendes festeilen. Nachdem 
wir eine Hindenburg-Kaserne im Wehrbereich I in 
Neumünster, eine im Wehrbereich II in Braun- 
schweig, eine im Wehrbereich II in Munster, eine im 
Wehrbereich II in Oldenburg, eine im Wehrbereich 
IV in Kassel, eine im Wehrbereich VI in Augsburg 
und eine im Wehrbereich VI in Ulm haben, kann ich 
hier erklären, daß es nunmehr mit der Zahl der Hin- 
denburg-Kasernen ausreicht und man sich überlegen 
kann, ob man nicht, sofern man in die Verlegenheit 
kommt, eine Kaserne nach einem anderen namhaften 
Politiker zu benennen, eine dieser Kasernen umbe- 
nennt. 

Ich will die Fragestunde jetzt nicht aufhalten, 
aber beispielsweise haben wir, als wir auf der Suche 
nach Namen für militärische Objekte waren, mit 
„Konrad Adenauer", „Theodor Heuss" und „Fritz 
Erler" auch ein paar Umbenennungen vorgenommen. 
Und schließlich und endlich hat die Kaserne, die 
jetzt „Ludwig-Frank-Kaserne" heißt, 

(Abg. Gerster [Mainz]: „Herbert Wehner" 
vielleicht!) 

vorher „Lüttich-Kaserne" geheißen. 

Ich bin dankbar für Ihren Hinweis, aber Sie sehen, 
wir zerbrechen uns den Kopf. Nur meine ich, Ge- 
meinden und Städte sind frei, ihre Straßen zu be- 
nennen; Sie sollten die Bundeswehr auch in etwa 
freihalten, ihre Objekte zu benennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Walkhoff. 

Walkhoff (SPD): Herr Staatssekretär, warum 
wurden die vom Kommandeur vorgeschlagenen 
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Namen „Scharnhorst-", „Hinr ich- Wilhelm-Kopf-" und 
„Niedersachsen-Kaserne" vom Bundesverteidigungs- 
ministerium abgelehnt, das sich schließlich für den 
Namen „Wilhelmstein-Kaserne" entschied? Diese 
Frage ist sicherlich interessant vor dem Hintergrund 
des von Ihnen gerade verlesenen Katalogs, der für 
die Namensgebung für Kasernen verbindlich ist. 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Ich kann Ihnen das nicht sa- 
gen. Ich müßte dem im Aktenstudium nachgehen. 
Ich weiß gar nicht mehr, wann diese Kaserne in 
„Wilhelmstein-Kaserne" umbenannt worden ist. In 
der Frage ging es um die Walter-Flex-Kaserne und 
um die Hindenburg-Kasernen. Ich habe nicht alle Ka- 
sernen und alle Objekte und alle Schiffe in meine 
Nachprüfungen einbezogen, so daß ich mich jetzt 
völlig überfragt fühle, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ja, Sie haben 
das Recht, das abzulehnen. — Eine Zusatzfrage des 
Herrn Kollegen SimpfendÖrfer. 

Simpfendörfer (SPD): Herr Staatssekretär, wä- 
ren Sie bereit, dafür einzutreten, daß bei diesem 
Bewertungskatalog, den Sie eben genannt haben, 
in Zukunft auch politische Tugend und nicht nur 
soldatische Tugend als Kategorie der Beurteilung 
berücksichtigt wird? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
(B) Ster der Verteidigung: Herr Kollege Simpfendörfer, 
habe ich Sie richtig verstanden: „politische Tugend"? 

(Abg. Simpfendörfer: Ja! — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Wir werden darüber nachdenken. Aber vielleicht 
geben Sie mir vorher noch eine Hilfestellung und 
schreiben mir einmal einen Brief, in dem Sie einen 
Unterschied machen zwischen soldatischer Tugend, 
politischer Tugend, bürgerlicher Tugend und mensch- 
licher Tugend. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich denke, wir sollten die Tugenden ganz allgemein 
nehmen, und insofern nehme ich Ihre Frage als 
einen Hinweis dankbar auf. Ich bin auch Ihrer Auf- 
fassung, daß wir uns gut überlegen müssen, ob 
Soldaten besondere Tugenden haben oder ob nicht 
diese Bürgertugend schlechthin im soldatischen und 
im politischen und im allgemeinmenschlichen Be- 
reich anzusetzen ist. ; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Klechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
wir nach den von Ihnen nun zu dem ganzen Kom- 
plex gemachten Ausführungen davon ausgehen, daß 
wir uns vorerst noch nicht damit zu befassen haben, 
ob wir eventuell bald eine Kaserne „Hansen-Reiser- 
Kaserne" nennen müssen? 


Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Eine Hansen-Reiser-Kaserne: 
Erstens sind die Kollegen Hansen und Reiser noch 
am Leben, 

(Heiterkeit) 

zweitens gehe ich davon aus 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Politisch schein- 
tot! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— meine Herren, würden Sie bitte in Geduld zu- 
hören — , daß sie noch lange am Leben bleiben, 
drittens gehe ich davon aus, daß sie noch lange die- 
sem Hause angehören, und wenn sie später einmal 
historische Personen geworden sind, werden die 
Nachfolger von Leber zu bewerten haben, ob wir 
ein Schiff nach dem Kollegen Reiser und eine Ka- 
sernenanlage oder einen Flugplatz nach dem Kolle- 
gen Hansen benennen. Dieses ist aber alles in weiter 
Zukunft, und ich habe darüber heute nicht zu ent- 
scheiden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage? — Damit sind die Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Verteidigung be- 
antwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Berkhan. 

Ich rufe nunmehr die Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit auf. Zur Beantwortung steht Herr Staats- 
sekretär Dr. Wolters zur Verfügung. 

Die Fragen 65 und 66 sind von der Fragestellerin 
zurückgezogen worden. 

Die Frage 67 des Abgeordneten Dr. Schmitt- 
Vockenhausen wird auf Bitten des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ahrens auf: 

Wieviel Prozent der Stellen im öffentlidien Gesundheitsdienst 
sind z. Z. unbesetzt, und ist die Ärztesdiaft im öffentlidien Ge- 
sundheitsdienst überaltert? 

Dr. WolterSf Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin, Herr Abgeordneter Dr. Ahrens! Nach dem 
Bericht über Fragen der Nachwuchsförderung für 
das öffentliche Gesundheitswesen der igemeinsamen 
Unterkommission der Gesundheits- und Finanzmini- 
sterkonferenzen der Länder schwankt der haushalts- 
mäßige Fehlbestand an Ärzten im öffentlichen Ge- 
sundheitswesen in den einzelnen Bereichen zwi- 
schen 5,6 Vo bei den Landesoberbehörden und 32 ®/o 
beim justizärztlichen Dienst. Der Fehlbestand bei 
den Geisundheitsämtern beträgt rund 16 ®/o. Setzt 
man jedoch ein Stellensoll voraus, das eine ord- 
nungsgemäße und effektive Erfüllung der notwen- 
digen Aufgaben im öffentlichen Gesundheitsdienst 
sicherstellt, so ergibt sich ein durchschnittlicher 
Fehlbestand im öffentlichen Gesundheitsdienst der 
Länder von 27 ®/o. Bei den Gesundheitsämtern wäre 
er mit 32 ®/o anzusetzen. Der ärztliche Dienst im Ge- 
sundheitswesen der Länder ist stark überaltert. Ohne 
Änderung der Nachwuchslage dürfte in (spätestens 
zehn bis zwölf Jahren nur noch die Hälfte der heute 
vorhandenen Ärzte zur Verfügung stehen. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
nach Ihren Ausführungen davon ausgehen, daß die 
Verhältnisse in Niedersaohsen, wo von 156 Plan- 
stellen 15 unbesetzt sind und nur 33 Ärztinnen und 
Ärzte unter 50 Jahre alt sind, auch für die anderen 
Bundesländer symptomatisch sind? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Dies 
trifft im Hinblick auf die soeben von mir genann- 
ten Schwankungsbreiten sicher zu. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage? — Dann rufe ich die Frage 69 des Herrn Äb- 
geordneten Dr, Ährens auf: 

Weldie Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, 
um die Ärztesituation im öffentlichen Gesundheitsdienst zu ver- 
bessern? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsidentin, Herr Abgeordneter Dr. Ährens! Die 
Bundesregierung hält die von den für das Gesund- 
heitswesen zuständigen Ministern und Senatoren 
der Länder eingeleiteten Maßnahmen insbesondere 
einer bevorzugten Zulassung von Bewerbern für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst zum Medizinstudium 
und die Neuordnung des Rechts des öffentlichen Ge- 
sundheitsdienstes für geeignet, um den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst für den Nachwuchs attraktiver 
zu gestalten. 

Zu den Möglichkeiten im Rahmen der Vereinheit- 
lichung des Besoldungsrechts hat die Bundesregie- 
rung gegenüber dem Bundestag auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Neumeister am 17. Januar 
1974 Stellung genommen. In die Prüfung der erfor- 
derlichen Maßnahmen wird auch der Beschluß des 
Bundesrates vom 5. April 1974 einbezogen. Die er- 
forderlichen Maßnahmen werden zur Zeit erneut 
zwischen den betroffenen Bundes- und Landes- 
ressorts geprüft. 

Weiterhin ist die Bundesregierung bemüht, die 
personelle Situation im öffentlichen Gesundheits- 
dienst durch Förderung der Akademie für öffent- 
liches Gesundheitswesen in Düsseldorf direkt und 
durch Förderung des Aufbaus des Modellgesund- 
heitsamtes in Marburg indirekt zu verbessern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage? 

Dann rufe ich die Frage 70 der Abgeordneten 
Frau Schleicher auf. — Die Frau Abgeordnete ist 
nicht im Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten Ey 
auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus dem Ergebnis des Be- 
richts über die Auswirkungen des Zigarettenrauchens (Druck- 
sache 7/2070) weitere Maßnahmen zu ergreifen, und wenn ja, 
welche und wann ist damit zu rechnen? 

Bitte schön! 


Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsidentin, Herr Abgeordneter Ey! Die in der Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage über die Auswirkungen 
des Zigarettenrauchens vorgelegten Erkenntnisse 
waren der Bundesregierung bereits bekannt. Sie 
bestimmen Art und Ansatz des laufenden Pro- 
gramms, insbesondere der gesundheitlichen Aufklä- 
rung, und die im Zusammenhang mit der Reform 
des Lebensmittelrechts angestellten Überlegungen. 
Insofern sind neue Maßnahmen auf Grund des Er- 
gebnisses dieses Berichts nicht zu erwarten. Aller- 
dings wird die neuerliche Feststellung der Gesamt- 
situation dazu führen, daß überprüft wird, wie die 
Maßnahmen noch weiter verstärkt und spezifiziert 
werden können. Dabei stehen vier Ziele im Vorder- 
grund: erstens, die Entscheidung Jugendlicher gegen 
das Rauchen weiter zu verstärken, zweitens, das 
Selbstbild des Nichtrauchers weiter aufzuwerten, 
drittens, das Rauchverhalten der Raucher zu beein- 
flussen, und zwar sowohl hinsichtlich des Konsums 
als auch der Art zu rauchen, und viertens, die Ver- 
fügbarkeit der Tabakerzeugnisse, insbesondere Zi- 
garetten, so zu gestalten, daß die Bestimmungen 
des Jugendschutzes voll eingehalten werden kön- 
nen. Die Überprüfungen dazu sind eingeleitet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU): Ich frage die Bundesregierung: Ist 
auch daran gedacht, die Werbung für das Zigaret- 
tenrauchen zu beschränken oder zu beeinflussen? 

(D) 

Dr, Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Es gibt 
zur Einschränkung der Werbung, bezogen auf Ta- 
bakerzeugnisse, speziell Zigaretten, eine freiwillige 
Vereinbarung, die zumindest zum Teil Gegenstand 
der entsprechenden Regelungen bei der Reform des 
Lebensmittelrechts werden wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 

Ey (CDU/CSU): Welche Aufkläningsaktionen 
plant die Bundesregierung, um die Bevölkerung 
breiter auf die Schäden aufmerksam zu machen, die 
durch das Rauchen entstehen können? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Die Bun- 
desregierung betreibt bereits seit mehreren Jahren, 
und zwar unter der Federführung der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung, in einer Reihe von 
Broschüren eine Aufklärung, die sehr deutlich auf 
die verschiedenen Gefahren des Rauchens hinweist. 
Die Erfolgskontrollen, die im Hinblick auf die Wirk- 
samkeit dieser Broschüren gemacht worden sind, ha- 
ben gezeigt, daß diese Broschüren ein erhebliches 
Echo finden. Es ist allerdings hinsichtlich dieser Auf- 
klärungsaktionen hinzuzufügen, daß selbstverständ- 
lich ein Mißverhältnis zwischen den dafür verfüg- 
baren Mitteln und auf den aufgewendeten Mitteln 
bleibt, die zum Rauchen animieren. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu- 
satzfrage der Abgeordneten Frau Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, würden Sie es für angebracht halten, daß 
Politiker, die ja normalerweise als Vorbilder gelten 
sollten, bei öffentlichen Sendungen, etwa im Fern- 
sehen, ihren Zigarettenkonsum oder das Pfeifen- 
rauchen einschränken, um Jugendliche nicht auch 
noch zu animieren, mit dem Rauchen anzufagen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Ab- 
geordnete Neumeister, ich bin zwar der Meinung, 
daß man eine mögliche Vorbildwirkung bei solchen 
Gelegenheiten durchaus im Auge behalten muß, 
meine aber, daß die Abwägung einer derartigen 
denkbaren Gefahr gegenüber Überlegungen, die sich 
auf die ganz persönliche Lebensgestaltung beziehen, 
der persönlichen Entscheidung jedes einzelnen über- 
lassen bleiben muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hornhues auf: 

Trifft es zu, daß die Sätze, die den „Tagesmüttern" gezahlt 
werden sollen, z. T. erheblidi über den Beträgen liegen, die 
Pflegemüttern (-familien) für die dauernde Aufnahme der Kinder 
gezahlt werden, und wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun? 

(B) Bitte schön! 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit; Frau Prä- 
sidentin! Herr Abgeordneter Dr. Hornhues, die Ver- 
gütungen für die Erziehungsleistungen von Tages- 
müttern ist abhängig von der Zahl der betreuten 
nichteigenen Kinder. Die Tagesmutter erhält vom 
Anstellungsträger für die Aufnahme eines Kindes 
320 DM, von 2 Kindern 525 DM und von drei Kin- 
dern 630 DM monatlich. Hinzu kommt eine Auf- 
wandentschädigung in Höhe von 130 DM je Kind, 
die in der Regel von den Eltern zu bezahlen ist. Ein 
Vergleich mit den Pflegesätzen sowohl für Voll- 
pflegestellen als auch Wochen- und Tagespflegestel- 
len zeigt, daß die vorgesehene Vergütung von Ta- 
gesmüttern in der Regel über den monatlichen Pfle- 
gesätzen liegt. Die höhere Vergütung für Tagesmüt- 
ter deckt Leistungen ab, die Pflegemütter üblicher- 
weise nicht zu erbringen haben. Wie Sie aus frühe- 
ren Antworten der Bundesregierung wissen, sind 
Tagesmütter verpflichtet, an vorbereitenden und 
praxisbegleitenden Ausbildungsveranstaltungen teil- 
zunehmen und durch enge Kontakte mit den Eltern 
des Pflegekindes für dieses ein einheitliches Erzie- 
hungsmilieu zu schaffen. Ferner sind sie während 
der Dauer des Modellprojekts verpflichtet, an der 
wissenschaftlichen Begleitung und Auswertung mit- 
zuwirken. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 


Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Simpfendörfer auf: 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung, ihre in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage zur Förderung von Angeboten 
für Freizeit und Erholung angekündigte Bereitschaft zu konkre- 
tisieren, Modelleinrichtungen, Aufklärungskampagnen und an- 
dere Formen öffentlicher Informationsarbeit zu fördern? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin! Herr Abgeordneter Simpfendörfer, dem 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit stehen im Haushaltsjahr 1974 für Maßnahmen 
der Information und Unterrichtung auf dem Gebiet 
Freizeit voraussichtlich Mittel in Höhe von 1 Million 
DM zur Verfügung. Es ist vorgesehen, ein Schwer- 
punktprogramm „Aufbau von Freizeitbewußtsein in 
der Bevölkerung" zu erarbeiten. Dazu wird eine 
Aufklärungsaktion mit den Zielsetzungen „Schaf- 
fung von kritischem Freizeitbewußtsein" und „In- 
formationshilfen für Freizeitangebote" vorbereitet. 
Daneben sollen Freizeitaktionen zugunsten benach- 
teiligter Gruppen, z. B. Behinderter, auf Bundes- 
ebene gefördert werden. 

Parallel zu der vorgesehenen Informations- und 
Aufklärungsarbeit sollen die erheblichen noch be- 
stehenden Forschungslücken geschlossen werden. 
Im Rahmen von Untersuchungen über den Bedarf 
an gemeinnützigen Freizeitangeboten und ihre Aus- 
gestaltung kann es erforderlich sein, Modelle für 
neue Formen solcher Freizeitangebote zu schaffen 
und unter wissenschaftlicher Begleitung zu erpro- 
ben. Der Charakter solcher Modelle im Freizeit- 
bereich hängt weitgehend von der Konkretisierung 
der in Arbeit befindlichen freizeitpolitischen Kon- 
zeption und den zu erwartenden Forschungsergeb- 
nissen ab. Eine konkrete Beschreibung von Modell- 
vorhaben ist deshalb zur Zeit nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wann ist die Konkretisierung voraussichtlich so 
weit fortgeschritten, daß an die Realisierung kon- 
kreter Modellprojekte — wie das in meiner zweiten 
Frage erwähnte Projekt eines überörtlichen Rad- 
wanderweges — herangegangen werden könnte? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Es hat 
sich beim Beginn der Arbeiten zu einer freizeit- 
politischen Konzeption gezeigt, daß es praktisch 
keine verläßlichen Daten für diesen Bereich gibt, 
auf die man zurückgreifen kann, so daß man zu- 
nächst einmal ganz wesentlich darum bemüht sein 
muß, die Forschungslücken zu schließen, um eine 
vernünftige Ausgangsbasis zu haben. In der Zwi- 
schenzeit können nur Teilbereiche konzeptionell 
bearbeitet werden. Als notwendige Zeitspanne bis 
zum Vorliegen einer geschlossenen Konzeption muß 
man jedenfalls mehr als ein Jahr ansetzen. Das 
schließt nicht aus, daß man bestimmte gezielte Mo- 
delle in der Zwischenzeit schon ins Auge fassen 
kann, nämlich dort, wo man zu Daten gekommen 
ist. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 

Simpfendörier (SPD): Herr Staatssekretär, wer 
wäre gegebenenfalls als Träger eines solchen Pro- 
jekts anzusehen? Wäre das ein Land oder eine an- 
dere Gebietskörperschaft, eine Gemeinde, ein Land- 
kreis oder auch ein freier Träger? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Alle Mög- 
lichkeiten, die Sie aufgeführt haben — unter Beach- 
tung der jeweiligen Zuständigkeiten — , kämen dafür 
in Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
bitte schön! 

Schirmer (SPD): Herr Staatssekretär, werden Sie 
Verbindung zu den Bundesländern oder Kreisen 
oder Gemeinden aufnehmen, die auf diesem Gebiet 
bereits Erfahrungen gesammelt haben, und könnte 
denen Hilfe gegeben werden, wenn sie solche Pro- 
jekte gemeinsam entwickeln, indem Sie Modellmaß- 
nahmen bezuschussen oder auf andere Weise För- 
derung gewähren? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Selbst- 
verständlich wird bereits bei der Erarbeitung der 
Konzeption und erst recht natürlich bei der Kon- 
zipierung von Modellen der Kontakt zu den Ländern 
und über die Länder auch zu den Kommunen aufge- 
nommen. Ich möchte betonen, daß darüber hinaus 
zu allen Kontakt aufgenommen wird, die in die- 
sem Bereich über Erfahrungen verfügen, weil es un- 
sinnig wäre, wenn man eine solche Konzeption er- 
arbeitete, ohne sich verfügbare Erfahrungen nutz- 
bar zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich Frage 74 des Abgeordneten Simpfen- 
dörfer auf: 

Fällt unter die Überlegungen der Bundesregierung audi die 
finanzielle Unterstützung von Maßnahmen, durch die bezweckt 
wird, das öffentliche Freizeitangebot dadurch zu erhöhen, daß 
vorhandene landwirtschaftliche Wege zu einem Netz von über- 
örtlichen Radwanderwegen erschlossen werden? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin! Herr Abgeordneter Simpfendörfer! Diese 
Frage beantworte ich im Benehmen mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten wie folgt: 

Agrarpolitik wird von der Bundesregierung als 
Gesellschaftspolitik für die im ländlichen Raum 
wohnenden, arbeitenden und erholungisuchenden 
Menschen verstanden. Die Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur tragen nicht nur den Be- 
langen der Landwirtschaft Rechnung, sondern die- 
nen darüber hinaus auch anderen — darunter ins- 
besondere freizeitpolitischen — • Zielen. Dies gilt 
ganz besonders für die Flurbereinigung. 


Die Empfehlungen der Bund-Länder-(Arbeitsge- 
m>einschaft für das technische Verfahren in der Flur- 
bereinigung von 1972 enthalten unter Nr. 11.4 be- 
sondere Anweisungen für die Einbindung von Wirt- 
schaftswegen in das Wanderwegenetz. Der Ausbau 
der örtlichen wie auch der überörtlichen Wander- 
und Radwanderwege soll demnach bei Trassierung 
und Ausbau der Wirtschaftswege berücksichtigt 
werden. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" beteiligt sich der Bund hieran mit 60 Vo 
der Kosten, 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Simpiendörfer (SPD): Herr Staatssekretär, darf 
ich dieser Antwort entnehmen, daß zusätzliche Mit- 
tel nicht zur Verfügung gestellt werden können, um 
das vorhandene Wegenetz, das noch nicht nach die- 
sen Grundsätzen angelegt und ausgebaut wurde, zu- 
sammenzufügen, damit man zusammenhängende 
Radwanderwege bekommt? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Jedenfalls 
zur Zeit keine speziell für diesen so eng umrisse- 
nen Zweck ausgewiesenen Mittel. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schirmer, 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß solche Wege doch 
einbezogen werden können, wenn es sich darum 
handelt, Modellmaßnahmen für die von Ihnen zuvor 
bezeichneten Freizeitprojekte zu entwickeln? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Die Frage 
wäre ganz eindeutig mit Ja zu beantworten, wenn 
Sie unter der Nutzbarmachung solcher Wege auch 
für Freizeitzwecke ein Modell verstehen. Ich würde 
das eigentlich eher abgesetzt von einem Modell als 
eine ganz gezielte, heute bereits durchführbare Maß- 
nahme im Rahmen der Flurbereinigung bezeichnen. 
Es gibt sicher andere Maßnahmen, die heute schon 
im Rahmen einer Freizeitpolitik unabhängig von 
Modellen durchgeführt werden können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich die Frage 75 des Herrn Abgeordne- 
ten Anbuhl auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 76 des Herrn Abgeordneten 
Walkhoff auf: 

Hält die Bundesregierung ein Gesetz über den Beruf des 
zahnmedizinisdien Assistenten für erforderlich, und strebt sie 
ein solches Gesetz an? 

Bitte schön! 



6962 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


' ' Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit; Frau 
Präsidentin! Herr Abgeordneter Walkhoff! Die Bun- 
desregierung hält die Schaffung eines zahnmedizini- 
schen Hilfsberufs für erforderlich, der zur Entlastung 
der Zahnärzte Aufgaben in der Zahnarztpraxis und 
in der Zahngesundheitspflege der Gesundheitsämter 
übernehmen kann. Das Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit prüft derzeit gemein- 
sam mit den obersten Landesgesundheitsbehörden 
die Alternativen für Berufsbild und Ausbildung eines 
solchen Berufs. Dabei wird vorrangig auch die 
Möglichkeit eines Bundesgesetzes über den Beruf 
des zahnmedizinischen Assistenten erwogen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage, 

Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
konkreten Ergebnisse hat die Arbeit des zuständi- 
gen Ausschusses, den Sie offenbar gerade ange- 
sprochen haben, bisher erbracht, der unter Feder- 
führung des Landes Hessen und unter Beteiligung 
des Bundes bereits im September 1973 gebildet 
wurde, und der, wie Sie auch sagten, ein Tätigkeits- 
bild und einen Ausbildungsgang für den Beruf des 
zahnmedizinischen Assistenten ermitteln soll? Kann 
man dazu heute schon etwas sagen? 

Dr* WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Man 
kann heute — deswegen waren die Formulierungen 
in meiner ursprünglichen Beantwortung auch be- 
wußt etwas offen gehalten — wegen einer dort 
nicht abgeschlossenen Meinungsbildung keine ab- 
schließende Aussage darüber machen, ob tatsächlich 
ein von Grund auf eigenes Berufsbild die sinnvollste 
Lösung ist, 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich die Frage 77 des Abgeordneten 
Walkhoff auf: 

Betrachtet die Bundesregierung das Ausbildungsangebot ein- 
zelner Zahnärztekammern für zahnmedizinische Assistentinnen 
als seriös gegenüber den Auszubildenden? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin! Herr Abgeordneter Walkhoff! Die Frage 
kann weder eindeutig mit Ja noch eindeutig mit 
Nein beantwortet werden. Auch das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit hat Zwei- 
fel, ob die Fortbildung zum zahnmedizinischen Fach- 
helfer, wie sie derzeit in einem Bundesland durch- 
geführt wird, den Anforderungen voll gerecht wird, 
die die Aufgaben eines zahnmedizinischen Hilfs- 
berufs, der zu einer echten Entlastung der Zahnärzte 
dienen soll, stellen. Eine endgültige Stellungnahme 
sollte aber die Erfahrungen, die mit dieser erst kürz- 
lich angelaufenen Ausbildung gemacht werden, be- 
rücksichtigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 


Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß in extremen Fällen 
zahnärztliche Helferinnen in der Weise zu zahnme- 
dizinischen Assistentinnen ausgebildet werden, daß 
sie am bisherigen Arbeitsplatz dieselbe Arbeit wie 
zuvor verrichten, allerdings ohne Gehalt, sondern 
gegen Zahlung einer entsprechenden Ausbildungs- 
gebühr? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich halte 
es nicht für ausgeschlossen, daß es solche Fälle gibt. 
Dazu würden sich wahrscheinlich Parallelen in an- 
deren Bereichen finden lassen. Ich könnte allerdings 
jetzt bei der Beantwortung nicht auf konkrete, mir 
bekannte Fälle zurückgreifen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 

Walkhoff (SPD): Herr Staatssekretär, müßte sich 
die Bundesregierung nicht genötigt sehen, wenn der- 
artige Mißstände tatsächlich auftreten, die Erarbei- 
tung entsprechender notwendiger Gesetzentwürfe 
wirklich erheblich zu beschleunigen und voranzu- 
treiben? 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Unter der 
Voraussetzung, daß solche Mißstände, wie Sie sie 
genannt haben, ganz erheblich über den Rahmen von 
Einzelfällen hinausgehen, ist dem im Grundsatz 
selbstverständlich zuzustimmen. Die Realisierung ist (D) 
dann in erster Linie abhängig von der sehr zeitrau- 
benden Abstimmung mit den Ländern und den je- 
weiligen Berufsverbänden. Sie ist letztlich aber auch, 
da es viele andere Probleme gerade im Bereich der 
Berufsausbildung, der Weiterbildung und der Fort- 
bildung im Gesundheitswesen gibt, eine Frage der 
Arbeitskapazität des Ministeriums. Das muß ich in 
diesem Zusammenhang hinzufügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Dr. Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Staats- 
sekretär, gehe ich recht in der Annahme, daß Ihnen 
bekannt ist, daß laut Fortbildungsverordnung für 
zahnmedizinische Helferinnen eine solche Fortbil- 
dung, die fünf Monate dauert, nur an einer von der 
zuständigen Zahnärztekammer anerkannten Schule 
möglich ist und gar nicht in der Praxis eines Zahn- 
arztes durchgeführt werden kann? 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Das ist mir 
bekannt. Es gehört aber zu der schulischen Fortbil- 
dung, die Sie erwähnt haben, auch die Unterwei- 
sung in bestimmten praktischen Fertigkeiten, die 
sich dann in der Praxis abspielt, 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Kiechle. 
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(A) Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie meine Meinung teilen, daß es seriöser wäre, 
dann, wenn die Bundesregierung um eine Auskunft 
gebeten wird und ihr keine solchen Fälle bekannt 
sind, die Frage klar mit Nein zu beantworten, statt 
zu sagen, sie halte es für möglich? 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Ab- 
geordneter, ich glaube, daß es berechtigt ist, auch 
dann, wenn Einzelfälle an die Bundesregierung nicht 
herangetragen worden sind — was ich im übrigen, 
wie ich auch formuliert habe, gar nicht schlüssig 
sagen kann; ich habe gesagt: mir sind sie nicht be- 
kanntgeworden — , auf die Erfahrung zurückzugrei- 
fen, daß es nahezu in jedem Bereich Mißstände gibt. 
Deshalb habe ich bei der Frage, die mir gestellt 
worden ist, deutlich zwischen Einzelfällen und we- 
sentlich über Einzelfälle hinausgehenden Mißstän- 
den unterschieden und gesagt, daß nur die letzteren 
Konsequenzen erforderten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, kann ich davon ausgehen, daß Sie in diesem 
Punkt von Vermutungen sprechen, daß also die 
Bundesregierung bisher keine Anhaltspunkte dafür 
hat, daß die Helferinnen unseriös ausgebildet wer- 
den? 

(B) 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Erstens war 
in der Frage die Formulierung „unseriöse Ausbil- 
dung" nicht enthalten, zweitens habe ich gesagt, daß 
mir — ich kann es nur wiederholen, wenn Sie die 
Frage so stellen — zur Zeit keine konkreten Fälle 
eventueller Mißstände bekannt sind. 

Vizepräsideut Frau Fuucke: Keine Zusatz- 
frage. 

Ich rufe dann die Frage 78 des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Dübber auf: 

Von wem wird das Bundesgesundheitsamt z. Z. geleitet, nach- 
dem dessen Präsident am 30. April 1974 pensioniert wurde und 
der Vizepräsident noch immer vom Dienst beurlaubt ist? 

Bitte schön 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Präsi- 
dentin! Herr Abgeordneter Dr. Dübber! Die Ver- 
tretung des Präsidenten des Bundesgesundheits- 
amtes ist bis zum Amtsantritt des neuen Präsiden- 
ten dem Leiter des Instituts für Veterinärmedizin 
(Robert-von-Ostertag-Institut) des Bundesgesund- 
heitsamtes, Herrn Leitenden Direktor und Professor 
Dr. Großklaus, kommissarisch übertragen. Bei sei- 
ner Abwesenheit vertreten ihn die Institutsleiter 
jeweils für ihren Geschäftsbereich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 


Ich rufe dann die Frage 79 des Herrn Abgeord- 
neten Horstmeier auf: 

Hat die Bundesregierung Überlegungen angestellt, das Pflege- 
geld für Zivilgeschädigte nach dem Bundessozialhilfegesetz dem 
Pflegegeld für Kriegsbeschädigte nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz anzupassen? 

Bitte schön! 

Dr. Wolters, Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Präsiden- 
tin! Herr Abgeordneter Horstmeier! Die Kriegs- 
opferversorgung und die Sozialhilfe beruhen auf 
zwei grundsätzlich verschiedenen Leistungssyste- 
men. Das Versorgungsrecht ist auf das im Interesse 
der Gemeinschaft erbrachte Sonderopfer abgestellt, 
in der final ausgerichteten Sozialhilfe auf eine aus 
eigenen Kräften nicht zu bewältigende Bedarfslage. 
Dementsprechend gelten auch unterschiedliche Lei- 
stungsprinzipien. 

Trotz dieser unterschiedlichen Ausgangsposition, 
die grundsätzlich auch unterschiedliche Leistungen 
rechtfertigt, sind in der Vergangenheit Beziehun- 
gen zwischen beiden Bereichen mit dem Ziel der 
Anpassung gleichartiger Leistungen hergestellt 
worden. Dies ist unter anderem geschehen bezüg- 
lich der Blindenhilfe durch die 2. Bundessozialhilfe- 
gesetz-Novelle von 1969 und neuerdings durch die 
am 1. April in Kraft getretene 3. Bundessozialhilfe- 
gesetz-Novelle hinsichtlich des erhöhten Pflege- 
geldes für Schwerstbehinderte. 

Es wird im Zuge der Weiterentwicklung der So- 
zialhilfe anzustreben sein, auch zu einer jährlichen 
Anpassung des normalen Pflegegeldes zu kommen. 
Hierzu liegt bereits ein Prüfungsauftrag des Bun- 
destages vor. Im weiteren bleibt zu prüfen, ob auch 
hinsichtlich des normalen Pflegegeldes eine Anbin- 
dung an entsprechende Leistungen nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz möglich und zweckmäßig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben von dem finalen Prinzip gesprochen. Meinen 
Sie nicht auch, daß bei der Vergabe von öffentlichen 
Mitteln mehr das finale Prinzip zum Tragen kommen 
müßte und nicht das kausale Prinzip? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich sehe 
bei dieser Grundsatzfrage, in der ich mich nicht so 
generell, wie Sie sie gestellt haben, festlegen 
möchte, keinen unmittelbaren Zusammenhang zu 
der Berechtigung, einen anderen Leistungsgrundsatz 
bei den Versorgungsleistungen zugrunde zu legen, 
was ich versucht habe, hier zu begründen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
gehen Sie mit mir einig, daß es eine besondere 
Härte bedeutet oder auch eine soziale Ungerechtig- 
keit ist, wenn das Pflegegeld für Zivilgeschädigte 
180 DM beträgt und für Kriegsbeschädigte 480 DM? 
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Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
in diesem Zusammenhang nur noch einmal darauf 
verweisen, daß im Zuge der Novellierungen, die ich 
angeführt habe, jedenfalls für den Bereich der 
Schwerstbehinderten eine Anpassung vorgenommen 
worden ist. Ich habe auch eine Tendenz angedeutet, 
entsprechend der man um eine weitere Verbesse- 
rung in dieser Richtung, nämlich zu einer größeren 
Ausgewogenheit zu kommen, bemüht sein muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die 
Frage 80 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

stimmt die Bundesregierung der Auffassung der Landesregie- 
rung von Nordrhein-Westfalen zu, daß unter den Aussiedlern 
die Eltern „grundsätzlidi während der ersten drei Jahre nadi 
der Einreise in die Bundesrepublik zu Kostenbeiträgen für den 
notwendigen Internatsaufenthalt ihrer Kinder nicht herangezogen 
werden sollten", und ist sie bejahendenfalls bereit, die Allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften über die Gewährung von Bei- 
hilfen zur Eingliederung junger Zuwanderer (Garantiefonds) um- 
gehend zu ändern? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin! Herr Abgeordneter Dr. Hupka! Die Bundes- 
regierung ist nicht dieser Auffassung. Im Rahmen 
des Zieles, möglichst vielen jungen Aussiedlern den 
für sie wichtigen Besuch der Förderschule zu ermög- 
lichen, hat die Bundesregierung mit dem Garantie- 
fonds bereits eine Regelung getroffen, die der Ein- 
gliederungssituation, insbesondere dem in den er- 
sten Jahren nach der Zuwanderung in aller Regel er- 
forderlichen Existenzaufbau der ausgesiedelten Fa- 
milie, Rechnung trägt. Der Garantiefonds wird der 
jeweiligen Situation angepaßt. Von den Besuchern 
der Förderschulen erhalten 77,2 ^/o eine elternunab- 
hängige Förderung. Die übrigen 22,8 Vo werden zu 
einem durchschnittlichen Beteiligungsbetrag von le- 
diglich 55 DM monatlich herangezogen — und dies 
nur dann, wenn die Einkommensverhältnisse der 
Eltern besonders gut sind. Diese Beteiligung ist zu- 
mutbar und gefährdet die Eingliederung nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
aber der Bundesregierung bekannt, daß 1 1 ^/o der 
Eltern zum Teil bis zu 600 DM monatlich zahlen 
müssen und daß von diesen llVo der Eltern nach 
Informationen der Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen im Durchschnitt ein Betrag von 112 DM 
verlangt wird? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
im Moment dazu nur generell sagen, daß ein Betei- 
ligungsbetrag nur insoweit erhoben wird, wie dies 
nach den Einkommensverhältnissen der Eltern zu- 
mutbar ist. Damit wird ein generelles Prinzip auf- 
rechterhalten, auf das wir audi in anderen Bereichen 
der Gesellschaftspolitik Wert legen und Wert legen 
müssen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz- 
frage. 


Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie (Q 
sprachen eben von dem generellen Prinzip. Aber 
hier handelt es sich ja um Ausnahmefälle. Gerade 
in den ersten drei Jahren besteht ein erhöhter Nach- 
holbedarf bei allen diesen Eltern. Wäre es deswegen 
nicht sozial vertretbar, alle diese Eltern von einer 
Beteiligung an den Kosten der Förderschule freizu- 
stellen? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Ab- 
geordneter Hupka, ich würde Ihnen, wenn Sie den 
Sonderfall so deutlich herausstellen, nur darin fol- 
gen, daß man ihn berücksichtigen sollte. Er kann 
aber keine ausreichende Rechtfertigung dafür sein, 
daß man, wie Sie eben angedeutet haben, generell 
von der Zugrundelegung einer bestimmten Einkom- 
mensgrenze abgeht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
fragen. 

Dann rufe ich die Frage 81 des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Holtz auf: 

Beabsiditigt die Bundesregierung, eine gesetzliche Regelung 
zu schaffen, die es untersagt, daß Arzneimittel auf ihre Wirk- 
samkeit und Nebenwirkungen an Personen ohne deren Wissen 
und Zustimmung erprobt werden? 

Dr. WolterSr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsidentin, Herr Abgeordneter Holtz! Die Bundes- 
regierung wird den gesetzgebenden Körperschaften 
Vorschläge über Bedingungen unterbreiten, unter 
denen eine klinische Erprobung von Arzneimitteln (D) 
am Menschen durchgeführt werden darf. Wesent- 
liche Voraussetzung für die Anwendung wird 
hiernach sein, daß das neue Arzneimittel ausrei- 
chend pharmakologisch-toxikologisch geprüft ist und 
die schriftliche Einwilligung der Versuchsperson 
nach vorausgegangener Aufklärung über die Risi- 
ken vorliegt. Die Einwilligung kann jederzeit wider- 
rufen werden. 

Bei gesunden Versuchspersonen sind Aufklärung 
und Einwilligung zwingend, mit gesunden Minder- 
jährigen oder einwilligungsunfähigen Personen darf 
eine klinische Erprobung nicht durchgeführt werden. 

Bei kranken Versuchspersonen kann die schriftliche 
Einwilligung durch eine mündliche Einwilligung er- 
setzt werden, die in Gegenwart eines Zeugen abzu- 
geben ist. 

Eine Behandlung nichteinwilligungsfähiger oder 
minderjähriger Kranker ohne Einwilligung der ge- 
setzlichen Vertreter ist nur zulässig, wenn diese 
nicht eingeholt werden kann und durch die Behand- 
lung das Leben des Kranken gerettet, seine Gesund- 
heit wiederhergestellt oder sein Leiden erleichtert 
werden kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie 
Unterlagen bzw. Statistiken darüber, ob und in wel- 
chem Maße Patienten als Versuchspersonen ge- 
braucht worden sind? 
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■ ^ Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
Ihnen die Frage schon deswegen nicht beantworten, 
weil die Antwort eine präzisere Definition des Be- 
griffs „Versuchsperson" voraussetzen würde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
fragen. 

Dann rufe ich die Frage 82 der Frau Abgeordne- 
ten Schleicher auf: 

Wie nimmt die Bundesregierung zu den aus Apothekerkreisen 
vorgetragenen Bedenken gegen die Einführung einer Gefähr- 
dungshaftung im Arzneimittelwesen Stellung, und wie ist die 
Verantwortlichkeit einerseits des Apothekers und andererseits 
des verschreibenden Arztes zu beurteilen? 

Bitte stJaön, Herr Staatssekretär! 

iDr, Wolters, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä- 
sidentin, Frau Abgeordnete Schleicher! Ihre Frage 
nimmt Bezug auf den Referentenentwurf zur Novel- 
lierung des Arzneimittelrechts. Der Entwurf befin- 
det sich noch im Stadium der Beratung. Dabei haben 
oder hatten bereits alle Fachkreise Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Die Bundesregierung hat den Ent- 
wurf zur Neuordnung des Arzneimittelrechts noch 
nicht behandelt; sie ist deshalb auch nicht in der 
Lage, zu dem Fragenkomplex jetzt dezidiert Stel- 
lung zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage? 
— Das ist nicht der Fall. Dann sind die Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für Ju- 
(Bj gend, Familie und Gesundheit beantwortet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär Dr. Wolters. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla- 
mentarische Staatssekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 93 des Herrn Abgeordneten 
Franke (Osnabrück) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetzentwurf vorzu- 
legen, der vorsieht, daß die Anteile der Gemeinden an der 
Einkommensteuer stufenweise von 14 ®/o auf 16 ®/o bis 18 Vo er- 
höht werden, und wenn ja, wann kann der Bundestag mit der 
Vorlage eines solchen Regierungsentwurfs rechnen? 

Haehser, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege Franke, Sie wissen, 
daß die Gemeinden durch die Gemeindefinanzreform 
beträchtliche Mehreinnahmen erhalten, die weit 
über dem Betrag liegen, von dem man bei den sei- 
nerzeitigen Gesetzesberatungen ausgegangen war. 
Nach Abzug der Gewerbesteuerumlage verbleiben 
den Gemeinden aus dem 14‘’/oigen Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer z. B, im Haushaltsjahr 1974 
zur Verstärkung ihrer kommunalen Finanzmasse 
rund 5,3 Milliarden DM. Diese Entwicklung hat zur 
Folge, daß der gemeindliche Anteil am Gesamt- 
steueraufkommen — ohne Berücksichtigung der zu- 
sätzlich im Rahmen der kommunalen Finanzaus- 
gleichsgesetze überwiesenen Steuerbeträge der Län- 
der — weiter steigt und im laufenden Jahr 12,4 Vo 
beträgt; vor der Reform flössen den Gemeinden 
10,8 % zu. Einschließlich der Leistungen im kommu- 
nalen Finanzausgleich sind die Gemeinden an den 


gesamten Steuereinnahmen 1974 damit mit rund 
20 ®/o beteiligt. 

Die Gemeindefinanzreform hat also zu einer stär- 
keren Beteiligung der Gemeinden am Gesamt- 
steueraufkommen geführt; dies war auch beabsich- 
tigt. Die Frage nach einer Verbesserung der kom- 
munalen Finanzlage kann im übrigen nicht getrennt 
von den Auswirkungen der Steuerreform auf die 
öffentlichen Haushalte gestellt werden. In diesem 
Zusammenhang ist eine Erhöhung des Gemeindean- 
teils an der Einkommensteuer nicht beabsichtigt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Haehser, ist Ihnen bekannt, daß verschiedene Ge- 
meinden z. B. bei der Aufstellung von Stadtentwick- 
lungsplänen oder ähnlichen Plänen hinsichtlich der 
Finanzierung solcher Pläne bis zum Jahre 1980 oder 
darüber hinaus von einer aus ihrer Situation heraus 
berechtigten Hoffnung auf Erhöhung ihres Anteils 
an der Einkommensteuer ausgegangen sind? 

Haehser, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege Franke, ich habe 
davon gehört, daß einige Gemeinden solche Hoff- 
nung, auch in Zahlen ausge drückt, hegen. Diese 
Hoffnungen haben im Augenblick keine Gesetzes- 
grundlage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu- 
satzfrage, 

(D) 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Für die Beant- 
wortung meiner zweiten konkreten Frage möchte 
ich vorweg sagen, daß ich mit einer schriftlichen Be- 
antwortung einverstanden bin. Beispielsweise sieht 
der Stadtentwicklungsplan der niedersächsischen 
Landeshauptstadt Hannover zur Finanzierung seiner 
Aufgaben eine stufenweise Beteiligung an der Ein- 
kommensteuer vor. Muß ich demnach den Schluß 
ziehen, daß dieser Plan nicht realisiert werden kann? 

Haehser, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege Franke, Sie haben 
sicher die glänzende Aufbauleistung der Stadt Han- 
nover in Erinnerung. Sie zeigt, daß man bisher sehr 
realistisch vorgegangen ist. Sie hatten selbst ge- 
sagt, daß Sie in diesem konkreten Fall mit einer 
schriftlichen Beantwortung einverstanden seien. Ich 
lasse die Frage prüfen und komme auf Sie zu. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Stark. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, in welcher Höhe werden die Gemeinden 
durch die Steuerreform einen Ausfall an zur Ver- 
fügung stehender Finanzmasse haben? 

Haehser, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege, das Dritte Steuer- 
reformgesetz wird die öffentlichen Haushalte mit 
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etwa 12 Milliarden DM belasten. Im Gegensatz zur 
ursprünglichen steuerrechtlichen Lösung des Fa- 
milienlastenausgieichs würde die auf nachdrück- 
liohen Wunsch der Länder vorgesehene Auszahlung 
des Kindergeldes über die Arbeitsverwaltung dazu 
führen, daß nunmehr der Bund den Hauptteil der 
Belastungen aus der Steuerreform zu tragen hätte. 
Dies entspricht nicht den Absichten, die mit der 
Steuerreform verbunden waren. 

Deshalb haben die Regierungschefs des Bundes 
und der Länder bei ihren Verhandlungen über die 
Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile für die 
Jahre 1974 bis 1976 im November 1973 eine Revi- 
sionsklausel vereinbart, die besagt, wie die finan- 
ziellen Belastungsverschiebungen zwischen Bund 
und Ländern auf Grund der Steuerreform auszuglei- 
chen sind: Die Umsatzsteueranteile von Bund und 
Ländern sollen so festgesetzt werden, daß die Ver- 
teilung des Gesamtsteueraufkommens zwischen 
Bund und Ländern aufrechterhalten bleibt. Nun 
konkret: Dabei werden Bund und Länder — so heißt 
©s in der zitierten Vereinbarung — die Frage der 
Finanzausstattung der Gemeinden als gemeinsames 
Anliegen behandeln. 

In der Revisionsklausel kommt damit zum Aus- 
druck, daß Bund und Länder sich gemeinsam der 
Verantwortung bewußt sind, die sie im Hinblick 
auf die Finanzausstattung der Gemeinden tragen. Sie 
wissen, daß wir die Steuerreform heute auf unserer 
Tagesordnung haben. Die Auswirkungen werden im 
einzelnen überprüft werden, und daraus werden die 
(B) notwendigen Konsequenzen gezogen werden müs- 
sen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Zeitei. 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben in Ihrer Antwort die allgemeine Verfahrens- 
weise geschildert. Aber welches sind denn die 
quantitativen Auswirkungen insgesamt, und mit 
welchen Folgewirkungen rechnen Sie für die Steuer- 
kraftunterschiede bei den Gemeinden? 

Haehser, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege, ich hatte die Gele- 
genheit benutzt, auch an dieser Stelle in der Frage- 
stunde auf die Notwendigkeit der Anwendung der 
Revisionsklausei hinzuweisen. . 

(Abg. Dr. Zeitei: Das ist doch nicht die 
Frage!) 

Ich nehme an, Sie verübeln mir das nicht. Ich hatte 
hinzugefügt, daß sich die Auswirkungen der Steuer- 
reform ergeben werden, wenn sie verabschiedet ist. 
Dann wird es Aufgabe des Bundes und der Länder 
sein, die Auswirkungen auf die Gemeinden zu 
überprüfen. 

(Abg. Dr. Zeitei: Das ist keine Antwort, 

Herr Staatssekretär! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das müssen Sie doch vorher 
gemacht haben!) 


— Begnügen Sie sich bitte heute mit dieser Ant- ^ ^ 
wort! 

(Abg. Dr. Zeitei: Das ist keine Antwort!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 94 des Herrn Abgeordneten 
Holtz auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 95 des Herrn Abgeord- 
neten Grobecker. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird ebenfalls schriftlich beant- 
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Finanzen beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Haehser. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung 
der Fragen steht Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 96 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Zeitel auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nodi kurz vor der Aus- 
arbeitung des Entwurfs für ein Drittes Verstromungsgesetz soge- 
nannte Minderpreisgesdiäfte zwischen einigen deutschen Kraft- 
werkeunternehmen und dem deutschen Steinkohlenbergbau abge- 
schlossen worden sind? 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, mit der Ausarbeitung (D) 
des Entwurfs für ein Drittes Verstromungsgesetz 
wurde im November 1973 begonnen. Aus den der 
Bundesregierung vom Steinkohlenbergbau gemach- 
ten Angaben geht hervor, daß unmittelbar vorher, 
d. h. in den Monaten Oktober und November keine 
neuen sogenannten Minderpreisgeschäfte abge- 
schlossen worden sind. Im übrigen ist im Entwurf 
des Dritten Verstromungsgesetzes dafür Vorsorge 
getroffen, daß nur solche Verträge begünstigt wer- 
den, die vor dem 30. September 1973 abgeschlossen 
worden sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Meldungen, nach denen 
in erheblichem Umfange von besonderen Gesell- 
schaften solche Minderpreisverträge abgeschlossen 
worden sind, halten Sie also für falsch, Herr Staats- 
sekretär? 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Hinsichtlich dieser kurzen Spanne, 
die Ihre Frage betrifft, ist das nicht zutreffend. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 97 des Herrn Abgeordne- 
ten Dr. Zeitel auf: 

In welchem Umfang wurden solche Minderpreisgeschäfte in den 
vergangenen drei Jahren getätigt, hierbei insbesondere kurz 
vor der Ausarbeitung des Entwurfs für ein Drittes Verstromungs- 
gesetz, und wer sind die Begünstigten? 
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GrüneFr Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die im Zeitraum vom 1. Januar 1971 
bis zum 30. September 1973 abgeschlossenen soge- 
nannten Minderpreisverträge haben für das Jahr 
1974 einen Lieferumfang von rund 2 Millionen Ton- 
nen. Begünstigte sind die an diesen Verträgen be- 
teiligten Energieversorgungsunternehmen. Der Bun- 
desregierung ist es wegen des vertraulichen Charak- 
ters der ihr gemachten Angaben über privatwirt- 
schaftliche Vereinbarungen nicht möglich, eine Aus- 
sage über die Begünstigten im einzelnen zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wären Sie bereit, die erheblichen Wettbewerbs- 
verzerrungen, die als Folge solcher Minderpreis- 
verträge eintreten, zu überprüfen, namentlich auch 
die Rückwirkung auf andere Gesellschaften, die nicht 
in den Genuß solcher Minderpreisverträge gekom- 
men sind? 

Grünerr Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Eine solche Überprüfung ist sicher 
möglich, ohne daß ich hier einem Ergebnis vorweg- 
greifen kann. Die Verstromungsregelung, wie sie 
dem Bundestag vorliegt, sieht für die Zukunft vor, 
daß Wettbewerbsungleichheiten durch derartige Ver- 
träge ausgeglichen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 98 des Herrn Abgeordneten Dr. Dollin- 
ger soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be- 
antwortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab- 
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 99 des Herrn Abgeordneten 
Höcherl auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 100 des Herrn Abgeordneten 
Schedl auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schneider auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 102 und 103 des Herrn Abgeordneten 
Schäuble werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Grüner. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft. Zur Beantwortung steht Herr Par- 
lamentarischer Staatssekretär Glotz zur Verfügung. 


Die Frage 122 des Herrn Abgeordneten Pfeifer soll 
auf dessen Bitte schriftlich beantwortet werden. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 123 des Herrn Abgeordneten 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, dazu beizutragen, daß eine 
besondere Zulassungsquote für Studienbewerber für das Fach 
Medizin festgesetzt wird, die sidi verpflichten, sich als Arzt in 
medizinisch unterversorgten Gebieten niederzulassen? 

Bitte schön! 

Dr. GlotZr Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Frau Präsidentin! 
Herr Kollege Schulte! Ja, die Bundesregierung ist 
bereit, besondere Zulassungsquoten für Studien- 
bewerber für das Fach Medizin festzusetzen, für 
Studienbewerber also, die sich verpflichten, sich als 
Arzt in medizinisch unterversorgten Gebieten nie- 
derzulassen. 

Sie wissen, daß diese von Ihnen gestellte Frage 
schon mehrfach Gegenstand von mündlichen Anfra- 
gen gewesen ist. Sie ist zuletzt beantwortet worden 
in der Fragestunde vom 18. Januar 1974, und zwar 
auf eine Frage des Kollegen Schmude. Damals hat 
die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß der 
Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes der Bundes- 
regierung einen Beitrag zur Lösung des von Ihnen 
angeschnittenen Problems leistet. Danach ist vorge- 
sehen, daß eine begrenzte Zahl von Studienplätzen 
an solche Bewerber bevorzugt vergeben werden 
kann, die sich auf Grund entsprechender Rechtsvor- 
schriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen 
besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben. 

In der Begründung zu diesem Entwurf weist die 
Bundesregierung darauf hin, daß hier nicht nur die 
Tätigkeit im öffentlichen Gesundheitswesen und im 
Sanitätsdienst der Bundeswehr, sondern möglicher- 
weise auch die Tätigkeit als Arzt in ärztlich unter- 
versorgten Gegenden in Betracht kommen kann Vor- 
aussetzung für eine bevorzugte Zulassung ist aller- 
dings in jedem Fall eine Verpflichtung des Studien- 
bewerbers auf Grund entsprechender Rechtsvor- 
schriften. 

Der Entwurf sieht ferner vor, daß der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über die Festlegung der Bereiche besonde- 
ren öffentlichen Bedarfs erläßt. 

Sie wissen, Herr Kollege Schulte, die Bundesregie- 
rung hat den Wunsch, daß das Hohe Haus mit die- 
sem Gesetzentwurf noch vor der Sommerpause in 
zweiter und dritter Lesung fertig wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, werden 
auch Zahnärzte in diese Vergünstigung einbezogen? 

Dr. GlotZr Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Das ist durchaus 
denkbar, Herr Kollege Kiechle. Wir haben die Mög- 
lichkeit, das durch Rechtsverordnung zu tun, wenn 
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das besonders sinnvoll wäre. Entsprechende Über- 
legungen könnten dann stattfinden, wenn gesetz- 
liche Regelungen Platz gegriffen haben. 

(Abg. Kiechle: Zumal auch hier die Plätze 
fehlen!) 

— Selbstverständlich! 

Vizepräsident Frau Funcke; Keine Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich die Frage 124 des Herrn Abgeord- 
neten Stahl auf: 

Wann kann nadi Ansicht der Bundesregierung die Abstimmung 
und das Anhörungsverfahren mit den Verbänden über den neuen 
Verordnungsentwurf über die berufliche und pädagogische Eig- 
nung für die Berufsausbildung in der gewerblichen Wirtschaft 
(Ausbildereignungsverordnung nach dem Berufsbildungsgesetz 
vom 14. August 1969, § 21) beendet sein? 

Bitte schön! 

Dr. GlotZr Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Stahl, der Entwurf einer Änderungsverordnung zur 
Ausbildereignungs Verordnung vom 20. April 1972 
bedarf nach dem Berufsbildungsgesetz der Anhörung 
im Bundesausschuß für Berufsbildung. Die Anhörung 
im Bundesausschuß hat am 3. Mai 1974 stattgefun- 
den. Da dem Bundesausschuß, wie Sie wissen, Beauf- 
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, der 
Länder und der Bundesanstalt für Arbeit angehören, 
sind durch die Anhörung im Bundesausschuß für 
Berufsbildung alle an der Berufsausbildung Betei- 
ligten gehört worden. Eines weiteren formellen An- 
hörungsverfahrens bedarf es daher nicht mehr. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wür- 
den Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß nach 
dieser Ausbildereignungsverordnung der Eindruck 
entsteht, daß die Großindustrie sich besonders stark 
durchgesetzt hat und den Kleinbetrieben verhältnis- 
mäßig wenig Rechnung getragen wurde? 

iDr. Glotz, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Ich glaube nicht, 
Herr Kollege Stahl, daß das richtig ist. Wir versu- 
chen ganz einfach jetzt, durch die Änderung dieser 
Ausbildereignungsverordnung der Probleme Herr 
zu werden. Daß Prüfungen in großer Zahl durchge- 
führt werden müßten, die einfach in der zur Verfü- 
gung stehenden Zeit nicht durchgeführt werden 
konnten, ist bekannt. Gerade aus diesem Grund wol- 
len wir, um Plätze zu erhalten und nicht eventuell 
Ausbilder zum Resignieren zu bringen, diese Ausbil- 
dereignungsverordnung ändern. Deswegen muß sie 
geändert werden. Idi glaube nicht, daß man das 
qualifizieren kann mit dem Bezug auf kleinere Be- 
triebe und Großkonzerne. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, es 
ist aber doch Tatsache, daß gerade in ländlichen Be- 
reichen bei kleinen Betrieben das Lehrstellenange- 


(Q 

bot sehr stark zurückgegangen ist auf Grund dieser 
Ausbildereignungsverordnung. Wäre es deshalb 
nicht zweckmäßig, hier nun sehr bald Klarheit zu 
schaffen? 

Dr. Glotz, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Stahl, daß es zweckmäßig ist, sehr bald Klarheit zu 
schaffen, darin stimme ich Ihnen vollkommen zu. 
Aus diesem Grunde wird die neue Ausbildereig- 
nungsverordnung am 1. September in Kraft treten, 
und aus diesem Grunde wird also voraussichtlich 
noch im Monat Juli die endgültige Entscheidung 
auch im Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft dazu getroffen werden. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage! Ich stimme Ihnen 
auch ZU, daß vor allem in kleineren Betrieben durch 
diese Ausbildereignungsverordnung, wie sie damals 
gefaßt worden ist, manche Ausbilder verschreckt 
worden sind. Ich darf aber darauf hinweisen, daß 
dam'als auch eine große Anhörung stattgefunden hat 
und alle Kräfte, von allen Seiten, der damaligen 
Fassung zugestimmt haben. Das, was auf uns zuge- 
kommen ist, war also nicht in dem Maße vorherseh- 
bar. Deshalb sollen die korrekturbedürftigen Teile 
jetzt auch korrigiert werden, 

Vizepräsident Frau Funcke: Als letzte Frage 
die Frage 125 des Herrn Abgeordneten Stahl: 

Hält die Bundesregierung es nicht für wünschenswert und not- 
wendig, auf Grund der Schulabgänge im Juni-Juli-August, diese 
neu gefaßte Ausbildereignungsverordnung sdion zu Beginn der 
Sdiulferien in Kraft treten zu lassen, damit eine größere Anzahl 
von Lehrstellen eventuell zur Verfügung stehen und um die 
teilweise bestehende Unsicherheit bei den Ausbildenden ab- 
zuschwächen? 

Bitte schön! 

Dr. Glotz, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Stahl, wie ich Ihnen gerade eben schon auf eine 
Ihrer Rückfragen sagen durfte: die Bundesregierung 
teilt Ihre Auffassung, daß die teilweise bestehende 
Unsicherheit bei den Auszubildenden und bei den 
Ausbildern so schnell wie möglich abgeschafft werden 
muß. Daher strebt sie an, die Änderungsverordnung 
zur Ausbildereignungsverordnung so bald wie mög- 
lich, wie eben schon gesagt, voraussichtlich im Juli 
dieses Jahres im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 
Damit und durch zusätzliche Informationen wird die 
neue Rechtslage den Ausbildungsbetrieben und den 
Ausbildern rechtzeitig bekannt. Die Bundesregie- 
rung erwartet, daß damit einer Reihe von Ausbil- 
dungsbetrieben und Ausbildern die Befürchtung 
genommen wird, die Ausbildungstätigkeit nicht fort- 
setzen zu können. Sie geht ferner davon aus, daß 
dadurch mehr Ausbildungsplätze — Lehrstellen — 
zur Verfügung bleiben. 

Die Änderungsverordnung soll mit dem Beginn 
des Monats, in dem in den Ausbildungsbetrieben die 
neuen Auszubildenden Ihre Berufsausbildung begin- 
nen und in dem in den meisten Ländern das Schul- 
jahr, auch das berufsbegleitende Schuljahr, beginnt, 
d. h. also mit dem 1. September 1974, in Kraft treten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? 
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Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, aber 
in den letzten Monaten sind doch durch zahlreiche 
Pressenotizen, die vielleicht auch etwas irreführend 
waren, diese Probleme nicht klar angesprochen wor- 
den. Ich bitte Sie und Ihr Haus, in absehbarer Zeit 
das zu publizieren, was Sie hier eben dargestellt 
haben, damit gerade bei kleinen Betrieben in länd- 
lichen Gebieten das Lehrstellenangebot auf Grund 
dieser neuen Verordnung erweitert wird. 

Dr. GlotZr Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft: Der neue Entwurf 
der Verordnung wurde, wie im Gesetz vorgesehen, 
dem Berufsauäbildungsausschuß vorgelegt. Direkt 
danach, nachdem dieser Ausschuß, wenn auch nicht 
mit allen Stimmen, zugestimmt hatte, gab es in der 
Tat dann eine Pressemeldung über die damalige 
Fassung, die nach draußen ging und die möglicher- 
weise Informationen nach draußen gebracht hat, die 
den einen oder anderen verwirrt haben. Insofern 
muß ich Ihnen zustimmen. Ich stimme Ihnen eben- 
falls zu, daß es notwendig ist, nun so schnell wie 
möglich Klarheit zu schaffen. Der neue Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft wird dies um- 
gehend tun. 

(Abg. Stahl [Kempen]: Ich habe noch eine 
Zusatzfrage, Frau Präsidentin!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ja, bitte! 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, heißt 
das, was Sie jetzt ausgeführt haben, daß im Laufe 
der nächsten Wochen den Verbänden und einzelnen 
Betrieben die neuen Fakten und Termine mitgeteilt 
werden, die Sie soeben dargestellt haben? 

Dr. GlotZr Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft; Herr Kollege 
Stahl, ich darf darauf hinweisen, daß ich Einzelheiten 
der neuen Verordnung, beispielsweise Fristen oder 
die Definition des Ausbilders, nicht bekanntgegeben 
habe und noch nicht bekanntgeben konnte. Ich darf 
noch einmal auf die Terminfestlegung, die ich vor- 
hin genannt habe, nämlich daß dies vermutlich im 
Juli passieren wird, hinweisen. Wir werden uns 
jetzt bemühen, zügig und so schnell wie möglich 
endgültig Klarheit zu schaffen. 

Vizepräsident Frau Funcke; Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
Fragestunde. Es war vereinbart worden, daß die 
Sitzung um 13.30 Uhr mit der Beratung des Tages- 
ordnungspunktes 2 fortgesetzt wird. Wir unterbre- 
chen bis dahin. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.21 bis 
13.30 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, die unterbrochene Sit- 
zung ist wieder eröffnet. Ich erteile das Wort der 


Frau Kollegin Funcke. Die Fraktion der FDP hat 
eine Redezeit von 45 Minuten angemeldet. 

Frau Funcke (FDP): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Die Rede des Herrn Kollegen 
Höcherl heute vormittag hat nicht nur die Hörer in 
diesem Hause, sondern auch diejenigen draußen 
wohl etwas verwirrt zurückgelassen, verwirrt des- 
wegen, weil man eigentlich erwartet hätte, daß der 
erste Sprecher der Opposition endlich einmal die 
vielen Widersprüche erklären würde, die die viel- 
fältigen Meinungsäußerungen und Anträge aus den 
Reihen der CDU in die Welt gebracht haben: Wider- 
sprüche zwischen den Vorstellungen der Fraktion 
der CDU/CSU in ihrem Inflationsentlastungsgesetz 
einerseits und andererseits dem Entwurf der CDU/ 
CSU-Mehrheit im Bundesrat der dem Inflations- 
entlastungsgesetz in wesentlichen Punkten wider- 
spricht; den Widerspruch etwa, daß man einerseits 
erklärt, diese Debatte heute, unmittelbar vor den 
Niedersachsen-Wahlen, sei eine ungeheure Wahl- 
kampfveranstaltung der Koalition, und andererseits 
erklärt, das alles, was da beschlossen werde, sei ja 
nur ein Trümmerhaufen, 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien) 

oder den Widerspruch, daß man einerseits nicht ge- 
nug an Stabilitätsmaßnahmen fordern kann und auf 
der anderen Seite in diesem Augenblick Forderun- 
gen stellt, die einem Konsumstoß von über 5 Milliar- 
den DMhervorrufen und damit zweifelsohne die vor- 
handenen Ansätze zu einer wachsenden Stabilität 
wieder zunichte machen würden. Oder den Wider- 
Spruch zwischen dem Vorwurf, daß diese Reform 
eigentlich keine sei, sondern nur ein bißchen Ände- 
rung, und der gleichzeitigen Klage, daß man dar- 
über nicht drei Jahre lang im Ausschuß beraten 
habe. Meine Damen und Herren, dies alles gleich- 
zeitig zu verkünden, muß dazu führen, daß selbst 
nicht sehr informierten Hörern auffällt, daß hier 
gleichzeitig Dinge verkündet werden, die draußen 
jeweils für sich allein sich ganz gefällig ausnehmen, 
die aber, zusammen nicht auf einen Nenner gebracht 
werden können. 

Es ist ja kein Zufall, Herr Kollege Höcherl, daß 
Sie so widersprüchlich argumentieren. Sie haben ja 
einmal einen Ausschuß geleitet, der eine zusammen- 
hängende Steuerreform der Opposition schaffen 
sollte, doch dann nach näherer Ankündigung, daß 
nächste Woche alles vorgelegt werde, zum guten 
Schluß überhaupt nichts vorgelegt hat. Ich will nicht 
untersuchen, warum nicht. Eine gleiche Voranzeige 
gab es dann bezüglich einer Kommission des Herrn 
Vogel — ich meine nicht den Herrn Abgeordneten 
Vogel, sondern Ihres Steins-Sachverständigen, Herrn 
Vogel, außerhalb dieses Hauses. Diese Kommission 
hat zu genau dem gleichen Nullergebnis geführt. 
Seitens der Opposition liegt demnach kein zusam- 
menhängender Reformvorschlag vor. 

Wir bezeichnen mit Recht die Steuerreform als 
eine Reform. Herr Kollege von Bockeiberg hat heute 
schon einige Punkte aufgezeigt, die auch nach seiner 
Meinung eine echte Reform darstellen. Ich darf sie 
einmal zusammenhängend darstellen. 
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Zunächst einmal ist es zweifelsohne eine Refornir zeigt ja, daß das Bemühen, insoweit auf die Schwie- 


wenn zehn Gesetze gleichzeitig mit einer Verschie- 
bung der Belastungen und Entlastungen unterein- 
ander geändert werden. So etwas kann man nicht 
in einzelnen Teiländerungen machen. Das bedarf 
vielmehr einer Gesamtanstrengung, zu der zweifel- 
los viel Vorarbeit gehört — ich sehe gerade Herrn 
Kollege Dr. Möller vor mir — , und das kann dann 
auch nur in einem Gesamtakt durchgeführt werden, 
weil der dazu erforderliche Ausgleich eben nur im 
Gesamtzusammenhang gefunden werden kann. Die- 
ser notwendige Gesamtzusammenhang ist der 
Grund, weshalb die Opposition immer nur Vor- 
schaltgesetze und Einzeländerungen fordert oder 
vorlegt, so z. B. das Inflationsentlastungsgesetz, weil 
man dann nicht gezwungen ist, gleichzeitig einen 
Gesamtausgleich vorzulegen. Ich komme nachher 
noch auf die Zahlen aus den Vorschlägen, die die 
Opposition hierzu vorgelegt hat und die sie drau- 
ßen mit einigem Gewinn, wie sie hofft, verkauft, 
ohne zu sagen, daß alles zusammen 22 bis 24 Mil- 
liarden DM kostet. Einzelvorschläge braucht man 
draußen auf dem Marktplatz und in den Wirt- 
schaftsgesprächen ja nicht zu addieren. Da erfährt 
der Bürger dann nur, was die Opposition gerade 
ihm freundlicherweise an Vergünstigungen ver- 
schaffen will. 

Der zweite Ansatz der Reform liegt zweifelsohne 
in den Umstellungen beim Familienlastenausgleich. 
Statt eines Dualismus zwischen einer Steuerent- 
lastung mit unterschiedlicher Wirkung bei den ein- 
zelnen Steuerpflichtigen und einem gleichmäßigen 
Kindergeld ab zweitem oder drittem Kind soll es 
nunmehr eine gleichmäßige Zahlung nach der Ord- 
nungszahl der Kinder geben. Das wurde heute 
schon vorgetragen. Dieses System stellt zwischen 
den verschiedenen Theorien zu der Frage, wie 
man eigentlich Familienlastenausgledch über das 
Kindergeld gestalten soll, eine gute mittlere Lösung 
dar. Diese Lösung ist nicht nur für alle tragbar, son- 
dern bringt einen erheblichen Vorteil insbesondere 
für diejenigen, für die eine größere Kinderzahl an- 
gesichts ihrer nicht zu großen finanziiellen Möglich- 
keiten eine besondere Belastung mit sich bringt. 
Hier ist eine echte Reform gegeben, und es ist er- 
freulich, daß die Opposition in der Sache voll zu- 
stimmt. 

Für den Empfänger des Kindergeldes ist es dabei 
weniger entscheidend, woher die Zahlung kommt. 
Ich darf mit aller Deutlichkeit sagen: Wir hätten aus 
mancherlei Gründen die Verwaltung über die 
Finanzämter vorgezogen. Die Länder haben uns 
aber übereinstimmend gesagt, daß sie dies in der 
verfügbaren Zeit nicht machen könnten, daß sie da- 
zu auch eine höhere Zahl von zusätzlichen Bedien- 
steten brauchen würden, als sie die Arbeitsverwal- 
tung braucht. Wir haben uns daher zu dieser Kon- 
zession an den Bundesrat entschlossen, wären aller- 
dings dankbar, wenn dies auch anerkannt und nicht 
gesagt würde, die Bundestagsmehrheit sei über die 
Interessen oder die Stellungnahme der anderen 
Bank einfach hinweggegangen. Wir haben vielmehr 
in kurzer Zeit die Umstellung vorgenommen; und 
die Übereinstimmung aller Fraktionen des Hauses 


rigkeilen des Bundesrates einzugehen, allgemein ist. 

Es ist ein Reformansatz, die Sonderausgaben in 
einem erheblich höheren Umfang zu berücksichtigen, 
aber gleichzeitig mit einem gleichmäßigen Prozent- 
satz. Wir haben dazu im Ausschuß vier Sachver- 
ständige gehört, von denen zwei der Meinung wa- 
ren, das sei verfassungsrechtlich bedenklich, und 
zwei andere meinten, das sei verfassungskonform. 
Das scheint ja bei Wissenschaftlern häufiger der Fall 
zu sein. Wir haben jede Meinung sehr ernsthaft ge- 
wogen. Es scheint uns jedoch, daß es durchaus im 
Rahmen der Gestaltungsmöglichkeiten des Parla- 
ments liegt, zu entscheiden, daß man die Ausgaben 
für die Daseinsvorsorge als wichtige, lebensnotwen- 
dige Ausgaben aus jenem Teil des Einkommens 
nimmt, der den Grundstocfc des Einkommens dar- 
stellt. Es ist ja entgegen manchen irrtümlichen Auf- 
fassungen draußen so, daß jeder Mensch, auch der, 
der in der Spitzensteuergruppe liegt, seine ersten 
32 000 DM als Verheirateter mit 22 Vo versteuert. 
Erst was darüber hinausgeht, wird stufenweise hö- 
her versteuert. Deswegen ist bei niemandem — auch 
nicht in der obersten Stufe — der Spitzensteuersatz 
der Durchschnitts Steuersatz. Dieser liegt vielmehr 
tiefer. Es ist also durchaus zumutbar, lebensnotwen- 
dige Ausgaben aus dem Grundstock das Einkom- 
mens zu nehmen, und das ist eben jener Teil des 
Einkommens, der von jedem Steuerpflichtigen mit 
22 ®/o versteuert wird. Aus diesem Einkommensteil 
müßte man dann wohl auch die wichtigsten Ausga- 
ben für die Daseinsvorsorge nehmen. Insofern liegt 
hier also eine durchaus adäquate Behandlung vor. 

Wer nun — wenn er den wichtigsten Teilen dieser 
Reform sonst zustimmt — darüber hinaus den Abzug 
von der Bemessungsgrundlage, d. h. mit dem höch- 
sten Progressionseffekt, wünscht, der muß sich halt 
sagen lassen, daß dadurch selbst bei Reduzierung 
der Höchstgrenzen ein Steuerausfall von weiteren 
5 Milliarden DM auf den Staat zukäme. Und er müßte 
dann wohl auch schon sagen, wie er den Ausfall 
ausgleichen will. Die Opposition hat diesen Antrag 
aus dem Ausschuß heute nicht wieder vorgelegt. 
Vermutlich wird sie auch die anderen Aussdiuß- 
anträge nicht vorlegen, weil sie selbst festgestellt 
hat, daß Anträge, die zusätzlich einen Steuerausfall 
von über 10 Milliarden DM und außerdem etwa 
2 bis 3 Milliarden DM zusätzlicher Ausgaben be- 
wirken, in der Bevölkerung wirklich nicht mehr als 
seriös angesehen werden. 

Die Steuerreform bringt auch Vereinfachungen 
für die überlastete Finanzverwaltung. Sicherlich 
nicht in dem Umfang, die sich mancher wünschen 
würde, wie denn überhaupt eine Steuerreform in 
einem gewachsenen System niemals so fundamental 
sein kann, wie wenn man auf der grünen Wiese 
etwa ein ganz neues, wissenschaftlich-theoretisches 
Steuersystem entwickeln könnte. Das könnte in 
manchen Punkten systematischer sein, in manchen 
Punkten zweifelsohne auch dem einzelnen gerechter 
erscheinen, wenngleich die Frage, was gerecht ist, 
ebenso schwer zu beantworten ist wie die biblische 
Frage nach der Wahrheit. Nur hier geht es nicht 
um eine traditionslose Neukonstruktion. Bei einem 
Steuerumfang von rund 24 bis 25 ®/o des Brutto- 
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Sozialprodukts stellen Steuern einen ganz wesent- 
lichen Faktor im Wirtschaftsbereich dar. Ich meine 
„Wirtschaftsbereich" im weitesten Sinne, d. h. auch 
von den Konsumenten her gesehen, auch unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Marktposition beim Einkauf 
und im Hinblick auf die Preisgestaltung in der Wirt- 
schaft. Mit einer wesentlichen Änderung der Be- 
lastungen könnten unerwünschte Strukturverschie- 
bungen verbunden sein, weil unter neuen Belastun- 
gen bestimmte Wirtschaftszweige nicht mehr renta- 
bel arbeiten könnten. Hier sind jedem Gesetzgeber 
bestimmte Grenzen gesetzt. 

Dennoch haben wir Vereinfachungen vorgesehen. 
Wie Sie ja alle wissen, ist insbesondere durch den 
Einbau der normalen Sonderausgaben in die Steuer- 
tabelle bei den Lohnsteuerpflichtigen der Gang zum 
Finanzamt zwecks Eintragung höherer Sonderaus- 
gaben nicht mehr erforderlich. Wir haben auch in 
manchen anderen Bereichen eine Vereinfachung er- 
reicht, nicht zuletzt etwa bei der Tarifgestaltung, 
auf die ich noch zu sprechen komme. 

Hier gibt es also wenigstens für die nächsten 
Jahre eine gewisse Entlastung. Wir hoffen sehr, 
daß es bis zu einem fortgeschrittenen Zeitpunkt den 
Ländern gelingt, ihre elektronischen Verfahren so 
weit voranzutreiben, daß auf die Dauer ein verein- 
fachtes Veranlagungssystem für alle möglich ist. 
Dann läßt sich zweifelsohne einiges andere verbes- 
sern, auch im Sinne der Gerechtigkeit, was heute 
mangels ausreichender technischer Voraussetzungen 
noch nicht verwirklicht werden kann. 

ß) Wir haben einen weiteren Reformansatz in der 
Vorlage der Körperschaftsteuer, die wir heute noch 
nicht beraten können, die aber noch in dieser Legis- 
laturperiode zur Verabschiedung ansteht. Hier soll 
die Doppelbesteuerung der Aktienerträge durch ein 
Anrechnungsverfahren so geändert werden, daß die 
Belastung auf das Niveau des persönlichen Steuer- 
satzes herabgeschleust wird, so daß der Kleinaktio- 
när rentabiiitätsmäßig besser dasteht als zur Zeit. 

Echte strukturelle Veränderungen sind zudem da- 
durch gegeben, daß mit der Anhebung der Einheits- 
werte — wir wollen nicht vergessen, daß die be- 
reits verabschiedeten Gesetze zum Gesamtwerk der 
Reform gehören — gleichzeitig mehr als eine Ver- 
dreifachung der Freibeträge erfolgt ist, so daß ein 
sehr erheblicher Teil der Steuerpflichtigen aus der 
Vermögensteuer und auch aus der Erbschaftsteuer 
herausfälit. Das entlastet sowohl die Steuerpflich- 
tigen persönlich als auch die Verwaltung. Hier er- 
gibt sich gleichzeitig ein Beitrag, so meine ich, zur 
Verbesserung der Alterssicherung derjenigen, die 
im Alter nicht von Renten oder Pensionen, sondern 
vom Vermögen leben und deswegen eine Entlastung 
von der Vermögensteuer dringend brauchen. 

Daß der Tarif nicht unserer besondere Zustim- 
mung findet, ist bekannt. Alle Fraktionen dieses 
Hauses haben sich bekanntlich dahin ausgesprochen, 
daß sie lieber einen durchgehenden Tarif haben 
möchten. Aber alle Fraktionen dieses Hauses haben 
sich auch vom Bundesrat sagen lassen müssen, daß 
ein solcher durchgehender Tarif zur Zeit noch zu 
erheblicher Mehrarbeit in den Finanzverwaitungen 


führt, so daß uns der Bundesrat einstimmig gebeten 
hat, vorläufig von einem durchgehenden Tarif ab- 
zusehen, der etwa bei 15, 16 anfinge und dann 
gleichmäßig hochzöge, um den Sprung beim Über- 
gang von der proportionalen zur progressiven Zone 
zu vermeiden. Es ist also ein durchgehender Tarif 
zur Zeit noch nicht machbar, und so sind wir auch 
in diesem Falle — das mit Blick auf die Bundesrats- 
bank — ebenfalls den Wünschen des Bundesrates 
gefolgt, wobei wir alle miteinander hoffen, daß in 
absehbarer Zeit durch fortschreitende Automation in 
der Finanzverwaltung ein durchgängiger Tarif mög- 
lich sein wird. 

Außerdem sind in dem Gesetz erhebliche Verbes- 
serungen an Stellen erfolgt, die soziale Tatbestände 
erfassen, z. B. in den Freibeträgen für alte Men- 
schen. So wird derjenige, der nicht als Rentner einen 
erheblichen Teil seiner Rentenbezüge völlig steuer- 
frei hat, als alleinstehender Beamter monatlich über 
1000 DM steuerfrei haben, ein verheirateter über 
1500 DM und jemand, der vom Vermögen, von Spar- 
beträgen oder ähnlichem lebt, bleibt als Verheirate- 
ter mit rd. 1100 DM im Monat steuerfrei, und ver- 
steuert erst die darüber hinausgehenden Beträge 
mit 22 ‘^/o. Außerdem haben wir Verbesserungen bei 
Pflegefällen für Altersheimbewohner und bei Allein- 
stehenden mit Kindern vorgesehen, so daß von die- 
ser Seite gerade der Wunsch, soziale Tatbestände 
zu berücksichtigen, erfüllt ist. 

Andererseits haben wir rückgängig gemacht, was 
zunächst einmal in der Regierungsvorlage stand: die 
Streichung der Abzugsfähigkeit bei den Bewirtungs- pj 
Spesen und Geschenken. Wir wissen sehr wohl, daß 
Mißstände vorgekommen sind, und haben uns dar- 
über auch im Ausschuß von Sachverständigen aus 
der Betriebsprüfung einiges sagen lassen. Es wäre 
aber sicherlich zu weit gegriffen, wollte man Miß- 
stände nun mit der völligen Streichung beantwor- 
ten, und so sind wir übereingekommen, daß die 
Berücksichtigung als Betriebsausgaben erhalten 
bleibt, allerdings bei einem schärferen Nachweis 
der betrieblich veranlaßten Bewirtungsspesen. Wenn 
wir hier das Angebot von der Dehoga haben, für 
eine ehrlichere Flandhabung des Nachweises zu sor- 
gen, dann nehmen wir das ernst, müssen aber be- 
tonen, daß eine Wiedereinsetzung der Abzugs- 
fähigkeit dies zur Voraussetzung hat. Denn es liegt 
uns um der Gerechtigkeit willen daran, daß die Be- 
wirtungsspesen auf das Maß reduziert werden, in 
dem sie tatsächlich wirtschaftlich bedingt und wirt- 
schaftlich zu rechtfertigen sind. 

Eine Forderung der Steuerreform war zweifels- 
ohne die Gleichzeitigkeit, meine Herren und Damen. 
Darüber haben wir schon verschiedentlich in diesem 
Hause gesprochen. Natürlich wäre es gut, alle zehn 
Gesetze gleichzeitig in Kraft zu setzen, aber gerade 
die Klage der Opposition — auf die ich noch zu 
sprechen komme — , daß die Beratung manchmal 
nicht genügend Zeit gelassen habe — ich sage das 
im Konjunktiv — , verbietet die Vorstellung, daß 
alles dann gleichzeitig und zeitgerecht gemacht wer- 
den könnte. Das werden alle späteren Reformer auf 
diesem Gebiet beachten müssen. Wir haben aber 
sichergestellt, daß die angestrebte Gleichzeitigkeit 
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^ in der Sache auch dann gewährleistet bleibt, wenn 
wir die Gesetze in Etappen in Kraft setzen. Denn es 
wird zu keinem Zeitpunkt ein Mehraufkommen in 
der Staatskasse erfolgen, von dem es immer zweifel- 
haft wäre, ob es wieder abgebaut wird. Das ist durch 
die Herabsetzung des Steuersatzes bei der Vermö- 
gensteuer für das Jahr des Übergangs erreicht wor- 
den und das wird bezüglich der Körperschaftsteuer 
dadurch sichergestellt, daß bis zur Reform der Kör- 
perschaftsteuer die Ergänzungsabgabe allein für die 
Körperschaftsteuer erhalten bleibt, um den erhöhten 
Spitzensteuersatz in der Einkommensteuer auszu- 
gleichen. 

Meine Herren und Damen von der Opposition, von 
Ihrer Seite haben wir, wie ich eingangs schon sagte, 
eine Fülle von widersprüchliohen Dingen gehört, 
aber keine Alternative zur Gesamtreform. Wir ha- 
ben vorliegen — und Sie haben es in Ihrem Abän- 
derungsantrag noch einmal vorgetragen — Ihr Infla- 
tionsentlastungsgesetz, das 10 Milliarden DM Er- 
leichterungen für die Steuerpflichtigen im Einkom- 
men- und Lohnsteuerbereich bringen soll. Aber diese 
10 Milliarden DM Entlastung und damit Minderung 
der Staatseinnahmen enthalten noch nicht die Ver- 
besserung des Kindergeldes — das müßte noch hin- 
zugerechnet werden, und zwar mit fünf Milliarden 
DM; Sie stimmen dem zu — , sie enthalten noch nicht 
die Verbesserungen bei den verschiedenen Sonder- 
tatbeständen der außergewöhnlichen Belastungen, 
die wir eingeführt oder verbessert haben, und denen 
Sie zustimmen, und sie enthalten noch nicht Ihre 
zusätzlichen Anträge, die Sie im Finanzausschuß 
gestellt haben, etwa im Zusammenhang mit der Aus- 
^ ' bildung oder die Förderung der Altenheimbewohner, 
und sie enthalten auch nicht den Wegfall der Er- 
gänzungsabgabe, den Sie aber doch auch wollen. 

Wenn wir alle Ihre Anträge aus dem Ausschuß 
zusammenrechnen, ergibt das, wie ich schon er- 
wähnte, 10 Milliarden DM mehr. 12 Milliarden DM 
kostet bereits die von der Koalition vorgesehene 
Steuerreform. Dazu kommt noch ein von Ihrer Seite 
beantragtes Mehr beim Kindergeld — mindestens ab 
dem vierten Kind — , und es kommt das hinzu, was 
Sie als „Erziehungsgeld" einführen wollen und was 
im Anfangsstadium 1,5 bis 1,7 Milliarden DM kostet. 

Das sind 24 Milliarden DM Ausfall oder Mehr- 
ausgaben. Damit stellt sich doch die Frage: Was 
soll das? Was wollen Sie mit diesen unrealistischen 
Forderungen eigentlich erreichen? Und wie läßt sich 
das mit weitergehenden Forderungen auf Mehraus- 
gaben in anderen Bereichen, die Sie ebenfalls stel- 
len, vereinbaren? In den Haushaltsberatungen ha- 
ben wir nicht einen einzigen Streichungsantrag von 
Ihnen gehört. Wir haben aber sehr wohl gehört, daß 
Ihre Sprecher zu jedem Etat gesagt haben, daß nicht 
genug geschieht. Auch heute wurden in der Frage- 
stunde wieder Fragen gestellt, die ebenfalls, würden 
sie realisiert, nicht unerhebliche Mehrausgaben für 
die Öffentliche Hand mit sich brächten. 

Nun sagen Sie: Man muß eben Prioritäten setzen! 
— Das ist sehr schön. Nur müßte man dann irgend- 
wann einmal von Ihnen erfahren, was denn hinter 
die Prioritäten gerückt werden soll, d. h. wo man 


eigentlich zurückstecken will, wenn man andere 
Dinge in den Vordergrund rückt. 

(Abg. Dr. Jenninger: Dazu haben wir die 
Regierung!) 

— Sie sagen, das macht die Regierung. Das ist 
immer sehr schön; damit kann man draußen enorm 
viel Eindruck erwecken, 

(Abg. Dr. Jenninger: So macht das die 
Regierung!) 

aber damit kann man keine Politik machen. Wenn 
Sie einmal dahin kämen, die Regierungsverantwor- 
tung mittragen zu müssen, würden Sie erleben, daß 
Sie dann wahrscheinlich wieder Herrn Strauß 
brauchten, der schon einmal mit Haushaltssiche- 
rungsgesetzen die überhöhten Geschenke und Ver- 
sprechungen, die Sie hier freigiebig unter die Leute 
gestreut haben, wieder eingesammelt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Kollegen Dr. Kreile? 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Gnädige Frau, nachdem 
Sie eben das Haushaltssicherungsgesetz geradezu 
für den Auswurf der Hölle gehalten haben, frage 
ich: Sind Sie ganz sicher, daß diese Bundesregie- 
rung, wenn sie so bleibt, wie sie jetzt ist, nicht im 
nächsten Jahr ein Haushaltssicherungsgesetz wird 
verabschieden müssen oder etwas ähnliches, was 
dann lediglich anders genannt wird? Sind Sie da 
wirklich so sicher? 

Frau Funcke (FDP): Wenn wir Ihre Anträge an- 
nähmen, müßten wir das allerdings tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
ruf des Abg. Dr. Ehrenberg.) 

Und nun kommt noch etwas ganz Interessantes. 
Nach dem Dessert bekommen wir nun noch eine 
Suppe serviert. 

(Abg. Offergeld: Eine salzige Suppe!) 

Ich meine das Steueränderungsgesetz, das die Län- 
dermehrheit der CDU/CSU uns nun als eine völlig 
andere Alternative auf den Tisch gelegt hat. Sie, 
meine Herren und Damen von der Opposition, 
müssen uns nun einmal den Widerspruch aufklären, 
wie die Steuerpflichtigen und wie wir es verstehen 
sollen, daß Sie auf der einen Seite dem Kindergeld- 
gesetz zustimmen und damit der Abschaffung der 
Steuerfreibeträge Ihre eigenen Leute auf der Bun- 
desratsbank aber höhere Steuerfreibeträge fordern. 
Sie müssen uns schon einmal erklären, was Sie 
eigentlich wollen: den Länderentwurf oder Ihr 
Inflationsentlastungsgesetz, das Sie heute noch 
einmal unterstrichen haben? Wollen Sie einen 
Grundfreibetrag von 3 000 DM? Die Kollegen von 
der Bundesratsbank verlangen demgegenüber einen 
Grundfreibetrag von 2 400 DM. Beides gleichzeitig 
geht ja wohl nicht. Darum sagte ich schon am 
Anfang: es ist einigermaßen verwirrend, was Sie 
vortragen. Wir hatten eigentlich gehofft, daß wir 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — - 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


6973 


Frau Funcke 

^ heute morgen erfahren würden, wie denn diese 
verschiedenen Dinge bei Ihnen selbst, in Ihrer eige- 
nen Partei oder Fraktion, auf einen Nenner gebracht 
werden können, oder ob es so geht, daß Sie sagen: 
Was geht uns der Bundesrat an, während der Bun- 
desrat umgekehrt sagt: Was gehen uns die CDU- 
Beschlüsse an. Das kann natürlich sein. Nur meinen 
wir; Dies ist wenig hilfreich für die Selbstdarstel- 
lung und etwas verwirrend für die Bevölkerung 
draußen. 

Aber lassen Sie mich jetzt ein Wort sagen zu dem 
Hinweis, der gelegentlich von Ihrer Seite gekom- 
men ist. Als Sie das Inflationsentlastungsgesetz als 
Vorschalt- oder Einzeländerung brachten, haben Sie 
gesagt: Das ist jetzt erst einmal notwendig. Eine 
Steuerreform kann man aber nur dann machen, 
wenn man eine große Verfügungssumme hat. Da 
habe ich mir immer überlegt, zu welchem Zeitpunkt 
Sie glauben, daß ein Staat soviel übrig hat, daß er 
auf etwa 20 Milliarden DM verzichten kann, um 
eine sehr schöne und sicherlich sehr attraktive 
Steuerreform zu machen. Ich fürchte, das war wahr- 
scheinlich der Grund, warum die Steuerreform seit 
1953 von jedem Finanzminister zwar angekündigt, 
aber von keinem bisher durchgeführt worden ist. 
Denn wenn man meint, man brauche dazu eine 
riesige überschüssige Finanzkraft des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden, dann wird man vermut- 
lich nie zu einer Reform kommen, und damit wäre 
die Reform in Ihrem Sinne auf den Sankt-Nimmer- 
leins-Tag verschoben, es sei denn — und mir scheint 
beinahe, daß das in Ihren Reihen wohl im Hinter- 
grund beabsichtigt ist — , Sie wollen auf den Tag 
warten, an dem wir die Umsatzsteuer erhöhen müs- 
sen, um sie auf eine gemeinsame europäische Basis 
zu heben. Wir haben dann für jeden Punkt rund 
5 Milliarden DM mehr, und das war wohl die Vor- 
stellung der Steuerreformkommission, die ein Loch 
von rund 20 Milliarden DM ungedeckt ließ. Dann 
kann man natürlich eine schöne Steuerreform ma- 
chen, die jeden freut. Theoretisch! 

Nur, meine Damen und Herren, vergessen Sie 
bitte nicht, daß das Mehr, das aus der Umsatzsteuer 
hervorgehen würde, zumindest in einer Höhe von 
zwei oder mehr Punkten gebraucht werden wird, um 
— das ist ja wohl auch in Ihrem Sinne — die Ge- 
werbesteuer auf ein international vertretbares Maß 
herunterzubringen. Denn sie muß natürlich auch 
harmonisiert werden. Dann sind schon zwei, drei 
Punkte verbraucht. Und dann brauchten Sie minde- 
stens ein bis zwei Punkte, um die sozialen Folgen 
aus einer erheblichen Preissteigerung abzufangen 
und die dadurch erhöhten öffentlichen Ausgaben zu 
finanzieren. Ob dann für eine gewaltige Steuer- 
reform, wie sie Ihnen offenbar vorschwebt, noch 
Mittel übrigbleiben, erscheint mir sehr fraglich. Des- 
wegen ist diese Hoffnung — so meine ich — wohl 
zu hoch gesteckt. 

Aber nun lassen Sie mich jetzt sehr im Ernst 
etwas über die Vorwürfe sagen, die sowohl von dem 
Berichterstatter heute morgen als auch von Herrn 
Höcherl bezüglich der Beratung angeführt worden 
sind. Im Sommer — präzis; im Juni 1971; das ist 


jetzt drei Jahre her — hat die Bundesregierung die 
Eckwerte beschlossen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wagner [Trier].) 

Das sind Eckwerte, die keineswegs überholt sind, 
sondern die in ihrem Grundbestand jetzt genau das 
sind, was wir heute beraten. Die Gesetzentwürfe 
sind dann ausgearbeitet worden, und ab Herbst 1971 
sind bereits die Referentenentwürfe herausgegeben 
worden, und zwar auch den Fraktionen dieses 
Hauses. 

Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen : 

Frau Kollegin, Sie gestatten eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen? 

Frau Funcke: (FDP): Ja. 

von Bockeiberg (CDU/CSU): Frau Kollegin, sind 
Sie sicher, daß die Referentenentwürfe auch der 
Opposition zugeleitet worden sind? 

Frau Funcke (FDP): Ja. Denn diese Regierung 
hat, wenn ich das richtig sehe — das müßten die 
Herren dort drüben sagen können — , gleich zu Be- 
ginn des Jahres 1970/71 zugesagt, daß alle Referen- 
tenentwürfe zwar nicht jedem einzelnen Abgeord- 
neten, aber doch den Fraktionen rechtzeitig in ein 
oder zwei Exemplaren zugeleitet werden. Sie kön- 
nen doch nicht sagen, Herr von Bockeiberg, daß Sie 
bis zu dem Augenblick, in dem wir hier die erste 
Lesung durchgeführt haben, über die Eck werte im 
unklaren geblieben sind. 

(D) 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Nein, die Eck- 
werte haben wir gewußt! Die standen ja in 
„Quick"!) 

Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen : 

Sie erlauben eine weitere Zwischenfrage? 

von Bockeiberg (CDU/CSU): Selbstverständlich, 
gnädige Frau, haben wir die Eckwerte gekannt. Aber 
ich hatte die Frage gestellt, ob die Bundesregierung 
der Opposition die Gesetzentwürfe zur Verfügung 
gestellt hat. 

Frau Funcke (FDP): Ja, das wird sicherlich aus 
den Fraktionen heraus beantwortet werden können. 
Alle Fraktionen haben sie bekommen, so daß also 
ein Einblick möglich war. 

Wir haben dann im Februar 1973 mit der Beratung 
des Grundsteuergesetzes begonnen. Bis zum Novem- 
ber 1973 folgte dann die Beratung und Verabschie- 
dung der anderen einheitswertabhängigen Steuern, 
einschließlich der Beratung der Änderung bei der 
Gewerbesteuer. Seit Januar bis jetzt haben wir dann 
über die Reform des Kindergeldes und der Einkom- 
mensteuer in Form der Strukturreformvorlage be- 
raten. Meine Herren und Damen, das sind fünf Mo- 
nate, in denen wir 91 Stunden auf die Beratung ver- 
wandt haben. 

(Abg. Dr. Jenninger: Was ist das schon für 
ein Jahrhundertwerk!) 
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(A) haben ein Stägiges Hearing durchgeführt, an 

dem 80 Sachverständige teilgenommen haben. Wir 
haben auf Antrag der Opposition außerdem vier 
Sonderanhörungen gehabt: einmal mit Vertretern 
der Ländern und der Arbeitsverwaltung zum Fami- 
lienlastenausgleich 

(Abg. Dr. Kreile meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

— darf ich das fortsetzen — ; dann mit Sachverstän- 
digen aus dem Bereich der Banken und Versicherun- 
gen zu den Prämiengesetzen; mit Wissenschaftlern 
über die verfassungsrechtlichen Bedenken, hinsicht- 
lich der Strukturänderung bei den Sonderausgaben 
und dem Kindergeld und schließlich mit Betriebs- 
prüfern zu Fragen des Mißbrauchs bei Spesen und 
Geschenken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Bitte, Herr Kollege, die Frau Kollegin gestattet 
Ihnen eine Zwischenfrage. 

Frau Funcke: (FDP): Bitte schön! 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Frau Vizepräsidentin, 
da Sie so zutreffend ausgerechnet haben, daß der 
Finanzausschuß für die Beratung der Steuerreform 
91 Stunden auf gewandt hat, möchte ich Sie fragen: 
Sind Sie auch in der Lage, auszurechnen, wie viele 
Paragraphen diese Steuerreform umfaßt, wie viele 
Paragraphen auf mehreren Arten vom Umdrucken 
immer wieder geändert worden sind. Wieviel Gramm 
oder Kilogramm Papier in diesen 91 Stunden über- 
haupt gelesen werden mußten, 

(Abg. Dr. Jenninger: Pro Minute!) 

und sind Sie dann der Auffassung, daß für jeden 
einzelnen Paragraphen ausreichend Zeit zur Ver- 
fügung stand? 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Herr Kollege, Sie haben das Instrument der Zwi- 
schenfrage erheblich strapaziert. 

Frau Funcke (FDP): Und ich kann ihm trotzdem 
keine Antwort geben; denn ich habe weder gewogen 
noch gezählt. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Nur die Stunden!) 

Nur, meine Herren und Damen — da bringen Sie 
mich gerade auf das Stidiwort — wir haben all das, 
was an Strukturänderungen vorgesehen war, in den 
alten Paragraphen gelesen, so daß uns eine Umstel- 
lung in der Paragraphenfolge in einer völlig neuen 
Struktur erspart geblieben ist. Von daher gesehen 
war die Arbeit erleichtert. Und schließlich sollte man 
ja nicht nur in den 91 Stunden Ausschußsitzung le- 
sen, sondern — ähnlich wie Schulkinder — auch ein- 
mal zu Hause arbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In diesem Zusammenhang muß ich erwähnen, daß 
wir auf Ihren ausdrücklidien Wunsch hin, meine 
Herren und Damen von der Opposition, die gesamte 
Osterpause für Sondersitzungen nicht in Ansprudi 


genommen haben, so daß also auch hier eine Vorbe- (C) 
reitung des einzelnen möglidi war, wenn auch nicht 
in totaler Tagesarbeit von Karfreitag bis Ostern, 
so doch immerhin in drei Wochen Osterpause. 

Ich glaube kaum, meine Herren und Damen, daß 
ein Gesetz in anderen Ausschüssen — in erster wie 
in zweiter Lesung — so intensiv diskutiert und 
durchgearbeitet wird. Daß wir dann in der dritten 
Lesung im Ausschuß hintereinander abgestimmt ha- 
ben, entspricht der Übung dieses Hauses. Dies als 
FallbeiUDemokratie zu bezeichnen, wie es gelegent- 
lich geschieht, scheint mir, gemessen an der Übung 
in anderen Ausschüssen, etwas unangemessen zu 
sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Doch ich möchte hier, auch für die Öffentlichkeit 
draußen, mit einem positiven Wort enden. Dieser 
Ausschuß hat in der Tat ein besonderes Maß an 
Arbeit hinter sich gebracht, auch und gerade außer- 
halb der Sitzungszeit. Denn abgesehen von der 
freien Osterpause haben wir die übrigen freien 
Wochen, die an sich für die Arbeit im Wahlkreis 
vorgesehen sind, in Anspruch genommen. 

Ich möchte allen Kollegen dieses Hauses aus- 
drüchlich dafür danken, daß es in Absprache nach 
manchem Hin und Her doch immer wieder möglich 
war, einen gemeinsamen Weg zu finden, um einer- 
seits dem Zeitdruck, der nicht allein von uns kam, 

(Abg. Stüchlen: Von der Regierung!) 

sondern der dadurch bedingt war, daß die Verwal- 
tung hinreichend Zeit zur Einführung haben muß, 
und andererseits dem WunscJi nach so viel Sorgfalt (1^) 
wie nur irgend möglich Rechnung zu tragen. 

Die Fraktion der FDP stimmt diesem Reformwerk 
zu. Wir sehen darin bei aller Unvollkommenheit, die 
alle Gesetzeswerke in einer bestehenden Struktur 
enthalten, einen Weg zu einer erheblichen Steuer- 
entlastung bei den unteren und mittleren Einkom- 
men, wie sie von allen Fraktionen dieses Hauses 
gewünsciit wird, zu einer Strukturveränderung im 
Bereich des Familienlastenausgleichs, zu mehr Ge- 
rechtigkeit und auch zu mehr Einfachheit, und das 
heißt, zu einer Entlastung in der Finanzverwaltung. 

Wir halten die Belastungen, die ver^bleiben, für 
tragbar und glauben, daß sie im Rahmen dessen 
liegen, was von diesem Staat an Entlastungen über- 
haupt nur geleistet werden kann. Wir werden in 
den Beratungen mit den Ländern noch feststellen, 
wie schwierig es sein wird, daß Länder und Bund 
unter möglichster Schonung der Gemeinden, diesen 
ungeheuren Ausfall tragen können. Diesen Ge- 
sichtspunkt muß auch die Öffentlichkeit anerkennen. 

Herr Präsident, darf ich jetzt außerhalb meiner 
Eigenschaft als Fraktionssprecher noch ein Wort als 
Ausschußvorsitzende anschließen? Ich bitte um Ihre 
Genehmigung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Bitte, Frau Kollegin! 

Frau Funcke: (FDP): Als Ausschußvorsitzende 
möchte ich an dieser Stelle — ich glaube, das darf 
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ich im Namen aller Kollegen tun — all denen sehr 
herzlich danken, die uns auf diesem mühsamen 
Weg begleitet haben. Das sind innerhalb der Finanz- 
verwaltung zunächst einmal die Herren Dr. Koch 
und Dr. Uelner und alle ihre Mitarbeiter, die zu 
jedem Tag und zu jeder Stunde, ob früh, abends, an 
Weiberfastnacht oder wann immer, zur Verfügung 
gestanden haben, 

(Beifall.) 

Das gilt auch für die Herren Wagner und Hand- 
schuh und ihre Mitarbeiter aus der Bundestagsver- 
waltung. 

(Beifall.) 

Es war eine unge'heure Arbeit, die zu bewältigen 
war; die Fülle an Berechnungen, Formulierungshil- 
fen und Informationen seitens des Ministeriums und 
andererseits die Protokolle, die uns immer möglichst 
genau, möglichst ausführlich und möglichst zeitge- 
recht zur Verfügung gestellt worden sind. Ich möchte 
aber an dieser Stelle auch dem Parlamentarischen 
Staatssekretär Porzner danken, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

der uns so unermüdlich begleitet hat, so sehr, daß, 
als Sie, Herr Porzner, uns einmal für Stunden verlas- 
sen hatten, weil gerade ein Wechsel in der Führung 
Ihres Hauses vollzogen war, die Opposition sofort 
mit allen parlamentarischen Mitteln dafür gesorgt 
hat, daß Sie wiederkamen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Für alle Hilfe darf ich an dieser Stelle herzlich 
P) danke sagen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Offergeld. — 
Entschuldigen Sie, mir war hier von den Fraktions- 
geschäftsführern mitgeteilt worden, es sei eine Än- 
derungsvereinbarung getroffen worden, daß nach 
Frau Kollegin Funcke Herr Kollege Offergeld und 
dann der Kollege Häfele sprechen sollte. Ist es so, 
daß die Fraktionen inzwischen umdisponiert haben? 
— Meine Herren, zieren Sie sich nicht, einer von 
Ihnen muß nach oben, die Debatte muß weitergehen! 

Das Wort hat der Abgeordnete Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Offergeld, ich bedanke 
mich, daß Sie der Union hier den Vortritt gelassen 
haben. 

(Abg. Stü eklen: Das hat er nicht aus Liebe 
gemacht!) 

Meine Damen und Herren, das drängendste An- 
liegen auf dem Felde der Steuerpolitik ist heute 
in Deutschland wie in anderen Ländern auch der 
Abbau der heimlichen, inflationsbedingten und pro- 
gressionsbedingten Einkommen- und Lohnsteuer- 
erhöhungen. Inzwischen ist die wirtschaftliche Fehl- 
entwicklung bei uns in der Bundesrepublik so weit 
gediehen, daß weitere Steuererhöhungen — offene 
oder heimliche — die Lage nur noch verschlimmern 
würden. Wir sind vor allem in einer Kosteninflation, 
und Steuern sind auch Kosten. Deswegen ist es die 


Aufgabe einer Regierung, eines Staates, wenigstens 
den Versuch zu machen, auszubrechen aus diesem 
Teufelskreis der Preis-Lohn-Steuer-Preis-Spirale. 

Der Staat kann bei den Steuern anfangen; hier hat 
er die unmittelbare Verantwortung, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seit 31. Juli 1973, seit dem Sommer letzten Jahres, 
hat die Fraktion der CDU/CSU wiederholt den Ab- 
bau von heimlichen Lohnsteuererhöhungen bean- 
tragt. Spätestens Anfang dieses Jahres hat die 
Bundesregierung eine Chance zu mehr Stabilität 
verpaßt, indem sie auf unsere Anträge nicht ein- 
gegangen ist. 

(Abg. Stücklen: Sehr richtig!) 

Es geht jetzt darum, im Jahre 1974, daß nicht ein 
weiteres Mal eine Chance für mehr Stabilität ver- 
säumt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf in diesem Zusammenhang einiges klar- 
stellen. Wenn heute morgen von Herrn Kollegen 
Rapp der Versuch gemacht wurde, Äußerungen des 
Kollegen Strauß oder unseres Fraktionsvorsitzenden, 
Herrn Carstens, vom März dieses Jahres so zu miß- 
deuten, daß sie nicht mehr an unserer Inflations- 
entlastungsinitiative festhalten wollten, so ist das 
eindeutig so zu verstehen gewesen, daß natürlich 
angesichts des Ergebnisses der Tarifrunden vom 
Januar/Februar dieses Jahres eine Rückwirkung 
beim besten Willen nicht in Betracht kommt. Nein, 
um die Vergangenheit geht es leider nicht mehr; 
die ist von Ihnen mit dem bekannten Ergebnis ver- pj 
paßt worden. Jetzt geht es um die Zukunft. 

Deswegen stellen wir heute den Antrag, daß we- 
nigstens ab 1. Juli dieses Jahres der Grundfreibe- 
trag von 1 680 DM auf 3 000 DM und der Arbeit- 
nehmerfreibetrag von 240 DM auf 480 DM ange- 
hoben wird. Ab 1. Januar 1974 — also ausnahms- 
weise rückwirkend — soll der Werbungskosten- 
pausebbetrag für Sparer verdreifacht werden auf 
450 DM für Ledige und 900 DM für Verheiratete; 
denn hier ist eine Rückwirkung technisch ohne 
weiteres möglich. 

Nun eine Bitte an die Damen und Herren der 
SPD. Verkünden Sie draußen doch bitte nicht wei- 
terhin, daß dieser Antrag in erster Linie den soge- 
nannten Höherverdienenden zugute kommt. 

(Abg. Offergeld: Das ist aber so!) 

Wie ist die Wirklichkeit? Der Grundfreibetrag ist, 
nun einmal der einzige Freibetrag in unserem Steu- 
errecht, der sich für alle gleich und damit eben nicht 
in der Progression auswirkt, mit der Folge, daß 
gerade die unteren und mittleren Einkommens- und 
Lohnbezieher besonders entlastet werden. 

Beweis: Die Progression steigt an zwischen einem 
Jahreseinkommen von 8 000 bis 30 000 DM um 
22 Punkte; zwischen einem Jahreseinkommen von 
30 000 DM bis zur Spitze — 110 000 DM — aber 
nur um 12 Punkte. Es ist also einwandfrei, daß 
gerade die unteren und mittleren Einkommen be- 
sonders entlastet werden. 

Ich kann das auch mit neuesten Zahlen beweisen. 
Wenn wir einen Vergleich machen zwischen der 
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' * Entlastungswirkung nach Ihren Anträgen, nach dem 
sogenannten Dritten Steuerreformgesetz, und der 
Entlastungswirkung unseres Inflationsentlastungs- 
gesetzes plus Neuregelung des Kindergeldes, der 
wir ja zustimmen, ergibt sich folgendes. Sie ent- 
lasten einen Arbeitnehmer mit zwei Kindern und 
einem Bruttoarbeitslohn von 18 000 DM um 1 155 
DM, wir um 1 258 DM, also um 103 DM mehr. — Bei 
einem Bruttoarbeitslohn von 24 000 DM entlasten 
Sie einen Arbeitnehmer mit zwei Kindern um 1 379 
DM, wir um 1 522 DM. Wir entlasten um plus 
143 DM. — Die dritte Gruppe: Arbeitnehmer mit 
zwei Kindern, Bruttoarbeitslohn 30 000 DM. Sie ent- 
lasten um 1 399 DM, wir um 1 400 DM; plus 1 DM. — 

(Zuruf von der SPD: Auf die Mark kommt 
es an!) 

Schließlich die Gruppe mit 36 000 DM: Sie entlasten 
um 1 349 DM, wir um 1 109 DM; als minus 240 DM. ! 
Das ist die Gruppe der mittleren und dann höher 
Verdienenden, für die bei uns die Entlastung gerin- 
ger ist. Das ist für uns hinnehmbar bei einer Sofort- 
entlastung, aber natürlich nicht bei einer eigent- 
lichen Steuerreform. Wir haben also die herzliche 
Bitte, daß Sie nicht draußen im Lande verkünden, 
wir würden die Höherverdienenden stärker ent- 
lasten. Es ist nachweisbar genau umgekehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — • Zurufe von 
der CDU/CSU: Die werden das trotzdem 
weiter tun!) 

Meine Damen und Herren, es ist angesichts der 
Entwicklung nicht länger hinnehmbar, daß für zu- 
(ßj sätzliches — das ist das Entscheidende — , inflatio- 
näres Scheineinkommen Steuern gezahlt werden, 
und zwar nach unserem progressiven System anteil- 
mäßig sogar mehr als vorher. Nun will die Koalition 
das auch. Da stimmen wir im Ziel überein. Sie sagen 
aber: Das machen wir im Rahmen der Steuerreform 
erst vom 1. Januar nächsten Jahres an. Meine Da- 
men und Herren, die Fraktion der CDU/CSU ist der 
Meinung, daß das zu spät ist, um die wichtigen 
Tarifrunden im Herbst dieses Jahres noch entschei- 
dend beeinflussen zu können, und das wollen Sie 
ja auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat hier inzwischen völlig die 
Argumentation übernommen, die vorzubringen wir 
im Laufe des letzten Jahres nicht müde wurden, und 
an uns hat man damals keinen guten Faden gelas- 
sen. Am 26. Mai dieses Jahres hat etwa der neue 
Finanzminister, Herr Apel, im Süddeutschen Rund- 
funk gesagt, das Ziel der Steuerreform sei vor 
allem auch, einen mildernden Einfluß auf die Tarif- 
runden auszuüben. Wörtlich sagte Herr Apel: „Des- 
wegen hoffe ich, daß das mit einbezogen wird in 
die Tarifabschlüsse; denn sonst könnte die Steuer- 
reform eine Operation sein, die sich nicht gelohnt 
hat." Meine Damen und Herren, genau das war 
unsere Argumentation. Sie machen es jetzt aber zu 
spät, um dieses Jahr 1974 noch günstig beeinflussen 
zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Steuerlastquote — wir wissen zwar, daß die 
Steuerlastquote allein nicht immer aussagekräftig 


ist; man muß alle Belastungen miteinander verglei- 
eben — ist in den letzten Jahren in der Bundesrepu- 
blik bedenklich gestiegen. 1970 hatten wir noch eine 
Steuerlastquote von 22,5 Vo. Zugegeben, durch Son- 
dereinflüsse bedingt — Gemeindefinanzreform — , 
war sie besonders niedrig in diesem Jahr. 1973 ist 
sie schon angestiegen auf 24,5 Vo, und im Jahre 1974, 
in diesem Jahr, wird sie voraussichtlich die Rekord- 
marke von 25 Va übersteigen. Der Hauptgrund hier- 
für ist das rasante Ansteigen der Lohnsteuerquote. 
Man muß heute grob gerechnet von folgender Rech- 
nung ausgehen: Jedes Prozent Lohnzuwachs bedeu- 
tet eine Verdoppelung des Lohnsteuerzuwachses. 

Das Ifo-Institut hat kürzlich errechnet, daß der durch- 
schnittliche deutsche Arbeitnehmer 1970 von jeder 
zusätzlich verdienten Mark — das ist das Interes- 
sante, Herr Rapp, um das es bei der ganzen Dis- 
kussion geht; das zusätzlich Verdiente interessiert 
die Leute: Was bleibt mir davon, wenn ich 100 oder 
200 DM mehr kriege?; das ist das Entscheidende in 
der inflationären Entwicklung und auch vom Lei- 
stungsdenken her — das Ifo-Institut hat errechnet, 
daß der durchschnittliche deutsche Arbeitnehmer 
1970 von jeder verdienten Mark 70 Pf auf die Hand 
bekam. Im Jahre 1973 waren es nur noch 57 Pf, die 
ihm auf der Hand blieben, und in diesem Jahr, 1974, 
werden es voraussichtlich nur noch 53 Pf sein. 

Meine Damen und Herren, uns kann einfach nie- 
mand klarmachen, daß das nicht ohne Einfluß auf 
den Leistungswillen draußen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind an einem Punkt angelangt, wo Abwehr- P) 
reaktionen gegen diese steuerliche Entwicklung un- 
vermeidbar sind, wie Professor Neumark kürzlich 
zu Recht festgestellt hat, Abwehrreaktionen in Form 
von Steuerhinterziehung, Abwehrreaktionen in Form 
von Nachlassen der Arbeitsintensität und Abwehr- 
reaktionen in Form von Nachlassen der Sparnei- 
gung. 

Meine Damen und Herren, solange die Inflation in 
diesem Maße leider weitergeht, wie wir es in die- 
sen Jahren erleben, ist das Problem bei den Steuern 
natürlich nicht mit einer Sofortentlastung auf An- 
hieb zu lösen. Das wissen wir auch. Aus diesem 
Grunde haben wir in unseren Antrag den zusätz- 
lichen Antrag hineingebracht, daß alljährlidi wenig- 
stens ein Tarifbericht zu erstatten ist, um aus heim- 
lichen Steuererhöhungen redlicherweise offene zu 
machen oder das Steuerrecht anzupassen. 

Nun, meine Damen und Herren, sind wir in die- 
sem Ziel an sich einig, mit Ausnahme des Zeitpunk- 
tes. Ihre Gegenargumente gegen die Entlastung in 
diesem Jahr sind, grob gesagt, etwa folgende. Sie 
sagen: wir haben im Jahre 1974 kein Geld. 1975 
aber wollen Sie die Steuerzahler um 10 bis 12 Mil- 
liarden DM entlasten. Da gilt das Argument, daß 
Sie kein Geld hätten, nicht. Da haben wir mit Sicher- 
heit noch weniger Geld als im Jahre 1974. 

Wir dürfen dieses Problem nicht bloß einseitig 
fiskalisch, sondern müssen es auch gesamtwirtschaft- 
lich sehen. Gerade die Fehlentwicklung am Beginn 
dieses Jahres zeigt, daß Sie, wenn Sie damals recht- 
zeitig einen Teilabbau der heimlichen Steuererhö- 
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hungen vorgenommen hätten, womöglich die Chance 
nicht verpaßt hätten, die Gehaltserhöhungen im öf- 
fentlichen Bereich, was Ihr Bundeskanzler Brandt 
damals wollte, unter 10 Vo zu halten. Dann hätten 
Sie die gesamtwirtschaftliche Wirkung gesehen und 
hätten die öffentlichen Haushalte nicht mit Lohn- 
und Gehaltserhöhungen in diesem Außmaß belastet. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Das ist also eine verengte Betrachtungsweise. 

Nun hat die Bundesregierung in ihrer Regierungs- 
erklärung — zu Recht, wie wir meinen — das Wort 
„sparen" verwendet. Jedoch sagt Bundeskanzler Hel- 
mut Schmidt: Sparen, aber erst ab 1975, nicht schon 
1974! Das erinnert an die Volksweisheit: „Morgen, 
morgen, nur nicht heute, sagen alle faulen Leute." 
Man könnte auch Churchill zitieren, der einmal ge- 
sagt haben soll: „Rede als Politiker immer vom Spa- 
ren, sage aber ja nie, wo." 

(Abg. Dr. Ehrenberg: So habt ihr das jahre- 
lang gemacht!) 

Es Ist übrigens ein verlockender Gedanke, 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Ja! — weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

r 

sich einmal vorzustellen, was für eine Regierungs- 
erklärung Churchill in dieser Situation abgegeben 
hätte. Er hätte mit Sicherheit vom Sparen nicht bloß 
gesprochen. 

(Zuruf von der SPD: Das kam doch von 
(B) =— Herrn Stoltenberg!) 

Es kommt noch hinzu, daß die Steuerschätzungen 
— • der Monat April gibt hierfür schon die ersten 
Hinweise — voraussichtlich nicht bloß nicht zutref- 
fend sind, sondern daß wir im Laufe des Jahres — 
zumindest bei der Lohnsteuer, nicht bei anderen 
Steuern — • wieder eine ähnliche Entwicklung erle- 
ben werden wie in den letzten Jahren. Allein im 
April ist das Lohnsteueraufkommen gegenüber dem 
Vorjahr schon wieder um 13,5 ^/o gestiegen, obwohl 
sich, wie Sie wissen, gerade in diesem Jahr der 
Lohnsteuerjahresausgleich besonders auf die ersten 
Monate konzentriert und obwohl sich, wie Sie wis- 
sen, die neuen Lohn- und Gehaltserhöhungen in den 
ersten Monaten noch gar nicht richtig ausgewirkt 
haben. 

Wir wollen — um die Frage, wie wir 1974 sparen 
wollen, klar zu beantworten — erreichen, daß nicht 
wieder das gleiche passiert wie am Ende des letzten 
Jahres, daß nämlich der Bundesfinanzminister im De- 
zember 4,5 Milliarden DM aus dem Zylinder zaubert 
und plötzlich noch aus gibt, weil er sie übrig hat. 
Wir wollen, daß diese 4,5 Milliarden DM wenigstens 
zur Hälfte — 2 Milliarden DM wird es beim Bund 
ausmachen — in der Hand der Bürger bleiben und 
damit vom Staat gespart werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Herr Abgeordneter Häfele, gestatten Sie zunächst 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ehrenberg? 


Dr. Häfele (CDU/CSU) : Bitte sehrl 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Häfele, wenn Sie 
schon darauf hinwelsen, daß in den ersten Monaten 
die Zuschläge noch nicht berücksichtigt seien, soll- 
ten Sie auch darauf hinweisen, daß gerade die Zah- 
len für April aus genau diesem Grunde für einen 
Vergleich nichts wert sind, weil sich die Nachzah- 
lungen im öffentlichen Dienst und aus sonstigen 
Tarifverträgen in der Steuerstatistik niedergeschla- 
gen haben. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Ja, Herr Ehrenberg, wir 
stimmen völlig überein. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Also, was soll denn 
die Zahl?) 

— Moment! Deswegen die Zahl: plus 13,5 Vo! Aber 
diese Zahl wird in den nächsten Monaten bei der 
Lohnsteuer noch ansteigen. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Trotz der Zuschläge?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter Häfele, gestatten Sie eine wei- 
tere Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Böhme? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Nur bitte ich dann um 
Anrechnung auf die Zeit. 

Vizepräsident Dr* Schmitt-Vockenhausen : 

Machen wir, Herr Kollege! tDi 

Damit aber kein falsches Zeitbewußtsein im Hause 
entsteht, weise ich ausdrücklich darauf hin, daß die 
große Uhr über der Zuschauertribüne steht. 

(Heiterkeit.) 

Ich sage das mit besonderem Nachdruck. Wir sind 
hier nicht in Brüssel; es geht weiter. 

Bitte! 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Herr Häfele, stim- 
men Sie mir zu, wenn ich sage, daß Ihre Zahl für 
April ein falsches Bild ergibt, wenn Sie erklären, 
daß das Lohnsteueraufkommen hier besonders hoch 
war, obwohl es Rückzahlungen gab, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Dieselbe Frage!) 

weil bei der Rückzahlung nach der allgemeinen Rech- 
nung nicht aus dem Topf des Lohnsteueraufkommens 
gerechnet, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Warum fragen 
Sie dasselbe noch einmal?) 

sondern weil aus dem Gesamtbereich der Einkom- 
mensteuer zurückgezahlt wird? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Böhme, hier unter- 
scheiden wir uns. Wir sind der Meinung, daß die er- 
sten drei Monate ein falsches Bild ergeben haben, 
weil erstens der Lohnsteuer] ahresausgleich verstärkt 
stattgefunden hat und weil sich zweitens die neuen 
Gehaltserhöhungen beim Steueraufkommen noch 
nicht voll ausgewirkt haben. Das wird sich jetzt von 
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Monat zu Monat stärker steigern; das werden wir 
ja erleben. Schauen Sie, das sind Dinge, wo man 
nicht verschiedener Meinung zu sein braucht, 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Wo man etwas wissen 
muß!) 

sondern das wird sich erweisen. 

Nun, meine Damen und Herren, Ihr zweites Ar- 
gument gegen unser Inflationsentlastungsgesetz ist 
das folgende. Sie sagen, wir wollten damit Ihre 
Reform torpedieren. Wir können beim besten Wil- 
len nicht verstehen, daß es einer vernünftigen und 
soliden Reform irgendwie im Wege stehen soll, 
wenn drei Freibeträge in ähnlicher oder, wie beim 
Grundfreibetrag, sogar in gleicher Weise wie bei 
Ihnen angehoben werden. 

Wir sind der Meinung, daß bei uns im öffentlichen 
Bereich in den letzten Jahren kaum eine Eiterbeule 
so reif zum Schnitt geworden ist wie die heimlichen 
Steuererhöhungen, so daß mit ihrem Abbau hic et 
nunc gehandelt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Von der Sofortentlastung muß das Thema „Steuer- 
reform" unterschieden werden. Eine Reform muß 
eine dauerhafte, nicht bloß eine vorübergehende 
Entlastung bringen. Die Sofortentlastung wirkt, wie 
schon der Name sagt, schnell und kann unter Um- 
ständen nur kurzfristig wirken. Und eine Reform 
darf nach Meinung der CDU/CSU nicht leistungs- 
hemmend und auch nicht inflationsfördernd sein. 

(B) Diese längerfristige Reform soll nach dem Willen 
von SPD und FDP am 1. Januar 1975 in Kraft treten. 
Daß dieser Zeitpunkt überhaupt vorgesehen wurde, 
ist dem Druck der Opposition zu verdanken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn die Fraktion der CDU/CSU am 31. Juli letz- 
ten Jahres nicht den Beschluß bezüglich der Sofort- 
entlastung gefaßt hätte, hätten Sie am 1. Januar 1976 
Ihre Steuerreform gemacht — mit der Folge, daß 
nicht einmal im nächsten Jahr ein Teilabbau der 
heimlichen Steuererhöhungen erfolgen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieses Datum des 1. Januar 1975 ist falsch; das 
haben wir immer gesagt. Es kommt für eine Sofort- 
entlastung zu spät, und als Reformzeitpunkt ist es 
unrealistisch. Eine Reform muß reifen, meine Damen 
und Herren, und jedermann, der wie wir alle die 
letzten Monate im Finanzausschuß — unvoreinge- 
nommen — miterlebt hat, muß leider zugestehen, 
daß der Ruf der Seriosität und der besonderen Soli- 
dität, der dem Finanzausschuß über Jahrzehnte im- 
mer eigen war, in den letzten Monaten angesichts 
dieser Hektik eine gewaltige Einbuße erfahren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nein, meine Damen und Herren, eine Steuer- 
reform setzt ein inflationsbereinigtes Steuerrecht 
voraus. Das ist die richtige Reihenfolge! Und zur 
eigentlichen Reform, zur längerfristigen Entlastung, 
hat die Fraktion der CDU/CSU im Finanzausschuß 
Anträge gestellt; sie sind heute morgen vom Bericht- 
erstatter noch einmal angeführt worden, und nach- 


her werden Kollegen im einzelnen erneut auf diese ' ’ 
Anträge zurückkommen. 

Alle diese Reformanträge im Sinne einer länger- 
fristigen Entlastung haben Sie, meine Damen und 
Herren, im Finanzausschuß abgelehnt. Sie haben im 
Grunde eine Gemeinsamkeit bei der Steuerreform 
gar nicht gewollt; sonst hätten Sie diese Gemein- 
samkeit vielleicht erzielen können. Dabei haben wir 
im Finanzausschuß eindeutig erklärt, daß wir nie 
behauptet haben, eine Reform sei in einem Jahr 
machbar; wir haben gesagt, daß sie nur in Stufen 
kommen könne und daß wir auch über die Höhe der 
Beträge mit uns reden lassen. Deswegen, Frau 
Funcke, ist es nicht zulässig, daß Sie hier all diese 
Zahlen addieren und sie womöglich für das Jahr 
1975 in Anspruch nehmen wollen. 

Die elf Finanzminister der Bundesländer — alle 
elf! — haben einstimmig beschlossen, daß der durch- 
gehende Progressionstarif — das ist der eigentliche 
Reformtarif — erst am 1. Januar 1977 in Kraft tre- 
ten kann. Das wäre ein vernünftiges Reformdatum, 

So kann man reformieren, und wir haben die Hoff- 
nung, daß Sie im weiteren Verfahren der Gesetz- 
gebung doch noch die Brücke der Vernunft betre- 
ten, damit wirklich eine Reform zustande kommt, 
die diesen Namen verdient und auch unsere Zu- 
stimmung finden kann, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zu einer echten Reform, die diesen Namen ver- 
dient, gehört aber auch eine durchgreifende Ver- 
einfachung des Steuerrechts. Hier hat die Regie- 
rungskoalition zu wenig Reformkraft gehabt. Den- 
ken Sie allein an das Thema der Kraftfahrzeug- 
Steuer. Es ist sanft entschlafen; die Bundesregierung 
bringt den Gesetzentwurf, der beim Bundesrat war, 
mit der Gegenstellungnahme erst gar nicht mehr in 
diesem Bundestag ein, obwohl jiedermann weiß — 
und gerade die Steuerbeamten entsprechende Forde- 
rungen stellen — , daß die Einführung des Plaket- 
tenverfahrens 3 000 Finanzbeamte für andere wich- 
tige Aufgaben freisetzen könnte. 

(Hört! Hört! und weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Inzwischen sind wir schon so weit, daß die Funk- 
tionsunfähigkeit der Steuerverwaltung beängsti- 
gende Ausmaße annimmt. Im Jahre 1973 hatten wir 
Steuerrückstände von 6,1 Milliarden DM — eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 26 Vo! Ohne 
Stundung und Aussetzung waren allein 4,7 Milliar- 
den rückständig, weil die Finanzämter, da sie teil- 
weise funktionsunfähig sind, es nicht mehr schaffen 
können. Hier ist ein Feld für echte Reform. Da kön- 
nen Sie Milliarden holen, meine Damen und Her- 
ren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ganz abgesehen davon, daß die meisten Betriebe 
gar nicht mehr im Wege der Betriebsprüfung ge- 
prüft werden können mit der Folge, daß Sie in die- 
sen Zahlen gar nicht enthalten sind, so daß die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung in der Praxis drau- 
ßen gar nicht mehr besteht. Die Fraktion der CDU/ 
CSU kann beim besten Willen nicht etwas als Re- 
form bezeichnen, das den Anständigen oder Dum- 
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men bestraft und den Unanständigen und den Raf- 
finierten honoriert. Das ist keine Reform. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Ziel unserer längerfristigen Anträge, wenn 
Sie so wollen, unserer Reformanträge geht auf eine 
dauerhafte Entlastung — im Gegensatz zu einer 
kurzfristigen — von kleineren und mittleren Ein- 
kommen. Diese will die Koalition zunächst auch. 
Wir sollten allerdings die Entlastung übereinstim- 
mend in diesem Haus nicht als eine Steuersenkung 
bezeichnen. Denn es wird auch im Jahre 1975, wenn 
Ihre Vorstellungen zum Zuge kommen, so sein, daß 
rund 10 Milliarden DM mehr Steuern einkommen 
als im Jahre vorher. Auch im nächsten Jahre wer- 
den die Steuern teilweise heimlich erhöht, obwohl 
10 bis 12 Milliarden DM nach Ihren Vorstellungen 
an Entlastung im Jahr gegeben werden. Es geht nur 
um einen Teilabbau von jahrelangen kalten Steuer- 
erhöhungen. Es ist sicher schwierig, im einzelnen 
auszurechnen: Was sind echte oder kalte Steuerer- 
höhungen, was sind keine Steuererhöhungen, was 
entspricht der Zunahme der Leistungsfähigkeit? 
Wenn man aber die reale Lohn- und Gehaltssumme 
rechnete, käme man auf schreckliche Zahlen. Dann 
betrüge im Jahre 1973 die heimliche Steuererhöhung 
allein bei der Lohnsteuer 20 Milliarden DM und im 
Jahre 1974 32 Milliarden DM. Selbst wenn man 
Zweifel anmelden kann, ob man das überhaupt so 
feststellen kann, sind es auf jeden Fall wesentlich 
mehr als die 10 bis 12 Milliarden DM, die Sie jetzt 
als ein großes Werk hier vertreten wollen. 

Diese Entlastung, meine Damen und Herren, wol- 
len Sie mit Systemwechseln beim Arbeitnehmerfrei- 
betrag und bei den Vorsorgeaufwendungen, mit 
Tarif Sprüngen und mit Systemwechsel beim Kinder- 
geld verbinden. Diesem neuen Kindergeld stimmt 
die Fraktion der CDU/CSU zu. Bei der Gesamtbela- 
stung muß man aber die Kumulierung berücksichti- 
gen. Wir müssen auch daran denken, daß wir eine 
Grundsteuererhöhung beschlossen haben, daß die 
Erbschaftsteuer erhöht wurde, daß die Vermögen- 
steuer nach Ihren Vorstellungen sogar gewaltig er- 
höht werden wird. Wenn Ihre Vorstellungen zum 
Tragen kommen, meine Damen und Herren, ist die 
Folge, daß die mittleren Einkommen auf Anhieb 
mindestens in ihren Zuwächsen stärker belastet 
werden, und das ist in inflationären Zeiten das In- 
teressante, auch für den Leistungswillen. Z. B. wer- 
den Maschinenschlosser, Werkzeugmacher, Maurer 
verstärkt in die Progressionssprünge von 22 ®/o auf 
30,8 o/o kommen. In ein bis zwei Jahren wird die 
Mehrheit der Lohnsteuerzahler im Zuwachs schär- 
fer von der Progression erfaßt werden, als das bis- 
her der Fall war. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Im Gegensatz dazu ist die CDU/CSU für die länger- 
fristige Reform und für eine dauerhafte Entlastung 
von kleineren und mittleren Einkommen und Löh- 
nen. Wir sind gegen eine nur vorübergehende und 
zudem inflationsfördernde und leistungshemmende 
Steuerreform. 

Nun, meine Damen und Herren, muß ich leider 
eine Unwahrheit der SPD in aller Öffentlichkeit 


richtigstellen, die sie in Flugblättern im nieder- 
sächsischen Landtagswahlkampf verkündet hat. Ich 
habe das Flugblatt hier bei mir. Ich sehe einmal 
ganz von Ihrer Sprachregelung ab, daß es nach 
Ihrem Verständnis gar nicht anders auf dieser Welt 
sein kann, als daß die CDU die „Großverdiener 
weiterhin schonen" will und der „Normalverdiener" 
nach den Vorstellungen der CDU „nicht spürbar 
entlastet werden" soll. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: So ist es doch!) 

— ■ Ich habe Ihnen doch vorher die Zahlen vor- 
gelesen. Reden Sie doch nicht die Unwahrheit! Das 
stimmt doch gar nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Wagner [Trier]: Der Ehrenberg lügt ja 
immer noch! — Zuruf von der CDU: Lüm- 
mel! — ’ Weitere Zurufe von der CDU/CSU. 

— Gegenrufe von der SPD.) 

In diesem Flugblatt der SPD — vom Landesaus- 
schuß der SPD offiziell herausgegeben — steht, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Die leben 
doch von Unwahrheiten! — weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

daß die SPD/FDP für die Anhebung des Spitzen- 
steuersatzes auf 56 Vo ist, und dann heißt es rechts: 
„Die CDU/CSU will den Spitzensteuersatz bei 53 Vo 
belassen". Das ist die Unwahrheit! 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben einen durchgehenden Progressions- 
steuersatz von 17 bis auf 56®/o beantragt, also im (D) 
Spitzensteuersatz wie Sie. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der CDU/CSU: Alles Lügen! — Abg. 

Dr. Wagner [Trier]: Lügen! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Dann heißt es hier: Familien erhalten gleiches Kin- 
dergeld usw. beim ersten, zweiten, dritten Kind. 
Rechts: „Die CDU/CSU will alles beim alten be- 
lassen." Das ist die Unwahrheit! 

(Abg. Dr. Jenninger: Das sind alles Lügen! 

— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Auch 
der Bundeskanzler hat gelogen! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir haben diesem Kindergeld in sämtlichen Aus- 
schüssen zugestimmt und stimmen auch heute zu. 

Dann heißt es weiter bei der Vermögensteuer: 

Die Vermögensteuer kann nicht mehr von der 
Einkommensteuer abgesetzt werden. 

Und rechts — CDU — : 

Die CDU/CSU-Pläne sehen keine Änderung vor. 

Das ist die Unwahrheit. Wir haben von Anfang an 
erklärt und beantragt, daß die Vermögensteuer bei 
der Einkommensteuer künftig nicht mehr berück- 
sichtigt werden darf. 

Das sind drei Unwahrheiten, die Sie da verkün- 
den. Meine Damen und Herren, wenn die deutsche 
Demokratie überhaupt noch intakt wäre, müßte die 
größte Partei dieses Landes sich hier im Plenum des 
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Deutschen Bundestages entschuldigen, damit die 
Wähler von Niedersachsen wenigstens hier die 
Wahrheit erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das macht die gleiche Partei, meine Damen und 
Herren, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Da lacht der 
Ehrenberg noch!) 

die im Wahlkampf 1969 einen „Lieferschein" heraus- 
gegeben hat; 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Der Ehrenmann 
findet das gut!) 

Kilometerpauschale kann leider zur Zeit nicht ge- 
liefert werden wegen CDU. Als wir jetzt im Finanz- 
ausschuß die Wiederanhebung der Kilometerpau- 
schale beantragten, haben Sie sie abgelehnt. Die 
gleiche SPD, die in der Regierungserklärung von 
Willy Brandt am 28. Oktober 1969 die Verdoppelung 
des Arbeitnehmerfreibetrages ab 1. Januar 1970 ver- 
sprochen hat, die das vor der niedersächsischen 
Landtagswahl vor vier Jahren in der letzten Sitzung 
vor der letzten Wahl hier durchgesetzt hat • — trotz 
unserer konjunkturellen Bedenken — , es aber dann 
in der Woche nach der Wahl wieder zurückgenom- 
men und dieses Versprechen bis heute nicht erfüllt 
hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

will jetzt den Wählern in Niedersachsen weis- 
machen, was wir mit den Großverdienern täten. 

(B) Am 16. Mai hat der frischgebackene Bundeskanzler, 
Helmut Schmidt, eine Rede vor der SPD-Bundestags- 
fraktion gehalten. Sie stand Gott sei Dank teilweise 
in der Presse. Da steht ein bemerkenswerter Satzj 
ich darf ihn wörtlich vorlesen. Helmut Schmidt sagt 
da wörtlich: 

Sozialdemokraten müssen aufpassen, daß ihnen 
nichts angehängt wird, was das Vertrauen in 
ihre innere Seriosität gefährden kann. 

Meine Damen und Herren, nicht wir haben Ihnen 
das angehängt, Sie haben es sich selber angehängt! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der Regierungserklärung vom 17. Mai spricht 
Bundeskanzler Schmidt — wie wir meinen, zu Recht 
— vom erforderlichen „Leistungswillen" — wört- 
lich — , von der Unterstützung des „Selbstbehaup- 
tungswillens" der Selbständigen und der kleineren 
und mittleren Betriebe, von der Notwendigkeit von 
Erträgen für erwünschte Investitionen. Er erklärt in 
den letzten Wochen und Monaten verstärkt — wie 
auch andere Führer der SPD — Die SPD muß „zu- 
rück zur Mitte!" Und was tun Sie in der Steuer- 
politik? Warum tun Sie in der Steuerpolitik genau 
das Gegenteil dessen, was Sie in der neuesten Re- 
gierungserklärung versprochen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denken wir nur an den selbständigen Mittelstand! 
Es gibt 1,9 Millionen kleinere und mittlere Unter- 
nehmen in Deutschland ohne die Landwirtschaft. Sie 
beschäftigen 60 aller Arbeitnehmer. Die Konkurse 
nehmen gewaltig zu, nicht zuletzt auch wegen der 


(C) 

Steuerschraube, die jetzt noch verstärkt werden soll. 

Es gibt erfreulicherweise immer mehr Mittelschichten 
auch im Arbeitnehmerlager, die in den Industrie- 
unternehmen bekanntlich die Motoren des Fort- 
schritts sind. Das sind Facharbeiter. Warum haben 
vor ein paar Jahren die Facharbeiter nach der Som- 
merpause einen wilden Streik begonnen? — Weil 
sie sich nicht mehr länger gefallen lassen, daß vor 
lauter „Sockeln" und „Kappen" am Schluß für sie 
weniger an Zuwachs übrigbleibt als für die unter- 
durchschnittlich Verdienenden. Wir sind längst an 
dem Punkt angelangt, wo die Facharbeiter nicht 
mehr mitmachen. 

Ich habe kürzlich eine erfreuliche Feststellung des 
DGB gelesen; sie hat mich sehr gefreut. Als die Bun- 
destagsfraktion der SPD bei dem 3. Besoldungserhö- 
hungsgesetz beantragt hat, bei den Beamtenbezügen 
oben zu „kappen", hat der DGB eine Presseverlaut- 
barung — ich nehme das hier aus der Zeitung — her- 
ausgegeben, daß er das, was die SPD beschlossen 
habe, ablehne; das verstoße gegen das „Leistungs- 
prinzip und führe zu einer nicht mehr zu verantwor- 
tenden Nivellierung der Einkomm ensverhältnisse." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, genau das aber wollen 
Sie schließlich mit Ihrem Steuerrecht. 

Hinzu kommt, daß diesem Hohen Hause zugemu- 
tet wird, heute ein Steuergesetz zu verabschieden, 
von dem Einkommensgrenzen in anderen Leistungs- 
gesetzen abhängig sind — Gesetz über die Mietbei- 
hilfen z. B. und andere Leistungsgesetze — , ohne daß 
die Regierung sagt, welche Schlußfolgerungen sie (D) 
aus dem heute zu verabschiedenden Gesetz für diese 
Leistungsgrenzen zieht. Das kann man wirklich nur 
noch als eine Zumutung bezeichnen. Die „Schröp- 
fungsgrenzen" werden auf jeden Fall immer uner- 
träglicher. 

Conrad Ahlers, der erfreulicherweise seit ein paar 
Monaten Mitglied des Finanzausschusses ist, sagt 
wörtlich ganz treffend auf die Frage: Warum dies 
alles? „Weil dieser Neidvirus grassiert" und weil 
der „soziale Neid zu einer zentralen Motivation so- 
zialdemokratischer Politik" geworden ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dann sagt er weiter: 

Seitdem die Leistungsgesellschaft in Verruf ge- 
raten ist, steht im Mittelpunkt sozialdemokrati- 
scher Ideologie die Bestrafung beruflicher Lei- 
stung. 

Nein, meine Damen und Herren, da können Sie mit 
unserer Zustimmung nicht rechnen! Die CDU/CSU- 
Vorschläge wollen die inflationäre Entwicklung be- 
rücksichtigen und wollen nicht, daß „Inflations- 
mechanismen" eingebaut sind, die nach einem bis 
zwei Jahren die Mehrheit der Steuerzahler, ja, sogar 
der Lohnsteuerzahler noch stärker in die Progres- 
sion treiben als bisher. 

Zum Kindergeld sagt die Fraktion der CDU/CSU 
ja, und zwar im Interesse der von der Inflation be- 
sonders betroffenen Familien mit Kindern, die ge- 
rade in den letzten Jahren die Hauptleidtragenden 
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waren, obwohl auch hierin — das . sehen wir ganz 
klar — Ungereimtheiten und Probleme stecken. Ich 
darf nur daran erinnern, daß künftig bei jedem 
Lohn- oder Gehaltszuwachs Ehepaare mit Kindern 
steuerlich mit Ehepaaren ohne Kinder gleichbehan- 
delt werden. Ob das auf die Dauer gutgehen wird, 
ist sehr die Frage. Hiervon werden die Kinderrei- 
chen am ehesten einen Nachteil haben. Es ist auch 
eine Ungereimtheit, wenn künftig etwa Unterhalts- 
zahlungen an eine Tante oder eine Großmutter 
steuerlich berücksichtigt werden können, während 
das in bezug auf die Kinder künftig nicht mehr mög- 
lich ist. 

Deswegen fordert die CDU/CSU, daß die Höhe der 
Sätze auf jeden Fall alle zwei Jahre überprüft wer- 
den muß. Diesen Antrag werden wir hier stellen, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Her- 
ren. Die Steuerpolitik darf man nicht isoliert nur 
als Steuertechnik verstehen. Es geht hier inzwischen 
längst um viel mehr. Die CDU/CSU versteht die 
Steuerpolitik als ein Instrument der Finanzpolitik, 
ja, sogar als ein Instrument der Gesellschatfspolitik 
und will die Steuerpolitik bewußt als ein Instrument 
benutzen, um die öffentlichen Haushalte zum Sparen 
zu bringen und damit die Inflation zu bekämpfen. 
Es war und ist ein Irrweg und eine Hauptursache 
für die Inflation, in der wir stecken, daß sich die 
öffentlichen Hände in den Ausgaben in den letzten 
Jahren übernommen haben. Aus dieser Fehlentwick- 
lung kommen wir nur heraus — • seit Adam und 
® Eva hat die Menschheit noch kein besseres Mittel 
erfunden — , wenn von den Einnahmen ein solcher 
Druck auf alle öffentlichen Hände - — natürlich auf 
alle — ausgeübt wird, daß der Führung gar nichts 
anderes mehr übrigbleibt, als endlich die Priori- 
täten zu setzen, was bekanntlich heißt, die Poste- 
rioritäten auszusprechen, was natürlich auch heißt, 
den Bürgern redlicherweise zu sagen, daß man vom 
Staat nicht alles und jedes el'warten kann. 

Wir sind am Ende der großen Versprechungen 
und Verheißungen der SPD/FDP-Koalition angelangt. 
Weiterwursteln hilft nicht mehr. Eine grundlegende 
Umstimmung ist erforderlich. Sollte dieses Weiter- 
wursteln wie in den letzten Jahren fortgesetzt wer- 
den, so würde das soziale Unrecht verstärkt, die 
Leistung gehemmt und die Inflation noch mehr er- 
nährt werden. Schließlich kann der Staat seine 
eigentlichen Aufgaben immer weniger erfüllen als 
vorher, von den Gefahren für die Freiheit ganz ab- 
gesehen. 

Wenn Bundeskanzler Schmidt mit seiner Regie- 
rungserklärung eine Wende einleiten wollte und 
es täte, dann würde uns das um der Sache willen 
selbstverständlich freuen. Aber gerade Helmut 
Schmidt war immer der Mann für die Verbreiterung 
des sogenannten öffentlichen Korridors. Er war der 
Mann des SPD-Langzeitprogramms und der Mann 
der Steuererhöhungen. Helmut Schmidt war der 
Mann, der gesagt hat: Stabilität ist für mich „so ein 
Modewort". — Das Ergebnis ist, daß er und der 
Bund mit immer mehr Geld immer weniger für die 


(C) 

Zukunft unseres Landes ausgeben konnten. Die 
Zukunftsinvestitionen sind anteilmäßig immer ge- 
ringer geworden, weil die Personalkostenlawine 
immer größer geworden ist und die Investitions- 
kosten durch die Inflation immer mehr gestiegen 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sollte dieser Helmut Schmidt vom Saulus zum 
Paulus geworden sein? Es würde uns nur freuen. 
Insoweit würde er unsere Unterstützung haben. 

Oder denken wir an Herrn Hesselbach, den Chef 
der Bank für Gemeinwirtschaft. Er hat in diesen 
Tagen gesagt, es gebe keinen anderen Weg mehr; 
der „Steuerstaat" stoße an seine Grenzen; der 
„Leistungswille" leide unter dem Steuerdruck. 

In der Tat, meine Damen und Herren, das Defizit 
kann auch ein Führungsmittel im Staat sein, wenn 
man es richtig nutzt. Man kann dann allerdings 
nicht bloß vom Sparen reden und, wie es der Bun- 
deskanzler bis jetzt getan hat, den Ländern und 
Gemeinden den Schwarzen Peter Zuspielen. Nein, 
meine Damen und Herren, man muß von den Re- 
formversprechungen Abschied nehmen. Man kann 
nicht Reformversprechungen zu Lasten von Ländern 
und Gemeinden machen und zugleich Sparappelle 
an dieselben Adressaten richten. Das ist nur eine 
Politik des Schwarzen Peters, das ist keine Wende. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; 

Herr Kollege Häfele, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Ehrenberg? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Nein, ich bin jetzt gerade 
beim Schluß, tut mir leid. Ich muß diesen Gedanken 
im Zusammenhang ausführen; ich halte das für wich- 
tig. 

(Zuruf von der SPD: Schlußapotheose!) 

Das ist eine zu ernste Sache, zumal Sie das minde- 
stens verbal ebenfalls wollen, und wir wollen ja 
sehen, ob Sie es schaffen. 

Der Bürger der Bundesrepublik Deutschland — der 
Steuerbürger und der Abgabenbürger insgesamt — ■ 
ist auf jeden Fall an der Grenze der Belastbarkeit 
angelangt. Dieser Staat müßte anders beschaffen 
sein, und diese Bundesregierung müßte andere 
Leistungen aufweisen, falls von den Bürgern noch 
mehr Abgaben verlangt werden sollten. Auch des- 
halb, meine Damen und Herren, nicht bloß aus Grün- 
den der sozialen Gerechtigkeit, tritt die CDU/CSU 
bei der eigentlichen Steuerreform für eine dauer- 
hafte Entlastung und nicht nur für eine vorüber- 
gehende ein. Darum, meine Damen und Herren, 
sagen wir nein zu der leistungshemmenden und 
inflationsfördernden Steuerreform von SPD und FDP. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat nunmehr der Herr Abgeordnete Offer- 
geld. 
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Oflergeld (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem das, was uns Herr Höcherl 
heute morgen geboten hat, 

(Abg. Stücklen: Der war gut!) 

mehr unter die Rubrik „Heiteres aus dem Parla- 
ment" einzuordnen war, Herr Stücklen, hat uns Herr 
Häfele nunmehr ein Wechselbad verabreicht. Zu- 
nächst hatte man den Eindruck, daß er sich hier 
sachlich mit der Steuerreform auseinandersetzen 
wollte, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

zum Schluß war es nur noch bloße Polemik. Das war 
wie eine Gebetsmühle das, was wir schon seit Wo- 
chen und Monaten hören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit diesem Gesetzentwurf, den wir heute hier mit 
Mehrheit verabschieden werden, wird 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : So billig kom- 
men Sie nicht davon!) 

— Allerdings, Herr Stark, so billig wie Sie machen 
wir es nicht; da haben Sie völlig recht. Ich werde 
mich jedenfalls bemühen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Stark [Nürtingen]: Zur Sache, Schätz- 
chen!) 

Wir gehen mit diesem Gesetzentwurf, den wir 
heute verabschieden werden, den Weg weiter, den 
wir schon in der letzten Legislaturperiode begon- 
nen haben mit der Vorbereitung der Steuer- 
reform, mit der Verabschiedung des Außensteuer- 
gesetzes, den wir in dieser Legislaturperiode im ver- 
gangenen Jahr weitergeschritten sind mit der Verab- 
schiedung des neuen Grundsteuergesetzes, mit der 
Verabschiedung der neuen Vermögensteuer, mit der 
Verabschiedung der neuen Erbschaftsteuer und 
schließlich auch mit der Verabschiedung der neuen 
Gewerbesteuer. 

Da könnte man gleich ein paar Sätze zu dem 
sagen, was Herr Häfele hinsichtlich einer Mehrbe- 
lastung der kleinen und mittleren Einkommen be- 
hauptet hat. Die Gewerbesteuerreform, die zum 
1. Januar 1975 in Kraft tritt, ist der Beweis dafür, 
daß wir gerade im kleinen und mittleren Bereich 
auch bei den Selbständigen stark entlasten wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Diese gesamte Steuerreform — ich darf hier aus- 
drücklich namens meiner Fraktion Alex Möller dan- 
ken, der sich wesentliche Verdienste bei der Vor- 
bereitung erworben hat, auf die wir heute noch zu- 
rückgreifen können — 

(Beifall bei der SPD) 

steht unter den Leitworten „mehr Gerechtigkeit" 
und „Vereinfachung des Steuerrechts". 

Mehr Gerechtigkeit, meine Damen und Herren, 
bedeutet für uns in der Tendenz die Entlastung der 
unteren und mittleren Einkommen und eine maß- 
volle Mehrbelastung der höheren Einkommen. Diese 
Tendenz kann man in der Reform der Lohn- und 
Einkommensteuer, bei der wir die Eckwerte der 


Bundesregierung realisieren, an zahlreichen Punkten ^ 
nachweisen. Man kann sie z. B. an unserem neuen 
Tarif nachweisen. Dieser neue Tarif sieht ganz an- 
ders aus als dieses sogenannte — fälschlich so ge- 
nannte — Inflationsentlastungsgesetz der CDU/CSU, 
das eine lineare Entlastung bis hinauf in die höch- 
sten Einkommen bringen wird; das ist wohl kaum zu 
bestreiten, Herr Häfele. Wir haben einen neuen, 
höheren Grundfreibetrag, bei Verheirateten von 
6 000 DM, wir haben daran anschließend eine Zone, 
in der jede zusätzliche Mark, die verdient wird, 
gleichmäßig mit 22 Pfennig besteuert wird, und wir 
haben darüber bei Einkommen, die bei Verheira- 
teten 32 000 DM übersteigen, und nur für diese Teile 
des Einkommens, eine Progressionszone, Ich stelle 
dies noch einmal ganz bewußt so ausführlich dar, 
obwohl dies eine Selbstverständlichkeit sein müßte, 
weil über diesen neuen Tarif hanebüchener Unsinn 
gesagt und geschrieben wurde. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Häfele, da muß ich Sie gleich noch einmal 
ansprechen. Das, was in einem Interview der „Zeit" 
in der letzten Woche wiedergegeben wurde, ist ein- 
fach hanebüchen. Es ist einfach hanebüchen, daß so 
etwas von einem Steuersprecher der Opposition ge- 
sagt wird. 

(Abg. Dr. Häfele: Genau lesen!) 

Andeutungsweise haben Sie es hier sogar wieder- 
holt. Es ist doch nicht so, daß jemand, der als Ver- 
heirateter über 32 000 DM im Jahr verdient, nun in 
einem Sprung mit 30% besteuert wird. Das wissen 
Sie. P) 

(Abg. Dr. Häfele: Das behauptet auch 
niemand!) 

— • So ist es doch von allen, die lesen können, gele- 
sen worden. Sie haben es behauptet. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist nicht wahr!) 

Wenn Sie es heute zurücknehmen, dann stellen Sie 
sich hierhin und sagen es ganz offen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage? 

Offergeld (SPD): Sobald ich den Satz zu Ende 
gesprochen habe. 

Es ist so — dies muß ganz klar sein — , daß nur 
die Einkommensteile über 32 000 DM mit 30 % be- 
steuert werden. Genau dasselbe haben Sie mit dem 
Tarif, den Sie uns als Alternative vorgelegt haben, 
gefordert. — Bitte schön! 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Offergeld, sind Sie 
bereit, dieses Interview im Zusammenhang und vor 
allem meine Erklärung von vorhin nochmals genau 
nachzulesen, daß das Entscheidende ist, wie ein 
Lohnzuwachs im Sprung plötzlich erfaßt wird? Das 
ist das Entscheidende. 

Offergeld (SPD): Ich bin sehr gern bereit, das 
zur Kenntnis zu nehmen. Ich darf es Ihnen noch ein- 
mal vorlesen; vielleicht haben Sie es nicht mehr 
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richtig in Erinnerung. Es steht dort genau geschrie- 
ben: 

Nach den Vorschlägen der Regierung würde 
schon ein Lediger mit mehr als 16 000 Mark und 
ein Verheirateter mit mehr als 32 000 Mark im 
Jahr plötzlich in einen „Tarifsprung" hineinge- 
raten: Statt bisher 

— ■ jetzt kommt es — 

22 müßte er plötzlich 30 Prozent Steuern zahlen. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Wie das draußen ein Bürger versteht, ist doch 
ganz klar. Herr Häfele, man muß Sie hier nur fra- 
gen: Haben Sie solches aus Unwissenheit gesagt, 
oder haben Sie bewußt die Unwahrheit gesagt? Das 
ist die Frage, die sich hier für mich aufdrängt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie wissen doch ganz genau, daß jemand mit 
einem Jahreseinkommen von 32 000 DM als Ver- 
heirateter einer Belastung von etwa 17, 18 Vo seines 
Gesamteinkommens hat. Er gerät nicht in einen 
„Tarifsprung" von 22 auf 30 Vo, wie Sie es darge- 
stellt haben. Die von Ihnen genannten Zahlen be- 
ziehen sich lediglich auf den Zuwachs des Einkom- 
mens, auf jede zusätzlich verdiente Mark, nicht auf 
das Gesamteinkommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Kreile? 

(B) 

Offergeld (SPD): Bitte schön! 

Dr. Kreile (CDU/CSU); Herr Offergeld, sind Sie 
bereit, zuzugeben, daß bei einem Verdienst von 
32 000 DM jede 100 DM, die jemand mehr verdient, 
dann dem Steuersatz von 32 Vo statt von 22 Vo unter- 
liegt? Sind Sie bereit, zuzugeben, daß es politisch 
nur um diesen Punkt geht? 

Offergeld (SPD): Nein, es ist hier mißverständ- 
lich dargestellt worden. Wahrscheinlich wollten Sie 
sagen: von 22 Vo auf 30,8 •’/o; das ist die richtige 
Zahl, Herr Kreile. 

Natürlich ist das richtig, was Sie gesagt haben, 
Herr Dr. Kreile. Jetzt ist es richtig; was Herr Häfele 
gesagt hat, war falsch, und gegen das habe ich mich 
gewendet. 

(Dr. Häfele: So habe ich es vorhin ausdrück- 
lich gesagt!) 

Währen Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
bei Ihrem Alternativentwurf einer durchgehenden 
Progression der Mann mit 32 000 DM Jahresein- 
kommen in genau derselben Progressionsstufe liegt, 
daß der genauso von 1 000 DM, die er zusätzlich 
verdient, 300 DM Steuern zu zahlen hat? Da ist über- 
haupt kein Unterschied zwischen Ihrem und unse- 
rem Tarif. Wie kommen Sie überhaupt dazu, sich 
draußen hinzustellen und zu behaupten, wir bauten 
mit diesem Tarif eine unmäßige Progression ein? 
Nein, unser Tarif, der von allen Landesfinanzmini- 
stern, auch von denen der CDU/CSU, gefordert wird. 


unterscheidet sich von dem der Opposition dadurch, f^) 
daß die Opposition auch unterhalb eines Jahresver- 
dienstes von 32 000 DM bei Verheirateten die Pro- 
gression einbauen will. Wir wollen dagegen in die- 
sem Bereich eine gleichmäßige Belastung von 22 Vo 
beibehalten. Das ist der ganze Unterschied. 

Im übrigen: Zu unserem Tarif gehört eine Spitzen- 
beiastung von 56 Vo. Darüber kann man in dem so- 
genannten Inflationsentlastungsgesetz der CDU/CSU 
auch nichts lesen. Wenn wir draußen im nieder- 
sächsischen Wahlkampf das, was wir wollen und 
heute hier diskutieren, mit dem vergleichen, was 
die Opposition will, diskutieren wir die Alter- 
nativen, die hier zur Wahl stehen. Dabei handelt 
es sich zum einen um unseren Gesetzentwurf und 
zum anderen um Ihr Inflationsentlastungsgesetz. Es 
ist genau richtig, daß wir die Großverdiener stärker 
zur Kasse bitten wollen, während Sie die Großver- 
diener stärker als die Kleinverdiener entlasten 
wollen. Auch dieses bleibt richtig, Herr Häfele. 

Zu Ihrem Zahlenwirrwarr von vorhin will ich 
gleich noch ein paar Sätze anfügen. 

Vizepräsident Dr. Sctimitt-Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten von Bockelberg? 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Offergeld, halten Sie es für richtig, das Inflations- 
entlastungsgesetz als Soforthilfegesetz mit Ihrem Ta- 
rif zu vergleichen? Wäre es nicht besser, unseren 
Tarifvorschlag mit Ihrem Tarif zu vergleichen? Ich (D) 
glaube, Sie vergleichen hier Äpfel mit Birnen. 

Offergeld (SPD): Nein, ich vergleiche hier das, 
was wir heute und jetzt wollen, mit dem, was Sie 
heute und jetzt wollen. Das ist politisch eine reali- 
stische Sache. Was Sie den Leuten für das Jahr 1977 
ins Schaufenster hängen, nimmt Ihnen doch im 
Ernst niemand ab. Da müssen Sie sich erst mal mit 
Ihren Landesfinanzministern über Ihren Tarif unter- 
halten. Und dann stellen Sie ihn doch bitte hier zur 
Abstimmung! Ich habe den Antrag über einen neuen 
Tarif, den Sie angeblich fordern, noch nicht auf 
meinem Tisch gefunden. Sie hängen den Leuten doch 
nur schöne Würste ins Schaufenster und wollen sie 
dann nachher nicht bedienen, wenn es darauf an- 
kommt. 

Wir wollen mehr Gerechtigkeit durch einen neuen 
Tarif: Entlastung der unteren und mittleren Ein- 
kommen, eine maßvolle Mehrbelastung der höch- 
sten Einkommen, neuer Spitzensteuersatz 56 Vo bei 
Jahreseinkommen von über 130 000 DM bei Ledigen 
und von über 260 000 DM bei Verheirateten. 

Wir haben — • das ist der zweite wichtige Punkt — 
einen neuen Familienlastenausgleich: Kindergeld für 
alle Kinder. Meine Damen und Herren, es möge sich 
doch hier kein Sprecher der Opposition hinstellen 
und so tun, als sei dies eine Selbstverständlichkeit. 

Vor allem Herr Häfele hat hierzu den allergering- 
sten Anlaß. Ich möchte ihn an seine Veröffent- 
lichungen aus dem Jahre 1970, wenn ich es richtig 
sehe, erinnern, wo er noch die Verfassungsmäßig- 
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^ ’ keit dieses Familienlastenausgleichs in Frage ge- 
stellt hat. Ich darf ihn auch an eine Presseerklärung 
des bayerischen Finanzministers erinnern, die noch 
keine fünf Wochen alt ist, sie wurde nämlich erst 
nach der Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Schmidt abgegeben. Das muß man hier einmal vor- 
lesen, um es auch in Ihr Gedächtnis zurückzurufen: 
„Schwere Bedenken erhebt der bayerische Finanz- 
minister auch gegen die vorgesehene Kindergeld- 
regelung, weil bei der Einkommen- und Lohnsteuer 
Aufwendungen für Kinder nicht mehr berücksichtigt 
werden, was besonders Familien mit mehreren Kin- 
dern hart treffe." Von der Tatsache, daß dies sach- 
lich falsch ist, will ich ganz absehen. Das Wesent- 
liche ist, daß sich hier der bayerische Finanzminister 
noch mit Vehemenz gegen dieses Kindergeldgesetz 
wehrt: Wir werden ja hören, was andere Herren 
der Opposition noch dazu sagen und ob einige 
Manns genug sind, auch hier dagegen zu stimmen 
oder sich zu enthalten. Daß Herr Strauß gegen die- 
ses neue Kindergeldsystem ist, pfeifen ja in Bonn 
die Spatzen von den Dächern. 

Mit diesem neuen Kindergeldsystem werden wir 
die bisherigen steuerlichen Kinderfreibeträge ab- 
schaffen. Ich nehme an, daß zu diesem Thema im 
Verlauf der Debatte ja noch mehr gesagt wird. Es 
geht uns darum, daß jedes Kind dem Staat das 
Gleiche wert ist. Wir haben allein durch den Kinder- 
lastenausgleich wesentliche Entlastungen im unteren 
und mittleren Einkommensbereich. Ein Beispiel: 
Eine Familie mit einem Monatseinkommen von 
1 600 DM brutto und einem Kind, die heute durch 
den Kinderfreibetrag eine Entlastung von 19 DM 

(B) durch Steuerermäßigung hat, hat künftig eine Ent- 
lastung von 50 DM Kindergeld pro Monat; eine 
Familie mit einem Einkommen von 1 400 DM brutto 
und drei Kindern, die heute — Steuerfreibeträge 
und Kindergeld zusammengerechnet — eine Ent- 
lastung von 159 DM hat, hat künftig eine Ent- 
lastung von 240 DM. Das sind Zahlen, die sich ganz 
allein auf den Familienlastenausgleich beschränken 
und die anderen Erleichterungen z. B. des Tarifs 
nicht berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren, wir haben mehr Ge- 
rechtigkeit durch das neue System der steuerlichen 
Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen. Wir 
haben die Grenzen erhöht, innerhalb deren die Vor- 
sorgeaufwendungen berücksichtigt werden können. 
Die Grenzen werden praktisch verdreifacht. Eine 
Familie mit zwei Kindern, die bisher etwa 6 800 DM 
absetzen konnte, kann künftig über 20 000 DM bei 
der Steuer zur Berücksichtigung anmelden, was die 
Sozialversicherung, Lebensversicherung und andere 
Vorsorgeaufwendungen anbetrifft. Wir haben auch 
hier, meine Damen und Herren, Änderungen des 
Systems, über die hier schon einige Sätze gesagt 
wurden. Wir bleiben dabei: Es ist ein ganz entschei- 
dender Punkt, daß die gleichmäßige Berücksichtigung 
gerechter als die progressive Berücksichtigung ist, 
die hinsichtlich der Sozialversicherungsabgaben beim 
Reichen zu einer Steuerermäßigung von über 50 Vo 
führt, beim Normaleinkommensbezieher zu einer 
von etwa 20 %. 

Wir haben einen neuen Arbeitnehmerfreibetrag. 
Wir haben ihn nicht nur verdoppelt, sondern wir 


haben ihn zweieinhalbmal so hoch gemacht, wie er ^ ^ 
bisher ist. Wir gehen von 240 auf 600 DM und wir 
wechseln auch hier das System: jeder Arbeitnehmer 
soll die gleiche Begünstigung haben. 

Wir haben bei den Halbfamilien einen neuen Frei- 
betrag eingeführt. Eine Mutter mit Kind ohne Mann 
z. B. hat einen zusätzlichen Freibetrag von 3 000 DM, 
weil der Lebensunterhalt hier natürlich ähnlich viel 
kostet wie bei einer Familie. Dadurch allein erge- 
ben sich z. B. bei einer Frau mit Kind monatlich 
55 DM Steuerersparnisse, 

Wir haben einen Sparerfreibetrag — völlig neu — 
in unser Einkommensteuerrecht eingeführt. Dadurch 
bleiben bei einem Ehepaar 800 DM Zinsen lohn- und 
einkommensteuerfrei, bei vielen Arbeitnehmern so- 
gar 1 600 DM. Die meisten Sparer in unserem Land 
werden also künftig — dies ist ja wohl auch not- 
wendig — auf ihre Sparzinsen keine Einkommen- 
steuer mehr zu bezahlen haben. 

Wir haben — um noch zwei weitere wichtige 
Punkte zu nennen; das ist keine erschöpfende Auf- 
zählung — den Pensionsfreibetrag erhöht. Bei Beam- 
ten im Ruhestand werden künftig Einkünfte bis etwa 
1 000 DM bei Ledigen, 1 400 DM bei Verheirateten 
völlig steuerfrei sein. Dies ist ein erster Schritt — 
ich betone: ein erster Schritt — • hin zur Harmoni- 
sierung der Besteuerung der Altersbezüge. Eine völ- 
lige Harmonisierung ist hier im Bereich der Steuer 
nicht möglich, solange es im öffentlichen Dienst noch 
ein Zweiklassen-Dienstrecht gibt; Arbeitnehmer, die 
Sozialversicherung zu bezahlen haben, und solche, 
die sie nicht zu bezahlen haben. Solange dieses Sy- P) 
Stern fortbesteht, kann man die Besteuerung natür- 
lich auch nicht harmonisieren. 

Schließlich haben wir einen neuen Altersfreibe- 
trag eingeführt. Und ein ganz wichtiger Punkt ist — 
was ja auch bei der Opposition immer völlig unter- 
geht und in keinem Inflationsentlastungsgesetzent- 
wurf steht, obwohl es einfach zu machen wäre — : 

Die Vermögensteuer kann künftig nicht mehr zu 
mehr als 50 ^/o durch eine Berücksichtigung als Son- 
derausgabe bei der Einkommensteuer rückgängig 
gemacht werden. Auch dies ist ein Punkt, der we- 
sentlich dazu beiträgt, das soziale Gleichgewicht, die 
Verteilungsgerechtigkeit dieser Steuerreform her- 
zustellen. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, kommen 
wir, wenn ich alles zusammennehme, zu wesent- 
lichen Entlastungen. Ein Beispiel: Eine Familie mit 
zwei Kindern — Bruttomonatseinkommen 1 800 DM 
— , die jetzt 169 DM Steuern bezahlt, hat künftig 
eine Entlastung von mehr als 100 DM monatlich. 
Eine Unverheiratete mit einem Kind, die bei 1 200 
DM Bruttomonatseinkommen jetzt 114 DM Steuern 
zu zahlen hat, wird künftig um etwa 85 DM ent- 
lastet. Die Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. 

Wir haben uns auch bemüht, meine Damen und 
Herren, dem Gesichtspunkt der Vereinfachung so 
weit wie möglich Rechnung zu tragen. Dabei müssen 
wir uns von vornherein darüber klar sein, daß die 
Vereinfachung in unserem Steuersystem nur be- 
grenzt möglich ist. Man kann sich natürlich ein ganz 
einfaches Steuersystem vorstellen — eine Art Kopf- 
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' ^ Steuer — , das so aussieht, daß jeder das gleiche be- 
zahlt. Dies wäre ganz gewiß einfach, und eine 
Steuererklärung wäre kaum notwendig. 

Man kann sich auch das andere Extrem vorstellen, 
nämlich eine Steuer, die den Belastungen des Einzel- 
falls bis zum Extrem Rechnung trägt. Da wären dann 
die Finanzbehörden und auch die Bürger, die Steuern 
zu zahlen haben, beim Ausfüllen ihrer Erklärungen 
lange damit beschäftigt, den Einzelfall im Detail dar- 
zulegen. Das wäre eine Überforderung der Finanz- 
verwaltung und auch des Steuerrechts. 

Wir versuchen einen Mittelweg zu gehen, aller- 
dings einen, der in der Tendenz sehr viel steuerliche 
Gerechtigkeit in unserem Land — im Vergleich zu 
anderen Rechten — möglich macht, überlegen wir 
nur, wieviel Faktoren wir bei einem einfachen Lohn- 
steuerjahresausgleich, also bei der Festsetzung der 
Steuer eines Arbeitnehmers, berücksichtigen! Das 
reicht von der Entfernung zwischen Arbeitsstätte 
und Wohnort — also Kilometer-Pauschale — über 
die Sozialversicherung, die Arbeitskleidung, die An- 
zahl der Kinder bis hin zu den Gesichtspunkten, ob 
eine kranke Großmutter zu unterhalten ist oder Kin- 
der auswärts untergebracht sind. Man kommt da 
ohne Schwierigkeiten auf einige Dutzend Faktoren, 
die wir allein bei einer einfachen Lohnsteuerfestset- 
zung berücksichtigen. Dies alles wollen wir ja. Wenn 
wir dies aber wollen, meine Damen und Herren, be- 
deutet das gleichzeitig eine gewisse Kompliziertheit 
des Steuerrechts; daran führt kein Weg vorbei. 
Darum sollte man sich über die Möglichkeiten der 
Vereinfachung des materiellen Steuerrechts auch gar 
keine Illusionen machen. 

Worauf es ankommt — das ist auch der Schwer- 
punkt der Vereinfachungsmaßnahmen im Dritten 
Steuerreformgesetz — , ist, die Finanzämter von den 
Massenverfahren zu entlasten — von den Massen- 
verfahren, die viele Millionen Anträge, und zwar 
dann immer noch jahreszeitlich konzentriert, in die 
Finanzämter spülen. Da haben wir sehr Wesentliches 
erreicht. Wir haben durch die neue Vorsorgepau- 
schale sichergestellt, daß an Stelle von 8,5 Millionen 
Lohnsteuerermäßigungsanträgen im kommenden 
Jahr nur 1 Million Fälle durch die Finanzämter be- 
arbeitet werden müssen. Wir haben sichergestellt, 
daß durch verschiedene Maßnahmen, durch einen 
neuen Tarif, durch neue Lohnsteuerklassen, durch 
eine neue Veranlagungsgrenze, die wir schon ver- 
abschiedet haben, künftig 2 Millionen Arbeitnehmer 
weniger zur Steuer veranlaßt werden müssen als 
gegenwärtig. Das sind die großen Brocken, das sind 
Millionen Fälle, die von den Finanzämtern weniger 
zu bearbeiten sind, das sind aber auch Millionen 
Arbeitnehmer weniger, die mit Formularen und 
Gängen zum Finanzamt behelligt werden. Dies ist 
der wichtige Bereich der Steuervereinfachung im 
Bereich des Lohnsteuer- und Einkommensteuerrechts. 
Wir glauben, daß wir hier schon Wesentliches er- 
reicht haben, und dies müßte in der Diskussion um 
die Kompliziertheit und die Schwierigkeiten, dies 
alles zum 1. Januar 1975 zu administrieren, auch 
berücksichtigt werden. 

Die Opposition hat unsere Beratungen nicht nur 
heute, sondern auch im Finanzausschuß und neben- 


bei immer mit großem Geschrei begleitet. Wir haben (Q 
die Opposition immer wieder und natürlich vergeb- 
lich gefragt, was denn ihre Alternativen zu diesem 
Steuerreformkonzept seien. Wir haben heute die 
Alternative zur Abstimmung auf dem Tisch: das ist 
das sogenannte Inflationsentlastungsgesetz. 

Man muß daran erinnern, daß es bei der Opposi- 
tion verschiedene Kommissionen gegeben hat. Da 
gab es eine Fraktionskommission, die die Steuer- 
reform behandelt hat, da gab es eine Parteikommis- 
sion, da gab es die Sozialausschüsse, die sich dann 
sogar dankenswerterweise geäußert haben, da gab 
es die Sachverständigen in Tegernsee. Das Ergebnis 
all dieser Kommissionen und Gremien war Null plus 
Null plus Null, Die Erklärungen und die Arbeiten 
haben sich gegenseitig aufgehoben. Wir haben bei 
der Steuerreform auf seiten der Opposition ein klas- 
sisches Beispiel für Null- Wachstum. Die Erklärung 
des Herrn Kollegen Höcherl aus dem Jahre 1972, die 
mir zufällig in die Hand fiel, gilt nach wie vor. Diese 
Erklärung beginnt: „Die heute verbreiteten Meldun- 
gen über angebliche Steuerpläne der CDU/CSU sind 
reine Spekulation." Ich muß sagen, der Sadistand ist 
seit Januar 1972 völlig unverändert. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Wir haben bis heute noch kein Konzept der Opposi- 
tion. 

Sie hat nun mit mehr oder weniger Überzeugung 
im Finanzausschuß Anträge gestellt, die — so wurde 
es hier schon vorher addiert — über 11 Milliar- 
den DM über das, was die Bundesregierung und die 
Koalition wollen, hinaus kosten. Hier im Plenum ist 
sie offenbar nicht mehr bereit, diese Anträge vorzu- 
zeigen, weil sie wohl fürchtet, daß man diese Rech- 
nung aufmachen wird. 

Die Beratungen im Finanzausschuß waren für mich 
der ständige Versuch der Opposition, vor der Not- 
wendigkeit zu fliehen, ein eigenes Konzept vorzu- 
legen. Was Herr Franz Josef Strauß nodi in der 
ersten Lesung als eine sozialistische Steuerwalze, 
als Nivellierung, als Abtötung der Leistungsfähig- 
keit und des Leistungswillens in der Bevölkerung 
deklariert hat, ist nun teilweise sogar über die CDU/ 
CSU und auch über Herrn Strauß hinweggegangen; 
denn er muß sich jetzt wohl dazu bequemen, auch 
diesem Kindergeld zuzustimmen. 

Was bleibt, sind sogenannte Inflationsentlastungs- 
gesetze in verschiedenen Varianten. Da bleibt es 
einem freigestellt zu wählen. Da gibt es ein Infla- 
tionsentlastungsgesetz vor Weihnachten, da gibt es 
ein neues nach Weihnachten, für jeden Festtag ein 
neues, da gibt es eins aus Bayern. Man muß nun fra- 
gen, was davon gelten soll. Soll nun das bayerische 
gelten, das darauf angelegt ist, das neue Kindergeld- 
system kaputtzumachen? Dies ist offenkundig der 
bayerische Versuch, hier wieder einmal den Schwanz 
mit dem Hund wedeln zu lassen, Herr Kreile! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr, Jaeger: Eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Kreile. 
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Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Kollege Offergeld, 
sind Sie sich darüber im klaren, daß die Folge unse- 
rer Anträge zu einem Inflationsentlastungsgesetz da- 
her rührt, daß Sie bisher noch nicht ein einziges 
Inflationsentlastungsgesetz durchgeführt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Offergeld (SPD) : Herr Kreile, ich verstehe gleich- 
wohl nicht, warum Sie uns ständig neue Varianten 
anbieten. 

(Abg. Dr. Kreile: Um es Ihnen schmack- 
hafter zu machen!) 

Ich verstehe vor allem nicht, was die CDU/CSU jetzt 
will, ob sie das will, was sie hier im Bundestag ein- 
gebracht hat, oder das, was sie uns via Bundesrat 
mit der Mehrheit der CDU/CSU-Länder heute auf 
den Tisch gelegt hat, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

was in der Tendenz darauf hinausläuft, das Kinder- 
geldsystem zu torpedieren, das wir vorschlagen. 
Herr Kreile, da brauchen wir doch kein Versteck 
zu spielen. Das werden Sie doch offen zugeben. Wir 
müssen Sie fragen: Was gilt? Welche Position neh- 
men Sie zu diesem bayerischen Gesetzentwurf ein? 

Nun noch einmal zu dieser Märchenstunde von 
Herrn Häfele, Märchenstunde insoweit, als er die 
Zahlen genannt hat, mit denen er nachweisen 
wollte, daß nun die Kleineren und Mittleren durch 
Ihr Inflationsentlastungsgesetz mehr profitieren. 
Natürlich profitieren sie mehr, Herr Häfele, wenn 
man es so macht wie Sie. Das ist aber ein Taschen- 
spielertrick, und Sie werden doch nicht glauben, 
daß man die Öffentlichkeit nicht darauf hinweist. 
Sie haben nämlich a) zusammengezählt, was Sie 
mit Ihrem Inflationsentlastungsgesetz wollen, und 
b) dann noch dazugenommen, was wir an Kinder- 
geld wollen. 

(Abg. Dr. Häfele: Dem stimmen wir doch 
zu!) 

Sie suchen sich also überall das Positive heraus: 
einmal 10 Milliarden DM für Ihr Inflationsentla- 
stungsgesetz, dann noch einmal 5 Milliarden DM für 
das Kindergeld. 

(Abg. Dr. Häfele: Die Summe ist dann doch 
günstiger!) 

Das alles mischen Sie zusammen und wollen drau- 
ßen dem erstaunten Publikum klarmachen, daß Sie 
für die kleinen Bürger mehr wollen. Natürlich; aber 
unter Einsatz von 5 Milliarden DM mehr. 

(Abg, Dr. Häfele: Dem stimmen wir zu!) 

Es gilt natürlich auch nicht das, was Sie sagten, 
Herr Häfele, daß die Großen bei Ihnen weniger 
begünstigt würden als bei uns. Wenn man alles 
zusammennimmt, unseren neuen Spitzensteuersatz, 
Nichtabzugsfähigkeit der Vermögensteuer, dann 
werden — ■ das wissen Sie doch ganz genau — die 
Größeren bei uns stärker belastet. 

Das einzige, was bei Ihnen richtig war, ist die 
Behauptung, daß der Grundfreibetrag linear wirkt, 
also alle gleichmäßig entlastet. Alles andere, was 


Sie wollen — es stehen ja noch ein paar Punkte 
mehr in Ihrem Inflationsentlastungsgesetz — wirkt 
progressiv, begünstigt die Bezieher hoher Einkom- 
men stärker als die Bezieher niedriger Einkommen. 
Darum bleibt nach wie vor richtig, was wir immer 
wieder sagen: Sie wollen mit Ihrem Inflationsent- 
lastungsgesetz die Bezieher hoher Einkommen stär- 
ker begünstigen als die Bezieher niedriger Einkom- 
men. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Darum kommen Sie mit noch so vielen schönen 
Zahlenspielereien nicht herum. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben also ein Entlastungsgesetz vor Weih- 
nachten, ein neues nach Weihnachten; wir haben 
ein bayerisches. Das alles garniert mit Erklärungen 
von Herrn Carstens im März dieses Jahres, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Und geschehen 
ist gar nichts bei Ihnen! Das ist der eigent- 
liche Punkt! Das ist viel wichtiger, daß die 
Arbeitnehmer von Ihnen immer noch nichts 
haben!) 

daß alles nicht mehr sinnvoll sei. Und laut dpa 
erklärt dann noch vor wenigen Tagen der schles- 
wig-holsteinische Finanzminister Lausen ebenfalls, 
das alles sei nicht mehr sinnvoll. Herr Wagner, es 
wäre dringend notwendig, daß Sie zuerst einmal 
Steuerreform in Ihrem eigenen Kreis diskutieren, 
bevor Sie sich hier in eine Diskussion mit der Re- 
gierungskoalition einlassen, die immerhin ihr Kon- 
zept hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — (F>) 

Abg. Dr. Wagner [Trier]: Mit den tüchtigen 
Menschen!) 

Ein roter Faden zieht sich durch alles hindurch: 
die Absicht, der Versuch, diese Steuerreform zu 
verhindern. Das fängt an mit Strauß im Jahre 1967, 
der über ein Jahr benötigte, um die von uns gefor- 
derte Steuerreformkommission einzusetzen. Das 
geht dann weiter mit Ihren mühseligen und erfolg- 
losen Versuchen, selber ein eigenes Konzept zu 
finden. Das geht weiter über Ihre sogenannten In- 
flationsentlastungsgesetze, die ja darauf abzielen, 
die Dispositionsmasse für die Steuerreform mit der 
Gießkanne zu verteilen. Das endet schließlich bei 
Ihrem Versuch, die Sondersitzungen des Finanz- 
ausschusses zu blockieren und uns durch stunden- 
langes Geschäftsordnungspalaver im Finanzausschuß 
die Zeit für die inhaltliche Beratung der Steuer- 
reform zu nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist ein roter Faden, der sich politisch ganz genau 
verfolgen läßt. 

Aber wir können Ihnen die Garantie darauf ge- 
ben: Sie werden keinen Erfolg haben. Wir werden 
die Dispositionsmasse durch noch so lockende An- 
gebote von Ihrer Seite nicht verschleudern. Wir 
werden die Steuerreform jetzt und heute in diesem 
Parlament verabschieden. 

Um Ihre Verlegenheit und Ihre Ratlosigkeit zu 
kaschieren, haben Sie jetzt das Märchen von der 
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überhasteten Beratung im Finanzausschuß erfunden. 
Das Grundkonzept dieser Steuerreform liegt seit 
1971 vor. Ich gebe zu, die Beratungen waren strapa- 
ziös. Wir haben ja auch — es gab keine Abstim- 
mungsguillotine — verschiedene Dinge gemeinsam 
verbessert. Herr Kreile, Herr von Bockeiberg, Sie 
werden mir das bestätigen müssen, weil Ihre per- 
sönlichen Anregungen berücksichtigt worden sind. 

Wir haben uns allerdings nicht durch ein endloses 
Palaver von unserem Reformkonzept abbringen las- 
sen. Wenn Sie gemeint haben sollten, das sei durch 
lange Beratungen möglich, dann muß ich Ihnen sa- 
gen: noch ein Jahr hätte uns nicht dazu gebracht, 
von unserem Reformkonzept abzugehen, womöglich 
noch zugunsten des Gießkannengesetzes, wie Sie 
das wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben eine ganze Reihe von Hearings durch- 
geführt. Die Opposition saß immer da wie der Sup- 
penkasper: Sie wollten und wollten die Suppe nicht 
nehmen. 

(Abg. Nordlohne: Lassen Sie Ihre billigen 

Bemerkungen! Die kommen nicht mehr an! 

Viel schlimmer geht es nicht!) 

Wenn es Ihnen so erginge wie dem Suppenkaspar 
im Märchenbuch, Herr Häfele, dann müßten Sie im 
Plenum eigentlich nur noch ein Faden sein. Gott sei 
Dank gilt dies alles nur bildlich. 

(Abg. Nordlohne: Das disqualifiziert den, 
der da gerade redet, von selbst!) 

(ß) Wir haben, meine Damen und Herren, bei den 
Beratungen die Wünsche des Bundesrates sehr 
stark berücksichtigt. Dies war immer ein ganz we- 
sentlicher Punkt für uns, weil wir wissen, daß die 
Länder die Steuern zu verwalten haben, daß die 
Länder mit den Schwierigkeiten, die sich bei jeder 
Neufassung des Steuerrechts ergeben, natürlich zu- 
rechtzukommen haben. Wir haben nicht zuletzt des- 
wegen beim Kindergeld die Arbeitsamtslösung ge- 
wählt, und wir sind glücklich, daß wir die Zusiche- 
rung haben, daß das klappt, auch entgegen den 
Prognosen aller Oppositionssprecher. Sie hätten es 
wohl gern gesehen, wenn es anders gekommen 
wäre! Wir hoffen allerdings, das der Bundesrat es 
honoriert, daß wir auf ihn stark Rücksicht genom- 
men haben. Die meisten seiner Anträge, die er uns 
in die Beratung des Finanzausschusses mitgegeben 
hat, haben wir berücksichtigt. Wir hoffen, daß er 
dies honoriert und daß er sich nicht als ein verlän- 
gerter Arm der Opposition in einer anderen Kammer 
versteht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben auch die Hoffnung, meine Damen und 
Herren, daß die Revisonsklauselr die im vergan- 
genen Jahr zwischen den Ministerpräsidenten der 
Länder und dem Bundeskanzler vereinbart wurde, 
voll zum Tragen kommt, diese Revisionsklausel, die 
besagt, daß die Folgen der Steuerreform für die 
Haushalte der einzelnen Gebietskörperschaften, 
also für Bund, Länder und Gemeinden, ausgewogen 
verteilt werden sollen. Die Folge des neuen Kinder- 
geldsystems, nämlich Auszahlung über die Arbeits- 
ämter und damit Bundesleistungsgesetz, ist ja, daß 


die finanziellen Konsequenzen der Steuerreform 
auf der Einnahmenseite in Höhe von etwa 11 bis 
12 Milliarden DM nahezu ausschließlich den Bund 
treffen. Hier muß es zu einer vernünftigen Vertei- 
lung durch eine Neuaufteilung des Umsatzsteuer- 
aufkommens kommen. Wir hoffen, daß es bald zu 
einer fairen Regelung kommt, da die Gebietskörper- 
schaften, wie hier im Bund so gut wie die Länder 
und die Gemeinden, im Herbst wissen müssen, wie 
man rechnen kann, was man auf der Einnahmenseite 
beim Haushalt einstellen kann. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich bemüht, 
noch einmal ein paar Schwerpunkte dieser Steuer- 
reform aufzuzeigen. Sie bringt für uns eine ganze 
Reihe wesentlicher Verbesserungen und Struktur- 
veränderungen. Die Haltung der Opposition ist auch 
hier völlig verwirrend. Zum einen sagt sie: Es findet 
überhaupt keine Reform statt. Zum anderen wurde 
diese Reform, so sagt die Opposition, viel zu schnell 
beraten, und zum dritten tötet diese überhaupt nicht 
stattfindende Reform laut Herrn Häfele den Lei- 
stungswillen ab und führt zu völliger Nivellierung 
bei den Einkommen. Dies alles auf einen Nenner zu 
bringen ist sehr schwierig, muß ich sagen. 

Wir haben einige materielle Veränderungen und 
eine ganze Reihe von Strukturverbesserungen durch- 
gesetzt. Wir haben auch eine ganz gewaltige Ver- 
einfachung dadurch durchgesetzt, daß wir die Mas- 
senverfahren wesentlich reduziert haben. Wir wer- 
den dieser Steuerreform zustimmen. Wir glauben, 
daß sie einen wesentlichen Beitrag zu den inneren 
Reformen dieser Regierung bringt und mehr soziale 
Gerechtigkeit in diesem Lande verwirklicht. pj 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Finanzminister des Landes 
Rheinland-Pfalz, Staatsminister Gaddum. 

Staatsminister Gaddum (Rheinland-Pfalz): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her- 
ren! In seiner Regierungserklärung am 17. Mai hat 
der Bundeskanzler die Steuerreform als erstes innen- 
politisches Thema genannt und im Zusammenhang 
damit die Länder in besonderer Weise angesprochen. 

Er hat die Länder an die Verantwotrung erinnert, die 
sie für diese Gesetzgebung haben. Rheinland-Pfalz 
steht zu dieser Verantwortung, und ich darf deshalb 
erwarten, daß so auch die Anmerkungen verstanden 
werden, die zu dem vom Finanzausschuß zusammen- 
gestellten und empfohlenen Gesetzentwurf aus der 
Sicht eines Bundeslandes hier zu machen sind. 

Meine Damen und Herren, die Steuern werden 
durch die Landesfinanzbehörden verwaltet, d. h. die 
Länder tragen in erster Linie die Verantwortung für 
den Vollzug der Steuergesetze, also auch für den 
Vollzug dessen, was heute hier beschlossen werden 
soll. In der politischen Diskussion haben die ver- 
waltungsmäßigen, rein technischen Gesichtspunkte 
in der Gesetzgebung meist nachgeordneten Rang. 
Solche Gesichtspunkte stehen häufig den angestreb- 
ten Zielen im Wege und erschweren die Verwirk- 
lichung des politischen Anliegens. Wer möchte schon 
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Hindernisse aufgebaut sehen, wenn es um den 
raschen Erfolgt geht? 

Trotzdem, die Probleme, die sich aus dem Vollzug 
der Gesetze ergeben, dürfen und können bei der Be- 
ratung nicht beiseite geschoben werden. Vor allem 
aber sollten sie von denjenigen, die dazu berufen 
sind, solche Probleme offenzulegen, nicht einer poli- 
tischen Zielsetzung wegen verschwiegen werden. 
Ein Gesetz wird nicht nur dadurch gerecht, daß ihm 
eine bestimmte Idee zugrunde liegt, die als solche 
diesem Anspruch genügt, sondern entscheidend ist 
die Anwendung in der Praxis. Und ein Gesetz wird 
nicht zur Reform, wenn dies in der Überschrift steht, 
sondern wenn Inhalt und Anwendung diesem An- 
spruch gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Bundesrat hat im ersten Durchgang in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf eines Dritten Steuer- 
reformgesetzes in voller Übereinstimmung aller Län- 
der nachdrücklich darauf hingewiesen, daß die Fi- 
nanzverwaltung nicht in der Lage ist, bis zum 1. Ja- 
nuar 1975 die für den Vollzug des gesamten von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzes erforder- 
lichen personellen, technischen und auch organisa- 
torischen Voraussetzungen zu schaffen. Der Hinweis 
bezog sich vornehmlich auf die Neuregelung des Fa- 
milienlastenausgleichs, die Vereinheitlichung des 
Sparprämienrechts, aber aüdi auf die Schwierigkei- 
ten, die sich aus der Systemumstellung von dem bis- 
herigen Abzug von der Bemessungsgrundlage auf 
einen Abzug von der Steuer ergeben. Im Verlauf der 
Beratungen im Finanzausschuß des Bundestages ha- 
ben die Vertreter der Länder auf diese Schwierig- 
keiten erneut und wiederholt aufmerksam gemacht, 
die sowohl von den Finanzämtern, den kommunalen 
Behörden als auch von Arbeitgebern zu bewältigen 
sind, wenn der nunmehr zur Verabschiedung an- 
stehende Entwurf zum 1. Januar 1975 in Kraft treten 
soll. 

Das Dritte Steuerreformgeisetz ist auch nicht des- 
halb leichter vollziehbar geworden, weil der Finanz- 
ausschuß den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
faktisch in ein Änderungsgesetz zum Einkommen- 
steuergesetz lungestaltet hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Stellungnahme des Bundesrates trifft auch auf 
diese Gesetzesfassung zu. Es ist wohl anzumerken 
und auch anzuerkennen, daß mit der Umstellung der 
Kindergeldzahlung — sie ist hier verschiedentlich 
genannt worden — von der Finanzamtslösung auf 
die Arbeitsverwaltungslösung einem gewichtigen 
Anliegen des Bundes rat es Rechnung getragen wur- 
de und daß insofern sicherlich ein Streitpunkt aus- 
geräumt worden ist. Aber die Probleme des fristge- 
mäßen Vollzuges — dies möchte ich hierzu doch 
anmerken — sind damit nicht ohne weiteres gelöst. 

(Abg. Dr. Häfele: Sehr richtig!) 

Wenn das so einfach wäre, dann verstehe ich nicht 
die anfänglich sehr starken Bedenken, die seitens 
der Bundesanstalt für Arbeit selbst gegen ein In- 
krafttreten der Neuregelung zum 1. Januar 1975 
erhöben worden sind. 


Um hier Mißverständnissen vorzubeugen; Ich 
möchte ganz eindeutig erklären, daß ich es sehr be- 
grüßen würde, wenn es gelänge, eine reibungslose 
Auszahlung für alle Berechtigten ohne Ausnahme 
am 1. Januar 1975 sicherzustellen. Nur erscheint mir 
hier eine gewisse Skepsis angebracht. Es wäre rat- 
sam gewesen, eine längere Einführungszeit vorzuse- 
hen. Dadurch könnten Schwierigkeiten, Unzuträg- 
lichkeiten und Reibungspunkte, die zu Unzufrieden- 
heit und Verdrossenheit bei den betroffenen Bürgern 
führen können, von vornherein vermieden werden. 
Auch hier, meine Damen und Herren, gilt das Gebot 
der Gleichbehandlung; ein Gesetz muß für alle Be- 
troffenen in gleicher Weise vollziehbar sein. Ich 
möchte dem Präsidenten der Bundesanstalt durchaus 
wünschen, Herr Offergeld, daß er recht behält und 
es schafft. 

Wer allerdings aus dem Meinungsumschwung bei 
Herrn Präsidenten Stingl und den Möglichkeiten 
der Arbeitsverwaltung für einen zeitgerechten Ge- 
setzeisvollzug ableiten will, die Steuerverwaltung 
müßte nunmehr ebensogut in der Lage sein, ihren 
steuerlichen Part zum 1. Januar 1975 reibungslos 
zu meistern, der verkennt die unterschiedlichen Ver- 
hältnisse in beiden Verwaltungen. 

Herr Staatssekretär Porzner hat in der abschlie- 
ßenden Sitzung des Finanzausschusses des Bundes- 
tages die Auffassung vertreten, auch in der Steuer- 
verwaltung seien gewiß „Mobilisierungsreserven" 
vorhanden. Diese Reserven brauche man nur zu 
effektuieren, und dann könne die Steuerverwaltung 
mit den neuen Gesetzen ebenfalls gut fertig werden, pj 

Ich weiß nicht, ob Herrn Kollegen Porzner be- 
wußt geworden ist, welchen Vorwurf er hier im 
Grunde genommen gegenüber unserer Steuerbeam- 
tensohaft erhebt. Wenn er in diesem Zusammenhang 
von Mobilisierungsreiserven spricht, heißt das doch 
nichts anderes, als daß die in der Steuerverwaltung 
Beschäftigten zur Zeit nicht voll ausgelastet werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Allein im Lande Rheinland-Pfalz verzeichnen wir 
zum 1. Januar 1974 bei den Finanzämtern einen 
Personalfehlbestand von 1 391 Stellen — das sind 
rund 21 ^/o — , und in anderen Bundesländern sehen 
die VerhältniSiSe nicht besser aus. 

Auf der Tagung zur Lage der Steuerverwaltung 
der Länder im März dieses Jahres hier in Bonn hat 
der Herr Kollege Wertz für das ganze Bundesgebiet 
einen Fehlbestand an Bediensteten in dieser Größen- 
ordnung bestätigt, und ganz eindeutig erklärte er, 
von stillen Reserven könne keine Rede sein. Es 
ist also — und ich lege sehr großen Wert darauf, 
dies heute hier zu sagen — nicht eine Frage des 
guten Willens oder des Pflichtbewußtseins des ein- 
zelnen Beamten, ob das, was die Mehrheit des Bun- 
destages unter der Überschrift „Steuerreform" Ge- 
setz werden lassen will, auch zum vorgesehenen 
Zeitpunkt gesetzesgemäß verwirklicht werden kann. 

Audi wenn die Umstellung auf das neue Recht 
unter eben solchem Zeitdruck wie die Gesetzgebung 
durchgeführt werden soll, um das späte Einbringen 
der Gesetze durch die Bundesregierung gleichsam 
zu korrigieren oder aufzuholen, bringt dies jeden- 
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falls für die Verwaltung und auch für die beteiligte 
Wirtschaft erhebliche Mehrbelastungen. Ich hielte 
es für wünschenswert, wenn die in jüngster Zeit 
von verschiedenen Seiten geäußerten Bedenken 
wegen der Personalentwicklung im öffentlichen 
Dienst an dieser Stelle bedacht würden, denn die 
Entscheidung fällt in der Gesetzgebung; der Vollzug 
ist dann zwingend. Eine so komplizierte Gesetz- 
gebung unter diesem Zeitdruck im Gesetzgebungs- 
verfahren durchzudrücken tut weder dem Gesetz gut 
noch tut ein überstürzter Umstellungsprozeß der 
Verwaltungsqualität gut; dieser provoziert vielmehr 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand. 

Meine Damen und Herren, die Möglichkeiten für 
eine wirksamere Entlastung — auch dies ist vorhin 
angesprochen worden — nimmt die Bundesregie- 
rung leider nicht wahr. Sie hätten bestanden, wenn 
— dies hat Herr Abgeordneter Dr. Häfele hier be- 
reits vorgetragen — beispielsweise die Kraftfahr- 
zeugsteuerreform, die ursprünglich als wesentliches 
Teilstück der Steuerreform angekündigt und mit 
Vorschußlorbeeren versehen wurde, weiterverfolgt 
worden wäre. Aber die Bundesregierung selbst hat 
sie offensichtlich abgeschrieben; der eigene Entwurf 
ist dem Bundestag nicht mehr zugeleitet worden. 
Im steuerpolitischen Teil der Regierungserklärung 
wird sie als Aufgabe für diese Legislaturperiode 
auch nicht mehr erwähnt. Mit der Vernachlässigung 
dieser für die Verwaltung so wichtigen Reform wird 
die Chance vertan, etwa 3 000 Arbeitskräfte bei den 
Finanzämtern für andere Aufgaben freizusetzen. 

Ich sage dies hier mit aller Deutlichkeit, weil der 
ß) Gesichtspunkt der Verwaltungs Vereinfachung nicht 
von uns in die Debatte über diese Gesetzgebung 
eingeführt worden ist; sondern dies war immer auch 
ein Anspruch, mit dem die Regierung angetreten 
und an diese Reform herangegangen ist. 

Es wurde immer gesagt, daß die Finanzverwal- 
tung mindestens ein Jahr braucht, um sich auf die 
Neuerungen und Änderungen der Steuerreform ein- 
zustellen. Dies gilt gleichermaßen auch für Steuer- 
zahler und für die steuerberatenden Berufe. Auch 
an dieser Erkenntnis hat sich nicht dadurch etwas 
geändert, daß aus dem Dritten Steuerreformgesetz 
nun ein Gesetz zur Reform des Einkommensteuer- 
rechts und der Sparförderung werden soll. 

Meine Damen und Herren, der Finanzminister 
eines Landes ist auch Dienstherr einiger tausend 
Bediensteter der Finanzverwaltung, und ihnen ge- 
genüber obliegt uns auch eine Fürsorgepflicht. Ich 
bin durchaus für Leistung und für Leistungsanspan- 
nung, aber ich bin gegen eine Überforderung, und 
deshalb wende ich mich auch dagegen, daß ehrgei- 
zige und, wie ich meine, weitgehend unrealistische 
politische Vorstellungen auf dem Rücken der Be- 
amtenschaft ausgetragen werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn sie hat es zu ertragen, wenn der Steuerpflich- 
tige kein Verständnis dafür aufbringt, daß das Recht 
nicht fristgemäß oder entsprechend dem, was er 
unter „fristgemäß" versteht, angewandt werden 
kann. Dies wird nicht hier vorgetragen, sondern 
diese Klage landet bei den Beamten im Finanzamt. 


Ich meine, dies muß hierbei auch gesagt werden. 
Auch daran werden die Qualitäten der Reformen 
gemessen. 

Wir sind immer für die Einheit der Steuerreform 
eingetreten, haben aber stets auch betont, daß die 
einzelnen Gesetze durchaus auch zu unterschiedlichen 
Terminen in Kraft treten können, um auf diese 
Situation in der Verwaltung Rücksicht zu nehmen. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungs- 
erklärung am 17. Mai selbst zugegeben, daß man 
aus den Erfahrungen gelernt habe. Weder die Mini- 
sterien, noch der Finanzausschuß seien trotz vieler 
Überstunden in der Lage gewesen, das im Jahre 1969 
in Angriff genommene Gesetzgebungsprogramm der 
Steuerreform als Gesamtprogramm in den damals in 
Aussicht genommenen Terminen zu bewältigen. Nun 
ist dies eine späte Erkenntnis aus offensichtlich jüng- 
ster Zeit, denn noch im Januar dieses Jahres hat der 
heutige Bundeskanzler und seinerzeitige Finanz- 
minister einen wesentlich ehrgeizigeren Zeitplan 
gehabt. 

Was hier aber für die Ministerien und für den 
Finanzausschuß des Bundestages gesagt wurfde, gilt 
in gleichem Maße für den Bundesrat und natürlich 
auch für die Verwaltung draußen. Gerade darauf, 
was die Vollziehbarkeit anbelangt, hätte, wie ich 
meine, mehr Bedacht genommen werden müssen. 
Der Bundestag steht heute — der Bundesrat in we- 
nigen Tagen — • vor 'der Frage, o'b es verantwortet 
werden kann, die Verwaltung draußen mit neuen 
und, wie aus der Diskussion bereits deutlich gewor- 
den ist und wie ich gleich in einzelnen Punkten noch 
einmal unterstreichen werde, unausgereiften Ge- (ü) 
setzen ohne ausreichende Vorbereitungszeit zu kon- 
frontieren und damit die Funktionsfähigkeit der 
Verwaltung ernsthaft zu gefährden. 

(Sehr richtig! und Beifall bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Ich melde diese Bedenken mit allem Nachdruck an, 
weil ich durchschlagende längerfristige Erleichterun- 
gen und Vereinfachungen für die Verwaltung in 
dem vorliegenden Gesetz nicht sehe. Dieses soge- 
nannte Reformgesetz trägt schon heute den Keim 
künftiger Anderungsnotwendigkeiten in sich. Dies 
darf doch wohl nicht selbstverständlicher Inhalt 
eines Reformgesetzes sein! 

In diesem Zusammenhang noch eine kritische An- 
merkung zum Gesetzgebungsverfahren. Wir erleben 
es jetzt zum wiederholten Male, daß der Bundesrat 
massiv unter Zeitdruck gesetzt wird. Bereits beim 
Zweiten Steuerreformgesetz sollte der gesetzte Ter- 
min für den zweiten Durchgang dem Bundesrat prak- 
tisch die Möglichkeit nehmen, Einwendungen zu er- 
heben und den Weg des Vermittlungsverfahrens zu 
beschreiten. Auch jetzt bleibt dem Bundesrat für 
seine Beratung wieder nicht die Zeit, die angesichts 
der Bedeutung und Kompliziertheit 'der Materie, wie 
ich meine, angemessen wäre, zumal wichtige Teile 
des Gesetzgebungspaketes — Idi mache aus der 
Tatsache als solcher natürlich keinen Vorwurf, aber 
es muß bei der Zeitplanung berücksichtigt werden — 
in der Vorlage, zu der der Bundesrat im ersten 
Durchgang Stellung genommen hat, heute nicht mehr 
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(A) enthalten sind bzw. neue enthalten sind, die seiner- 
zeit nicht enthalten waren. Ich denke hierbei an die 
Änderungen, die nunmehr zum Bundeskindergeld- 
gesetz vorgese‘hen sind, und dabei insbesondere 
auch an die Regelung für den öffentlichen Dienst mit 
den vorgesehenen Konsequenzen für die Länder- 
haushalte, und ich denke an die Änderung des Ver- 
mögensteuergesetzes, die Änderung des Ergän- 
zungsabgabengesetzes sowie, wie wir aus der Re- 
gierungserklärung erfahren haben, die veränderten 
Daten — und dies ist ein wesentliches Faktum — zur 
Körperschaftsteuerreform und auch zu den Vermö- 
gensbildungsplänen. Ich darf daran erinnern, daß 
wir gerade im Vermittlungsverfahren zum Zweiten 
Steuerreformgesetz mit diesem Gesetzgebungsvor- 
haben der Bundesregierung ganz bestimmte Änlie- 
gen verbunden haben. Ich denke z. B. an die Arbeit- 
nehmerstiftung. Ich glaube, daß wir es auch aus der 
Sicht des Bundesrates nicht ohne weiteres hinneh- 
men können, wenn wir uns im Vertrauen auf die 
Einhaltung der Terminplanung der Bundesregierung 
hier an ein Gesetzgebungsverfahren der Bundes- 
regierung gebunden haben und nunmehr erfahren, 
daß die Bundesregierung selbst diese Termine nicht 
mehr einhält. 

Meine Damen und Herren, ich halte es auch für 
ein unmögliches Verfahren — lassen Sie mich das 
auch hier sagen — , daß heute vormittag, also prak- 
tisch bevor sich dieses Haus mit dieser Materie im 
einzelnen beschäftigt, zur Vorbereitung der Sitzung 
des Finanzausschusses des Bundesrates, der morgen 
tagt, der Referentenkreis der Länder praktisch zu 

(B) einem Gesetz Stellung nehmen muß, das überhaupt 
noch nicht existiert. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Unglaublich!) 

Hier wird das Gesetzgebungsverfahren de facto per- 
vertiert unter der Überschrift „Mehr Demokratie in 
Deutschland", Herr Offergeld. 

(Zuruf des Äbg. Offergeld.) 

Oder wird auch dieser Anspruch — um an Ulrich 
Lohmars Kritik an dem Regierungskurs des Bundes- 
kanzlers anzuschließen — mit Willy Brandt ge- 
opfert? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vodkenhausen : 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Weber? 

Dr. Weber (Köln) (SPD): Herr Minister, halten 
Sie diese Behauptung aufrecht mit Rücksicht darauf, 
daß insbesondere von Bundesratsseite in den letzten 
Tagen immer wieder gesagt worden ist, das, was 
heute im Parlament stattfinde, sei doch nur ein 
Schattenboxen; der Bundesrat entscheide letztlich 
über die Steuerreform? 

Staatsminister Gaddum (Rheinland-Pfalz) : Mir 
ist nicht bekannt, welches Bundesratsmitglied dies 
gesagt haben soll. Ich kann Ihnen jedenfalls von mir 
aus hier ganz eindeutig erklären, daß ich Gesetz- 
gebung als Zusammenwirken beider Gesetzgebungs- 


organe sehe. Allerdings gehört dazu, daß beide sich 
gegenseitig respektieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann mir hierzu natürlich entgegenhalten — 
dies weiß ich auch — , daß alles, was hier geschieht, 
im Rahmen der Möglichkeiten geschieht, die die 
Geschäftsordnungen von Bundestag und Bundesrat 
zulassen. Ich möchte das, wie gesagt, hier nicht nach- 
prüfen. Aber nach meinem Dafürhalten wäre es ein 
Akt von mehr Demokratie, wenn das Bundesorgan, 
das von Verfassungs wegen dazu berufen ist, an der 
Gesetzgebung mitzuwirken — selbstverständlich 
nicht, alleine zu wirken — , nicht durch den Termin- 
druck in seinem Mitwirkungsrecht und seiner Mit- 
wirkungspflicht praktisch beschnitten würde. 

Dies gilt um so mehr, als umgekehrt Bundes- 
regierung und Bundestag für sich das Recht in An- 
spruch nehmen, darüber zu bestimmen, wann Initia- 
tivgesetze des Bundesrates oder der Opposition im 
Bundestag behandelt werden. Ich glaube, zum Demo- 
kratieverständnis gehört einfach auch, daß man dem 
anderen nur das abverlangt, was man selber zu 
geben bereit ist. Ich will es hier ganz deutlich sagen: 
Wenn Bundesregierung und Koalitionsmehrheit im 
Bundestag für sich in Anspruch nehmen, unter Aus- 
schöpfung der Fristen Vorlagen der politischen Ge- 
genseite dilatorisch zu behandeln, dann widerspricht 
es einfachen demokratischen Spielregeln, wegen 
eigener Vorlagen Termindruck auszuüben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hierzu gehört auch die Frage der Verbindung des 
Bundeskindergeldgesetzes mit dem Steuergesetz. Im 
Verlauf der parlamentarischen Beratung der Neu- 
regelung des Familienlastenausgleichs ist doch klar- 
geworden, daß inzwischen eine breite Übereinstim- 
mung darüber besteht, wie diese Neuregelung aus- 
sehen soll. Man mag persönlich noch so viele Zwei- 
fel haben, ob die gefundene Lösung aus verfassungs- 
rechtlicher und steuerrechtlicher Sicht die richtige ist 
und ob die vorgesehenen Beträge ausreichen, um die 
Belastungen durch die Unterhaltsleistung an die Kin- 
der angemessen auszugleichen. Da aber nunmehr 
deutlich geworden ist, daß die vorgesehene Rege- 
lung des Familienlastenausgleichs von allen Frak- 
tionen im Bundestag und vom Bundesrat getragen 
wird, sollten im Interesse der Bevölkerungskreise, 
die in den Genuß des Kindergeldes kommen sollen, 
keine neuen Hindernisse für die endgültige Ver- 
abschiedung aufgebaut werden. Die Länder — das 
gilt auch für mich persönlich — haben verschiedent- 
lich ihre Kooperationsbereitschaft angeboten. Hier 
könnten die Koalitionsfraktionen unter Beweis stel- 
len, daß sie ihrerseits zur Kooperation bereit sind. 
Deshalb die Bitte an die Bundesregierung und an die 
parlamentarische Mehrheit in diesem Hause, von 
einer Einfügung des Bundeskindergeldgesetzes in 
das Steuergesetz, wie sie der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und der Finanzausschuß 
empfohlen haben, abzusehen. Die getrennte Behand- 
lung beider Gesetze würde die Umstellung des 
Familienlastenausgleichs von dem notwendigen Aus- 
tragen der Auseinandersetzung um davon unab- 
hängige, andere Streitpunkte der Steuerreform lösen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 
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Lassen Sie mich ganz offen sagen: Die Koppelung, 
wie sie jetzt hier vorgesehen ist, sieht sehr nach 
dem Versuch aus, den Bundesrat unter einen gewis- 
sen politischen Druck zu setzen, weil man glaubt, 
daß der Bundesrat wegen der unstreitigen Kinder- 
geldlösung dann auch anderen Inhalten dieses Geset- 
zes zustimmen würde. 

Meine Damen und Herren, diese Politik des Un- 
terdrucksetzens ist schon beim Zweiten Steuerre- 
formgesetz nicht auf gegangen. Warum — ich meine, 
das kann man hier fragen — wird diese Politik jetzt 
wieder versucht? Glauben Sie wirklich, damit das 
Klima für die notwendigen Verhandlungen um die 
Steuerumverteilung im Zusammenhang mit diesem 
Gesetz jetzt günstig zu beeinflussen? Ich kann mir 
nicht denken, daß dies der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, ich sprach und spreche 
von der Verantwortung der Länder für die Steuer- 
reform. Diese Verantwortung umfaßt grundsätzlich 
auch die Finanzierbarkeit des Vorhabens. Der Bun- 
deskanzler hat in seiner Regierungserklärung in die- 
sem Zusammenhang ein solidarisches Verhalten al- 
ler Gebietskörperschaften gefordert, um die mit den 
vorgesehenen Entlastungen der Steuerzahler ver- 
bundenen Belastungen der öffentlichen Haushalte 
gemeinsam auffangen zu können. An der Bereit- 
schaft zum solidarischen Verhalten soll es nicht 
fehlen. 

Im Rahmen des Finanzausgleichs hat sich der 
Bund — ' so der Bundeskanzler — voll in die Hände 
der Länder begeben; er sei so zum Bittsteller der 
Länder geworden und von ihnen deshalb abhängig; 
schließlich liege es an der CDU/CSU-Mehrheit im 
Bundesrat, ob der Bund im Bundeshaushalt Ein- 
schränkungen vornehmen muß, die er weder poli- 
tisch noch sachlich noch wirtschaftlich rechtfertigen 
könne. 

Ich bin der Meinung, daß sich der Bundeskanzler 
die Frage der Finanzierbarkeit nicht hätte so leicht 
machen dürfen. Hier handelt es sich in der Tat um 
ein sehr ernstes Problem, das nur gemeinsam gelöst 
werden kann. Meine Damen und Herren, Sie dürfen 
davon ausgehen, daß das die Finanzminister aller 
Länder gleichfalls wissen. Es ist uns jedoch nicht 
damit gedient — • ich sage das auf der Basis auch frü- 
herer Erfahrungen — , daß von vornherein versucht 
wird, den berühmten Schwarzen Peter weiterzuge- 
ben oder irgend jemandem in die Hand zu drücken. 
Die Länder werden bei diesen Verhandlungen dar- 
auf drängen müssen, daß auch der Bund politisch 
mitträgt und politische Aussagen darüber macht, bei 
welchen Ausgaben unter welchen Aufgabenblöcken 
die notwendigen Einschränkungen erfolgen müssen. 

Es muß daran erinnert werden, daß die große 
Steuerreform ursprünglich unter ganz anderen haus- 
haltsmäßigen Vorzeichen geplant war. Die Aufkom- 
mensneutralität der Gesamtreform war die Devise, 
wobei eine Erhöhung der Umsatzsteuer von der 
sozial liberalen Koalition seinerzeit mit einkalkuliert 
war. Wenn später an der Aufkommensneutralität der 
Steuerreform nicht mehr festgehalten worden ist, 
dann sollte nicht die Verantwortung für eine viel- 
leicht danach notwendig werdende Erhöhung der 


Mehrwertsteuer dem Bundestag oder dem Bundes- ^ ^ 
rat oder gar nur Teilen dieser Gremien schon jetzt 
zugeschoben werden. 

Die Bundesregierung ist da in einer glücklichen 
Lage. Sie erklärt einfach: Ich habe das nicht gewollt. 
Bundestag und Bundesrat haben aber so entschieden. 

Ich meine, festzuhalten ist in jedem Fall: Die Bun- 
desregierung und mit ihr die sozialliberale Koalition 
haben das ursprüngliche Reformkonzept verlassen. 

Sie haben nunmehr versucht, Strukturreform und 
Steuerentlastung zu verbinden. Dies, meine Damen 
und Herren, kann eben nicht gelingen. 

Dieser Versuch einer Kombination von Inflations- 
folgenentlastung und Steuerreform ist eine Quelle 
des Übels und eine Ursache dafür, daß ein Gesetz 
vorgelegt wird, welches von der Vorgabe einer 
möglichen Steuerentlastung von zirka 10 Milliarden 
DM bestimmt ist: Danach richteten sich alle für mög- 
lich gehaltenen Reformmaßnahmen. 

Damit wir uns hier nicht mißverstehen, sei folgen- 
des gesagt. Eine Inflationsentlastung in dieser Höhe 
hatten Bundesrat wie auch die CDU/CSU-Fraktion 
dieses Hauses schon früher gefordert. Aber an eine 
Steuerreform müssen nach Ihren eigenen Ankündi- 
gungen andere Ansprüche gestellt werden. Wenn 
dies zur Zeit nicht finanzierbar ist, weil eine Ver- 
brauchsteuererhöhung zum Ausgleich ausscheidet, 
dann sollte man nicht jetzt ein Gesetz mit der Über- 
schrift „Reform“ vorsehen, sondern ein Steuerän- 
derungsgesetz vorlegen, das den Inflationsausgleich 
bringt, und im zweiten Schritt dann eine tatsächliche 
Reform gesetzgeberisch vollziehen. P) 

Was ich hier sage, ist nun nicht eines bösen CDU- 
Politikers Idee, sondern der Vorschlag des Vorsit- 
zenden des Bundes der Steuerbeamten, Herrn Fre- 
dersdorf. Dieser Vorschlag ist der Bundesregierung 
und wohl auch in diesem Hause bekannt. Er geht 
von den gleichen Überlegungen aus wie ich und 
kommt dann auch zu diesem Ergebnis. 

(Abg. Offergeld: Zitieren Sie ihn dann bei 
anderer Gelegenheit auch einmal in diesem 
Haus!) 

— • Herr Kollege Offergeld, ich habe gar nichts dage- 
gen, daß Sie ihn auch zitieren. Es gibt eine Fülle 
interessanter Zitate bei Herrn Fredersdorf, nicht nur 
dieses. Aber die meisten davon werden Ihnen gar 
nicht so ganz lieb sein. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Aber, meine Damen und Herren, der entschei- 
dende Punkt ist — und ich meine, dies sollte nicht 
untergehen — : Nur auf einem inflationsbereinigten 
Steuerrecht läßt sich eine Steuerreform als Struktur- 
reform aufbauen; alles andere ist ein Mixtum com- 
positum von Dingen, die nicht vernünftig zueinander 
passen. 

Den Vorlagen der CDU/CSU-Fraktion und des 
Bundesrates wird entgegengehalten — dies ist auch 
hier geschehen — , im Falle ihrer Verwirklichung 
würde die Steuerreform verhindert. Ich habe diesen 
Einwand nie so ganz verstanden. Sofortentlastung 
und Steuerreform sind zwei verschiedene Vorhaben 
mit unterschiedlicher Zielrichtung, und ich halte es 
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deshalb auch nicht für möglich und für nicht gerecht, 
diese beiden Vorhaben miteinander zu vergleichen 
und danach zu argumentieren. Die Ansatzpunkte 
sind untersdiiedlidi. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bei dem ersten geht es um eine unaufschiebbare 
Maßnahme zur Milderung der ungerechtfertigten 
Uberbesteuerung und zur Zurückführung der über- 
proportional angestiegenen Steuerlast auf eine 
Steuerhöhe, die für reale Einkommen gedacht ist. 
Steuerreform kann dagegen nur als ein zukunft- 
orientiertes, umfassendes Vorhaben zur Neuord- 
nung des Steuerrechts verstanden werden, und ur- 
sprünglich ist man auch unter diesem Ansatz ange- 
treten. 

(Abg. Dr. Marx: So ist es!) 

Was heute jedoch dem Parlament zur Beschlußfas- 
sung als Steuerreform angeboten wird, bleibt hinter 
diesem Anspruch erheblich zurück. Nur aus dem 
Zwang, Steuerentlastung über den 1. Januar 1975 
hinaus dem Steuerzahler nicht vorenthalten zu kön- 
nen, sollen jetzt beide Vorhaben miteinander ver- 
quickt und mit dem Etikett „Steuerreform" versehen 
werden. 

Bei allen Bemühungen um sozial gerechtere Lö- 
sungen in Teilbereichen ergeben sich — das ist die 
ganz normale Konsequenz — neue Ungerechtigkei- 
ten. Auf Dauer angelegte Vereinfachungen sind 
nicht zu erkennen, und die daraus folgenden Unge- 
reimtheiten sind in der Debatte bereits deutlich ge- 
worden. Sie sind zudem auch aus Einwendungen des 
Bundesrates im ersten Durchgang hier bekannt, und 
ich möchte sie nicht wiederholen. 

Ich begrüße dankbar, daß der Finanzausschuß des 
Bundestages Anliegen des Bundesrates aufgenom- 
men hat, aber es ist doch nicht so, daß dies in einer 
Weise geschehen sei, daß man heute davon spre- 
chen könnte, daß diese Anliegen überwiegend auf- 
genommen worden sind. 

(Abg. Offergeld: Zählen Sie sie einmal auf!) 

Aufgenommen worden ist das Problem des Kinder- 
geldes als das gewichtigste? dies wird anerkannt. 
Aber auf eine ganze Reihe anderer Fragen, auf die 
ich gleich noch zu sprechen komme, sind Sie nicht 
eingegangen. Ich mache Ihnen das nicht zum Vor- 
wurf; das ist Ihr politisches Recht und Ihre poli- 
tische Entscheidung. Nur soll man das nicht so dar- 
stellen, als bestünde hier ein allgemeiner großer 
Konsens. Dies ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier als 
einen dieser Punkte wiederholen, daß ich insbeson- 
dere die Sonderausgabenregelung für äußerst be- 
denklich halte. Der Abzug eines festen Prozentsat- 
zes der Versorgeaufwendungen unabhängig von 
der individuellen Steuerbelastung erkennt die Lei- 
stungsminderung durch notwendige Ausgaben für 
die Alterssicherung bei Teilen der Bevölkerung 
nicht mehr an. Diese Bürger sollen, soweit sie als 
Unverheiratete Einkommen über 16 000 DM haben 
— • das ist weniger als das Durchschnittseinkommen 


in der Bundesrepublik — , ihre eigenen Aufwendun- 
gen für die Altersversorgung teilweise versteuern. 

(Abg. Offergeld: Das ist doch heute schon 
so!) 

— Aber Sie wollen ja reformieren? Sie wollen doch 
alles besser machen! 

(Abg. Offergeld: Bei Ihrem Vorschlag ist es 
auch so!) 

Meine Damen und Herren, dies ist mit dem Prinzip 
der Besteuerung nach der individuellen Leistungs- 
fähigkeit nicht vereinbar. 

Es empfiehlt sich, auch über die hohen Freibeträge 
bei den Sonderausgaben noch einmal nachzudenken, 
die bis zu 20 000 DM gehen. Das hört sich erfreu- 
lich an, nur: wieviel muß denn jemand verdienen, 
daß er 20 000 DM für die Altersversorgung aufbrin- 
gen kann? Wenn man also sagt — Frau Kollegin 
Funcke hat dies vorhin getan — , daß die Aufwen- 
dungen für die Altersversorgung sozusagen aus 
dem Kernbereich der Aufwendungen des einzelnen 
herausgenommen werden und es von daher ge- 
rechtfertigt sei, sie nur im Maße der Proportional- 
steuer zu entlasten, dann kann ich mich nur fragen: 
Wovon sollen denn Menschen noch leben, die diese 
20 000 DM aufgewandt haben, etwa zwei verdie- 
nende Ehepartner mit einem Einkommen in der 
Größenordnung von 40 000 bis 45 000 DM? Das ist 
ja kein Extremfall, sondern entspricht etwa dem 
Durchschnittseinkommen eines Ehepaares, dessen 
beide Teile verdienen. Man kann natürlich davon 
ausgehen, daß die 20 000 DM für die Altersversor- p) 
gung aufwenden konnten? ich habe aber einigen 
Zweifel, ob diese Rechnung einigermaßen ver- 
nünftig ist. 

Ich bin mit Herrn Fredersdorf der Meinung, wenn 
er schreibt — ich darf ihn noch einmal zitieren, weil 
es so schön ist — , am besten stehe in diesem Zu- 
sammenhang der Spitzenverdiener da — für den 
Sie ja gar nicht soviel tun wollen — , weil allein er 
in der Lage sei, die neuen Höchstbeträge auszu- 
schöpfen und trotz des auf 22 Vo begrenzten Abzugs 
zu wesentlich günstigeren Steuerersparnismöglich- 
keiten als bisher zu kommen. 

Es müßte die sozialliberale Koalition doch be- 
denklich stimmen, wenn ein Sachverständiger aus 
ihren eigenen Reihen über die Neuregelung der Vor- 
sorgeaufwendungen wie folgt urteilt — ich bitte um 
die Erlaubnis, hier zitieren zu dürfen — : 

Dies ist die Pervertierung sozialdemokratischer 
Politik: für den Kleinen keine Verbesserung, 
für den Großen der höchste Nutzen und für den 
Mittleren die Last. 

(Abg, Offergeld: Das glauben Sie doch sel- 
ber nicht!) 

Völlig unbefriedigend ist ferner, daß das Problem 
der Ungleichbehandlung der Selbständigen gegen- 
über den Unselbständigen bei den Vorsorgeaufwen- 
dungen nicht gelöst wird. Wo bleibt denn die Har- 
monisierung der Ausbildungsförderung, wo bleibt 
die Vereinheitlichung der Besteuerung der im Alter 
bezogenen Einkünfte? Diese Probleme sind doch 
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(A) nicht gelöst! Ich geibe zu, daß hier Schwierigkeiten 
bestehen. Ich sehe auch Probleme hinsichtlich der 
Aufkommensfragen. Nur, meine Damen und Herren, 
dann soll man nicht mit dem Anspruch antreten, man 
mache ein Steuerreformgesetz; dann sollte man den 
Korb der Ansprüche etwas niedriger hängen, der 
Ansprüche, die man an sich selbst stellt und die man 
erfüllen kann. 

Herr Kollege Offergeld, Sie haben vorhin die Um- 
stellung in diesem Bereich gerechtfertigt und haben 
als sozial besonders fortschrittlich z. B. die Einfüh- 
rung oder die Erhöhung bestimmter Freibeträge auf- 
geführt, z. B. des Arbeitnehmerfreibetrages, der der 
sozialen Gerechtigkeit wegen auch nur mit einem 
bestimmten Satz von der Steuer abgezogen werden 
soll. Sie erwähnten zwei Sätze danach die Einfüh- 
rung des Freibetrags für die alleinstehende Mutter 
mit Kind. Nur haben Sie dabei vergessen, zu sagen, 
daß dieser Betrag nach wie vor von der Bemes- 
sungsgrundlage abgezogen wird. Das heißt. Sie ar- 
gumentieren in dem einen Fall, es sei sozial gerech- 
ter und unbedingt notwendig, es sei ein ganz großer 
Fortschritt, wenn die Entlastung aus dem Arbeit- 
nehmerfreibetrag praktisch allen in gleicher Höhe 
zukomme; gleichzeitig loben Sie einen anderen Frei- 
betrag, der die hochverdienende Mutter wesentlich 
besser stellt als die geringverdienende Mutter. Wo 
bleibt denn da die Konsequenz und die unbedingte 
. Lückenlosigkeit Ihrer Argumentation? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich meine, es sollte 
schon bedenklich stimmen — lassen Sie mich das 
gerade aus meiner eigenen Situation heraus sagen; 
ich glaube, das ist hier einmal zulässig — wenn 
diese oben dargestellte Erschwernis der Altersver- 
sorgung alle diejenigen ausspart, deren Pensions- 
anwartschaften steuerfrei gebildet werden. Dies be- 
deutet, daß die künftigen Bezieher höherer Beamten- 
pensionen und vergleichbarer Bezüge aus dieser 
Neuregelung den größten Nutzen haben. Ich darf als 
Abgeordneter eines Landtags hinzufügen, weil ich 
mich dabei gar nicht wohl fühle, daß auch die Par- 
lamentarier zu den durch diese Neuregelung Privi- 
legierten gehören. Können wir dies wollen, und 
wollen Sie dies als Ergebnis besonderen sozialen 
Fortschritts hier anpreisen? 

Wie soll man dem Steuerzahler verständlich ma- 
chen, daß es für Unterhaltsleistungen an Angehö- 
rige eine unterschiedliche Entlastung gibt, und zwar 
je nach dem, ob es sich um ein Kind handelt, für das 
er Kindergeld bezieht, oder ob es sich um einen 
anderen Angehörigen handelt? Auch die unter- 
schiedliche Behandlung der Gastarbeiterkinder ge- 
genüber den kindergeldberechtigten Kindern wird 
sich als ernsthaftes sozialpolitisches Problem her- 
ausstellen. 

Als ausgesprochen unsozial muß ich die schon er- 
wähnte Neuregelung zum Arbeitnehmerfreibetrag 
deshalb empfinden, weil im Gegensatz zum Freibe- 
trag für freie Berufe und für Landwirte der Abzug 
nicht mehr von der Berne ssungsgrundlage, sondern 
von der Steuerschuld erfolgen soll, obwohl bei den 
beiden anderen Freibeträgen eine entsprechende 


Änderung nicht vorgesehen ist. Dies erfolgt doch 
letztlich deshalb, weil man sich im Rahmen dieses 
10-Milliarden-DM-Programms bewegen möchte. Dies 
bestimmt die Struktur, und dies bestimmt dben auch 
die negative Qualität des Programms. Ich meine, 
daß das Gesetz dadurch unsozial wird, weil es im 
bisherigen Durchgang nach dem Motto gestaltet 
worden ist: es muß in jedem Falle eine Reform her, 
um welchen Preis auch immer. Ich halte das für das 
Sachanliegen nicht für förderlich. 

Zur Tarifgestaltung! Die Finanzminister der Län- 
der haben sich zwar für den im Gesetzentwurf ent- 
haltenen Tarif mit der ausgedehnten Proportional- 
zone ausgesprochen, weil dieser Tarif kurzfristig 
Erleichterungen für die Verwaltung schafft. Wer 
aber eine zukunftsorientierte Steuerreform machen 
will, kann auf den durchgehenden Progressionstarif 
nicht verzichten. Insofern besteht Einmütigkeit. In 
der Stellungnahme der Finanzminister ist deshalb 
auch deutlich gemacht worden — und wenn man 
uns zitiert, bitte ich, uns vollständig zu zitieren — , 
daß der vorliegende Tarif nur als Tarif für eine 
Übergangszeit von höchstens zwei Jahren in Be- 
tracht kommen kann und daß als Reformtarif ein 
Tarif mit durchgehendem Progressionsverlauf späte- 
stens zum 1. Januar 1977 eingeführt werden müßte. 
In Anbetracht der Vorläufigkeit des Tarifs — das 
heißt doch wohl: eines ganz wesentlichen Bestand- 
teils des Gesetzes — wird doch wohl niemand von 
einer Reform sprechen können. Es wäre eine Reform, 
die den Ansatz zur nächsten Reform bereits in sich 
trägt. 

Im übrigen darf die Tariffrage nicht isoliert be- 
trachtet werden, sondern sie kann nur im Zusam- 
menhang auch mit der Bemessungsgrundlage gese- 
hen werden. Es kommt darauf an, was im einzelnen 
zu der Bemessungsgrundlage gehört. Ich sehe daher 
einen sehr engen Zusammenhang zwischen der 
Frage der Behandlung der Vorsorgeaufwendungen 
und der Frage der Tarifgestaltung. Meine Zustim- 
mung zu dem vorliegenden Tarif steht deshalb 
durchaus unter dem Vorbehalt, daß der Abzug der 
Vorsorgeaufwendungen aus der Bemessungsgrund- 
lage erhalten bleibt. Hierzu hat sich der Bundesrat 
bisher in keiner Weise abweidiend geäußert. 

Mir erscheint noch ein Hinweis auf die haushalts- 
mäßigen Konsequenzen wichtig. Eine Steuerent- 
lastung wird uns allen — das unterstreiche ich — 
in den Haushalten schwerfallen. Das gilt für den 
Bund, das gilt auch für die Länder, und das gilt für 
die Gemeinden. Ich stehe dabei zu der seinerzeit 
vereinbarten Revisionsklausel, auch jetzt, wo sie 
höchstwahrscheinlich dem Bund zugute kommt. Be- 
züglich des Termins, wann verhandelt werden soll, 
weiß ich, daß Absprachen zwischen dem Bundes- 
kanzler und den Ministerpräsidenten bestehen. Ich 
nehme an, daß sich an dieser Termingestaltung 
nichts dadurch ändert, daß jetzt derjenige, der gibt, 
und derjenige, der nimmt, andere sind. 

Daß diese steuerlichen Mindereinnahmen insge- 
samt uns jetzt schmerzen — ich mache daraus gar 
kein Hehl — -, hängt aber doch vor allen Dingen da- 
mit zusammen, daß wir uns alle an inflationsbe- 
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' ’ dingte Steuermehreinnahmen gewöhnt haben, und 
zwar außergewöhnliche Lohnsteuermehreinnahmen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

die nach den Intentionen des Gesetzgebers ursprüng- 
lich überhaupt nicht zur Finanzierung der Staatsaus- 
gaben bereitstehen sollten. Diese Zahl wird allein 
für 1974 auf etwa 30 Milliarden geschätzt, wenn ich 
von der damaligen Intention des Gesetzgebers aus- 
gehe. Es ist falsch, wenn behauptet wird — so auch 
der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung — , 
die Belastung der Steuerzahler werde jährlich um 
10 bis 12 Milliarden geringer sein. Dann meint doch 
jeder Leser — ich möchte jetzt hierbei dasselbe voll- 
ziehen, was Herr Offergeld vorhin versucht hat — , 
er brauche 1975 weniger zu zahlen, als er 1974 ge- 
zahlt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau darum 
geht es!) 

Genau dies wird nicht der Fall sein. Das Gesamt- 
steueraufkommen der Bundesrepublik wird ohne 
Rechtsänderung von 253 MilliaMen in 1974 auf 
274 Milliarden in 1975 steigen. Die geplanten Ent- 
lastungen, um die es jetzt hier geht — wenn ich der 
Vorlage der Koalitionsparteien folge — , werden das 
Wachstum von 21 auf ca. 10 Milliarden mindern. 
Dies ist die Tatsache! 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Das bedeutet also, daß nicht der zu zahlende Steuer- 
betrag niedriger sein wird, sondern daß der Zuwachs 
gemildert wird. Darum bin ich der Meinung, daß 
(B) man, wenn man ehrlich argumentiert — und darum 
ist gebeten worden — , davon reden sollte und nicht 
von einer Minderung der Belastung des Betroffenen 
gegenüber dem, was er zur Zeit zahlt j im Endergeb- 
nis der Gesamtsteuern wird das nicht der Fall sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn die Länder für 
die Steuerreform Verantwortung mit übernehmen 
sollen, dann muß aber der Bundestag auch ein Ge- 
setz verabschieden, daß diesen Namen verdient. Der 
vorliegende Gesetzentwurf wird dem, wie ich meine, 
nicht gerecht. Es wurde dem Steuerzahler eine um- 
fassende Steuerreform versprochen, und ich habe 
bereits einige Probleme aus der Einkommensteuer 
bezeichnet, die unerledigt bleiben; auf der Strecke 
göblieben ist auch die Frage des Abbaus der Steuer- 
vergünstigungen. 

Ein enger Zusammenhang der Einkommensteuer- 
reform besteht ferner zur Körperschaftsteuerreform, 
die im Moment praktisch nur als Merkposten weiter- 
geschoben wird. Wir begrüßen es, daß die Bundes- 
regierung an diesem Vorhaben Körperschaftsteuer 
festhalten will, auch wenn sie die Verwirklichung 
nun wiederum um ein Jahr hinausgeschoben hat. 
Bereits anläßlich des ersten Durchgangs im Bundes- 
rat habe ich betont, daß ein solches Junktim zwi- 
schen der Vermögensbildung und der Körperschaft- 
steuer nicht zwingend ist. Damals habe ich den 
Widerspruch des Vertreters der Bundesregierung zu 
diesem Punkt gefunden. Um so mehr empfinde ich 
Genugtuung, wenn die Bundesregierung dieser Ein- 


sicht jetzt folgt und dieses Junktim offensichtlich 
selbst aufhebt. 

Im Zusammenhang mit der Körperschaftsteuer- 
reform habe ich bereits die Frage der Arbeitnehmer- 
stiftung angesprochen. Ich bin der Meinung, daß wir 
uns, wenn die Körperschaftsteuerreform jetzt hin- 
ausgeschoben werden wird, zu einem früheren Zeit- 
punkt mit der Frage der Arbeitnehmerstiftung 

— entgegen der ursprünglichen Konzeption — wie- 
der werden beschäftigen müssen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich resü- 
mieren: Ich glaube, daß der Bereich dieser Gesetz- 
gebung außerordentlich wichtig ist und daß er nicht 
als ein Experimentierfeld für parlamentarische 
Kraftakte benutzt werden sollte. Der Gesetzgeber 
ist hier zu größtmöglicher Sorgfalt verpflichtet. Von 
daher erscheint mir der vorliegende Einkommen- 
steuergesetzentwurf noch nicht verabschiedungsreif. 

Es besteht Übereinstimmung, daß eine Steueient- 
lastung spätestens zum 1. Januar 1975 kommen muß, 
und sie soll dem Steuerzahler schnell und auf ein- 
fache Weise gewährt werden. Bundesrat und CDU/ 
CSU-Fraktion dieses Hauses haben dazu Vorschläge 
gemacht. Im Interesse des Steuerzahlers sollte eine 
Verständigung, wie ich meine, darüber möglich sein. 

Eine wirkliche Steuerreform danach wird durch diese 
Sofortentlastung nicht verhindert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dn Jaeger: Das Wort hat als 
Vertreter des Bundesrats Herr Staatssekretär Hiller- 
meier vom Bayerischen Staatsministerium der Finan- (D) 
zen. 

(Abg. Offergeld: Oh Gott, oh Gott! — Un- 
ruhe.) 

— Ich bitte um Aufmerksamkeit für den Redner, der 
ja Gast in diesem Hause ist. 

Staatssekretär Dr. Hillermeier (Bayern): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates, der auf eine 
bayerische Initiative zurückzuführen ist, ist in dieser 
Diskussion des öftern apostrophiert worden. Ich darf 
deshalb einige Bemerkungen zur Verdeutlichung 
dieses Vorhabens machen. 

(Zuruf des Abg. Offergeld.) 

— Im übrigen, Herr Offergeld, ist das inzwischen 
eine Initiative des Bundesrates geworden. Ich nehme 
dankbar zur Kenntnis, daß Sie bisher immer nur 
vom bayerischen Entwurf gesprochen haben und da- 
mit den Stellenwert Bayerns beachtlich gehoben 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich darf noch einmal drei klare Aufgaben und 
Ziele dieses Gesetzentwurfes umreißen. Ich möchte 
annehmen, daß darin in der Tat, Herr Offergeld, eine 
Konzeption zu erkennen ist; es ist nicht etwa etwas 
bruchstückweise aus den bisherigen Verhandlungen 
herausgenommen und zu einer eigenen Initiative 
gemacht worden. Diese drei Ziele sind: 
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(A) Erstens. Den Steuerzahlern soll noch für 1974 — 
und nicht erst zu Beginn des nächsten Jahres — 
steuerliche Entlastung dafür gewährt werden, daß 
mit der inflationären Entwicklung in allen Einkorn- 
mensbereichen eine immer schärfere Steuerprogres- 
sion einhergeht. 

Zweitens. Mit dieser sofortigen Entlastung sollte 
die Zeit für eine fachgerechte und mit der gebotenen 
Gründlichkeit zu beratende Reform der Ertrag- 
steuern gewonnen werden. Wir haben die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben, daß hierzu nicht nur die 
Möglichkeit besteht, sondern daß sie auch noch ge- 
nützt wird. 

Drittens. In seinem zweiten Teil sieht der Gesetz- 
entwurf schließlich'jeweils zum Oktober eines jeden 
Jahres und erstmals in diesem Jahr einen Jahres- 
tarifbericht vor, in welchem die Bundesregierung 
den Einfluß der Preisentwicklung auf die Steuerlast 
darzulegen hat. Damit soll verhindert werden, daß 
nicht mehr der Gesetzgeber, sondern die Inflation 
die Höhe der Steuerlast bestimmt, wie es im Augen- 
blick der Fall ist. 

Die Steuerlastquote wird in diesem Jahr — lassen 
Sie mich damit auch noch einmal die absoluten Zah- 
len, die vorhin Herr Minister Gaddum und vorher 
schon der Herr Abgeordnete Dr. Häfele genannt hat, 
unterstreichen; ich glaube. Ihnen damit eine weitere 
Grundlage für das Anliegen des Bundesrates darzu- 
legen — mit etwa 25 Vo eine neue Rekordmarke er- 
reichen. Verantwortlich dafür ist nicht nur die Serie 

(B) offener Steuererhöhungen vergangener Jahre — 
auch darüber könnte man, wie ich glaube, noch ein- 
mal ein Wort reden — , sondern gerade der Um- 
stand, daß die Steuerzahler mit ihren nominal er- 
höhten Einkommen, denen nur teilweise eine reale 
Kaufkraftverbesserung gegenübersteht, in eine im- 
mer stärkere Steuerprogression hineinwachsen. 

Allein bei der Lohnsteuer belief sich die progres- 
sionsbedingte Zunahme im Jahre 1973 auf 5,38 Mil- 
liarden DM, und sie wird in diesem Jahr mehr als 
6,5 Milliarden DM ausmachen. Diese Entwicklung 
führt zu dem Ergebnis — sie muß dazu führen — , 
daß die für das nächste Jahr geplanten Steuersenkun- 
gen nur einen Bruchteil dessen zurückgeben — das 
ist soeben von Herrn Minister Gaddum an Hand von 
Zahlen noch einmal klar und deutlich beispielhaft 
dargestellt worden — , was den Steuerzahlern zuvor 
in Form inflationärer Steuererhöhungen genommen 
wurde. 

Im Bundesrat hat der Vertreter der Bundesregie- 
rung unserem Gesetz verschiedene Einwände ent- 
gegengehalten. So wurde erklärt, die bayerische 
Initiative erschwere die eigentliche Strukturreform 
der Einkommensteuer, indem sie die Finanzmasse 
vorab verteile, die zur eigentlichen Reform notwen- 
dig sei. Dieses Argument ist absolut unrichtig. 

Man muß die Frage stellen: weshalb sollte der 
Gesetzgeber z. B. später gehindert sein, auch die er- 
höhten Kinderfreibeträge zu streichen, wenn er dies 
für richtig hält? Gerade erhöhte Kinderfreibeträge 
reservieren doch eine größere Finanzmasse für die 
Reform des Kinderlastenausgleichs. 


Auch das weitere Argument, eine Erhöhung der 
Kinderfreibeträge begünstige die Bezieher größerer 
Einkommen, haben wir bereits zurückgewiesen und 
müssen dies noch einmal tun. Nach unserer Auffas- 
sung sollen die Steuern zwar jedem das Seine, aber 
nicht jedem das gleiche geben. 

Würde die Bundesregierung selbst ihr Argument 
ernst nehmen, wäre es schlechthin unverständlich, 
weshalb auch sie in ihrem Gesetzentwurf vorschlägt, 
verschiedene Freibeträge heraufzusetzen. Wenn wir 
weiter vorgeschlagen haben, den Grundfreibetrag zu 
erhöhen, so ist damit in der Tat eine lineare Steuer- 
senkung für alle Steuerzahler verbunden. Ich brauche 
nicht hinzuzufügen, daß bekanntlich sämtliche Steuer- 
zahler unter einer inflationär erhöhten Steuerlast zu 
leiden haben. 

Hier darf ich eine Bemerkung einfügen und damit 
den Vorwurf zurückweisen, daß mit der bayerischen 
Initiative — sprich; der Bundesratsinitiative — der 
Steuerreform irgendwie ein Hindernis in den Weg 
gelegt werden soll. Es wird doch immer wieder ver- 
kannt — auch soeben in den Diskussionsbeiträgen 
von der verehrten Frau Funcke und von Ihnen, Herr 
Offergeld — , daß es sich hier um eine Übergangs- 
lösung für das Jahr 1974 und um nichts anderes 
handelt. 

Ich darf vielleicht einmal die Überlegungen an- 
stellen, ob es so schwer erkennbar ist, daß gewisse 
innere Zusammenhänge zwischen einem vermindert 
vorgeschlagenen Grundfreibetrag, nämlich nur in der 
Höhe von 2 400 DM, und einer Erhöhung des Kinder- 
geldes bestehen. Ich glaube, der innere Zusammen- (D) 
hang ist doch ganz klar darin ersichtlich. Wir haben 
selbstverständlich auch die Deckungsfrage berück- 
sichtigt. Wir glauben, in einer Übergangszeit, näm- 
lich für das Jahr 1974, einen auf beschränkte Zeit 
geringeren Grundfreibetrag in Kauf nehmen zu kön- 
nen, um damit den Familien mit vielen Kindern die 
inflationsbedingten Mehrbelastungen jedenfalls eini- 
germaßen erträglich zu machen. 

Vizepräsident Dr, Jaeger; Herr Staatssekre- 
tär, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord- 
neten Offergeld? 

Staatssekretär Dr. Hillermeier (Bayern): Bitte 
sehr. 

Offergeld (SPD) : Herr Staatssekretär Hiller- 
meier, nachdem Herr Häfele uns die Rechnung In- 
flationsentlastungsgesetz der CDU/CSU plus unser 
Kinderlastenausgleich aufgemacht hat, verstehe ich 
Sie dann richtig, daß Sie diesem Vorschlag nicht zu- 
stimmen, daß Sie statt Kinderlastenausgleich, wie 
wir ihn wollen, Ihre Kinderfreibeträge wollen, daß 
hier also eine Diskrepanz zwischen dem, was der 
Sprecher der Opposition, und dem, was Sie als Ver- 
treter des Freistaates Bayern wollen, besteht? 

Staatssekretär Dr. Hillermeier (Bayern) : Die 
Frage hätten Sie, Herr Kollege Offergeld, in dieser 
Form eigentlich gar nicht stellen dürfen, wenn Sie 
meine Formulierung von der Übergangslösung 1974 
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richtig aufgenommen hätten. Die Diskrepanz besteht 
deshalb nicht, weil die Lösung Kindergeld, die vor- 
hin auch von den Kollegen der Opposition ab Januar 
1975 für richtig gehalten wurde, ja noch nicht 1974 
gelten kann. Nur dafür ist unsere Lösung gedacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Niegel: 

Herr Offergeld muß zwischen 1974 und 1975 
unterscheiden!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie, Herr 
Staatssekretär, eine weitere Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Funcke? Sie steht zur Rechten. Aber 
ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß Sie das 
Recht haben, Zwischenfragen abzulehnen. 

Staatssekretär Dr. Hillermeier (Bayern): Bitte 
sehr. 

Frau Funcke (FDP): Sehen Sie nicht, daß Sie 
dann, wenn Sie Ihre Lösung jetzt für ein halbes 
Jahr durchsetzen wollen, Berechtigungen schaffen, 
die von der dann folgenden Form des Kindergelds 
nicht aufgefangen werden können, so daß bei denen, 
die in einer hohen Steuerprogression durch höhere 
Freibeträge entlastet werden, das Kindergeld gar 
nicht zu ähnlichen Beträgen aufsteigen kann und 
damit Besitzstände wieder abgebaut werden müs- 
sen? 

Staatssekretär Dr. Hillermeier (Bayern): Frau 
Kollegin Funcke, damit haben Sie eigentlich den 
Beweis geführt, wie bedenklich die von Ihnen vor- 
geschlagene Lösung ist, die zwar auch von uns mit- 
getragen wird, wo aber nach wie vor eine Reihe 
von Bedenken, und nicht nur verfassungsrechtlicher 
Art, bestehen. Ihre Frage ist der beste Beweis für 
die Bedenklichkeit dieser Lösung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Offergeld: 

Das wollten wir mal hören!) 

Im übrigen möchte ich mir erlauben, doch auch 
einmal zu bemerken, daß es doch wohl etwas ab- 
wegig ist, vom Bundesrat bzw. der CDU/CSU-Mehr- 
heit im Bundesf at immer nur als einem verlängerten 
Arm der Opposition zu reden. 

(Abg. Offergeld: Sie sind das beste Beispiel 
dafür!) 

Das dürfte wohl in Zukunft 

(Abg. Offergeld: Noch deutlicher werden!) 

von Ihnen nicht mehr behauptet werden können; 
denn hier hat nun in der Tat der Bundesrat einmal 
— allerdings mit zeitlicher Begrenzung ■ — eine 
andere Lösung gefunden. Sie rügen das. Ich möchte 
mich bei Frau Funcke bedanken, daß sie die Eigen- 
ständigkeit des Bundesrates bzw. der CDU/CSU in 
diesem Bundesrat deutlich unterstrichen und damit 
zum Ausdruck gebracht hat, daß wir nicht ein ver- 
längerter Arm der Fraktion schlechthin sind. 

Wir bedauern es außerordentlich, daß die Bun- 
desregierung trotz, glaube ich, guter Gründe nicht 
bereit war und offensichtlich auch nicht bereit ist, 
dem Gesetz, das als Sofortprogramm geplant ist. 


zuzustimmen. Leider hat es die Bundesregierung 
statt dessen vorgezogen, unsere Vorschläge abzu- 
lehnen und dafür in einer beispiellosen Hektik nur 
Bruchstücke ihres ursprünglichen Gesetzentwurfes 
durchzubringen, um nicht zu sagen: durchzupeit- 
schen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja lächerlich!) 

Ich glaube auch, daß es heute und hier nicht die 
Zeit ist, seitens des Bundesrates alle Mängel des 
Gesetzentwurfes der Bundesregierung aufzuzeigen. 
Hierzu werden wir im Bundesrat noch hinreichend 
Gelegenheit haben. Ich möchte mich deshalb auf 
wenige Bemerkungen beschränken: 

Erstens. Ich möchte noch einmal deutlich wieder- 
holen: Das hier praktizierte Gesetzgebungsverfahren 
gibt zu größten Bedenken Anlaß. Es ist einfach eine 
schlechte Sache, dem Bundesrat als gleichgewichti- 
gem Verfassungsorgan in diesem Bereich und in 
diesem Verfahren zunächst einen umfassenden Ge- 
setzentwurf zur Stellungnahme vorzulegen, alsbald 
nach der Stellungnahme aber zu erklären, der Ge- 
setzentwurf werde zunächst nicht weiter verfolgt, 
und dann nach der Art eines Bonbonfabrikanten 
einige Maßnahmen auf den Gesetzgebungsweg zu 
bringen, die politisch besonders attraktiv erscheinen. 
So war doch die Situation. 

Zweitens. Die Vorschläge zum Familienlastenaus- 
gleich, zum Tarif- und zum Arbeitnehmerfreibetrag 
verschärfen die inflationäre Entwicklung der Steuer- 
last. Sie entsprechen außerdem nicht unseren Vor- 
stellungen von einer leistungsgerechten Besteuerung 
und zielen letzten Endes dahin, Leistung zu bestra- 
fen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
sollten es sich allmählich abgewöhnen, ständig die 
Redewendung von der angeblichen Privilegierung 
der Reichen zu gebrauchen. Dies ist doch reichlich 
billig. In diesem Zusammenhang darf ich noch einmal 
betonen, daß wir eine Erhöhung des Kindergeldes 
begrüßen, da gerade die kinderreichen Familien 
durch die Inflation besonders hart getroffen werden. 

Drittens. Ein ordnungsgemäßer Verwaltungsvoll- 
zug des Kinderlastenausgleichs zu Beginn des näch- 
sten Jahres ist nicht gewährleistet, wenn ich insbe- 
sondere an die Bearbeitung und Auszahlung des 
Erstkindergeldes erinnere. Hier gibt es auch seitens 
der Arbeitsverwaltung einige Einwände. 

Viertens. Der Gesetzentwurf wahrt nicht den not- 
wendigen Zusammenhang mit der Körperschaft- 
steuerreform. 

Meine Damen und Herren, man könnte diese Kri- 
tik in der Tat noch beliebig fortsetzen. 

Recht seltsam liest sich auch die Stellungnahme 
der Bundesregierung zu dem vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Jahrestarifbericht. Was soll eigentlich 
das Argument, so wie es formuliert ist, ein solcher 
Jahres tarif bericht, komme in seiner Auswirkung 
einer Indexklausel im Steuerrecht sehr nahe? Hier- 
zu ist zu sagen, daß der Jahrestarifbericht gerade das 
Gegenteil einer Indexklausel ist, da die Einkom- 
mensteuer nicht automatisch an die Preisentwicklung 
angepaßt werden soll, sondern die Anpassung dem 
ausdrücklichen Entschluß des Gesetzgebers Vorbe- 
halten bleiben soll. 
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' Völlig unerfindlich bleibt in der Stellungnahme 
der Bundesregierung auch, weshalb ein Rückgängig- 
machen inflationärer Steuererhöhungen die Infla- 
tionsmentalität verstärken sollte. In letzter Zeit ist 
doch nahezu einhellig anerkannt worden — auch der 
Herr Bundeskanzler hat dies in seiner Regierungs- 
erklärung eingeräumt — , daß inflationäre Steuer- 
erhöhungen gerade zu einer Verstärkung der Infla- 
tion beitragen. 

Interessanterweise haben gerade zwei neuere 
offizielle Äußerungen der Bundesregierung selbst 
die Notwendigkeit eines Jahres’tarifberichts unter- 
strichen. Ich verweise hierzu einmal auf die Bundes- 
tagsdrucksache 7/1822 vom 15. März 1974. Auf eine 
Kleine Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird dort auf Seite 4 ausgeführt, es sei nicht mög- 
lich, das voraussichtliche Steuermehraufkommen aus 
den Tarifabschlüssen im öffentlichen Dienst zu er- 
mitteln, da hierzu die notwendigen statistischen Un- 
terlagen fehlten. Und schon früher hat der damalige 
Staatssekretär Hermsdorf in der Fragestunde vom 
22. Februar 1973 erklärt, die Bundesregierung sehe 
sich nicht in der Lage, den Anteil der Mehreinnah- 
men zu ermitteln, der auf den nur nominellen Ein- 
kommenszuwachs zurückzuführen ist. 

Hier muß doch die Frage erlaubt sein, meine sehr 
verehrten Damen und Herren: Sind diese beiden 
Äußerungen der Bundesregierung eigentlich nicht 
das beste Plädoyer dafür, künftig einen Jahrestarif- 
bericht vorzusehen und dazu die notwendigen stati- 
stischen Unterlagen zu beschaffen? Wollen wir es 
weiter hinnehmen, so muß man fragen, daß die Höhe 
der Steuerlast nicht auf dem Willen des Gesetzge- 
bers beruht, sondern auf der Entwicklung der Löhne 
und Preise? Weshalb scheut man hier, so muß ich 
fragen, das Antlitz der Öffentlichkeit? Wir sind der 
Ansicht, daß es in einer Demokratie an sich selbst- 
verständlich sein sollte, dem Steuerzahler jährlich 
Rechenschaft darüber abzulegen, wie sich die Steuer- 
last entwickelt hat und welche Folgerungen die je- 
weilige Bundesregierung daraus zieht. 

Es zeugt auch gewiß von keinem guten Demo- 
kratieverständnis, wenn man glaubt es nötig zu 
haben, „kalte" Steuererhöhungen vor dem Bürger 
zu verheimlichen. Wird hier nicht der Eindruck ver- 
stärkt, daß es der Staat mit der Inflationsbekämp- 
fung gar nicht so ernst meint und er einer der Nutz- 
nießer der Inflation sein will? 

Wir sind deshalb der Auffassung, daß gerade 
in diesem Bereich dem Steuerzahler klarer Wein 
eingeschenkt werden muß. Dem mündigen Staats- 
bürger sind wir das einfach schuldig, wenn nicht die 
Inflation auf kaltem Wege zu einem ständig höhe- 
ren Anteil des Staates am Sozialprodukt führen soll. 

Zusammenfassend, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, möchte ich meinen, daß es dieser Ent- 
wurf wirklich verdient, noch einmal ernsthaft in 
Ihre Überlegungen einbezogen zu werden, um zu 
einem guten, brauchbaren und zukunftsträchtigen 
Gesamtergebnis zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 


Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Gesetz, das heute beraten 
wird, ist aus dem Gesamtbereich der Steuerreform 
das Kernstück. Für die große Masse der Bürger 
und Steuerzahler verkörpert es — nicht ganz zu- 
treffend, aber verständlicherweise — die Steuer- 
reform schlechthin, verständlich deshalb, weil die- 
ses Gesetz die Einkommen- und Lohnsteuer refor- 
miert, mit der fast alle Bürger, vor allen Dingen 
fast alle Arbeitnehmer, durch den Lohnsteuerabzug 
ständig konfrontiert sind. Die Reform schafft außer- 
dem ein neues Kindergeldsystem, das erstmals alle 
Familien mit Kindern schon vom ersten Kind an 
einschließt. Schließlich schafft die Reform eine 
sozial gerechtere Sparförderung, die nur noch den- 
jenigen zugute kommen soll, die einer staatlichen 
Hilfe beim Sparen bedürfen. 

Die Reform bringt einen neuen Steuertarif, der 
für kleinere und mittlere Einkommen die Einkom- 
men- und die Lohnsteuer senkt und wieder rund 
60 ®/o aller Steuerpflichtigen vor den Auswirkungen 
der Progression bewahren wird. Dabei beruht die 
Steuersenkung in erster Linie auf der Erhöhung des 
Grundfreibetrages auf 3 000 DM für Ledige, 

6 000 DM für Verheiratete. Die daran anschließende 
Proportionalzone mit ihrem einheitlichen Steuersatz 
für alle reicht künftig bis zu einem Jahreseinkom- 
men von 16 000 DM bei Ledigen, von 32 000 DM bei 
Verheirateten. 

P) 

Diese starke Ausweitung der Proportionalzone 
hat nicht nur zur Folge, daß zunächst einmal nur 
noch zwei Fünftel aller Steuerpflichtigen überhaupt 
die Steuerprogression spüren werden, sondern sie 
befreit auch die Finanzverwaltung in beinahe 
800 000 Fällen von der Notwendigkeit, Einkommen- 
steuerveranlagungen durchzuführen, — eine be- 
trächtliche Vereinfachung. Der Steuersatz in der 
Proportionalzone soll in Zukunft 22 Vo statt früher 
19% betragen. Ohne diese Anhebung hätte man 
die Proportionalzone nicht so weit ausdehnen kön- 
nen. Das müssen sich alle diejenigen sagen lassen, 
die diese 22 % angreifen. Bei einem niedrigeren 
Steuersatz wären auch die Einkommen, die unter- 
halb der Grenzen von 16 000 oder 32 000 DM liegen, 
unverhältnismäßig stark entlastet worden. 

Das Entscheidende ist, daß trotz der Anhebung 
des Proportionalsteuersatzes durch die starke Er- 
höhung der Gnindfreibeträge die Steuern eben nicht 
nur für die unteren, sondern auch für die mittleren 
Einkommen gesenkt werden. Das gilt, obwohl die 
Steuerprogression oberhalb der Proportionalzone 
dann gleich schon mit einem Satz von 30,8 Vo be- 
ginnt. Dieser Satz mußte gewählt werden, um noch 
weitergehende Entlastungen in den hohen Einkom- 
mensbereichen und zusätzliche hohe Steuerausfälle 
dort zu vermeiden. Im übrigen läge auch bei dem 
von der Opposition vorgeschlagenen Progressions- 
tarif der Steuersatz im Ergebnis nachher zum Teil 
etwa auf der gleichen Höhe. 

Insgesamt wird hier etwas verwirklicht, was 
jedenfalls verbal, wie mir schien, auch das Ziel der 
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Opposition ist, so wie sie es gesagt hat. Denn die 
Bezieher sehr hoher Einkommen werden zur Finan- 
zierung öffentlicher Aufgaben und Ausgaben etwas 
stärker herangezogen. Wenn Sie das so, wie Sie es 
gesagt haben, meinen, ist das ja wohl in Ordnung. 

Durch das neue Kindergeldsystem wird endlich 
für die Familien mit Kindern — und zwar endlich 
für alle, nicht nur, wie bisher, für den öffentlichen 
Dienst — ein gerechtes System staatlicher Leistung 
geschaffen. Vor allen Dingen wird mit den Unge- 
rechtigkeiten Schluß gemacht, die nach langem Zau- 
dern nun, wie es scheint, auch die Opposition end- 
lich erkannt und ausgesprochen hat. Bisher ist es 
doch so, daß diejenige Familie auf Grund der noch 
geltenden steuerlichen Freibeträge die höchste 
Steuerentlastung für ihre Kinder gewinnt, die auch 
das höchste Einkommen hat. Und auf der anderen 
Seite ist es so, daß bisher viele Familien nicht ein- 
mal halb so viel bekommen wie andere und daß 
es Familien gibt, die so wenig verdienen, daß gar 
keine Steuern gezahlt werden müssen, und die 
haben bisher für ihre Kinder überhaupt keinen 
Steuervorteil. Dies alles wird durch uns geändert 
und abgeschafft. 

(Abg. Dr. Kreile: Mit unserem Einverständ- 
nis! Die Kindergeldregelung ist auch unser 
Antrag!) 

— Das alles wird geändert und abgeschafft; auch 
wer keine Steuern zahlt, kriegt in Zukunft Kinder- 
geld! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

(B) 

Diese Staffel — • 50 DM für das erste Kind, 70 DM 
für das zweite, 120 DM für das dritte, und auch für 
das vierte und das fünfte usw. jeweils 120 DM — 
gewährleistet endlich eine vom Einkommen der 
Eltern unabhängige gleichmäßige Förderung aller 
Kinder. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Kreile: Da sind wir ja dafür!) 

— Wie bitte? — Ja, Ihr habt das inzwischen ge- 
merkt, aber Ihr wißt noch nicht genau, meine Damen 
und Herren von der Opposition, wofür Ihr seid und 
wogegen Ihr seid. Der eine ist dagegen, der andere 
ist dafür; darauf komme ich gleich noch zu sprechen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Mir liegt daran, ganz deutlich zu machen, daß 
schon beim ersten Kind bei den Spitzenverdienern 
die Begünstigung bisher 53 DM betragen hat, wäh- 
rend sie beim Durchschnittsverdiener nach bisher 
geltendem Recht nur 19 DM betragen hat. In Zu- 
kunft werden es eben für alle, ob jemand viel oder 
wenig verdient, gleichmäßig 50 DM sein. Das ist 
eine der entscheidenden Veränderungen, die mit 
diesem neuen Kindergeldsystem geschaffen werden, 

(Beifall bei den Regierungsparteien und Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

ein großer familienpolitischer Fortschritt, wie einige 
bei Ihnen, nehme ich an, auch zugeben wollen. 


(CI 

Nun haben wir uns in der Frage der technisdien ' ' 
Abwicklung dieses Kindergeldes unter Zurückstel- 
lung sehr schwerwiegender innerer Bedenken 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

der Stellungnahme des Bundesrates, der hier eben 
durch die Herren Gaddum und Hillermeier zu Wort 
gekommen ist, anbequemt, weil wir nicht wollten, 
daß die ganze Sache daran scheitert. Wir haben uns 
damit die Vorstellungen des Bundesrates und der 
Opposition in diesem Punkte, so unbequem und 
falsch wir sie auch finden, zu eigen gemacht 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und haben uns für die Auszahlung durch die Ar- 
beitsverwaltung entschieden. Inzwischen gibt es nun 
wieder Freunde Ihrer Partei, die das in den Zeitun- 
gen sehr scharf glossieren und kritisieren. Aber den 
Schuh brauchen wir uns nicht anzuziehen. Hierzu hat 
uns der Bundesrat gebracht, und der sollte das nun 
nachträglich nicht mehr kritisieren, und das sollte 
auch von der Opposition nicht mehr kritisiert wer- 
den. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Art der Trennung der Auszahlung des Kin- 
dergeldes von der Besteuerung — denn das ist es 
rechtlich und auch technisch und tatsächlich: eine 
Trennung der Auszahlung des Kindergeldes von der 
Besteuerung — hat zwar den Vorteil, daß sie in 
jedem Einzelfall, für jede einzelne Familie auch 
deutlich erkennen läßt, wie die Leistungen des Staa- 
tes insgesamt ansteigen, nämlich um viereinhalb auf (D) 
beinahe 16 Milliarden DM, aber sie hat eben auch 
große Gefahren und bringt Gefährdungen mit sich, 
weil z. B. für den einzelnen Steuerzahler, wenn er 
isoliert auf seine Lohn- oder Gehaltsabrechnung 
schaut, bei der Besteuerung zunächst der Irrtum ent- 
stehen könnte, als seien die steuerlichen Belastun- 
gen für Familien mit Kindern und für solche ohne 
Kinder gleich. Der Eindruck könnte ja zunächst ent- 
stehen, und das ist einer der Nachteile; und es muß 
infolgedessen bei Belastungsvergleichen für Fami- 
lien mit Kindern und Familien ohne Kinder natürlich 
gegenüber dem heute geltenden Recht das neue Kin- 
dergeld und das neue Kindergeldsystem in den Ver- 
gleich eihbezogen werden. 

Ein anderer Schwerpunkt dieser Reform ist die 
hier schon besprochene Neuregelung des Abzugs der 
sogenannten Vorsorgeaufwendungen, insbesondere 
eben auch der Beiträge zur Sozialversicherung, zur 
privaten Lebens- und Krankenversicherung, Bau- 
sparbeiträge usw. Die Höchstbeträge, bis zu denen 
diese Aufwendungen berücksichtigt werden können, 
decken heute häufig nicht einmal mehr die Sozial- 
versicherungsbeiträge. Deswegen werden diese 
Höchstbeträge stark angehoben, in vielen Fällen so- 
gar durch dieses Gesetz rund verdreifacht. Z. B. er- 
höhen sich bei einer Familie mit zwei Kindern die 
Grenzen von bisher 6 800 DM jährlich auf 20 400 DM. 
Damit sind auf absehbare Zeit die Sozialversiche- 
rungsbeiträge wieder voll abgedeckt. Es bleibt so- 
gar noch angemessener Spielraum für andere Auf- 
wendungen zur Lebensvorsorge. Dabei wird mit der 
Anhebung der sogenannten Vorwegabzugsbeträge 
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auch die Situation der Selbständigen in unserer Ge- 
sellschaft, soweit das möglich ist, verbessert. 

Diese starke Erhöhung der Grenzen war nur mög- 
lich und war auch finanzwirtschaftlich, haushalts- 
mäßig nur vertretbar, weil gleichzeitig das System 
zur Berücksichtigung dieser Vorsorgeaufwendungen 
umgestaltet worden ist. Die Aufwendungen werden 
nicht mehr vom Einkommen abgesetzt, sondern 
künftig mit einem Anteil von 22 ®/o der Aufwendun- 
gen von der Steuerschuld abgezogen, so daß jeder 
die gleiche prozentuale Begünstigung erhält. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Das ist eine sozial sehr viel gerechtere Lösung. Sie 
stellt nämlich den Spitzenverdiener nicht mehr 
besser als denjenigen, dessen Einkommen innerhalb 
der Proportionalzone liegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies ist zugleich der Grund, weshalb Sie dagegen 
sind, meine Damen und Herren von der Opposition. 
Das muß man einmal ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: Das wollen Sie uns anhängen! — 

Das ist billig!) 

Ihren Widerspruch kleiden Sie dann in die schein- 
bar wissenschaftliche Formulierung, die neue Lö- 
sung sei systematisch falsch. Das muß man ja auf 
der Zunge zergehen lassen: Wenn gar kein Argu- 
ment mehr herhält, wird das System ins Feld ge- 
führt. Das ist nicht nur auf Ihrer Seite so, auch 
anderswo, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Niegel: Auch 
bei den Jusos! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Ja, das sage ich doch gerade. Die Behauptung 
wird ja nicht dadurch besser, daß man sie wieder- 
holt. 

Ich muß daran erinnern, daß Vorsorgeaufwendun- 
gen typische Lebenshaltungskosten sind, die bei der 
Einkommensteuer nicht grundsätzlich von Einkom- 
men abgesetzt werden können. Wenn sich der Ge- 
setzgeber entschließt, wie es hier geschieht, einen 
steuerlichen Anreiz zur eigenverantwortlichen Le- 
bensvorsorge zu geben, so ist der Gesetzgeber völ- 
lig frei, die ihm richtig erscheinende, die ihm ge- 
recht erscheinende Begünstigungsmethode zu wäh- 
len. Die Tatsache, meine Damen und Herren, von 
der GDU/CSU, daß es bisher jahrzehntelang anders 
gewesen ist, daß es bisher jahrzehntelang so gewe- 
sen ist, daß die Spitzenverdiener die höchsten Vor- 
teile haben, diese Tatsache mag zwar System ge- 
habt haben, aber dieses „System" soll eben hier 
beseitigt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen ist natürlich die Haltung der Opposition 
hier ganz inkonsequent. Auf der einen Seite halten 
Sie es für richtig, daß der Grundfreibetrag, mit dem 
die Aufwendungen für den gegenwärtigen Lebens- 
unterhalt berücksichtigt werden, zu einem für alle 
gleichen Steuervorteil führt. Sie halten es ebenso 
für richtig, daß das Kindergeld, mit dem die Auf- 
wendungen für den Lebensunterhalt der Kinder Be- 
rücksichtigung finden, für alle gleich gestaltet wird. 


Jedenfalls halten Sie das neuerdings für richtig. An- 
dererseits lehnen Sie es aber ab, Vorsorgeaufwen- 
dungen, die doch der Sicherung des späteren Lebens- 
unterhalts dienen, für alle gleich zu begünstigen. 

Hier ist ein die Motivation auf Ihrer Seite verraten- 
der Punkt der Systeminkonsequenz in Ihrer Argu- 
mentation, abgesehen davon, daß es auch eine ent- 
scheidende soziale Inkonsequenz wäre, wenn man 
das durchließe, was Sie in diesem Punkte Vorschlä- 
gen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundeskanz- 
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich möchte im Augen- 
blick darauf verzichten. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Franke 
[Osnabrück] : Wie recht Herr Lohmar 
hatte!) 

— Wissen Sie, ich scheue ja keine parlamentarische 
Debatte und Auseinandersetzung. Ich habe auch 
gar nichts dagegen, wenn das, was Sie nun etwa 
einfließen lassen oder worauf Sie gerne eine Ant- 
wort provozieren möchten, von Ihnen in Form eines 
Zwischenrufs eingebracht würde. Ich bin für Zwi- 
schenrufe, denn an ihnen entzündet sich dann das 
rednerische Temperament. Ich bin durchaus dafür. 

In Wirklichkeit ist es so, daß Sie im Augenblick mit 
Ihren Zwischenrufen oder mit der Fragestellung vor 
denen, die uns zuhören, verwischen wollen, daß 
Sie in einem entscheidenden Punkte getroffen sind, 

in einem ganz entscheidenden Punkte! (D) 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

So ist es doch mit all Ihren parlamentarischen Tak- 
tiken. Da machen Sie in Untersuchungsausschuß und 
in Guillaume, weil Sie verwischen möchten, daß Sie 
getroffen sind, wo es um soziale Gerechtigkeit in 
unserer Gesellschaft geht. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Zuruf von der CDU/CSU; Was hat 
Herr Lohmar gesagt? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

— Ich weiß gar nicht, was Sie mit oder gegen Herrn 
Lohmar haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Pathos, Herr 
Bundeskanzler!) 

— Das war nicht Pathos, das war polemische Schärfe; 
die haben Sie auch verdient. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs- 
parteien. — Zurufe von der CDU/CSU. — 

Abg. Dr. Wagner [Trier]: Das war keine 
Schärfe, das war Gebrüll!) 

Abgesehen von dieser entscheidenden sozialen 
Inkonsequenz, von der ich spreche, liegt nun 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Leutnant Schmidt!) 

— Wenn ich bitten darf, dann Hauptmann! 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Wagner [Trier]: 

Eine Beförderung!) 
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Ein entscheidender weiterer Mangel, was die 
soziale Konsequenz auf Ihrer Seite angeht, ist, daß 
Ihre Gegenvorschläge entweder zu hohe Steuer- 
ausfälle zur Folge haben oder keine ausreichende 
Erhöhung der Höchstgrenzen bringen. So würde 
allein die Erhöhung auf die Beträge, die Sie — „frei- 
bleibend", wie es dann so schön bei Ihnen heißt — 
erwogen haben, zu weiteren Steuerausfällen von 
zwischen 4 und 5 V 2 MilHarden DM führen. Wir 
haben soeben hier von Herrn Hillermeier gehört, 
daß der Staat an der Inflation angeblich verdiene. 
Herr Hillermeier, gucken Sie sich einmal die Aus- 
gabensteigerungen des Haushaltes des Freistaates 
Bayern an, damit wir deutlich erkennen, von wem 
Sie gesprochen haben! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU: Niedersachsen! Sie 
kennen doch die Zahlen von Niedersach- 
sen!) 

Wie würden denn wohl die Höchstbeträge aus- 
sehen, wenn wir von den verschiedenen Gesetzent- 
würfen, die uns hier aus der Feder von CDU- und 
CSU-Politikern untergekommen sind, nur den zu- 
rückhaltendsten nähmen, den sozusagen finanzwirt- 
schaftlich billigsten? Lassen wir die anderen mal bei- 
seite; die unterscheiden sich ja. Ich will hier nidit 
darauf herumreiten. Selbst dann aber würde Ihr 
Begehren die öffentlichen Hände insgesamt, also 
die Kommunen, die Gemeinden und Städte, das 
Land Bayern und die übrigen zehn Länder und auch 
den Bund, zusätzlich 4 Milliarden DM kosten. Wo 
kommen die denn her? 

(Zurufe von der SPD: Aus Bayern!) 

Es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder man holt sich 
diese 4 Milliarden DM woanders, oder aber man 
schränkt seine Ausgaben entsprechend ein, Herr 
Hillermeier. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber zu diesem letzteren Punkt haben wir ge- 
rade von der Regierung des Freistaates Bayern bis- 
her keine so eindeutige Erklärung gehört. Es gab 
in der letzten Woche eine Besprechung mit den Mini- 
sterpräsidenten der Länder. Der bayerische Minister- 
präsident ließ sich durch Herrn Heubl vertreten, 
aber dieser hielt sich zurück. Wir haben dabei sehr 
ausführlich über die finanzwirtschaftlichen Konse- 
quenzen der Steuerreform gesprochen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich komme darauf zurück. 

Eine Familie mit zwei Kindern hätte nach Ihren 
Entwürfen etwa einen Spielraum bis zu 10 800 DM 
jährlich statt bis zu 20 400 DM, wie es unser Ent- 
wurf vorsieht. Wenn diese Familie den Spielraum 
voll ausnützen kann oder wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer kann ihn 
denn ausnutzen?) 

so hat sie nach Ihrem Vorschlag, wenn man den 
neuen Tarif zugrunde legt, bei einem Durchschnitts- 
einkommen der Familie einen Steuervorteil von 
2 376 DM. Bei einem Spitzeneinkommen aber führt 


Ihr Vorschlag zu einem Vorteil von 6 048 DM. Das 
ist genau der Punkt, weswegen Ihre Vorschläge hier 
gemacht werden, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

d. h. Sie begünstigen das Spitzeneinkommen zwei- 
einhalbmal so stark wie das Einkommen eines 
Durchschnittsverdieners. Das ist genau der Punkt, 
weswegen Sie all Ihre Reden hier halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Niegel: Die Neidkomplexe! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Im Vergleich dazu gewährt der hier vorliegende 
Gesetzentwurf der sozialliberalen Koalition den 
Steuervorteil für alle gleichmäßig mit 4 488 DM. Da- 
bei sollte nicht übersehen werden, daß dieser weite 
Spielraum ohnehin nur von Familien mit hohen Ein- 
kommen ganz ausgenutzt werden darf. Das gilt 
selbst für unseren Spielraum, der sehr viel niedriger 
ist als derjenige, den Sie für die Spitzenverdiener 
vorsehen. Es ist überhaupt nicht notwendig, daß Sie 
für die Spitzenverdiener noch mehr Spielraum schaf- 
fen, es sei denn, daß Sie damit eine politische Ab- 
sicht verfolgen; ich unterstelle, daß Sie das tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun muß ich ein paar Bemerkungen zu Herrn 
Kollegen Höcherl machen, den ich zwar nicht im 
Saal, aber am Radio verfolgt habe. 

(Abg.'Stücklen: Der war gut, gell? — Heiter- 
keit.) 

(D) 

— Er war amüsant, Herr Kollege Stücklen. Ich höre 
Herrn Kollegen Höcherl immer gern zu, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auch das ist 
gut! — Das muß man können!) 

nicht nur weil er ein amüsanter und eloquenter 
Debatter ist, sondern weil ihm manchmal 

(Abg. Stücklen: Er ist schlau!) 

— ja, er ist sehr schlau — auch ein Fehler unter- 
läuft. Ein Fehler liegt lange Jahre zurück. Es sind 
zwölf Jahre. Ich will daran nicht erinnern. Ich will 
nicht in alten Wunden rühren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel haben 
Sie schon gemacht, Herr Kanzler?!) 

— Wir haben alle Fehler gemacht. Auch Herrn Kol- 
legen Höcherl passiert es bisweilen, daß er der 
sozialliberalen Koalition oder der Bundesregierung 
Munition für die Argumente liefert. Das kommt vor. 

Wenn Sie, Herr Kollege Höcherl, darauf herum- 
reiten, daß das Gesamtpaket der Steuerreform ent- 
gegen der vor Jahren einmal gefaßten und seiner- 
zeit verkündeten Absicht nicht an einem einzigen 
Tag verabschiedet und in einem einzigen Gesetz- 
gebungsakt vollzogen wird, so spricht das eigentlich 
gegen das Lob, das Ihnen als erfahrenem Parlamen- 
tarier zu Recht immer gezollt wird, auch von mir; 
denn nach dem, was vorhin aus anderem Munde 
über die Überlastung des Finanzausschusses beklagt 
wurde, würden wir, wenn wir Sie tatsächlich zwin- 
gen würden, alle fünf Gesetze an einem Tag zu ver- 
abschieden, von Ihnen erst recht hören, daß Sie voll- 
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(^) ständig überfordert wären. Das letztere mag übri- 
gens zutreffen: daß Sie überfordert sind. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Sie haben das klassische Altertum bemüht. Wenn 
ich es richtig verstanden habe, hat Herr Kollege 
Höcherl von Philipp! geredet, wo man sich Wieder- 
sehen werde. Was den Terminkalender angeht, so 
will ich nicht auch unbedingt ins klassische Altertum 
zurückgreifen, sondern nur davon sprechen, daß 
selbst Rom nicht an einem Tage hat erbaut werden 
können. Aber es hat ja schon ein Philippi gegeben, 
Herr Kollege Höcherl. Auf Anregung des Herrn Lan- 
desministers Gaddum hat es doch ein Gespräch im 
Bundesfinanzministerium gegeben. Da waren die 
Regierungen der CDU- und CSU-regierten Länder 
anwesend und Regierungen der SPD/FDP-regierten 
Länder, und es waren die Fachleute für Steuerpolitik 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion anwesend und die 
Fachleute aus der freien demokratischen und aus der 
sozialdemokratischen Fraktion und — nicht zu ver- 
gessen — die Vorsitzende des Finanzausschusses im 
Deutschen Bundestag. Bei dieser Gelegenheit waren 
von Ihnen anwesend Herr Gaddum, Herr Hiller- 
meier, Herr Höcherl und Herr Häfele. Frau Funcke 
hat Ihnen dann vorgerechnet, daß das, was in dem 
Entlastungsgesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion 
vorgetragen wird, sich in vielen Punkten von dem 
unterscheide, was der Freistaat Bayern in seinem 
Gesetzentwurf vortrage. Herr Hillermeier hat heute 
verspätet geantwortet, das könne sich ruhig unter- 
(ß) scheiden; man sei ja nicht der verlängerte Arm von 
Herrn Höcherl oder von Herrn Häfele. Das verstehe 
ich gut. Aber es wurde dann weiter von Frau Funcke 
vorgetragen, daß es sich auch unterscheide von dem, 
was Herr Häfele öffentlich vor der Presse vorträgt, 
und schließlich auch von dem, worüber Herr Gaddum 
in Sitzungen der Länderfinanzminister einstimmige 
Beschlüsse mit den übrigen zehn Ländern gefaßt hat. 
Dies wurde sehr wirkungsvoll von Frau Funcke dar- 
gelegt. Das war Philippi. 

Ich kann mich gut an Ihre Antwort erinnern, Herr 
Höcherl. Sie mußten die vereinigten Streitkräfte der 
Opposition retten, und Sie haben dann gesagt: So 
dumm sind wir auch nicht, daß wir euch schon jetzt 
eine Antwort darauf geben, was denn von unseren 
vielen Vorschlägen nun wirklich gelten soll. Nicht 
wahr, so ist es doch gewesen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben das charmant und wirkungsvoll gemacht, 
und deswegen kann man Ihnen auch gar nicht böse 
sein. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Aber nun wird es langsam Zeit, daß Sie sich ent- 
scheiden und uns wissen lassen, was denn nun 
eigentlich ernst gemeint ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will zu den vielen Einzelheiten der Reform 
nicht im einzelnen Stellung nehmen. Wenn man die 
Auswirkungen aller dieser einzelnen Dinge zusam- 
men in Rechnung stellt, so bringt diese Reform der 
Einkommen- und Lohnsteuer fühlbare Entlastungen, 


aber sie konzentriert und — ich muß beinahe sa- 
gen — sie beschränkt diese fühlbaren Entlastungen 
auf die mittleren Einkommen und auf die niedrigen 
Einkommen. Das ist wahr. Auf der anderen Seite 
bringt sie für die deutlich über dem Durchschnitt 
liegenden Einkommen tatsächlich höhere Belastun- 
gen mit sich. Auch das ist wahr, auch das ist gewollt. 

Weil nun hier zwei Ländervertreter geredet 
haben, muß ich auch noch einmal auf die Kehrseite 
der Medaille zurückkommen dürfen. Die Kehrseite 
der Steuerreformgesetzgebung oder — wie Sie es 
vorziehen würden zu sagen — der Steuerentla- 
stungsgesetzgebung ist, daß die öffentlichen Hände 
insgesamt denselben Betrag — nach gegenwärtigem 
Stand des hier heute zu verabschiedenden Gesetzes 
knapp 12 Milliarden DM — 1975 und auch später 
nicht ausgeben können. Da sie ihn nicht einnehmen 
werden, können sie ihn auch nicht ausgeben. Ich 
habe mir erlaubt, das in der Regierungserklärung 
vorzuführen. Ich habe mir erlaubt, das in einer Be- 
sprechung mit den Ministerpräsidenten der Länder 
in der vorigen Woche vorzuführen. Ich wäre sehr 
dankbar, wenn zu dieser Kehrseite der Medaille in 
ähnlich detaillierter Form von seiten der Herren 
Ländervertreter — oder muß ich sagen: Bundesrats- 
vertreter — dazu auch Stellung genommen würde. 
Denn das, was den Steuerzahlern oder den Eltern 
in Form von Steuerentlastung bzw. Kindergeld- 
erhöhung erleichtert wird, stellt in gleichem Um- 
fang Deckungsprobleme für die öffentlichen Hände 
dar, nicht nur für den Bund, sondern auch für den 
Freistaat Bayern, für das Land Niedersachsen, für 
das Land Schleswig-Holstein und für alle Länder 
und auch für die 16 000 Gemeinden und Städte und 
die Kommunalverbände. Natürlich führen diese 
enormen Beträge — das ist immerhin nach heutiger 
Berechnung etwas mehr als 1 % des Bruttosozial- 
produkts, was die öffentlichen Hände 1975 nicht 
ausgeben können — auf allen drei Ebenen, bei den 
Städten und Kommunen wie bei den Ländern wie 
beim Bund, zu ganz starken Anstrengungen, in den 
nächsten Jahren den Staatsverbrauch einzuschrän- 
ken. Ich sage: führt. Ich sollte sagen: Es muß 
dazu führen. So ganz versichert bin ich noch nicht 
von allen Seiten, daß das überall schon voll ver- 
standen und aufgenommen worden ist. 

Die Herren Ministerpräsidenten, soweit sie an- 
wesend waren, haben die Bundesregierung in die- 
sem Gespräch nicht kritisiert, weil sie gesagt hat: 
Wir wollen keine Mehrwertsteuererhöhung. Das ist 
ja der Ausweg, den sich einige, wenn auch nur 
leise, vorstellen. Mit der einen Hand wollen sie 
geben, und mit der anderen Hand wollen sie wieder 
nehmen und den Mehrwertsteuersatz anheben. 

Wir haben für die Bundesregierung und für die 
sozialliberale Koalition erklärt: Wir wollen das 
nicht. Die Ministerpräsidenten haben uns deswegen 
nicht kritisiert. Ich nehme das als ein Zeichen da- 
für, daß dies inzwischen — wenn auch noch nicht 
ausgesprochenerweise — auch von den Landes- 
regierungen, von den Mitgliedern des Bundesrats, 
innerlich gebilligt ist. Aber dann ist es eben auch 
notwendig, daß wir die Einschränkung der öffent- 
lichen Finanzmasser die durch die Steuerreform her- 
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vorgerufen wird, gleichmäßig auf alle drei Ebenen 
verteilen. 

Ich habe in dem Gespräch mit den Ministerpräsi- 
denten, soweit sie anwesend waren, durchaus den 
Eindruck gewonnen, daß sie dieses Problem sehen 
und daß sie es auch aus gesamtstaatlicher Sicht, aus 
gesamtstaatlicher Verantwortung lösen wollen. Es 
gehört zu dieser Lösung, daß sie rechtzeitig ins 
Werk gesetzt wird. 

Die Tatsache, daß die Gesetzgebungsmehrheit die- 
ses Hauses auf die Wünsche des Bundesrats einge- 
gangen ist, das Kindergeld nicht von der Steuer- 
schuld abzusetzen, sondern durch die Arbeitsämter 
bar zu zahlen, führt dazu — was den Vertretern des 
Bundesrats sicherlich von Anfang an sehr bewußt 
war — , daß im ersten Akt die finanzwirtschaftlichen 
Ausfälle, die 12 Milliarden DM, von denen hier die 
Rede ist, fast zur Gänze für die Haushaltswirtschaft 
des Bundes anfallen, fast kein Pfennig im ersten Akt 
aber die Länder und die Gemeinden trifft. — Ich 
sehe, daß die beiden Herren auf der Bundesratsbank 
sich lächelnd darüber verständigen; das war offen- 
bar auch die List ihrer Idee. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben das durchaus gesehen. Nur haben wir 
gemeint: da es leider Gottes so ist — ich beklage 
das — , daß Sie eine einzige Stimme Mehrheit im 
Bundesrat haben, müssen wir das als eine Tatsache 
des Lebens hinnehmen, ob es uns paßt oder nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir haben uns Ihnen insoweit unterworfen. 

fB) 

(Oh! bei der CDU/CSU.) 

Nur glauben Sie nicht, daß die öffentliche Meinung 
in unserem Lande es honorierte, wenn Sie es dahin- 
brächten, daß anschließend alle Leistungsgesetze, so- 
weit der Bund als Leistender in Betracht käme, um 
12 Milliarden DM eingeschränkt würden und Sie in 
Bayern weiterhin dieselbe Ausgabenwirtschaft wie 
1974 betreiben können. Das würde Ihnen sicherlich 
nicht honoriert werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf mit Befriedigung sagen, daß mir die 
Ministerpräsidenten, die anwesend waren, aus ihrer 
gesamtstaatlichen Verantwortung heraus den Ein- 
druck vermittelt haben, als ob sie das Problem nicht 
nur sähen, sondern auch zu seiner rechtzeitigen Lö- 
sung zu ihrem Teil beitragen wollten. 

Wer aber nun — jetzt spreche ich wieder zur 
Bundestagsopposition — über diese 12 Milliarden 
DM hinausgehende Wünsche nach Steuererleichte- 
rungen befriedigen will oder solche Wünsche durch 
das, was er sagt, auslöst, muß sich innerlich fragen, 
wie er denn darüber hinaus den Ausgleich für die 
hier entstehenden Steuerausfälle schaffen will. Die 
Gesamtvorstellung der Opposition zur Steuerreform 
will ich Ihnen nicht öffentlich voraddieren; es ist 
eine phantastische Summe. Ich will sie Ihnen deshalb 
nicht voraddieren, weil ich davon ausgehe, daß Ihre 
verschiedenen Gesetzentwürfe nicht addiert werden 
sollen, sondern sich gegenseitig ersetzen sollen. Ich 
will da nichts Bösartiges unterstellen. Aber um was 


ich Sie bitten muß, ist, daß sich diejenigen bei Ihnen, 
die sich als Steuerpolitiker verstehen, mit denjenigen 
von Ihnen zusammensetzen, die Erfahrung haben in 
der öffentlichen Finanzwirtschaft, im Haushaltsaus- 
schuß. Sie tun sich möglicherweise selber keinen 
guten Dienst, wenn Sie sich die Vorstellung machen 
— die Sie selber irreführende Vorstellung viel- 
leicht — , als ob man über diese 12 Milliarden DM 
hinaus noch zusätzlich die öffentlichen Hände auf 
den drei Ebenen Gemeinden, Länder und Bund 1975 
einschnüren dürfe. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
Sie das wirklich wollen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 


insbesondere dann nicht, wenn Sie sich darüber 
klar sind, daß den Bund davon ungefähr zwei 
Fünftel träfen, Länder und Gemeinden ungefähr 
drei Fünftel von alledem, was hier gespart werden 
muß, und wenn Sie sich vorstellen, wie groß oder 
wie klein schon ohnehin und heute die finanzielle 
Bewegungsfreiheit, sagen wir, der Gemeinden be- 
schaffen ist. 


(Abg. Dr. Häfele: Haben wir für 1975 nie 
behauptet!) 

— Ich unterstelle das nicht Ihnen, Herr Häfele. Aber 
manches, was ich von Rednern gelesen habe, die 
im Bundesrat auftreten, hat mich sehr zweifeln las- 
sen an dem finanzwirtschaftlichen Kalkül, das da- 
hintersteht. Daß es steuerpolitisch jedem von uns 
erwünscht wäre, die Steuern noch mehr zu senken, 
am liebsten überhaupt keine Steuern mehr zu er- 
heben, das ist ganz klar. Dann könnten wir den 
Finanzausschuß aufheben. Der wäre nicht mehr not- 
wendig. Allerdings müßten wir auch den Haushalts- 
ausschuß aufheben. Der könnte auch nichts mehr 
verteilen. Der wäre dann auch zu Ende. 

(Abg. Dr, Schäfer [Tübingen]: Aber Kinder- 
geld zahlen!) 

Natürlich möchte man immer noch ein bißchen 
größere Steuererleichterungen haben; nur muß man 
auch finanzwirtschaftlich verantworten können, was 
man an Opfern den Gemeinden, den Ländern und 
auch dem Bundeshaushalt, und d. h. praktisch: dem 
Leistungsempfänger, zumuten will. 


Meine Damen und Herren, ich möchte am Schluß 
sagen: Die Auseinandersetzung um die Steuer- 
reformgesetze, um dieses Kernstück der Steuer- 
reform, macht sehr deutlich erkennbar, in welchen 
Punkten Sie und wir von der sozialliberalen Koali- 
tion verschiedene Begriffsinhalte mit dem Wort so- 
ziale Gerechtigkeit verbinden. Das kann man hier 
ablesen. Das kann man an vielen Beispielen an 
diesem Punkte deutlich machen. Ich sage nicht, daß 
Ihre Auffassung nicht legitimerweise und in grund- 
gesetzlich einwandfreier Weise vertreten werden 
kann, ich sage nur: Sie entspricht nicht dem, was 
wir uns unter sozialer Gerechtigkeit vorstellen. 

Trotzdem wissen wir, daß wir — möglicherweise 
über den Punkt hinaus, den ich nun schon genannt 
habe — davon abhängig sind, daß im Bundesrat — 
weil die Berliner Stimmen leider dort nicht gezählt 
werden — eine Stimmenmehrheit von einer einzigen 
Stimme besteht. Wir hängen davon ab. Ich weiß 
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Bundeskanzler Sdimidt 

(A) das. Nur: Sie sollten dabei den Bogen nicht über- 
spannen, meine Herren aus dem Bundesrat! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie werden uns nicht dahin bringen, unsere Ver- 
antwortung gegenüber dem Bürger und gegenüber 
dem Steuerzahler außer acht zu lassen, nur um 
Ihnen im Bundesrat wegen einer einzigen Stimme 
zu Willen zu sein. Das werden wir nicht tun! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie müssen also wissen, wieweit Sie den Bogen an- 
spannen dürfen, damit Sie vor der öffentlichen Mei- 
nung unseres Landes mit dem Ergebnis, das heraus- 
kommt, 

(Abg. Strauß: Einsperren!) 

noch bestehen und damit noch zufrieden sein 
können. 

(Abg. Strauß: Verschärfter Arrest!) 

— Ja, Herr Strauß, den „verschärften Arrest" habe 
ich mit einem halben Ohr, einem rechten Ohr, ge- 
hört. 

(Abg. Strauß: Den Bundesrat habe ich ge- 
meint! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

— Ich habe ja nichts dagegen, wenn Sie in verschärf- 
ten Arrest gehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ungeheuer witzig! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Lassen Sie uns den Herrn Höcherl aber da, der macht 

(B) es freundlicher und außerdem noch etwas fachge- 
rechter als Sie, Herr Strauß! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bitte also den Bundesrat zu verstehen, daß wir 
uns über die Verteilung der Stimmen in dem an der 
Gesetzgebung des Bundes mitwirkenden Organ Bun- 
desrat durchaus im klaren sind, daß Sie sich aber 
bitte darüber im klaren sein müssen, wieweit das 
mit dieser einen Stimme Mehrheit, die Sie haben, 
trägt, und daß letztlich zum Nutzen der steuerzah- 
lenden Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande 
etwas dabei herauskommen muß, was nicht so aus- 
sehen kann, daß sich die Bundestagsopposition — 
wie sie am liebsten möchte — in all ihren Punkten 
oder in der Mehrzahl ihrer Punkte zum Schluß 
durchgesetzt haben wird. Das kann, Herr Professor 
Carstens, natürlich nicht dabei herauskommen. 

Ich fand es sehr interessant, daß Herr Hillermeier 
sich sehr deutlich dagegen gewehrt hat — er hat ja 
für die Regierung des Freistaates Bayern geredet — , 
Ihr verlängerter Arm zu sein. Hoffentlich bleibt es 
dabei. Für uns bleibt es dabei, daß diese der sozia- 
len Gerechtigkeit dienende Steuerreform am 1. Ja- 
nuar kommenden Jahres in Kraft treten wird. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Vizepräsident Dn Jaeger: Das Wort hat als 
Vertreter des Bundesrates Herr Staatsminister Gad- 
dum von Rheinland-Pfalz, 

(Unruhe bei der SPD.) 


Staatsminister Gaddum (Rheinland-Pfalz) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich mache es 
sehr kurz. Aber wenn hier die Verantwortung des 
Bundesrates angesprochen worden ist, meine ich, 
müssen Sie diese Stimme dann auch hier anhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin überzeugt, daß der Bundeskanzler auch dar- 
auf gewartet hat} sonst hätte er uns hier in der Form 
nicht anzusprechen brauchen. 

Zu einigen wenigen Punkten nur! Daß der Bun- 
desrat wegen dieser einen Stimme angesprochen 
wird, verstehe ich eigentlich in diesem Hause über- 
haupt nicht. Denn es sind ja in diesem Hause auch 
schon andere Entscheidungen gefallen, wo es an 
einer Stimme gehangen hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und die sind ganz anders gewertet worden. Der 
Bundesrat ist als Verfassungsorgan sicherlich nicht 
— das ist gar nicht streitig — dazu berufen, wie es 
so schön heißt, zu konterkarieren oder aufzuheben 
oder verlängerter Arm der Opposition zu sein. Aber 
eines lassen Sie mich genausogut sagen: der Bundes- 
rat fühlt sich in der Verantwortung — jedenfalls so, 
wie wir ihn verstehen — , durchaus, Herr Bundes- 
kanzler, in derselben Verantwortung, Gesetze zu 
prüfen, wie Sie in diesem Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir lehnen Gesetze nicht deshalb ab, weil wir je- 
mandem damit einen Schaden zufügen oder jeman- 
dem eine Freude machen wollen, sondern wir neh- 
men für uns das Recht in Anspruch, diese Gesetze 
unter genau denselben Kriterien zu prüfen, wie Sie 
dies tun. Und wenn wir der Meinung sind, diese 
Gesetze sind falsch, haben wir dasselbe Recht, dies 
auch zu sagen und dann auch diese Gesetze abzuleh- 
nen. Dies ist das Recht dieser Verfassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was den Inhalt angeht, möchte ich mich nicht im 
einzelnen jetzt noch einmal zu der Frage der Sonder- 
ausgaben und all dem äußern. Sie haben einige 
Punkte herausgelesen, die in diesem Hause vom 
Text her allen bekannt sind. Ich habe auch durchaus 
Verständnis dafür, daß Sie versuchen, gleichsam in 
einer Vorlesung noch einmal dem staunenden Volk 
zu verkünden, was da an Wohltaten geschieht. Sie 
wissen doch ganz genau, daß einige Unebenheiten 
darin sind, die auch hier genannt sind, und auf diese 
Fragen gehen Sie nicht ein. Das eine hat ja die 
Steuergesetzgebung für sich: es dauert einige Zeit, 
aber es dauert nur einige Zeit, und dann werden 
die Bürger in diesem Lande merken, was für. ein Ge- 
setz sie bekommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sollten bei der Untersuchung nicht so sehr in 
die Motivforschung gehen. Sie meinten feststellen 
zu können, welche finsteren Motive die CDU/CSU- 
regierten Länder hier und da geleitet hätten, etwa 
im Zusammenhang mit dem Familienlastenausgleich. 
Es dürfte Ihnen doch eigentlich bekannt sein, daß 
dieses Votum hinsichtlich des Familienlastenaus- 
gleichs ein Votum aller Länder war. Ich unterstelle 



7004 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


Staatsminister Gaddum 
fA) 

^ ' dodi, daß zumindest die sozialdemokratisch regier- 
ten Länder keine Politik betreiben, um Ihnen 
Schwierigkeiten zu machen. Das werden doch selbst 
Sie auch so annehmen. Wenn dies ein so gemein- 
sames Votum ist, dürfen Sie es von daher doch auch 
als ein Votum verstehen, das von der Sache her 
kommt und das ja nicht nur von dem Gesichtspunkt 
der Verwaltungsvereinfachung getragen war. Bei- 
spielsweise ist etwa der A- und S-Ausschuß, der 
Sozialpolitische Ausschuß des Bundesrats aus sozial- 
politischen Gründen zu dem gleichen Ergebnis ge- 
kommen. Nehmen Sie das doch bitte einmal zur 
Kenntnis. Die Vorlage ist in diesem Punkt eben 
nicht so gut, wie Sie behaupten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang ein Letz- 
tes hinzufügen! Sie sagen, daß Sie sich hier sozusa- 
gen zähneknirschend dem Bundesrat fügen. Dies 
alles hätten Sie gar nicht zu tun brauchen, wenn Sie 
die Gesetzgebungsmaterie früher hätten anlaufen 
lassen. Der entscheidende Punkt ist ja, daß Sie in 
einem ganz schnellen Galopp diese Gesetzgebung 
durchführen wollen, in der Gesetzgebung und in der 
Verwaltung. Das sind doch die Schwierigkeiten, die 
Sie sich selbst gemacht haben. Uns machen Sie jetzt 
hier Vorwürfe, weil wir daraus die Konsequenzen 
ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was die Begünstigung der Spitzenverdiener an- 
geht, so ist das ein Ballon, der immer hochgelassen 
wird; an den sind wir schon langsam gewöhnt. Man 
sollte einmal zur Kenntnis nehmen, daß die Frage 
der Sonderausgaben für die Spitzenverdiener in die- 
sem Lande eine Quantite negligeable ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Für die Spitzenverdiener in diesem Lande stellt sich 
doch nicht die Frage, ob sie 2 000 DM oder 3 000 DM 
an Sonderausgaben sparen; die haben ganz andere 
Sorgen. Wenn man auf die Spitzenverdiener ab- 
stellt, trifft man gar nicht den entscheidenden Punkt, 
sondern Sie treffen mit dieser Regelung die mitt- 
leren Einkommensempfänger, und vielleicht wollen 
Sie das! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich ein Letztes zu der Revisionsklau- 
sel sagen. Ich habe hier vorhin schon erklärt — viel- 
leicht haben Sie es nicht gehört — , daß ich und das 
Land Rheinland-Pfalz selbstverständlich zu dieser 
Revisionsklausel stehen, und zwar genauso, wie wir 
sie vereinbart haben, als wir alle noch der Meinung 
waren, daß der Zug genau in die entgegengesetzte 
Richtung fährt; denn es gab einmal eine Vorlage, 
nach der sich die Belastungswirkung unterschiedlich 
ergeben hätte. 

(Bundeskanzler Schmidt: Das war auch gar 
nicht gemeint!) 

Wir stehen zu dieser Klausel genauso wie bisher, 
allerdings stehen wir auch zu den Terminabreden, 
die in diesem Zusammenhang seinerzeit gemacht 
worden sind. Soviel ich weiß, ist zwischen den 
Ministerpräsidenten und dem Bundeskanzler hier- 


über bereits seinerzeit ein Agreement getroffen 
worden, und ich meine, das sollte weiter gelten. 

Lassen Sie mich folgendes auch aus der Sicht eines 
Finanzministers sagen. Ich habe immerhin schon 
einige Male mit der Bundesregierung Verhandlungen 
über eine Änderung des Umsatzsteueranteils geführt. 
Dies waren, soweit ich das erlebt habe, eigentlich 
immer Verhandlungen, die sich teilweise sogar bis 
in das schon laufende Haushaltsjahr hineingezogen 
haben. Wir haben durchaus Verständnis dafür, daß 
es jetzt besser laufen soll, und wir hoffen, daß das 
eine künftige Usance wird, daß wir — egal in wel- 
cher Richtung wir verhandeln — uns künftig immer 
über solche Dinge so schnell unterhalten und nicht 
nur, wenn es wie jetzt zugunsten des Bundes ge- 
schehen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wagner (Trier). 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr 
Bundeskanzler hat mit großer Erregung und mit 
großer Lautstärke gesprochen. Er hat es meines Er- 
achtens versäumt, diese Steuerreform in den gesell- 
schaftspolitischen und wirtschaftspolitischen Gesamt- 
zusammenhang zu stellen, in den sie in dieser Zeit 
hineingehört. Er hat versäumt, davon zu sprechen, 
daß diese Steuerreform oder das, was von ihr übrig- 
geblieben ist, in einer Zeit beschleunigter Inflation 
verwirktlicht werden soll, daß die Beseitigung von (^) 
Inflationsschäden im Vordergrund stehen muß und 
daß das größte soziale Unrecht, das in dieser Zeit ge- 
schieht, von der Inflation her kommt. 

Mit Genehmigung des Herrn Präsidenten will ich 
ein Zitat verlesen. Es lautet: 

Bei einer Inflation, das wissen wir, gibt es Ge- 
winner und Verlierer. Die Gewinner sind jene, 
die an den Hebeln der politischen und wirt- 
schaftlichen Macht sitzen, die Tatkräftigen, 
Schlauen und Frechen, die Raubvögel. Pech- 
vögel aber sind die Durchschnittsuntertanen. 

So sagt Golo Mann in „Wallenstein" über eine 
Inflation, die in Böhmen und Mähren in den Jahren 
1619 und 1620 stattgefunden hat. Das Zitat stimmt 
heute noch. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, daß jemand, der in einer kritischen Phase 
und in verantwortlicher Position das Wort geprägt 
hat, daß Stabilität so ein Modewort sei, nicht viel 
Anspruch hat, hierherzutreten und als Anwalt der 
Kleinen, der Schwachen, eben der Pechvögel aufzu- 
treten, wie der Herr Bundeskanzler dies soeben ge- 
tan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Stark 
[Nürtingen]: Aber der hört ja gar nicht zu!) 

— Der Bundeskanzler, der nicht zuhört — ■ das mag 
er tun, wie er will — , hat insbesondere die geplante 
Systemumstellung bei den Vorsorgeaufwendungen 
als ein Kernstück der sogenannten Einkommen- 
steuerreform gerühmt, wie dies auch Herr Offergeld 
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(A) schon getan hat und wie Herr Rapp es getan hat 
und wahrscheinlich weitere es noch tun werden. 

Nach unserer Überzeugung ist diese Umstellung 
ein Musterbeispiel dafür, daß nicht jede Änderung 
auch ein Fortschritt ist. Man kann auch nach rück> 
wärts ändern, man kann auch zum Schlechten än- 
dern. Dies geschieht hier. Wie so manche Reformtat 
der SPD und PT>P, die wir schon erlebt haben, wird 
auch diese Umstellung von den Betroffenen — das 
ist die Masse der Steuerzahler — noch als sehr bitter 
empfunden werden. 

Das geltende Recht soll beseitigt werden, nach 
dem die Aufwendungen für die Vorsorge — Sozial- 
versicherungsbeiträge, Lebensversicherung, Kran- 
kenversicherungen — vom steuerpflichtigen Ein- 
kommen abgezogen werden können. Offenbar ist es 
der SPD und der FDP ein Dorn im Auge, daß hier 
ein Teil des Einkommens von der Steuer verschont 
bleibt. Deshalb soll die Steuer jetzt ohne jede Be- 
rücksichtigung der Vorsorgeaufwendungen berech- 
net werden. Die so errechnete Steuer wird dann 
um 22 V. H. der Vorsorgeaufwendungen gekürzt. 
Das bedeutet: Wer mit einem Teil seines Einkom- 
mens über die Proportionalzone hinauswächst, also 
in der Spitze seines Einkommens 30 ®/o, 40 % oder 
mehr Steuern bezahlt, kann seine Vorsorgeaufwen- 
dungen nur noch zu einem Teil steuerlich zur Gel- 
tung bringen. Oder anders: Er bezahlt seine Vor- 
sorge aus versteuertem Einkommen. Genau dies 
Ergebnis ist von der SPD/FDP gewollt. 

Herr Offergeld, Sie haben dies kürzlich nochmals 

{®) ganz klar in einem Zeitungsartikel gesagt, in dem 
Sie erwähnten, an die Stelle des Abzuges von Ein- 
kommen solle eine „Steuersubvention" von 22 Vo 
treten. Nach meiner Auffassung ist schon der Aus- 
druck Steuersubvention verräterisch. Dem geltenden 
Recht liegt die Vorstellung zugrunde, daß dem 
Steuerpflichtigen für seine Vorsorge ein Freiraum 
gelassen wird, in den der Staat nicht eingreift. Nach 
der geplanten Neuregelung der Regierung und der 
SPD/FDP soll der Staat zunächst einmal auch in die- 
sem Freiraum zugreifen. Er soll Einkommen- und 
Lohnsteuer auch für diesen Teil des Einkommens 
kassieren, auch für den, der kraft gesetzlicher Ver- 
pflichtung an die Sozialversicherung abzuführen ist. 
Anschließend soll er als Wohltäter kommen und 
einen Teil dessen, was er vorher genommen hat, 
als Steuersubvention an den Bürger zurückverteilen. 

Ich kann hierin keine Verbesserung sehen. Zu- 
grunde liegen muß wohl diesem neuen System un- 
ausgesprochen irgendwo der Gedanke, daß dem 
Staat im Grunde 100 ^/o des Einkommens seiner Bür- 
ger zustünden und daß jeder Betrag, der den Bür- 
gern nach Abzug der Steuer von ihrem Einkommen 
verbleibt, im Grunde genommen schon eine Subven- 
tion darstellt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wer sich an den Steuerparteitag der SPD und an die 
Reden erinnert, die manche Westentaschen-Savona- 
rolas dort gehalten haben, und auch übrigens an die 
Rede des Herrn Bundeskanzlers vorhin, die sich 
würdig daran anschloß, der wundert sich nicht, daß 
uns von der SPD dieses Gebräu vorgesetzt wird. Ein 


Rest von Verwunderung — nur ein Rest, Frau 
Funcke — bleibt allerdings, daß die FDP dies mit- 
macht. Aber dazu nachher mehr. 

Es ist doch durch und durch falsch, daß, wie der 
Herr Bundeskanzler vorhin gesagt hat, Aufwendun- 
gen für die Lebensvorsorge nun einmal Lebenshal- 
tungskosten seien, die im Prinzip steuerlich gar 
nicht zu berücksichtigen seien. Dies kann jedenfalls 
nicht richtig sein für die Aufwendungen, welche die 
Bürger kraft gesetzlicher Verpflichtung zu erbrin- 
gen haben, d. h. für die Sozialversicherungen. Es ist 
Zynismus, wenn den Bürgern gesagt wird, einerseits 
müßten sie diese Beiträge an die Sozialversicherung 
abführen, weil man es dem einzelnen nicht überlas- 
sen wolle und auch nicht überlassen könne, ob er 
für sein Alter und die Krankheit Vorsorgen wolle; 
andererseits seien diese Aufwendungen aber ihre 
Privatangelegenheit, auf die steuerlich keine Rück- 
sicht genommen werden müsse. 

Insofern ist auch eine Wendung, die sich in der 
Begründung der Regierungsvorlage findet, unrichtig. 
Hier wird erwähnt, daß Vorsorgeaufwendungen er- 
wünscht seien und deswegen eine gewisse steuer- 
liche Berücksichtigung verdienten. Der ganz über- 
wiegende Teil der Vorsorgeaufwendungen, der 
steuerlich berücksichtigt wird, ist aber nicht nur er- 
wünscht, sondern wird kraft gesetzlicher Verpflich- 
tung gezahlt. Hier ist also die Regierungsvorlage, 
an die sich auch Bundeskanzler Schmidt angeschlos- 
sen hat, unrichtig. 

Was ist von der Behauptung zu halten, es gehe 
hier um die Bezieher hoher und höchster Einkom- 
men? Der Vorschlag der SPD/FDP trifft alle Steuer- 
Zahler mit Einkommen oberhalb der Proportional- 
zone schmerzlich, d. h. oberhalb von 16 000 DM für 
Ledige und 32 000 DM für Verheiratete. Schon ober- 
halb dieser Grenzen beginnt die progressive Be- 
steuerung mit einem Sprung auf 30,8 v. H. Nach dem, 
was Bundeskanzler Schmidt soeben gesagt hat, wer- 
den sich 1975 schon 40 v. H. der Steuerpflichtigen in 
der progressiven Besteuerung befinden. 

(Zuruf von der SPD: Bei Ihnen 100 ^/o!) 

— Seit der inflationären Entwicklung der letzten 
Jahre! Diese Steuerreform schafft also keineswegs 
die progressive Besteuerung für alle ab. Im Gegen- 
teil, sie beläßt sie für 40 v. H., und in den aller- 
nächsten Jahren wird wieder die Mehrheit aller 
Steuerzahler progressiv besteuert werden. Es geht 
nicht um eine dünne Schicht von Großverdienern. 
Denen sind — das hat Herr Minister Gaddum mit 
Recht gesagt — die Sonderausgaben und die Vor- 
sorgeaufwendungen ziemlich egal. Es geht um die 
breiten Mittelschichten und in naher Zukunft auch 
schon um die Mehrheit aller Steuerzahler. Ihnen 
wird zugemutet, Steuern auch für die Einkommens- 
teile zu zahlen, die sie überhaupt nicht sehen, die 
ihnen nicht zufließen, die von vornherein einbehal- 
ten werden. Es ist fraglich, ob dieses System mit 
der Verfassung vereinbar ist. Diese Frage will ich 
jetzt nicht vertiefen. Politisch machen wir jedenfalls 
diesen Systemwechsel nicht mit. Den sollen die ver- 
antworten, die ihn erfunden haben. Ich prophezeie 
ihnen, daß sie nicht viel Freude daran haben wer- 
den. 
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Warum ist die Feststellung richtig, daß vor allen 
Dingen die Mittelschichten betroffen werden? Dies 
ergibt sich aus folgender einfacher Überlegung: Die 
Bundesregierung hat die Höchstbeträge kräftig aus- 
gedehnt, wie Herr Bundeskanzler Schmidt gerühmt 
hat, bis auf 20 400 DM. Frage: Wer kann Vorsorge- 
aufwendungen von 20 000 DM im Jahr produzieren? 
Wer kann sie erbringen? Jemand, der 30 000 DM 
verdient, sicher nicht, Herr Bundeskanzler. Jemand, 
der 40 000 DM verdient, auch nicht, und jemand, der 
50 000 DM verdient, auch noch nicht. Wenn Sie an- 
dere Vorstellungen haben, wird es Zeit, daß Sie sich 
mit den Lebensverhältnissen derjenigen, die sich in 
diesen Einkommensgruppen befinden, besser ver- 
traut machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese 20 000 DM sind ein Angebot an ausgespro- 
chene Großverdiener. Sie haben die Möglichkeit, 
sich den Ausgleich über mehr Vorsorgeaufwendun- 
gen zu schaffen, die Mittelschichten nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Diese werden durch das neue Abzugssystem ge- 
schädigt ohne jede Möglichkeit, sich durch höhere 
Aufwendungen einen Ausgleich zu schaffen. 

Die Wirkung des neuen Systems auf die Einkom- 
mensschichten läßt sich also wie folgt kennzeichnen: 
Das neue System stellt die Bezieher von Einkom- 
men bis 32 000 DM nicht besser und nicht schlechter 
als das bisherige. Es läßt die Bezieher hoher Einkom- 
men halbwegs ungeschoren, aber es trifft mit vol- 
ler Härte die Mittelschichten. Weil dies so ist und im 
Ernst nicht bestritten werden kann, haben wir auch 
die seltsamsten Begründungen für diese Systemum- 
stellung gehört. Besonders bei der FDP gibt es an- 
scheinend ein erhebliches Maß von Unsicherheit, und 
in der Tat muß man sich fragen, wo die Politiker der 
FDP gewesen sind, als diese Beschlüsse im Kabinett 
gefaßt worden sind, Herr Friderichs und Herr Gen- 
scher oder Graf Lambsdorff in der Fraktion. Wie ist 
es gekommen, daß dies so durchgehen konnte? 

Frau Funcke gibt Erklärungen dafür. Sie trägt mit 
der ihr eigenen besonderen Verdrehungskunst und 
dem ihr eigenen sonderbaren Umgang mit Tatsa- 
chen immer wieder vor, auch heute, daß die Vor- 
sorgeaufwendungen etwa so Wichtiges, Unentbehr- 
liches seien, daß man sie aus dem unteren Teil des 
Einkommens, gewissermaßen schon aus dem Exi- 
stenzminimum, bestreiten müsse, daß man sie in 
jedem Falle erbringen müsse, nicht etwa aus dem 
oberen Teil, und daß deswegen auch der Abzug nur 
mit dem Steuersatz zu erfolgen habe, der für den 
unteren Teil des Einkommens gelte. 

Erste Frage an Frau Funcke: Was ist denn dann 
mit denen, die bis zu 20 000 DM Vorsorgeaufwen- 
dungen bringen? Das ist doch Ihr vielgerühmter 
neuer Höchstbetrag! Sind das auch Leute, die aus 
den 32 000 DM im unteren Bereich 20 000 DM Vor- 
sorgeaufwendungen erbringen? Rechnen Sie mal 
vor, wie jemand das machen soll! 

Zweite Frage: Ist der Gedankengang als solcher 
nicht schon sehr abstrus? Er bedeutet doch folgen- 
des: Der Gesetzgeber bestimmt, welche Aufwendun- 


gen wichtig sind, und zwar so wichtig, daß man sie ' 
aus dem unteren Einkommensteil bestreiten muß, 
und welche anderen weniger wichtig sind, so daß 
man sie dem oberen Teil zuordnen kann. 

(Abg. von Bockeiberg: Die Schwiegermutter!) 

Und dann kommt man zu dem märchenhaften Ergeb- 
nis, daß die wichtigsten Ausgaben weniger begün- 
stigt werden als die weniger wichtigen, also als die 
Luxusausgaben. Mein Rat an Frau Funcke: Erklären 
Sie dies in Ihrer Fraktion gut und mehrfach, damit es 
verstanden wird, insbesondere, schlage ich vor, 
Ihrem Fraktionsvorsitzenden, Herrn Mischnick, für 
künftige steuerpolitische Erklärungen; er kann es 
brauchen. Er wird vielleicht der einzige sein, der 
es Ihnen voll glaubt und der es dann auch gläubig 
vertritt, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 

Abg. Mischnick: Natürlich!) 

so wie sie ja, Herr Mischnick, in den Debatten über 
die Steuerentlastungsgesetze der Opposition bis 
zum Schluß die Auffassung vertreten haben, die Er- 
höhung des Grundfreibetrages wirke mit Progres- 
sionseffekt. Ich habe nach der Gestik, die ich vorhin 
bei Ihnen wahrgenommen habe, den Eindruck, Sie 
glauben das jetzt noch. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Deswegen diese Bemerkung. Vielleicht wäre auch 
der Rat angebracht, daß Herr Mischnick damit auf- 
hören sollte, sich als Steuerpolitiker oder Steuer- 
sprecher zu betätigen. Es ist wohl so, daß er in die 
Steuerpolitik so gut hineinpaßt wie etwa Herr Mai- 
hofer an die Spitze des Bundesgrenzschutzes. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber das ist ein Problem der SPD/FDP. 

Ein sehr wichtiger Gedanke, den ich zum Abschluß 
vortragen möchte, ist folgender. Das System der 
SPD/FDP enthält einen eingebauten Inflationsmecha- 
nismus. Da nämlich die Vorsorgeaufwendungen das 
steuerpflichtige Einkommen nicht mehr verringern, 
wachsen die Steuerzahler um so schneller in die 
Progression und in die höheren Progressionsstufen 
hinein. Die schon jetzt sehr bedrohliche Erscheinung 
der heimlichen Steuererhöhungen wird dadurch ver- 
schärft. Wer künftig die Grenze von 16 000 bzw. 
32 000 DM brutto im Jahr überschreitet, kann von 
diesem Einkommen kaum noch etwas abziehen, weil 
außer den Vorsorgeaufwendungen auch die Kinder- 
freibeträge und z. B. auch der Arbeitnehmerfreibe- 
trag als abzugsfähige Ausgaben verschwinden sol- 
len. 

(Abg. von Bockeiberg: Die Schwiegermutter 
bleibt!) 

Bei Beibehaltung des Abzugs vom steuerpflichtigen 
Einkommen und Höchstbeträgen in der von der 
GDU/CSU vorgesehenen Größenordnung würde da- 
gegen die Progression erst bei Einkommen um 
40 000 DM im Jahr, bei möglichem Vorwegabzug 
noch etwas darüber, eintrelen. Folglich würde der 
Steuerpflichtige bis zu diesem Einkommen mit 22 Vo, 
dem Proportionalsteuersatz, besteuert, während er 
nach dem SPD/FDP- Vorschlag bei 40 000 DM bereits 
eine Spitzenbelastung von 34,6 Vo erreicht. Das gilt 
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für die Spitze, Herr Offergeld, dairtit Sie mir nicht 
ähnlich wie Herrn Häfele nachsagen, ich hätte etwas 
anderes gesagt. 

Wie sich dies auf den Leistungswillen, aber auch 
auf die Lohnforderungen und Tarifverhandlungen 
aus wirken wird, sollte inzwischen jeder begriffen 
haben. Jeder sollte auch zur Kenntnis nehmen, daß 
von dieser Problematik — ich sagte es bereits — 
breite Bevölkerungsschichten betroffen sind. Späte- 
stens 1977 wird der Durchschnitts verdienst eines 
Facharbeiters in der Industrie die Progressions- 
grenze überschreiten, und zwar beim Verheirateten; 
beim Ledigen ist es heute schon der Fall. Eine 
Reform, die solche Grundtatbestände nicht berück- 
sichtigt, verdient diesen Namen nicht. 

Die Systemänderung bei den Vorsorgeaufwendun- 
gen muß auf diesem Hintergrund und im Zusammen- 
hang mit der massiven Steuerprogression des neuen 
Tarifs gesehen werden. Sie ist eine eindeutige Ver- 
schlechterung, als Reform nur verkleidet. Die CDU/ 
CSU lehnt sie ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Der Kollege Wagner meinte von der 
Unsicherheit der FDP reden zu müssen. Er hat dabei 
nur übersehen, daß die eigentliche Unsicherheit bei 
der Opposition liegt, die in der Debatte zwischen- 
(B) zeitlich gemerkt hat, daß die stechenden Argumente 
auf der Seite der sozialliberalen Koalition liegen, 
nämlich die Argumente, wonach sowohl der Tarif 
wie auch das Kindergeld und die Sonderausgaben so 
wirken, daß Sie immer weniger Leuten glaubhaft 
machen können, was mittlere und kleine Einkom- 
men sind. Wir können die Grenzen eindeutig nach- 
weisen, wo entlastet und wo stärker belastet wird. 
Und das, was Sie mittlere Einkommen nennen, die 
stärker belastet werden und die Sie immer wieder 
zitieren, liegen eben bei Verheirateten erst in der 
Größenordnung von 162 000 DM und mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Falsch!) 

Sie müssen sich die Einikommenspyramide eben ein- 
mal genau ansehen; denn dann merken auch Sie, 
wie groß diese Zahl noch ist, die Sie beglücken und 
die Sie draußen damit aufhetzen wollen, daß sie von 
unserer gesetzlichen Regelung belastet würden. 

Im übrigen gibt es eine Unsicherheit bei der 
Opposition in bezug auf die Modelle, die Sie hier 
wirklich vertreten. Es war für uns natürlich ein ge- 
wisser Genuß, daß hier die einzelnen Länder jeweils 
verschiedene Modelle vorwiesen, und Sie hier im 
Hause haben insofern ein gewisses Durcheinander, 
als Sie einerseits teilweise noch das Inflationsent- 
lastungsgesetz vertreten und dies andererseits schon 
mit den Vorschlägen vermischen, die Sie im Ver- 
laufe der Beratungen im Finanzausschuß gemacht 
haben. 

Darüber hinaus habe ich mich über den Beitrag 
von Herrn Minister Gaddum sehr gefreut. Denn wir 


haben gerade seinen Beitrag mit Spannung erwartet, 
da Herr Gaddum Minister eines Landes ist, das wäh- 
rend der ganzen Beratungen im Finanzausschuß im- 
mer wieder für Überraschungen gesorgt hat. Das 
Land Rheinland-Pfalz war dabei, als einstimmig für 
die Tarifgestaltung in dem Sinne einer verlängerten 
Proportionalzone im Bundesrat abgestimmt wurde. 
Das Land Rheinland-Pfalz war dann der Wortführer 
derer, die den Tarif in dem Sinne ändern wollten 
und einen durchgehend progressiven Tarif forderten. 
Das Land Rheinland-Pfalz war danach wiederum bei 
der einstimmigen Abstimmung am 20. März 1974 da- 
bei, als es darum ging, die verlängerte Proportional- 
zone in der Form, wie wir sie dann in Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesrat auch akzeptiert haben, 
wieder vorzulegen. Und jetzt, hier im Plenum, 
kommt wiederum Herr Gaddum und macht wieder- 
um einen neuen Vorschlag, indem er sagt: ver- 
längerte Proportionalzone ja, wenn Abzugsfähigkeit 
von der Bemessungsgrundlage. 

Insofern kam natürlich die ganze Verwirrung zu- 
tage, und Sie können sicher sein, daß auch draußen 
im Lande deutlich wird, in welcher Position sich die 
CDU/CSU hier in bezug auf die Diskussion der 
Steuerreform befindet. 

Charakteristisch ist auch das Argument von Herrn 
Gaddum, daß es sich hier um eine ganz harmlose, 
banale Steueränderung handelt, daß aber gleich- 
zeitig die Verwaltung weder beim Bund noch in den 
Ländern und in den Gemeinden in der Lage wäre, 
mit einem solchen umfassenden Gesetzeswerk fertig 
zu werden. Entweder ist es eine harmlose Steuer- 
änderung, dann ist es für die Verwaltung kein Pro- p) 
blem; oder es ist eine Steuerreform, dann wird in 
der Tat von der Verwaltung einiges an Leistungs- 
fähigkeit verlangt. Wir sind uns der Tatsache be- 
wußt, nachdem es sich um eine Steuerreform han- 
delt, daß die Verwaltungen von uns auf allen Ebe- 
nen mit Mehrarbeit belastet werden, aber wir sind 
auf Grund der entsprechenden Rückfragen optimi- 
stisch. Wir sind davon überzeugt, daß die Verwal- 
tung das Gesetz in der Form, in der wir es jetzt vor- 
legen, bewältigen kann. 

Dann kam von Herrn Gaddum noch das sehr 
interessante Argument, mit dem er hier auf den 
Nebenkriegsschauplatz der Kraftfahrzeugsteuer- 
reform auswich — die er vordringlich forderte — , 
und dies, nachdem er sich langatmig darüber be- 
klagt hatte, daß die Beratung im Finanzausschuß zu 
hastig vor sich gehen mußte. Das alles sind Wider- 
sprüche, auf die wir hier nur hinweisen können. Wir 
können aber Herrn Gaddum sagen, daß wir, wenn 
die Steuerreform beraten ist, uns der Kraftfahrzeug- 
steuer annehmen werden. 

Den originellsten Beitrag hat zweifellos Herr Hö- 
cherl geleistet, der natürlich anfänglich sofort auf die 
übliche Diskussion „echte Steuerreform oder soge- 
nannte Steuerreform?" einging. Interessant war, was 
er als echte Steuerreformen empfunden hat. Die 
Einführung des Splitting 1958 war für ihn eine echte 
Steuerreform; das galt für ihn auch für die Umsatz- 
steuer. Das alles waren für Herrn Höcherl Reformen, 
und lediglich das, was hier als Reform des Ein- 
kommensteuergesetzes, als Reform von Erbschaft- 
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und Vermögensteuer vorgelegt wurde, sind für ihn 
kümmerliche Steueränderungsgesetze. Genau das 
ist der Punkt, wo wir dann natürlich auch ihn darum 
bitten müssen, daß er dann, wenn er von der Re- 
gierung verlangt, die Leistungen der Vorgänger 
mehr zu würdigen, auch hier einmal deutlich 
macht, daß beim Einkommensteuergesetz wirk- 
lich der bewußte Wille zur Reform, zur Änderung 
eines Systems, offensichtlich ist. Wenn Sie aber das 
System nicht ändern wollen, wenn Sie andere poli- 
tische Zielgruppen mit Ihren Vorstellungen anspre- 
chen wollen, kann man das überhaupt nicht als 
richtig oder falsch qualifizieren, dann kann nur jede 
der politischen Gruppierungen hier deutlich ma- 
chen, wie das Gesetz wirkt und welche Einkom- 
mensgruppen dadurch begünstigt oder belastet wer- 
den. Sie können sicher sein, daß wir mit sehr viel 
Fleiß unsere Argumente draußen vertreten werden. 

(Abg, Dr. Wagner [Trier]; Sie werden viel 
Fleiß brauchen, Herr Vohrer!) 

Sie haben kritisiert, daß im Rahmen der Steuer- 
reform keine Bereinigung erfolge, keine Bereinigung 
bei den Steuergesetzen und bei den Subventionen; 
Herr Gaddum hat das kritisiert. Ich darf nur daran 
erinnern, daß Herr von Alten, der im Moment nicht 
im Saal ist, ein vehementer Kämpfer für die Erhal- 
tung der kleinsten Subventionen, nämlich der Sub- 
vention der Vollblutzucht, war. Gerade aus Ihren 
Anträgen wurde immer wieder deutlich, daß Sie 
überhaupt nicht bereit sind, auch bloß kleinste Ab- 
striche bei Subventionen zu machen. Sie hätten in 
(B) dem ganzen Zeitraum, der Ihnen seit der Einsetzung 
der Steuerreformkommission 1967/68 zur Verfügung 
stand, genügend Zeit gehabt, Anträge zu stellen 
um Steuern zu streichen. Solche Anträge kamen 
weder im Finanzausschuß noch in der Zeit, als Sie 
noch die Regierung stellten von Ihrer Seite. 

Herr Häfele, Sie haben die Lohn-Preis-Spirale um 
eine neue Variante bereichert. Sie haben die Steuer- 
kosten auch noch in die Spirale eingebaut und daraus 
den Schluß gezogen, daß die Erhöhung des Grund- 
freibetrags und des Arbeitnehmerfreibetrags jetzt 
ab 1. Juli eingeführt werden soll. Das alles sind For- 
derungen, die draußen ankommen; denn die Leute 
ächzen unter dem Druck der Steuerlast. Es ist völlig 
legal, daß Sie als Opposition solche Anträge stellen. 
Bloß wenn Sie gleichzeitig sagen, Sie würden damit 
einen Beitrag zur Inflationsbekämpfung liefern, 
dann müssen wir dem natürlich ganz entschieden 
widersprechen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Haben Sie es 

noch nicht verstanden, Herr Vohrer? — 

Abg. Dr, Häfele; Hierum geht es doch auch!) 

— Herr Wagner, wenn Sie mir deutlich machen, daß 
gleichzeitig mit den 5 Milliarden DM Mindereinnah- 
men, die Sie dann 1974 haben, irgendwo Haushalts- 
kürzungen eintreten, würde ich sagen; Das ist ein 
ganz vernünftiger Vorschlag. Wenn aber die Haus- 
halte bei den Gemeinden, bei den Ländern und beim 
Bund beschlossen sind und dann die 5 Milliarden 
DM zur Deckung fehlen und man keinen Vorschlag 
zur Deckung macht, und das alles vor dem Hinter- 
grund einer Nettokreditaufnahme von 7,6 Milliarden 


DM allein beim Bund, so führt dies dazu, daß die 
Nachfrage erheblich steigt, womit Sie statt eines 
dämpfenden einen stimulierenden Beitrag zur Infla- 
tion leisten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten von Bockeiberg? 

Dr. Vohrer (FDP): Bitte schön! 

von Bockeiberg (CDU/CSU): Herr Dr. Vohrer, 
ist Ihnen bekannt, daß die CDU/CSU im Haushalts- 
ausschuß Streichungsanträge in Höhe von 2 Milliar- 
den DM gestellt hat und daß das exakt der Bundes- 
anteil aus dem Inflationsentlastungsgesetz gewesen 
wäre? 

(Abg. Mischnick; Minderausgaben! — Abg. 

Gallus: Minderausgaben! — Weitere Zurufe 
von der FDP.) 

Dr. Vohrer (FDP): Von den 2 Milliarden DM 
Streichungen, die im Haushaltsausschuß beantragt 
worden sind, wurde hier von diesem Podium aus — • 
und ich habe die Haushaltsdebatte aufmerksam ver- 
folgt — von der Opposition nichts vertreten. Im 
übrigen wäre es natürlich sehr nett, wenn Sie die 
Titel angäben, wo Sie 2 Milliarden DM streichen 
wollen. 

(Abg, Gallus: Das haben sie wohlweislich 
nicht gemacJit!) 

Herr Häfele, Sie haben hier das Ifo-Institut zitiert. 
Sie haben darauf aufmerksam gemacht, daß von 
einer Mark Mehrverdienst zuvor noch 70 Pfennig 
verblieben, während es jetzt nur noch 53 Pfennig 
sind. Herr Häfele, wenn Sie Ihr Inflationsentlastungs- 
gesetz jetzt durchsetzten, wäre der Tarifverlauf noch 
genau der gleiche. Er wäre nur um knapp 1 400 DM 
angehoben, aber die Progression wäre noch genau 
die gleiche. 

Nicht daß Sie den Eindruck haben, wir hätten 
Ihren Antrag nicht verstanden: Wir sind uns völlig 
bewußt, daß Sie mit Ihrem Antrag jedem Steuer- 
zahler das Geschenk von 20,90 DM bzw. bei Verhei- 
rateten von 41,80 DM machen. 

(Abg. Dr. Häfele: Noch nicht verstanden, 
Herr Vohrer!) 

— das ist die Wirkung Ihres Antrags — , egal wie 
hoch das Einkommen ist. Das ist das Geschenk der 
CDU. 

Es geht uns aber genau darum, strukturelle Ände- 
rungen zu schaffen, nicht unabhängig vom Einkom- 
men ein Geschenk mit der Gießkanne zu verteilen, 
sondern ganz bewußt durch die Tarif gestaltung die 
unteren und mittleren Einkommen zu entlasten und 
darüberliegende Einkommen bewußt zu belasten. 
Insofern können Sie auch nicht, wie Sie in Inter- 
views und Zeitungserklärungen immer wieder sa- 
gen, mit unserer Zustimmung rechnen, wenn Sie 
die strukturellen Änderungen im Bundesrat kap- 
pen wollen. Wir werden auf den strukturellen Ände- 
rungen bestehen und mit aller Intensität darauf hin- 
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wirken, daß die Argumente in immer breiteren 
Gruppen der Bevölkerung verstanden werden. Sie 
haben lange Zeit davon profitiert, daß die Steuer- 
politik den Leuten als ein böhmisches Dorf erschien. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Das wird in Zu- 
kunft noch schlimmer werden, weil alles so 
ein Wirrwarr ist!) 

Herr Höcherl hat kritisiert, daß wir die Eckwerte 
verändert hätten — er hat von ersten, zweiten und 
dritten Eckwerten geredet — , und das alles vor dem 
Hintergrund Ihrer gleichzeitig erhobenen Forderung, 
die Eckwerte oder überhaupt die ganzen Steuer- 
tarife an die wirtschaftliche Entwicklung anzupas- 
sen, Wenn wir während der Zeit von 1971 bis 1974 
hier Änderungen vorgenommen haben — durchweg 
Änderungen zugunsten der Steuerzahler — , dann 
sollten Sie das nicht kritisieren, sondern anerken- 
nen, daß wir diese Eckwerte auch in Ihrem Sinne 
entlastend verändert haben. 

Eines erfreut mich: daß im Prinzip viele Gemein- 
samkeiten im Tarif vorhanden sind. Sie wollten mit 
uns — Sie sechs Monate früher, wir ab 1. Januar 
1975 — den Grundfreibetrag auf 3 000 DM erhöhen. 
Sie wollen wie wir einen Spitzensteuersatz von 
56 ®/o. Sie wollen sicherlich auch nicht — wenn Sie 
das wollten, wäre es ganz gut, wenn jemand von 
Ihnen das erklärte — die entlastende Wirkung der 
Steuerreform weit über die Grenze hinausschieben, 
die wir für den Verheirateten bei 160 000 DM fest- 
gesetzt haben. Wenn Sie das doch wollten, müßten 
Sie es auch hier sagen und das vielleicht auch ein- 
(B) mal in Ihrer Fraktion mit den Sozialausschüssen ab- 
stimmen; denn dort werden Sie sowieso noch eine 
sehr lebhafte Diskussion bekommen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Haben wir 
immer!) 

Nun zu dem durchgehend progressiven Satz: Es 
ist mühsam, hier noch einmal den Eindruck ent- 
stehen zu lassen, wir wehrten uns gegen den durch- 
gehend progressiven Satz. Wir würden ihn jeder- 
zeit, lieber heute als morgen, einführen, wenn die 
Verwaltung durch eine entsprechende Anwendung 
der Computertechnik in der Lage wäre, den progres- 
siven Satz zu bewältigen. — Herr Kreile, wo ich Sie 
schon aufstehen sehe, kann ich gleich noch etwas 
dazu sagen: Wenn Sie wollen, daß der Gesetzgeber 
schon heute in das Gesetz hineinschreibt, was er in 
zwei Jahren will, dann kann ich Sie beruhigen: 
Wenn das verwaltungstechnisch möglich ist, werden 
wir auch darauf hinwirken, daß der durchgehend 
progressive Satz kommt. 

(Abg. Kreile: Ich darf Sie dann in zwei 
Jahren daran erinnern!) 

— Gerne. 

Jetzt kommt die Frage der Verwaltungs Verein- 
fachung in bezug auf die Proportionalzone. Auch 
hier ist nachweisbar, daß wir die Finanzverwaltung, 
zumindest für eine gewisse Zeit, von dem Formular- 
krieg von 2 Millionen Veranlagungsfällen verscho- 
nen. Und, wie gesagt: Wenn wir den anderen 
Tarif einführen können, wird auch hier das Argu- 
ment fallen, wir hätten die Verwaltungsverein- 
fachung nicht so weit getrieben, wie sie theoretisch 


zu treiben wäre. Ich spreche hier die Anregung von 
Fredersdorf an, der das vereinfachte Veranlagungs- 
verfahren möchte und dies als das Ideal darstellt. 
Das können wir aber aus rein verwaltungstech- 
nischem Grunde im Moment nicht durchführen. 

Meine Damen und Herren, zu den Sonderausgaben 
und Vorsorgeaufwendungen wurde so viel gesagt, 
daß es nicht nötig ist, weiter vertieft darauf einzu- 
gehen. Es ist lediglich so, Herr Wagner — zu Ihrer 
Information — : Wir entschieden uns zu der vorlie- 
genden Regelung nicht zufällig und auch nicht, weil 
wir uns irgendwie nicht im klaren wären, wen wir 
damit belasten oder entlasten, sondern wir machen 
es ganz bewußt als politische Handlung, um denje- 
nigen, die in der von uns begünstigten Weise das 
Geld ausgeben, nämlich zu Vorsorgeaufwendungen, 
für Bausparverträge usw. einen Anreiz dazu zu 
geben. 

Im übrigen sollten Sie nicht vergessen, daß auch 
Sie, die Sie so viel gegen Investitionslenkung ha- 
ben, natürlich einen Beitrag zur Konsumlenkung 
leisten, indem Sie Konsumarten, die Ihnen weniger 
sympathisch sind, mit Verbrauchsteuern belasten. 
Sogar die Bayern ihr Bier. Das ist ganz leicht ver- 
ständlich, weil das Bier eine ergiebige Steuerquelle 
ist. 

Deshalb sollten Sie hier nicht darüber polemisie- 
ren. Wir entlasten die Einkommensverwendung in 
Bereichen, wo wir es politisch für richtig halten. Wir 
entlasten nicht nach dem Motto „wer mehr hat, dem 
wird gegeben", sondern wir entlasten mit gleichen 
Anteilen, mit gleichen Beträgen. 

Ich weiß nicht, ob Herr Kollege Hillermeier noch (D) 
da ist. Beim seinem Kindergeldvorschlag gibt es 
nämlich eine sehr groteske Wirkung, und zwar an 
der Stelle, wo die Bayern zu dem jetzigen ungerech- 
ten System noch ihren zusätzlichen Beitrag leisten. 
Wir haben im Moment die Wirkung, daß der steuer- 
liche Vorteil eines Spitzenverdieners für das dritte 
Kind bei monatlich 200 DM liegt. Nach dem Antrag 
von Bayern würde der steuerliche Vorteil auf 
250 DM anwachsen. Dagegen hat der Normalver- 
diener beim jetzigen Steuerrecht einen monatlichen 
steuerlichen Vorteil von 73 DM, während er zukünf- 
tig nach dem bayerischen Modell einen Vorteil von 
90 DM hätte. 

Der bayerische Bergbauer aber, der keine Steuer 
zahlt, weil nämlich sein Einkommen zu niedrig liegt, 
bekommt einen steuerlichen Vorteil von null und 
wird durch die Initiative der Bayern im Bundesrat 
auch weiterhin einen steuerlichen Vorteil von null 
bekommen. Trotzdem wählen die Leute da oben 
auf den Bergen noch immer die CSU. Aber vielleicht 
wird es uns durch intensives Besteigen der Berge 
auch möglich, unsere Kunde auf den Almen zu ver- 
breiten. 

Wenn wir von den Bayern reden, ist ja der Sprung 
zum Verfassungsgericht nicht weit. Die Diskussion, 
die Sie mit den Gutachten zur Frage der Verfas- 
sungswidrigkeit unseres Familienlastenausgleichs 
angekurbelt haben, sollte auch unter dem Aspekt 
gesehen werden, daß die Niedrigverdiener — gerade 
in extremen Fällen — , die bisher bei drei Kindern 
einen Vorteil von lediglich 85 DM monatlich hatten, 
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nach unserem Modell zukünftig 240 DM bekommen 
würden. Sie können sich vorstellen, was gerade für 
die Einkommen, die gar nicht der Besteuerung unter- 
liegen, weil sie zu niedrig sind, das Kindergeld nach 
unserer Regelung für einen Vorteil bringt. Das soll- 
ten Sie einmal den Kollegen im Bundesrat, die hier 
Ihr ab und zu von einigen Vertretern gezeigtes pro- 
gressives Image ankratzen, doch in Ruhe erklären. 
Dann würden Sie es zukünftig vielleicht unterlassen, 
uns vorzuwerfen, daß unser Kindergeld verfas- 
sungswidrig sei, weil nämlich der Verdiener mit 
5 Kindern und 5 500 DM monatlichem Bruttoeinkom- 
men zukünftig 5 DM weniger pro Kind haben wird. 
Hingegen werden alle Einkommen, die darunter 
liegen, wesentlich entlastet, und gerade auf diesen 
Bereich kommt es an. Wenn man Art. 6 des Grund- 
gesetzes ernst nimmt, dann muß man sich wundern, 
daß hier von Ihrer Seite nicht mehr politische Sensi- 
bilität gezeigt wird. 

Ich möchte zum Sdiluß noch zwei Punkte anschnei- 
den: Einerseits geht es mir darum, daß im Bundesrat 
klargemacht wird, daß die jetzige Kindergeldrege- 
lung, wie sie uns vom Bundesrat aufgezwungen 
wurde, nicht unbedingt als billiger anzusehen ist; 
denn wir werden mit sehr viel Nachdruck darauf 
achten, daß die Sache nicht über die Revisionsklausel 
für die Länder und Gemeinden um Milliarden bil- 
liger wird, sondern daß die Belastungsgerechtigkeit 
bei der Aufteilung auf die einzelnen Ebenen gewahrt 
bleibt. 

Wir werden auch darauf achten, daß der Ent- 
lastungseffekt für den einzelnen draußen, für den 
(B) jetzt der Entlastungsvorgang in zwei Teile auf ge- 
splittert wird, nämlich in eine Zahlung seitens der 
Arbeitsverwaltung und in den tarifbedingten Ent- 
lastungseffekt auf dem Lohnzettel, als Gesamtwir- 
kung gesehen wird. Der erste Blick auf den Lohn- 
zettel bringt nämlich für den einen oder anderen 
eine gewisse Enttäuschung, denn man hat in der 
Gesamtwirkung mehr erwartet. Wir werden dazu 
beitragen, daß hier die Gesamtwirkung gesehen 
wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen und Ihnen 
sagen, daß wir mit der Steuerreform, wie sie jetzt 
vorliegt, ganz klar erkennen, daß eine dauerhafte 
Erleichterung im öffentlichen Sektor, wie Sie das 
hier immer Vortäuschen, nicht der Fall sein wird. 
Auch Sie würden bei den gesellschaftlichen Auf- 
gaben, die nur durch die öffentliche Hand erfüllt 
werden können, nicht mit verringerter Steuerlast 
erfüllen können. Sie würden neue Steuerquelien 
finden, und Sie sind natürlich hier immer mit dem 
europäischen Argument schnell zur Hand: Mehr- 
wertsteuer erhöhen, um damit den öffentlichen 
Korridor genauso breit zu halten, wie er jetzt ist. 

Wir als Freie Demokraten bekennen uns zu dem 
synchronen Wachsen von privaten und öffentlichen 
Investitionen bei ganz konsequenter Berücksichti- 
gung des Umweltschutzgedankens. Wir werden alles 
tun, daß die Aufbringung der Mittel des Staates, 
nämlich der Steuern, so gerecht wie möglich erfolgt, 
und mit dem jetzigen Steuerreformgesetz, mit der 
Einkommensteuerreform, wie wir sie hier präsen- 
tieren, haben wir einen Schritt in dieser Richtung 


getan. Wir würden uns freuen, wenn Sie aufgrund 
der Debatte dem einen oder anderen unserer Ar- 
gumente zustimmen könnten, damit der Streit an- 
schließend im Vermittlungsausschuß nicht allzu ver- 
bissen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr* Jaeger: Das Wort hat Frau 
Bundesminister Dr. Focke. 

Frau Dr. Focker Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit; Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Bei der Entstehung der Einkommen stehen zwei 
Prinzipien in Widerspruch, die beide ihre Be- 
rechtigung haben. Einerseits ist es ein Gebot 
der Gerechtigkeit, daß die Leistung im Wirt- 
schaftsprozeß der Gegenleistung entspricht. An- 
dererseits erfordern die persönlichen Verhält- 
nisse und berechtigten Bedürfnisse der einzel- 
nen unabhängig von ihrer Leistung in gewissem 
Umfang eine Umverteilung. 

Das ist, meine iDamen und Herren, kein Zitat aus 
dem Kommunistischen Manifest, sondern aus der 
Denkschrift des Rates der EKD über die soziale 
Sicherung im Industriezeitalter. Hier haben Sie, was 
Familienlastenausgleich nötig macht und recht- 
fertigt; aber auch den Grund, warum die Bundes- 
regierung auf diesem Feld eine Reform anstrebt: Das 
Leistungsprinzip unserer Wirtschaft, das keine Rück- 
sicht auf den Familienstand nimmt und auf die Ko- 
sten, die durch Kinder entstehen, muß von Staats 
wegen ergänzt werden durch ein Umverteilungs- 
system zugunsten der Familien, zugunsten der Kin- 
der. 

Die Grundprinzipien dieses Familienlastenaus- 
gleichs sind: 

1. Rechtsanspruch auf Kindergeld für jedes Kind; 

2. gleiches Kindergeid unabhängig vom Lei- 
stungseinkommen; höher Verdienende haben eine 
höhere Unterhaltspflicht für ihre Kinder, aber sie 
muß aus dem eigenen Einkommen, nicht aus Mitteln 
einer Umverteilung gezahlt werden; 

3. gestaffeltes Kindergeld nach der Kinderzahl; 
je mehr Kinder, desto höher ist die wirtschaftliche 
Belastung für die Eltern, desto größer ist auch ihr 
Entlastungsanspruch; 

4. Kindergeld als Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entlastung der Eltern,- das Kindergeld kann und soll 
nicht die vollen Erziehungskosten decken; 

5. Kindergeld ist daher eine Grundentlastung. Je 
nach den sozialen Verhältnissen müssen gezielte 
Entlastungen z. B. für den Unterkunft sauf wand 
durch Wohngeld, für den Ausbildungsaufwand durch 
Ausbildungsförderung, für einkommensschwache 
Familien auch durch die Sozialhilfe hinzukommen. 

Ich darf das im Hinblick auf den vorliegenden 
Entwurf etwas konkreter erläutern. 

Zum 1. Januar 1975 sollen die Kinderfreibeträge 
des Einkommens teuer rechts, der besoldungsrecht' 
liehe Kinderzuschlag und das bisherige Kindergeld 
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(A) ersetzt werden durch das neue Kindergeld von mo- 
natlich 50 DM für das erste Kind, 70 DM für das 
zweite Kind und 120 DM für das dritte und jedes 
weitere Kind. 

Diese Vereinheitlichung und einkommensunab- 
hängige Gestaltung des Familienlastenausgleichs 
wird mit Recht als das Kernstück der Steuerreform 
bezeichnet. Es macht Schluß mit dem familien- und 
sozialpolitisch unbefriedigenden Zustand, der — dar- 
über haben wir uns heute schon mehrfach unterhal- 
ten — Spitzenverdienern eine wesentlich größere 
steuerliche Entlastung für ihre Kinder brachte als 
den Beziehern kleiner Einkommen. Es macht Schluß 
mit der Ungerechtigkeit, daß Eltern für das erste 
Kind Kindergeld nur dann erhalten, wenn sie im 
öffentlichen Dienst beschäftigt sind, während alle 
anderen erst vom zweiten Kind an — und bei zwei 
Kindern nur bis zu einer bestimmten Einkommens- 
grenze — • Kindergeld erhalten. 

Das von uns vorgeschlagene Kindergeldsystem 
widerspricht nach Überzeugung der Bundesregie- 
rung in keiner Weise dem Grundgesetz, sondern es 
entspricht im Gegenteil dem sozialstaatlichen Auf- 
trag. Mit dem Reformkonzept, das bereits in dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines 
Dritten Steuerreformgesetzes enthalten war, wird 
ein erheblicher Beitrag zur Herstellung von mehr 
Chancengleichheit für alle Kinder geleistet, ein Bei- 
trag, der besonders zwei Gruppen zugute kommt: 
Den unvollständigen Familien, insbesondere auch 
alleinstehenden Müttern mit Kindern, und den jun- 

_ gen Familien. Beide Gruppen verfügen im allge- 
^ meinen nur über ein verhältnismäßig bescheidenes 
Einkommen und haben daher am bisher geltenden 
Familienlastenausgleich nur einen bescheidenen An- 
teil. Auch sie werden vom 1. Januar an mit dem 
neuen Kindergeld eine Leistung des Familienlasten- 
ausgleichs erhalten, die einen beträchtlichen Teil 
des Kinderunterhalts abdeckt und damit eine fühl- 
bare Entlastung bedeutet. 

So wird z, B. für die alleinstehende Mutter mit 
einem Kind und einem monatlichen Bruttolohn von 
1 000 DM der Familienlastenausgleich von zur Zeit 
19 DM auf 50 DM monatlich steigen. Um ein ande- 
res konkretes Beispiel herauszugreifen: Für den Va- 
ter mit drei Kindern und einem Bruttolohn von 2 000 
DM wird der Familienlastenausgleich von zur Zeit 
170,70 DM auf 240 DM monatlich steigen. Dazu tre- 
ten dann noch die allgemeinen Steuerentlastungen, 
die für die Bezieher solcher und höherer Einkommen 
mit der Steuerreform im engeren Sinne verbunden 
sind. Für alleinstehende Elternteile mit Kindern ist 
hiervon besonders die Anhebung des Haushalts- 
freibetrags auf 3 000 DM zu erwähnen. Sie führt zu 
einer erheblichen Steuerermäßigung. 

In der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 ist 
zur Gesamtheit der Entlastungen, die durch die Re- 
form des Familienlastenausgleichs und durch die 
Steuerreform bewirkt werden, ausgesagt, daß sie 
für einen typischen Arbeitnehmerhaushalt mit zwei 
Kindern das Nettoeinkommen um rund 4 Vo ver- 
bessern. 

Der hohe Kindergeldsatz von 120 DM für die drit- 
ten und weiteren Kinder hilft besonders den kinder- 


reichen Familien und widerlegt die Behauptung, das 
Reformkonzept begünstige einseitig die kleinen Fa- 
milien. Das wird z. B. auch durch eine Aufstellung 
sehr deutlich, die am 18. Mai in der „Süddeutschen 
Zeitung" veröffentlicht worden ist. Dort ist darge- 
stellt, zu welchem Prozentsatz der gesamte Kinder- 
unterhalt bei Familien verschiedener Größe durch 
das neue Kindergeld gedeckt wird. Der Unterhalt pro 
Kind wird dabei mit monatlich 200 DM angenommen. 
Während in Familien mit einem Kind 25 ^/o dieses 
Kinderunterhalts durch das neue Kindergeld gedeckt 
werden, ist dies in Familien mit drei Kindern schon 
zu 40 Vo und in Familien mit fünf Kindern sogar zu 
48 Vo der Fall. 


Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf Sie um etwas mehr Aufmerksamkeit 
für die Frau Bundesminister bitten und darum, daß 
Sie Ihre Privatgespräche nach außerhalb des Saales 
verlegen! 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit: Die Zahlung des neuen 
Kindergeldes für die ersten und zweiten Kinder ver- 
braucht einen erheblichen Teil der zur Verfügung ste- 
henden Mittel, nämlich jährlich etwa 10 Milliarden 
von den insgesamt 15 Milliarden DM. Das erklärt, 
warum es nicht möglich ist, den Kindergeldsatz für 
die vierten und weiteren Kinder höher als auch 
mit 120 DM zu bemessen. Das mag man bedauern, 
aber ich meine, die Zahlung eines Kindergeldes für 
die ersten und zweiten Kinder sollte vor einer noch 
stärkeren Begünstigung der dritten und weiteren 
Kinder Vorrang haben. Gerade Familien mit nicht 
mehr als zwei Kindern sind es, die zur Zeit eine am 
wenigsten angemessene Entlastung erhalten. Für sie 
müssen wir deshalb zunächst etwas tun. Ich hatte 
den Eindruck, daß das auch die Meinung der CDU/ 
CSU ist. Daß die von der CDU/CSU beantragte Er- 
höhung für die vierten und weiteren Kinder auf 
150 DM mit einem Jahresmehraufwand von 500 Mil- 
lionen DM ohne weiteres zu finanzieren wäre, hat 
auch die CDU/CSU nicht näher belegen können. 

Das vorliegende Reformkonzept sieht ein Jahres- 
finanzvolumen — ich wiederhole — von 15 Milliar- 
den DM vor, eine Steigerung um gut 4 Milliarden 
DM, also um rund 40 Vo. Das ist ein mächtiger Zu- 
wachs. Eine darüber hinausgehende Erhöhung ist 
finanzwirtschaftlich einfach nicht tragbar. Was wir 
den dritten oder den vierten und weiteren Kindern 
an höherem Kindergeld geben, das müßten wir den 
ersten und zweiten streichen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, es 
ist eine selbstverständliche Folge des vorliegenden 
Reformkonzepts, daß die Verbesserungen gegenüber 
dem jetzigen Stand um so geringer sind, je höher 
das Einkommen der Eltern ist. In höheren Einkom- 
mensbereichen kann es auch zu geringen Einbußen 
kommen. Zu Einbußen wird es z. B. für Eltern mit 
drei oder mehr Kindern bei einem monatlichen Brut- 
togehalt von etwa 5 000 DM kommen und für die 
übrigen Eltern bei einem monatlichen Bruttogehalt 
von mehr als 8 000 DM, Die Einbußen sind gering: 
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^ z. B. bedeutet das für einen Vater mit fünf Kindern 
und einem Bruttogehalt von 6 000 DM im Monat 
eine Einbuße von monatlich 23 DM. Ich glaube, daß 
Eltern, die ein Einkommen in dieser Größenordnung 
haben, eine solche Einbuße verkraften können. Ich 
meine, das ist wirklich zumutbar. 

In diesem Gesamtzusammenhang müssen wir nun 
natürlich auch noch berücksichtigen, daß zu dem 
staatlichen Familienlastenausgleich im Regelfall, 
nämlich für mehr als 90 ®/o aller Familien, noch ein 
Kirchensteuerfamilienlastenausgleidi hinzukommt, 
die 8 bis 10®/o des Kindergeldes ausmacht. Dies soll 
im Einvernehmen mit den Ländern sichergestellt 
werden. Man muß dies berücksichtigen, um das 
ganze Ausmaß der Verbesserungen zu erkennen. 
Das wirkt sich gerade für Familien mit mehreren 
Kindern, besonders bei mittlerem und höherem Ein- 
kommen, sehr vorteilhaft aus. Bei einer Fünf-Kinder- 
Familie sind es immerhin noch einmal fast 50 DM im 
Monat, 

Mir liegt daran, an dieser Stelle ein Wort des 
Dankes auch gegenüber den Kirchen auszusprechen, 
die nicht nur auf die Kirchensteuermehreinnahmen 
verzichten wollen, sondern auch bereit sind, Steuer- 
mindereinnahmen in beträchtlicher Höhe in Kauf zu 
nehmen, wenn in Zukunft bei der Berechnung der 
Kirchensteuer das volle Kindergeld von der Einkom- 
men- bzw. Lohnsteuer abgezogen wird. 

Die Reform des Familienlastenausgleichs hat auch 
zur Folge, daß von den Familien, die zur Zeit zur 
Deckung ihres Unterhaltsbedarfs auch Sozialhilfe er- 
halten, viele nicht mehr so stark auf Sozialhilfe an- 
(B) gewiesen sind oder sogar ganz unabhängig von ihr 
werden. Das ist zweifellos ein Fortschritt. 

Nun scheint die CDU/CSU nach der Begründung, 
die sie im federführenden Ausschuß für den Antrag 
auf Erhöhung des Kindergeldes für Familien mit vier 
und mehr Kindern gegeben hat, der Ansicht zu sein, 
der Familienlastenausgleich müsse so bemessen sein, 
daß er zusammen mit dem Erwerbseinkommen des 
Vaters ausreiche, eine Familie mit vier Kindern zu 
ernähren. Ganz klar ist mir dabei nicht, warum aus- 
gerechnet die Vier-Kinder-Familie und nicht die 
Drei- oder die Sechs-Kinder-Familie zum Maßstab 
genommen wurde. Im übrigen möchte ich darauf 
hinweisen, daß heute und aller Voraussicht nach 
auch im Jahre 1975 Familienväter so viel verdienen 
werden, daß es zusammen mit dem Kindergeld und 
dem Wohngeld ausreichen wird, eine Familie mit 
vier oder mehr Kindern zu ernähren. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
unsere kinderreichen Familien sind nur zu einem 
ganz kleinen Teil Sozialhilfeempfänger, was die 
Sozialhilfestatistik eindeutig bestätigt, wobei übri- 
gens — das muß an dieser Stelle dann natürlich 
auch wieder für die, die sich nicht selbst helfen kön- 
nen, sehr nachdrücklich gesagt werden — die Inan- 
spruchnahme der Sozialhilfe nichts Diskriminieren- 
des an sich hat. 

Die Auswirkungen der Reform des Familienlasten- 
ausgleichs auf andere soziale Leistungsbereidie 

müssen in einem Einführungsgesetz geregelt werden. 
Hieraus möchte ich wegen der besonderen Bedeu- 


tung nur einen Punkt erwähnen: Die Verbesserung (Q 
des Familienlastenausgleichs wird im Regelfall nicht 
zu einer Minderung des Wohngelds führen. Denn 
durch das Einführungsgesetz zum Dritten Steuerre- 
formgesetz sollen die Kinderfreibeträge, die nach 
dem Wohngeldgesetz für im Haushalt lebende Kin- 
der angesetzt sind und den derzeitigen Kindergeld- 
sätzen entsprechen, auf die Höhe der neuen Kinder- 
geldsätze gebracht werden. 

Im Bereich des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes wird sich die Verbesserung des Familien- 
lastenausgleichs erst in zwei Jahren bemerkbar 
machen, denn dort sind nicht die aktuellen Einkom- 
mensverhältnisse der Eltern maßgebend, sondern 
die zwei Jahre zurückliegenden. Bis dahin werden 
diese beiden Leistungsbereiche durch eine Verzah- 
nung von Familienlastenausgleich und Ausbildungs- 
förderung besser als bisher aufeinander abgestimml 
sein. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, daß mit 
der Verabschiedung der Reform des Familienlasten- 
ausgleichs eine gerechtere Zukunft für diesen wich- 
tigen, wenn auch keineswegs ausschließlichen Be- 
reich der Familienpolitik beginnt. 

Ich danke dem Deutschen Bundestag — vor allem 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
und dem Finanzausschuß — für die zügige Verab- 
schiedung dieses Reformwerks. Da der Plan zur 
Vereinheitlichung des Familienlastenausgleichs in 
seinen Grundzügen bereits 1971 von der damaligen 
Bundesregierung vorgelegt worden ist, haben in der 
Zwischenzeit genug Gelegenheiten bestanden, das 
Pro und das Kontra eingehend abzuwägen und zu (D) 
diskutieren. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel.) 

Wir geben den Familien und den Arbeitsämtern 
eine ausgewogene Regelung an die Hand. Wir be- 
seitigen Ungleichheiten. Wir helfen besonders jun- 
gen Familien. Wir geben den Kindern eine bessere 
Chance. Wir sollten diese Reform gemeinsam zum 
Erfolg führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Stommel. 

Frau Stommel (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/ 

CSU hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten dazu bei- 
getragen, das jetzt zur Verabschiedung anstehende 
Gesetz zur Vereinheitlichung des Familienlastenaus- 
gleichs in den zuständigen Ausschüssen zügig zu 
beraten und zu verabschieden. Wir bejahen die Ein- 
führung eines einheitlichen Familienlastenausgleichs 
u. a. deshalb, weil die nach wie vor insgesamt sehr 
beschränkten Mittel für den allgemeinen Familien- 
lastenausgleich im Rahmen eines einheitlichen Lei- 
stungssystems am gerechtesten auf die Familien mit 
Kindern aufgeteilt werden können. 

Die Staffelung der Leistungen nach der Zahl der 
Kinder — 50 DM für das erste, 70 DM für das zweite 
und 120 DM für das dritte Kind — trägt jedoch den 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwodi, den 5. Juni 1974 


7013 


Frau Stommel 

Bedürfnissen der größeren Familien keineswegs in 
ausreichendem Umfang Rechnung. Hier befinde ich 
mich im Gegensatz zu Frau Minister Focke. Immer- 
hin ist es den Interventionen der CDU/CSU und der 
Familienverbände zu verdanken, daß der ursprüng- 
lich gemachte Vorschlag, ein einheitliches Kinder- 
geld von 60 DM einzuführen, von der Bundesregie- 
rung zweimal modifiziert wurde: zunächst durch die 
Staffelung 50, 70, 90, dann aber durch die jetzt zur 
Verabschiedung anstehenden Sätze. Ich glaube, dies 
haben die Interventionen, die erfolgt sind, bewirkt. 

Selbst die Koalitionsparteien mußten in der Be- 
gründung zu dem von Ihnen eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Familien- 
lastenausgleichs einräumen, daß sogar Rechtsver- 
schlechterungen für kinderreiche Familien mit ver- 
hältnismäßig hohem Einkommen eintreten können. 
Diese Aussage beinhaltet aber nur die halbe Wahr- 
heit. Tatsächlich müssen wir feststellen, daß die 
große Masse der kinderreichen Familien mit durch- 
schnittlichem oder nur leicht über dem Durchschnitt 
liegendem Einkommen durch die Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs völlig unzureichende Lei- 
stungsverbesserungen erhält. Die nominellen Lei- 
stungsverbesserungen entsprechen bei weitem nicht 
dem Kaufkraftverlust — und von dem ist heute 
überhaupt noch nicht gesprochen worden — , der 
bei den bisherigen Kindergeldleistungen und Steuer- 
vergünstigungen seit 1969 eingetreten ist. Es kann 
nicht geleugnet werden, daß das finanzielle Mehr- 
volumen von über 4 Milliarden DM, das den Fami- 
lien durch die Neuordnung des Familienlastenaus- 
gleichs insgesamt zusätzlich zur Verfügung gestellt 
werden soll, den kinderreichen Familien kaum zu- 
gute kommt. 

Die Änderungsanträge meiner Fraktion im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung und im Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit, den Kin- 
dergeldsatz vom vierten Kind an auf 150 DM zu 
erhöhen, sind von der Regierungsmehrheit leider 
abgelehnt worden. Bei einem vertretbaren finan- 
ziellen Mehrvolumen von 500 Millionen DM jährlich 
hätte aber der Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion, 
die Kindergeldsätze stärker nach der Zahl der Kin- 
der zu staffeln, eine insgesamt ausgewogene Rege- 
lung des Familienlastenausgleichs zur Folge gehabt. 
Auch die große Masse der kinderreichen Familien 
hätte hier eine Verbesserung gefunden. Besitz- 
standseinbußen wären dann nur noch bei Beziehern 
sehr hoher Einkommen eingetreten, und das hätte 
verkraftet werden können. Es kann nicht geleugnet 
werden, daß Alleinernährer von Familien mit vier 
und mehr Kindern — wir machen uns hier zum Spre- 
cher dieser Mehrkinderfamilien — selbst bei über- 
durchschnittlich hohem Erwerbseinkommen auch 
nach Inkrafttreten der Steuerreform und der Neu- 
ordnung des Familienlastenausgleichs häufig über 
weniger Einkommen verfügen werden als ver- 
gleichbare Sozialhilfeempfänger. Ich habe bereits 
im Ausschuß Zahlen genannt. Man war hier von 
seiten der Koalition sehr skeptisch; aber die Zahlen 
sind belegbar. 

Für viele Betroffene wird dadurch das Bemühen 
um beruflichen Aufstieg auf Dauer fragwürdig wer- 


den. überdies ist es bedenklich, wenn zunehmend 
die Sozialhilfeträger die Funktion des Familien- 
lastenausgleichs übernehmen müssen. Lassen Sie 
mich hierzu ein Beispiel sagen. In diesem Hause 
ist bei der Debatte zur Reform des § 218 viel von 
Briefen gesprochen worden, die den Kolleginnen 
und Kollegen von Befürwortern der Fristenregelung 
zugegangen sind. Ich frage Sie: Sind Ihnen auch 
Briefe kinderreicher Familien zugesandt worden, die 
die harte Realität ihrer Situation schildern? Mit 
Genehmigung des Präsidenten zitiere ich einige 
Sätze aus einem der vielen Briefe, die mir dies- 
bezüglich zugegangen sind. Hier schreibt eine 
Mutter: 

Ich habe neun Kinder. Mein Mann hat ein 
Nettogehalt von 1 000 DM, und dazu haben 
wir 355 DM Kindergeld. Das reicht bei den 
heutigen Preisen ganz und gar nicht. 

— Ich zitiere immer noch den Brief der Mutter. — 

Ich habe in der Zeitung gelesen, die Regierung 
könnte das Kindergeld nicht mehr erhöhen, 
weil sie die Preisstabilität wiederherstellen 
wollte. Es ist doch der größte Wahnsinn, bei 
den Ärmsten der Armen anzufangen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie, 
Frau Abgeordnete, eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Vohrer? 


Dr, Vohrer (FDP): Frau Kollegin, haben Sie 
denn auch einmal für Ihr Beispiel durchgerechnet, 
wie groß die Steuererleichterung wird, wenn Sie 
die steuerliche Lösung Ihrer CSU-Kollegen aus 
Bayern durchführen? 


(D) 


Frau Stommel (CDU/CSU): Herr Kollege, bei 
1 000 DM Nettoeinkommen. Das ist netto. Hierzu 
kommt Kindergeld. Ich lese den Brief dieser Frau 
vor. Sie schreibt noch einiges dazu — es kommt 
noch! — ; er ist sehr interessant: 

Vielleicht sind die Abgeordneten der Meinung, 
daß den Kinderreichen schon mit Reklame in 
Fernsehen, Rundfunk und in den Zeitungen ge- 
holfen wird. Die Kinderreichen mit kleinem Ein- 
kommen können noch nicht einmal daran den- 
ken, Zuschüsse für Urlaubsfahrten und Kinder- 
gärten auszunutzen. Sie haben nicht einmal das 
Geld, daß sie sich für den Urlaub einigermaßen 
kleiden können, und nicht das Geld, daß sie 
ihre Kinder einigermaßen gut gekleidet in den 
Kindergarten schicken können. 

Soweit einige Passagen aus diesem Brief, der aus 
Niedersachsen stammt, wo Bundeskanzler Schmidt 
im Wahlkampf verkündet, wie gut es uns allen 
geht. 

Wo bleibt hier, frage idi, die soziale Gerechtig- 
keit, von der der Kanzler soeben in beredten Wor- 
ten gesprochen hat? 

(Zuruf von der SPD: Sehr zu Recht!) 

— Nein, ich glaube, nicht sehr zu Recht, sondern 
dieser Brief ist etwas peinlich für Sie. Das kann ich 
verstehen. 
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Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Biermann? 

Frau Stommel (CDU/CSU): Bitte schön! 

Biermann (SPD) : Frau Kollegin, sind Sie der 
Meinung, daß es sozial Schwache und Kinderreiche 
erst seit 1969 gibt? 

Frau Stommel (CDU/CSU): Herr Kollege, ich 
frage Sie, seit welchem Jahr die Preissteigerungen 
in einem solchen Maße stattgefunden haben: vor 
1964 oder nach 1964? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist für uns unerläßlich, an dieser Stelle darauf 
hinzuweisen, daß die Leistungshöhe des Familien- 
lastenausgleichs 1964 und 1965 — und das paßt zu 
Ihrer Frage — , gemessen an der allgemeinen Ein- 
kommenslage, wesentlich höher war, als sie 1975 
nach der Neuordnung des Familienlastenausgleichs 
sein wird. Ein Beweis für die erfolgreiche Familien- 
politik der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Steuerentlastungen und Kindergeld für ein fünf- 
tes Kind lagen 1965 für einen Steuerpflichtigen, des- 
sen Einkommen noch in der unteren Proportional- 
zone besteuert wurde, bei etwa 100 DM monatlich. 
Die Ausgleichsleistungen insgesamt deckten damit 
etwa 80 bis 90 v. H. des sozial-kulturellen Normbe- 
darfs einschließlich der Wohnungskosten des fünf- 
ten Kindes. 1975 dagegen, nach Durchführung der 
Steuerreform, werden für dieses fünfte Kind bei 
einem Kindergeld von 120 DM nur etwa 50 v. H. 
des durchschnittlichen Normbedarfs abgedeckt wer- 
den, der einschließlich Wohnungskosten 1975 ver- 
mutlich bei etwa 240 DM monatlich anzusetzen ist. 

Wie negativ heute besonders kinderreiche Fami- 
lien durch inflationäre Entwicklung und Einfrieren 
der Ausgleichsleistungen für Kinder seit 1969 be- 
troffen sind, wird aus der Entwicklung der Regelbe- 
darfssätze in der Sozialhilfe deutlich. Wenn wir 
heute etwa unterstellen können, daß ein durch- 
schnittlich verdienender Ernährer einer Familie mit 
fünf Kindern mit einem Spitzeneinkommen bereits 
in der Progressionszone besteuert wird — das ist 
heute verschiedentlich schon angeklungen — , so 
ergibt sich für ihn für das vierte Kind zur Zeit eine 
Entlastung durch Kindergeld und Steuerersparnis 
von etwa 110 DM. Die durch die Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs zu erwartende Mehrlei- 
stung von lediglich 10 DM für das fünfte Kind deckt 
damit noch nicht einmal bei Beziehern mittlerer Ein- 
kommen 15 V. H. der Mehrkosten auf der Basis des 
Mindestbedarfs ab, die seit 1969 entstanden sind, 
dem Zeitpunkt, an dem die SPD/FDP-Koalition die 
politische Verantwortung übernommen hat. Hier 
offenbart sich das familienpolitische Versagen der 
Regierungskoalition, die seit 1969 die Jahr für Jahr 
von der CDU/CSU eingebrachten Anträge immer 
wieder abgelehnt hat, die Leistungen nach dem 
Bundeskindergeldgesetz schwergewichtig für kinder- 
reiche Familien zu verbessern. 


Wäre die Regierungskoalition in den letzten Jah- 
ren den wiederholt von der CDU/CSU eingebrachten 
Vorschlägen gefolgt, die Kindergeldleistungen an 
die wirtschaftliche Entwicklung anzupassen, so wäre 
es heute leichter, im Rahmen der Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs den Familien mit Kindern 
insgesamt einen einigermaßen ausreichenden Lei- 
stungsrahmen zu sichern. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Biermann? 

Frau Stommel (CDU/CSU): Bitte, Herr Bier- 
mann 1 

Biermann (SPD): Frau Kollegin, ich will Ihre 
Vorlesung ungern unterbrechen. Sind Sie der Mei- 
nung, daß dieses Gesetz eine wesentliche Verbes- 
serung oder — wie ich annehmen muß — eine we- 
sentliche Verschlechterung ist? 

Frau Stommel (CDU/CSU): Ich habe selbst bei 
meinen 10 DM von einer Verbesserung gesprochen. 
Damit ist aber nicht das gemeint, was Sie sich dar- 
unter vorstellen. Sie können doch nicht sagen, es 
gibt 120 DM für das dritte Kind, ohne zu erwähnen, 
daß die Kinderfreibeträge ausfallen. Das ist von 
Frau Minister Focke eben auch in dieser Art vorge- 
tragen worden. 

(Abg. Geiger: Frau Kollegin, Sie müssen 
jetzt aber vom ersten Kind ausgehen!) 

(D 

Wenn Sie zu Anfang gut zugehört haben, haben Sie 
sicherlich auch gehört, was ich in meiner — wie Sie 
sagen — Vorlesung gesagt habe. 

Ich glaube, hier gibt es noch einiges zu sagen. 

Wir mußten uns auch in den zuständigen Fachaus- 
schüssen bei unseren Änderungsanträgen gegen- 
über der Regierungsvorlage darauf beschränken, 
eine Verbesserung der Kindergeldsätze vom vier- 
ten Kind an um 30 DM vorzuschlagen. Aus finanz- 
politischen und stabilitätspolitischen Gründen muß- 
ten wir uns in den Ausschüssen auf einen beschei- 
denen Antrag beschränken. Wenn wir diesen An- 
trag im Plenum nicht wiederholen, so deshalb, 
weil wir mit Vorrang sicherstellen wollen, daß 
das neue Kindergeldgesetz mit einer Anpassungs- 
klausel versehen wird, wie dies heute in allen So- 
zialleistungsgesetzen von größerer Bedeutung der 
Fall ist. Wenn der Herr Präsident es gestattet, möch- 
te ich zu dem vorliegenden Antrag nachher noch 
eine kurze Begründung geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
kinderreichen Familien — ich beziehe mich hier 
insbesondere auf die kinderreichen Familien — 
müssen wir als Opposition um Verständnis dafür 
bitten, daß wir hier im Plenum darauf verzichtet 
haben, die Erhöhung des Kindergeldsatzes vom 
vierten Kind an erneut zu beantragen. Wir werden 
uns dieser Frage in den nächsten Jahren annehmen. 
Zunächst halten wir es bei dem leider bestehenden 
engen finanziellen Spielraum für Leistungsverbesse- 
rungen für vorrangig, unseren Gesetzentwurf über 
die Einführung eines Erziehungsgeldes durdizuset- 
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Frau Stommel 
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zen. Auch wenn das von uns geforderte Erziehungs- 
geld, das wir in späteren Stufen auf Kinder bis zu 
drei Jahren ausdehnen wollen, einen ausreichenden 
Aufbau des allgemeinen Familienlastenausgleichs 
nicht überflüssig macht, so glauben wir doch, daß es 
im Interesse des Erziehungsgeldes vertretbar ist, den 
von uns gewünschten weiteren Ausbau des allge- 
meinen Familienlastenausgleichs einige Jahre zu- 
rückzustellen. 

Unsere Gesamtkonzeption hinsichtlich der Fami- 
lienförderung ist allerdings darauf abgestellt, daß 
auch das ungeborene Leben grundsätzlich strafrecht- 
lich geschützt wird. Unsere bisherige Konzeption 
konnte sich im wesentlichen darauf beschränken, Fa- 
milien mit Kindern materiell so auszustatten, daß 
die Annahme eines Kindes durch die Eltern unter 
materiell zumutbaren Bedingungen möglich ist. Die 
Einführung der Fristenlösung bei der Reform des 
§ 218 wird hier allerdings völlig neue Tatbestände 
schaffen. Die Tatsache, daß die Geburtenzahlen der 
deutschen Bevölkerung nach einem Rückgang von 
mehr als einem Drittel seit 1961 schon jetzt nur noch 
65 V. H. der zur langfristigen Bestandserhaltung not- 
wendigen Zahl erreichen, sollte bei weiter anhalten- 
dem absinkendem Trend der Geburtenzahlen zu den- 
ken geben. Das Gebot der Stunde sollte für uns alle 
sein, die potentielle Bereitschaft zum Kind zu wek- 
ken und zu fördern, auch über eine entsprechende 
Förderung der Familie, nicht dagegen einen Frei- 
brief dafür zu erteilen, sich vom ungeborenen Leben 
loszusagen. Der Weg, den die Regierungskoalition 
in den letzten Wochen gegangen ist, läuft darauf hin- 
(B) aus, daß der Wohlstand der heute Lebenden zu 
Lasten der kommenden Generation zu erhöhen und 
den einzelnen und die Gesamtgesellschaft von der 
Verantwortung für spätere Jahre loszusprechen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Fiebig? 

Frau Stommel (CDU/CSU): Bitte schön, Herr 
Kollege! 

Fiebig (SPD): Frau Kollegin Stommel, wären Sie 
bereit, mir als sechsfachem Familienvater zu bestäti- 
gen, daß Kinder nicht nur eine Last sind, sondern 
auch Freude machen? Vielleicht könnten Sie in Ihrer 
Rede auch darüber etwas sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Frau Stommel (CDU/CSU): Ich glaube. Sie 
haben den Falschen gefragt. Ich bin diejenige gewe- 
sen, die bei der Debatte über den § 218 gesagt hat: 
Wir wollen doch einmal den Eindruck verwischen, 
daß es nur ungewollte Kinder gibt, denn Kinder 
machen auch Freude. Hier geht es aber doch darum, 
daß das Kind aus finanziellen Gründen — darüber 
ist bei der Debatte über den § 218 wiederholt ge- 
sprochen worden — nicht gewollt wird. Das ist doch 
die Logik dabei. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage der Abgeordneten Frau von 
Bothmer? 


Frau Stommel (CDU/CSU): Nein, ich möchte 
jetzt zu Ende kommen. 

Wir werden nicht umhinkönnen, in der Sozial- 
politik völlig neue Prioritäten zu setzen und das 
Schwergewicht sozialpolitischer Bemühungen auf 
die Förderung der Famile mit Kindern zu legen. 
Hierzu werden wir alsbald im Bundestag eine Gene- 
ralaussprache führen müssen. 

Die Eile, ich will nicht sagen, die hektische Eile, mit 
der wir in den letzten W^ochen die Steuerreform und 
die Neuordnung des Familienlastenausgleichs bera- 
ten mußten, hat leider keinen Raum für die Erörte- 
rung grundsätzlicher Fragen gelassen, obwohl dies 
bei einem Thema wie der Neuordnung des Familien- 
lastenausgleichs durchaus angemessen gewesen 
wäre. 

Herr Präsident, gestatten Sie mir eine kurze Be- 
gründung des Antrags? 


Vizepräsident von Hassel: Bitte schön! Das 
wäre dann die Begründung des Antrags auf Druck- 
sache 7/2187, wenn ich es richtig sehe. 


Frau Stommel (CDU/CSU): Ja. — Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wir beschränken uns 
darauf, hier im Plenum in zweiter Lesung nur noch 
zu beantragen, daß bei Veränderung der allgemei- 
nen Einkoimmensverhältnisse und der Lebenshal- 
tungskosten die Kinderentlastung jeweils in zwei- 
jährigem Abstand zum 1. Januar durch Gesetz an- 
zupassen ist und daß die Bundesregierung den ge- 
setzgebenden Körperschaften alle zwei Jahre bis 
zum 31. Oktober einen entsprechenden Bericht vor- 
zulegen hat, und zwar erstmals zum 1. Oktober 1976. 
In den Bundestagsausschüssen für Arbeit und Sozial- 
ordnung und im federführenden Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit hatten wir darüber 
hinaus, wie soeben schon gesagt wurde, beantragt, 
das Kindergeld für das vierte und jedes weitere 
Kind zu erhöhen. Wenn wir jetzt im Plenum nur 
noch die Aufnahme einer Anpassungsklausel in das 
Gesetz beantragen, so aus der Hoffnung heraus, daß 
wir Ihnen mit diesem Teilausgleich für die Auf- 
wendungen der Familie eine Möglichkeit göben, die- 
sem Antrag zuzustimmen. Diese Entlastungsquote 
will die Fraktion der CDU/CSU auf Dauer gesichert 
wissen. Dies hat zur Folge, daß wenigstens in zwei- 
jährigem Abstand eine Überprüfung der Kindergeld- 
leistung und gegebenenfalls eine Anpassung an die 
wirtschaftliche Entwicklung unerläßlich sind. 

Wir haben uns auf eine Selbstbindung des Gesetz- 
gebers beschränkt, bei einer Veränderung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse nach freiem Ermessen 
die Leistungen an die wirtschaftliche Entwicklung 
anzupassen, und darauf verzichtet, feste Kriterien 
für die Anpassung gesetzlich izu fixieren. Auf eine 
Selbstbindung können wir aber nicht verzichten, 
nachdem die derzeitige Regierungskoalition seit 
1969 immer wieder die Verbesserung des Kinder- 
geldgesetzes abgelehnt hat, wenn man von der ge- 
ringfügigen Anhebung des Drittkindergeldes im 
Jahre 1970 absieht. 
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Unser Vorschlag führt für die Haushaltsjahre 
1974 und 1975 nicht zu einer Mehrbelastung. Wenn 
wir aber eine Anpassung im Jahre 1977 bei einer 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse für 
erforderlich halten, so sollte das angesichts dieser 
dann entstandenen Situation auch für Sie tragbar 
sein. Es ist ja nicht das erstemal, daß wir eine An- 
passungsklausel vorsehen. Im Ausbildungsförde- 
rungsgesetz haben wir eine solche Klausel, der auch 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
bei der Verabschiedung dieses Gesetzes zugestimmt 
haben und die gerade in diesem Augenblick reali- 
sierbar wird. 

Ich bitte Sie, aus den genannten Gründen dem vor- 
liegenden Änderungsantrag meiner Fraktion zuzu- 
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, wir haben den Antrag auf Drucksache 7/2187 
in die Beratung einbezogen. Nur zu diesem Antrag 
gebe ich jetzt dem Herrn Abgeordneten Fiebig das 
Wort. 

Fiebig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Opposition verlangt eine Unterrichtung 
über die soziale Lage der kinderreichen Familien 
durch die Bundesregierung. Offensichtlich hat die 
Opposition wenig Zutrauen zur Kraft ihrer eigenen 
Erkenntnis. Die Opposition verlangt also Nachhilfe- 
unterricht bei der Bundesregierung in der Form, daß 
(B) sie von der Bundesregierung über die Lage der Fa- 
milien unterrichtet wird. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Ach du großer 

Gott! Ist das ein Mumpitz!) 

Wir Koalitionsabgeordnete haben diesen Nach- 
hilfeunterricht nicht nötig, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

wir haben sehr viele Familienväter und -mütter in 
unseren Reihen, und wir wissen, wie es im Lande 
aussieht. Deshalb der Familienlastenausgleich. 

So können wir auch beurteilen, wann und gegebe- 
nenfalls wie die heute zu beschließende Regelung in 
der Zukunft geändert werden kann und geändert 
werden muß. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] (zur SPD): Was 
ihr da manchmal so raufschickt, das ist schon 
schlimm!) 

Daß die Koalition vielfältige Familienpolitik macht, 
wird durch diesen geplanten Familienlastenausgleich 
deutlich. Dies werden wir auch in Zukunft unter Be- 
weis stellen. Wir lehnen daher den Antrag der Op- 
position ab. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Interessant ist in diesem Zusammenhang dann, wenn 
man auf das Datum schaut, wohl noch, daß dieser 
Bericht am 31. Oktober 1976 gegeben werden soll. 
Damit geht die Opposition von der Annahme aus, 
daß die sozialliberale Koalition dann noch regieren 
wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 


Deshalb dieser Antrag; ^ ^ 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

andernfalls könnten Sie es ja selber machen. Aber 
Sie haben wohl kein Zutrauen in die eigene politi- 
sche Zukunft. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Wagner 
[Trier]: Eine Burleske! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Billiger ging es wirklich 
nicht!) 

Vizepräsident von Hassel: Zu diesem Antrag 
hat der Abgeordnete Graf Lambsdorff das Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
erinnere mich der Debatte, die wir über die Regie- 
rungserklärung gehabt haben. Der Herr Kollege von 
Bismarck fragte mich, ob wir nicht den Eindruck 
hätten, wir bauten einen Pappkameraden auf, wenn 
wir den Eindruck erweckten, als spielten Sie, die 
CDU/CSU-Fraktion, mit Indexlösungen. 

Meine Damen und Herren, wir werden diesen 
Antrag auch heute ablehnen, wie wir dies ja schon 
im Wirtschaftsausschuß und in den anderen Aus- 
schüssen getan haben, weil ihm natürlich Index- 
denken zugrunde liegt. Wir haben doch damals über 
die Frage diskutiert, wer aus Ihrer Fraktion im Wirt- 
schaftsausschuß diesem Antrag nicht zugestimmt hat 
und wer sich gerade noch dazu hat aufraffen können, 
sich zu enthalten. 

Dies gilt natürlich nicht nur für den Antrag auf 
Drucksache 7/2187, sondern auch für den — aller- 
dings, Herr Präsident, noch nicht eingebrachten — 
Antrag zur Frage des Einkommensteuergesetzes; 
dort wird ja sogar ausdrücklich auf die Entwicklung 
des Indexes der Lebenshaltungskosten Bezug ge- 
nommen, und deutlicher kann es doch gar nicht 
gehen. 

Man muß eben immer wieder, meine Damen und 
Herren, die Ordnungspolitik in Ihr Bewußtsein zu- 
rückrufen — sie ist zum Teil schon aus ihm ent- 
schwunden — und Ihnen sagen, daß jedwede In- 
dexlösung — und dies ist Indexdenken und ist In- 
dexlösung — die Inflation nicht bekämpft, sondern 
sie anheizt, daß sie sie nicht bremst, sondern ein 
Schwungrad darstellt und daß sie die Inflations- 
mentalität ankurbelt. Wer immer solchen Lösungen 
zustimmt, meine Damen und Herren — und ich weiß 
ja, daß es erfreulicherweise in Ihrer Fraktion den 
einen oder den anderen gibt, der solchen Vorstel- 
lungen seine Zustimmung verweigert — , der sollte 
jedenfalls nicht anderen vorwerfen, sie seien in 
der Frage der Inflationsbekämpfung nicht hart und 
entschieden genug. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kr eile? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Aber gerne! 
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iDr. Kreile (CDU/CSU): Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, glauben Sie, wenn Sie so gegen diese 
Art von Indexregelungen sind, wie Sie das eben 
sagen, denn dann wirklich, daß auch jede Feststel- 
lung, die das Statistische Bundesamt laufend bringt, 
zu einer Indexmentalität beiträgt? Das müßten Sie 
doch dann. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kreile, es ist 
selbstverständlich ein erheblicher Unterschied, ob 
das Statistische Bundesamt im Rahmen der Erfül- 
lung seiner Aufgaben die statistischen Ermittlungen 
und Zahlen vorlegt oder ob Sie anfangen, in Gesetze 
Anknüpfungspunkte aufzunehmen, die doch — und 
das ist schließlich bei der Begründung dieses An- 
trages deutlich geworden — einen Zwang und einen 
Druck ausüben sollen, auf der Basis dieser Index- 
entwicklungen ZU gesetzgeberischen Maßnahmen zu 
kommen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Wenn Sie das nicht gewollt hätten, hätten Sie einen 
solchen Vorschlag nicht gemacht. Dies allein steckt 
dahinter! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, wir werden diese bei- 
den Änderungsanträge, den einen, der bereits einge- 
bracht ist, und den anderen, der noch begründet 
werden wird, ablehnen. 

Herr Präsident, lassen Sie mich bitte noch ein paar 
Worte zu dem sagen, worauf mich Herr Kollege 
Wagner vorhin angesprochen hat. Ich will das ganz 
kurz machen, um meine persönliche Position klar- 
zumachen. Zunächst einmal habe ich mich schon 
lange, und zwar seit 1971 — Sie wissen, daß die De- 
batten schon sehr lange laufen — , mit der Frage aus- 
einandergesetzt, wovon man die Sonderausgaben 
eigentlich abzugsfähig machen soll. Ich habe ur- 
sprünglich der Auffassiung zugeneigt, die Sie hier 
vorgetragen haben. Meine Antwort mußte aber na- 
türlich auch unter dem Gesichtspunkt gefunden wer- 
den, was eigentlich finanzwirtschaftlich noch mög- 
lich und vertretbar ist, und zwar neben dem Ge- 
sichtspunkt der sozialen Gerechtigkeit. Finanzwirt- 
schaftlich möglich und vertretbar ist eben zur Zeit und 
wahrscheinlich auch auf absehbare Zeit nur der Ab- 
zug von der Steuerschuld und nicht der Abzug von 
der Bemessungsgrundlage. Außerdem hat das den 
Vorzug der größeren sozialen Gerechtigkeit für sich. 
Außerdem, Herr Kollege Wagner, ist die Regelung, 
die jetzt hier vorgesehen ist, vollständig in Ordnung 
und ausreichend imd gibt auch Anreize und Mög- 
lichkeiten für das, was Sie angeblich erhalten wol- 
len, nämlich die private Vorsorge, Wenn Sie aber 
Ihre Methode durchsetzen, werden wir zu abzugs- 
fähigen Beträgen in Größenordnungen kommen, die 
allenfalls noch abzuziehen erlauben, was in der An- 
gestelltenversicherung in ein oder zwei Jahren an 
Beiträgen nötig ist. Denn so weit, wie es ein Inter- 
essenverband dieser Tage tut, dem ich allerdings 
etwas Mangel an Verantwortung unterstellen muß, 
der gerne den Abzug von der Bemessungsgrund- 
lage und die Höchstbeträge des Regierungsent- 


wurfs haben möchte, werden Sie vermutlich auch 
nicht gehen wollen. 

Ich darf abschließend hierzu sagen, daß ich der 
vorgesehenen Regelung aus eigener Überzeugung, 
auch aus meiner beruflichen Erfahrung — zustimme. 

Ich möchte in einem Punkt meine Meinung in 
aller Deutlichkeit klarstellen, Herr Wagner. Sie 
haben es für richtig befunden, der Frau Kollegin 
Funcke „die ihr eigenen Verdrehungskünste“ nach- 
zusagen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wagner [Trier].) 

Nun muß ich gestehen, Herr Kollege Wagner, 
nicht nur angesichts der Verdienste, die Frau 
Funcke gerade um diese Fragen hat: ich würde so 
etwas einer Kollegin dieses Hauses, auch wenn ich 
der Meinung wäre, daß Kritik zu üben sei, nicht 
vorwerfen. Ich halte das für eine wenig manierliche 
Entgleisung. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs- 
parteien. — Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing, E. h. 

Möller: Herr Wagner ist ein Kavalier!) 

Wenn Sie die Frage stellen, ob Herr Maihofer an 
die Spitze des Bundesgrenzschutzes passe, so soll- 
ten Sie sich vielleicht zunächst einmal seinen Tages- 
befehl an den Bundesgrenzschutz durchlesen. Es 
muß ja nicht immer jemand sein, der so aussieht wie 
Herr Dregger, den Sie an die Spitze des Bundes- 
grenzschutzes stellen könnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Dr. Wagner [Trier]: Uns reicht Herr 
Genscher!) 

Letztlich, Herr Kollege Wagner: wenn Sie an- 
deren die Kompetenz abstreiten, über bestimmte 
Dinge zu sprechen, so frage ich mich, woher Sie 
die Kompetenz nehmen, sich als Beamter mit dem 
Problem der Vorsorgeaufwendungen so dringlich 
auseinanderzusetzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
allgemeinen Aussprache fort. Das Wort hat der 
Abgeordnete Hauck. 

Hauck (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Da der Kindergeld- 
bereich im Verlauf der Gesamtdebatte schon ver- 
schiedentlich angesprochen wurde, will ich nur sehr 
kurz zu dem Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung 
des Familienlastenausgleichs Stellung nehmen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
erinnern Sie sich noch, wie Sie in den letzten vier 
Jahren oft sehr spitz und spöttisch immer wieder 
gefragt haben, wann es denn endlich soweit sei, 
daß die Reform des Familienlastenausgleichs in den 
Bundestag komme? Nun, heute ist es soweit. Was 
die Opposition nicht für möglich hielt, weil sie 
es zwischen 1959 und 1969, damals in der Regie- 
rungsverantwortung stehend, selbst nicht geschafft 
hat, wird nach viereinhalb Jahren sozialliberaler 
Koalition Gesetz: die Vereinheitlichung des Fami- 
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lienlastenausgleichs im Zusammenhang mit der Ein- 
kommensteuerreform. 

Wir Sozialdemokraten haben bereits 1959 in un- 
serem Godesberger Grundsatzprogramm den Fami- 
lienlastenausgleich in einem gerechten Steuersystem 
gefordert. Diese Grundsatzforderung wurde auf ver- 
schiedenen Parteitagen wiederholt. Ihre Verwirk- 
lichung wurde 1969 in der Regierungserklärung an- 
gekündigt. Nur durch die Verkürzung der sechsten 
Wahlperiode ist eine Verzögerung in der Inkraft- 
setzung eingetreten. Zugegeben, die Vereinheit- 
lichung des bisher zweiteiligen Systems, einerseits 
indirekte Leistungen durch Steuerfreibeträge, an- 
dererseits direkte Leistungen durch Kindergeld- 
zahlungen, war nicht einfach. Große Probleme waren 
zu überwinden, und in den letzten Wochen haben 
sich gelegentlich die Situationen völlig verändert. 
Leider — das wurde heute schon gesagt — konnte 
die im Dritten Steuerreformgesetz vorgesehene Kin- 
derentlastung, welche die Abwicklung der Kinder- 
geldleistungen über die Finanzämter vorsah, nicht 
verwirklicht werden, weil alle Länderfinanzminister 
erklärten, daß dieses Verfahren durch die Finanz- 
verwaltungen zum 1. Januar 1975 nicht durchgeführt 
werden könne. So mußte kurzfristig ein neuer Weg 
beschritten werden. Die Koalitionsfraktionen brach- 
ten im April dieses Jahres einen Gesetzentwurf zur 
Vereinheitlichung des Familienlastenausgleichs ein, 
der praktisch eine Fortentwicklung, eine Novellie- 
rung des Bundeskindergeldgesetzes darstellt. 

Kernstück ist aber die Zahlung des Kindergeldes 
vom ersten Kind an und die Übernahme der in der 
Steuerreform vorgesehenen Beträge von 50, 70 und 
120 DM. Festgelegt wurde auch, daß die Kindergeld- 
zahlung durch die Arbeitsverwaltung erfolgt. 

Für meine Fraktion erkläre ich, daß uns diese 
Regelung, die zu einem anderen Auszahlungsver- 
fahren führt, als es in der Steuerreform ursprüng- 
lich vorgesehen war, von den Bundesländern auf- 
gezwungen wurde. Festzustellen ist aber, daß da- 
durch keineswegs der unmittelbare Zusammenhang 
mit der Steuerreform verloren geht, Kindergeld- 
leistungen vom ersten Kind an und Einkommen- 
steuerreform gehören zusammen. Deshalb haben der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und der 
federführende Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit im Verlaufe des Gesetzgebungsverfah- 
rens einstimmig, also mit allen CDU/CSU-Stimmen, 
beschlossen, den Art. 1 des Kindergeldgesetzes als 
Art. 2 in das Steuerreformgesetz aufzunehmen. 

Diese Tatsache hat die Frau Berichterstatterin 
Stommel leider übersehen. Sie hat nur das Ergebnis 
einer Fünf-Minuten-Sitzung am Tage vor Himmel- 
fahrt für berichtenswert gehalten, als die CDU/CSU- 
Mitglieder des Ausschusses, übergeordneten Oppo- 
sitionsgesichtpunkten folgend, gegen die Einbezie- 
hung in das Steuerreformgesetz stimmten. 

Es ist wirklich schade, daß es durch die geschäfts- 
ordnungsmäßigen Schwierigkeiten nicht zu dem vom 
federführenden Ausschuß geforderten gemeinsamen 
Bericht des Finanzausschusses und des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit gekommen ist. 
Da hätte man dann lesen können, wie eng der Zu- 


sammenhang zwischen Steuerreform und Kindergeld 
ist, und da hätte man lesen können, wie sich der 
Ausschuß einmütig bemüht hat, die Anregungen, die 
zum Teil von der Bundesanstalt für Arbeit kamen, 
gesetzgeberisch umzusetzen, um das Auszahlungs- 
verfahren zu erleichtern. Außerdem hätte man fest- 
stellen können, daß der Präsident der Bundesanstalt 
für Arbeit im Verlaufe des Gesetzgebungsverfahrens 
zweimal persönlich an Sitzungen teilnahm und daß 
spürbar wurde, wie er sich engagiert dafür einsetzte, 
daß seine Verwaltung diese neue, zusätzliche Auf- 
gabe kurzfristig übernehmen kann, damit es nicht zu 
unzumutbaren Verzögerungen bei der Auszahlung 
kommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In welchem 
Ausschuß war Herr Stingl?) 

— Während des Gesetzgebungsverfahrens im Fi- 
nanzausschuß und im Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung, wo ich ausdrücklich darum gebeten 
hatte, daß unsere Mitglieder teilnehmen; Sie waren 
ja so wie auch ich dabei und viele andere ebenfalls. 

Dies alles steht also nicht im Bericht. Aber auch 
das Ergebnis der mitberatenden Ausschüsse müßte 
im Bericht berücksichtigt werden. Ich kann mich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß Herr Präsident Stingl 
in diesem Bericht nur dann die Chance einer Erwäh- 
nung gehabt hätte, wenn er, was den Verwaltungs- 
ablauf betrifft. Negatives berichtet hätte. Deshalb 
möchte ich diese Gelegenheit benutzen, der Bundes- 
anstalt für Arbeit und ihrem Präsidenten dafür zu 
danken, daß sie so kurzfristig bereit waren, diese 
neue große Aufgabe zu übernehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) (D) 

Wir sind davon überzeugt, daß die Durchführung 
ordnungsgemäß und termingerecht erfolgen wird. 

Wie schon erwähnt, ist es zu einem gemeinsamen 
Bericht nicht gekommen. Man muß daher den Bericht 
des Finanzausschusses heranziehen, um die beson- 
deren Bedenken und Einwände zu erkennen, die sich 
auf das Grundprinzip der Vereinheitlichung bezie- 
hen und dabei auch verfassungsrechtliche Fragen 
aufwerfen. Es geht dabei um die Kernfrage, ob die 
Ersetzung der Kinderfreibeträge durch ein einheit- 
liches Kindergeld eine Verletzung des in Art. 3 GG 
verwurzelten Grundsatzes der Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit darstellt und damit gleichzeitig 
auch gegen Art. 6 GG verstößt. In einigen Presse- 
berichten wurde in diesem Zusammenhang von einer 
ungerechtfertigten Nivellierung der Kindergeldlei- 
stungen gesprochen. Viel schlimmere Anspielungen 
und Unterstellungen möchte ich in diesem Zusam- 
menhang nicht erwähnen. 

Meine Fraktion, und ich meine die Mehrheit des 
Hauses, wollen in erster Linie eine gerechte Rege- 
lung des Familienlastenausgleichs, die allen Kindern 
und Familien zugute kommt. Wir orientieren uns 
vom Grundsatz her an einer Studie des Wissen- 
schaftlichen Beirats für Familienfragen beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit, in der 
es im Mai 1971 heißt: 

1. Alle Umverteilungsmaßnahmen zugunsten 
von Familien mit Kindern sollen letztlich die 
Entwicklung der Kinder fördern. Das Nebenein- 
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anderbestehen von nicht aufeinander abge- 
stimmten Steuervergünstigungen und Transfer- 
zahlungen sowie Sonderregelungen für be- 
stimmte Bevölkerungsgruppen (öffentlicher 
Dienst) beeinträchtigt die mit den Umvertei- 
lungsmaßnahmen zwischen Familien mit unter- 
schiedlichen Kinderzahlen verfolgten Ziele. 

Deshalb muß eine Vereinheitlichung des Familien- 
lastenausgleichs erfolgen. Es wird dann festgestellt, 
daß folgende Ziele unterschieden werden müssen: 

Die Sicherung eines sozialkulturellen Mindest- 
bedarfs für alle Kinder, um die auf die ökono- 
mischen Lebensbedingungen zurückgehenden 
Ungleichheiten der Entwicklungschancen der 
Kinder abzubauen. Die Anpassung der Markt- 
einkommen der Eltern an den unterschiedlichen 
Bedarf von Familien mit verschiedener Kinder- 
zahl, um die Last des Aufziehens der Kinder 
gleichmäßiger auf die Haushalte zu verteilen 
und die Aufgabenerfüllung der Familien zu er- 
leichtern. 

Die Übernahme des Aufziehens der Kinder 
soll finanziell anerkannt werden, da die Familie 
hiermit eine Aufgabe erfüllt, die sonst von der 
Gesellschaft übernommen werden müßte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dem 
Grundprinzip dieser Aussagen stimmen fast alle Be- 
teiligten einschließlich der Kirchen, der Verbände 
und der Parteien zu. Nur gibt es unterschiedliche 
Meinungen über die Höhe der Leistungen. Lassen 
Sie es mich ganz offen sagen: Auch wir könnten uns 
bessere Eckwerte als 50 DM, 70 DM und 120 DM 
vorstellen. Sie zu fordern ist noch einfacher; denn 
da braucht man gar nicht zu fragen, wie die Mittel 
aufgebracht werden sollen. Aber alles muß bezahlt 
werden. 

(Abg, Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

Die jetzt vorliegenden Eckwerte sind zur Zeit das 
Maximum dessen, was wir auch unter Berücksichti- 
gung der Entlastungen durch die Steuerreform insge- 
samt, die ja auch das Familieneinkommen verbes- 
sert, im Bundeshaushalt leisten können. 

Vom 1. Januar 1975 an werden rund 15 Milliarden 
DM für Kindergeldzahlungen auf ge wendet. Das sind 
über 4 Milliarden DM mehr, als bisher auf diesem 
Gebiet geleistet wurde. Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren, das ist eine enorme Leistungsver- 
besserung für unsere Familien, die wir draußen 
nicht herunterspielen oder verniedlichen lassen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

auch nicht durch dubiose Rechenbeispiele. Frau Kol- 
legin Stommel, der Brief, den Sie vorgelesen haben, 
hat doch folgende Konsequenz; Der Vater mit neun 
Kindern, der 1 000 DM Einkommen hat, erhält zur 
Zeit 495 DM an Kindergeldleistungen und hat eine 
Steuerermäßigung von 110 DM. Er wird vom 1. Ja- 
nuar 1975 an 960 DM Kindergeld haben. Das sind 
355 DM mehr, als er bisher hat. Das muß man doch 
auch berücksichtigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
ruf der Abg. Frau Stommel.) 


— Hätten Sie den bayerischen Tarif genommen, ' ' 
hätte er ein paar hundert Mark weniger bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch nur 
eine Übergangslösung I) 

— Na ja, übergangslösungl Ich habe das Beispiel 
von Ihnen übernommen und gezeigt, wie damit Ihre 
eigenen Argumente aus der Welt geschaffen wer- 
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll das?) 

Wir stehen heute vor der Verabschiedung eines 
für die wirtschaftliche Sicherung der Familie wichti- 
gen Gesetzes. Der Weg war nicht einfach. In der 
Folge sind aus dieser Gesetzgebung noch viele 
Konsequenzen zu ziehen. In der Entschließung des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
sind einige Probleme genannt. Ich verweise auf die 
vertragliche Neuregelung für die im Ausland leben- 
den Kinder ausländischer Arbeitnehmer ohne Ver- 
schlechterung des bestehenden Zustandes, Dann die 
Besitzstandswahrung für die in die Gesamtregelung 
einbezogenen Beschäftigten des öffentlichen Dien- 
stes durch besoldungs- und tarif rechtliche Vorschrif- 
ten. Dabei muß man auch die ausländischen Arbeit- 
nehmer mit ihren Kindern besonders berücksichti- 
gen. Außerdem muß geprüft werden, welche Auswir- 
kungen sich aus der Vereinheitlichung des Familien- 
lastenausgleichs für andere Sozialleistungsgesetze 
ergeben. 

Lassen Sie mich bitte abschließend noch einmal 
nachdrücklich feststellen, daß dieses Gesetz die 
wirtschaftliche Situation der Familie verbessert. Da- pj 
mit beginnt nun aber erst die Verpflichtung des Ge- 
setzgebers, insgesamt eine kinder- und familien- 
freundliche Politik zu gestalten. Familienpolitik ist 
umfassende Gesellschaftspolitik, denn Hilfen für die 
Familien werden in fast allen Teilbereichen der 
Politik gewährt. Wir müssen in unserem Land Be- 
dingungen schaffen, unter denen Familien ihre ge- 
sellschaftlichen Aufgaben optimal erfüllen können. 
Welche vielfältigen Maßnahmen hierfür noch not- 
wendig sind, hat in den letzten Monaten die aus- 
gieibige Diskussion über die sozialbegleitenden Maß- 
nahmen zur Reform des § 218 gezeigt. Diese notwen- 
digen Maßnahmen gehen von der Sicherung der 
wirtschaftlichen Grundlagen, über die wir heute 
beschließen, über familienergänzende Einrichtungen 

— z. B. Kindergärten — , Maßnahmen zur Förderung 
der Erziehungsfähigkeit — z. B. Elternberatung, El- 
ternschule und Erziehungsberatung — bis zu Bil- 
dungs-, Gesundheits-, Wohnungs- und Rechtspro- 
blemen. Auf diesem Felde wird in dieser Legisla- 
turperiode noch manche wichtige Entscheidung fal- 
len. Wir werden die hierfür notwendigen Gesetze 
rechtzeitig verabschieden, so wie es heute mit der 
Reform des Familienlastenausgleichs geschieht. Die 
Familien in unserem Lande können sich auch in Zu- 
kunft auf uns verlassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel; Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Heck. 

(Abg. Offergeld: Oje, oje!) 
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^ ^ Dr. Heck (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Bundeskanzler Helmut 
Schmidt versteht natürlich vom Familienlastenaus- 
gleich mehr, als er heute hat erkennen lassen. Er 
weiß auch mehr über die Entwicklung des Familien- 
lastenausgleidis. Er hat ja in der offenherzigen 
Weise, die ihm manchmal eigen ist, selbst gesagt, 
er wolle hier heute scharf polemisieren. 

Der Bundeskanzler Schmidt weiß auch, daß diese 
Reform des Familienlastenausgleichs, wie sie die 
Koalition dem Parlament vorgelegt hat, in ihren 
Grundzügen dem entspricht, was schon zur Zeit der 
Großen Koalition konzipiert worden ist. Das Für 
und Wider ist damals nicht ausdiskutiert worden. 
Wir waren uns im Kabinett jedoch darüber schnell 
einig, daß eine solche Reform des Familienlasten- 
ausgleichs nur im Zusammenhang mit der Steuer- 
reform durchgeführt werden könne. Für diese Re- 
form spricht in erster Linie eines: Sie beseitigt eine 
grobe Ungereimtheit; sie beseitigt die Unterschied- 
lichkeit der familienpolitischen Leistungen des Staa- 
tes je nach dem, ob Lohn und Gehalt vom Staat oder 
aus dem Bereich der Wirtschaft bezogen werden. 

Aber, meine Damen und Herren, wir dürfen dabei 
nicht übersehen, daß das auch seinen Preis gekostet 
hat. Um diese Erweiterung des Familienlastenaus- 
gleichs finanzieren zu können, mußte ein wichtiger 
Bestandteil des bisherigen doppelten Systems der 
Zuwendungen für die Familien gestrichen werden: 
die Steuerfreibeträge. Meine Damen und Herren, 
man hat zwar versucht, aus dieser Not eine Tugend 
jgj zu machen. Man machte daraus eine Forderung prin- 
zipieller Gerechtigkeit, und gerade das ist sie nicht. 
Wer zur ungleichen Besteuerung je nach Einkom- 
men ja sagt, der muß auch ja sagen zur entsprechen- 
den Auswirkung von Steuerfreibeträgen. Daran hält 
übrigens die Bundesregierung bei ihrer Steuerreform 
in anderen Fällen auch selbst fest. Die Bundesregie- 
rung und auch die Regierungskoalition weiß, daß 
z. B. Unterhaltsleistungen für sonstige bedürftige 
Angehörige weiterhin je nach Einkommen mit ver- 
schiedener steuerlicher Auswirkung abgesetzt wer- 
den können. Wir nehmen — das sage idi mit Nach- 
druck — für diese Reform des Familienlastenaus- 
gleichs die Beseitigung der Steuerfreibeträge hin, 
weil diese Reform zur Zeit anders kaum zu finanzie- 
ren gewesen wäre. Im Grunde aber muß man diese 
derzeit notwendige Maßnahme bedauern, vor allem 
auch deswegen, weil damit das einzige bislang dyna- 
misch wirkende Element aus unserem System des 
Familienlastenausgleichs beseitigt wird. 

Das zweite, das wir anzumerken haben, ist, daß 
die vorliegende Reform das System übernommen 
hat, die Kinderzuschläge nach der Zahl der Kinder 
zu staffeln. Doch dabei hat die Koalition eine be- 
merkenswerte Veränderung vorgenommen. Die Koa- 
lition ist offensichtlich der richtigen Auffassung, daß 
zwei Kinder in einer Familie mehr Ausgaben er- 
fordern als ein Kind, daß drei Kinder mehr Aus- 
gaben erfordern als zwei Kinder; deswegen die 
Staffelung der Kinderzuschläge von 50 DM für das 
erste Kind über 70 DM für das zweite Kind bis hin 
zu 120 DM für das dritte und jedes weitere Kind. 


Aber, meine Damen und Herren, hier drängt sich 
die Frage auf, warum die Koalition die Staffelung 
der Kinderzuschläge der bisherigen Regelung ent- 
sprechend nicht so gestaltet hat, daß für das vierte 
und das fünfte Kind ebenfalls jeweils erhöhte Bei- 
träge gewährt werden; denn daß in beiden Fällen, 
bei vier und fünf Kindern, die Auslagen höher sind 
als bei Familien mit drei Kindern, versteht sich von 
selbst. 

Frau Minister Focke, Sie haben dieses Thema an- 
gesprochen. Sie haben darauf hingewiesen, daß nicht 
mehr Geld vorhanden gewesen sei. Aber es hätte 
natürlich schon die Möglichkeit bestanden, die Zu- 
wendung für das dritte Kind etwas knapper zu hal- 
ten und den dadurch freiwerdenden Betrag für das 
vierte und das fünfte Kind zu verwenden. 

(Abg. Moersch: Und das sechste?) 

In der Familienpolitik der Koalition unter der Re- 
gierung Brandt hat schon einmal eine Korrektur, 
eine Verbesserung des Familienlastenausgleichs 
beim dritten Kind haltgemacht. Ich möchte deswegen 
eine Frage stellen, insbesondere nachdem ein Mit- 
glied der letzten Regierung Brandt in einer Dis- 
kussion einmal erklärt hat, im Grunde sei nur die 
Zweikinderfamilie gesellschaftspolitisch konform. 
Meine Frage, die ich zu stellen habe, lautet; Hat 
eigentlich dieses Haltmachen bei der Erhöhung der 
Beträge beim dritten Kind etwas mit jener gesell- 
schaftspolitischen Ideologie zu tun, nach der Fami- 
lien mit mehr als drei Kindern nicht zu diesen gesell- 
schaftspolitischen Vorstellungen passen? 

(Zuruf von der SPD: Wer soll denn das 
gesagt haben?) 

— Ich kann Ihnen den Herrn nennen, wenn Sie es 
wissen wollen. 

Wir haben uns lange überlegt, ob wir nicht einen 
entsprechenden Änderungsantrag stellen sollen. 
Wir haben von der Einbringung eines entsprechen- 
den Änderungsantrags abgesehen, weil letztlich 
nach Wegfall der Steuerfreibeträge 50 DM monatlich 
für das erste Kind, 70 DM monatlich für das zweite 
Kind und 120 DM monatlich für das dritte Kind 
wahrhaftig nicht zuviel sind. Wir haben darauf ver- 
zichtet, für das vierte und fünfte Kind zusätzlich 
höhere Beträge zu fordern, weil wir wissen, daß jede 
Ausweitung des Haushalts derzeit im Gegensatz zu 
dem stünde, was um der Stabilität des Geldes und 
der Preise willen notwendig ist. Von der inflatio- 
nären Entwicklung der letzten fünf Jahre sind die 
Familien und vor allem die Familien mit mehreren 
Kindern besonders betroffen und in ihren Lebens- 
verhältnissen eingeschränkt worden. Der Nachhol- 
bedarf ist groß; er ist sehr groß. Aber wenn die Infla- 
tion so weitertreiben würde, müßte er noch größer 
werden. Wir haben jetzt und nur jetzt darauf ver- 
zichtet; das heißt, daß wir in diesem Punkt ebenfalls 
so bald wie möglich eine Korrektur dieser Reform 
fordern werden. 

Meine Damen und Herren, so ohnehin besehen 
erweckt diese Reform den Eindruck, als ob damit die 
Leistungen des Staates für die Familien kräftig er- 
höht werden würden. Auch Frau Minister Focke hat 
einer solchen Überzeugung Ausdruck gegeben. Nun, 
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^ bei Licht betrachtet und verglichen mit den fami- 
lienpolitischen Leistungen vor zehn Jahren, ergibt 
sich ein anderes, ein sehr ernüchterndes Bild. In 
diesen zehn Jahren, meine Damen und Herren, haben 
die Löhne und Gehälter um über 100 ®/o, die Staats- 
einnahmen um rund 135 Vo zugenommen. An diese 
allgemeine Entwicklung der Lebensverhältnisse in 
unserem Land sind die Leistungen des Staates für 
die Familie längst nicht angeglichen worden; die 
direkten Leistungen über die Kinderzuschläge nahe- 
zu überhaupt nicht und über die Steuerfreibeträge, 
die jetzt wegfallen werden, beileibe nicht ausrei- 
chend. Das Bild ändert sich auch nicht wesentlich, 
wenn man die zusätzlichen Leistungen für die Aus- 
bildung berücksichtigt. In diesen zehn Jahren hat 
außerdem die Deutsche Mark weit mehr als 40 ®/o 
ihrer Kaufkraft eingebüßt. 

(Man muß sich schon darauf beschränken, diese 
Reform des Familienlastenausgleichs lediglich mit 
gestern zu vergleichen, um für das Auge und für die 
Propaganda den Eindruck zu erwecken, daß diese 
Reform im Vergleich zu früher die materielle Lage 
der Familien allgemein verbessere. Der Vergleich 
mit der Situation vor zehn Jahren ergibt, daß auch 
mit dieser Reform die materielle Ausstattung der 
Familie der allgemeinen Entwicklung längst nicht 
angeglichen und der Kaufkraftverlust längst nicht 
ausgeglichen wird. 

Meine Damen und Herren, ich sage das nicht, um 
damit die Arbeit der Regierung herabzusetzen. Die 
Reform des Familienlastenausgleichs, über die heute 
jgj zu entscheiden ist, schafft ein erstes einheitliches 
Fundament für die familienpolitischen Leistungen. 
Hier liegt das Verdienst, das Anerkennung verdient. 
Das darf aber nicht den Eindruck oder gar die Mei- 
nung erzeugen, als sei damit für geraume Zeit alles 
Notwendige für die Familie getan. Ich wiederhole: 
Sobald es die konjunkturpolitische Lage erlaubt, 
muß die materielle Lage der Familie weiter ver- 
bessert werden. Dabei müssen zwei Maßnahmen 
besonderes Gewicht und Vorrang haben: 

Erstens. Wir müssen in den Familienlastenaus- 
gleich wieder ein dynamisches Element einbauen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sonst steht zu befürchten, daß er in den nächsten 
zehn Jahren erneut in den Schatten gerät und ganz 
unversehends wieder weiter abgebaut wird. 

Zweitens. Wir müssen die Familien mit vier und 
mehr Kindern kräftiger unterstützen. 

Meine Damen und Herren, hier in diesem Hause 
haben alle Fraktionen bei der Debatte um den § 218 
übereinstimmend beteuert, daß vor allem die sozia- 
len Verhältnisse so gestaltet werden müßten, daß 
schwangere Frauen nicht dazu gedrängt würden, 
dem ungeborenen menschlichen Leben das Recht 
auf sein Leben zu verweigern. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordneter 
Dr. Heck, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Biermann? 

Dn Heck (CDU/CSU): Bitte schön! 


Biermann (SPD): Herr Kollege Heck, Sie spra- 
chen eben von der Dynamik, die in diese Gesetz- 
gebung eingebaut werden müsse. Würden Sie dem 
Hause einmal deutlich sagen, welche Dynamik Sie 
als Familienminister zu Ihrer Zeit entwickelt haben? 

Dr. Heck (CDU/CSU) : Ich weiß nicht, ob Sie da- 
mals hier schon im Hause waren, 

(Abg. Biermann: Ich kann Ihnen sagen: ich 
war im Hause!) 

aber wenn Sie im Hause gewesen sind, dann müßten 
Sie wissen, daß die Familienleistungen in der Zeit, 
in der ich Minister gewesen bin, um ein Vielfaches 
verbessert worden sind. Aber das haben Sie wohl 
nicht mehr ganz in Erinnerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Und keine 
Inflation! — Abg. Wehner: Warum reden 
Sie so schlecht über Herrn Wuermeling?) 

— Ach, Herr Wehner, diese Bemerkung hätten Sie 
sich schenken können. 

(Abg. Wehner: Ich schenke Sie aber Ihnen!) 

— Ich sprach soeben davon, daß sich alle — ich 
wiederhole es, damit der Zusammenhang nicht ver- 
lorengeht — , als hier über den § 218 diskutiert wor- 
den ist, einig waren, daß die sozialen Verhältnisse 
so gestaltet werden müßten, daß schwangere Frauen 
nicht dazu gedrängt würden, dem ungeborenen 
menschlichen Leben das Recht auf sein Leben zu 
verweigern. Aber, meine Damen und Herren, das, 
was die Koalition unter diesem Gesichtspunkt hier 
vorgelegt hat, läßt sich damit schwer vereinbaren. 
Deswegen ist hier die Korrektur mit Vorrang er- 
forderlich. Darüber sollte es nach allem, was hier 
gesprochen wurde, keine Meinungsverschiedenheit 
geben. 

Noch ein letztes Wort zur Familienpolitik über- 
haupt. Jeder von uns kommt aus einer Familie, 
jeder von uns lebt in einer Familie, jeder von uns 
weiß, was seine Familie für seinen eigenen Lebens- 
weg und für den Lebensweg seiner Kinder bedeutet 
hat. Und doch hat nach aller Erfahrung die Familie 
bei uns weder in der Gesellschaft noch im Bereich 
der Politik einen durchschlagenden Anwalt, wenn 
es im Interessenkonflikt um das gleiche Geld geht. 

Bei uns ist in letzter Zeit viel von der Lebens- 
qualität die Rede gewesen — ein schillerndes Wort, 
mit dem man alles mögliche sympathisch unter die 
Leute bringen kann; ich rede lieber von der Quali- 
tät der Lebensverhältnisse. Wo aber davon die Rede 
ist, sollten wir mit Vorrang an die Qualität der 
Lebensverhältnisse unserer Familien denken. Die 
Lebensverhältnisse unserer Familien fortlaufend zu 
verbessern — das ist kein Index-Denken — , muß 
unsere ständige Aufgabe sein und bleiben — ■ ich 
sagte: unsere Aufgabe, die Aufgabe des Deutschen 
Bundestages, aller drei Fraktionen — , gerade weil 
sich in unserem Lande die mächtigen Gruppen der 
Gesellschaft nicht sonderlich für die Interessen der 
Familien einsetzen, vor allem dann und dort nicht, 
wo andere Interessen mit im Spiele sind, und das 
ist meistens der Fall. 
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Meine Damen und Herren, gerade der demokra- 
tische Staat, der freiheitliche soziale Rechtsstaat ist 
auf ein hohes Niveau freiheitlicher und sozialer 
Moral und auf die rechtliche Gesinnung seiner Bür- 
ger angewiesen; er ist ohne sie nicht möglich. Was 
aber in den Familien an freiheitlicher und sozialer 
Moral, an rechtlicher Gesinnung nicht heranwächst, 
kann in Schule und Gesellschaft in der Regel nur 
wenig ersatzweise entwickelt, geformt und gebildet 
werden. Die Grundwerte der Demokratie müssen in 
der Familie erfahren werden und wachsen, wenn 
sie in Gesellschaft und Staat entwicklungs- und be- 
lastungsfähig vorhanden sein sollen. 

Diese Reform — ich wiederhole es — schafft le- 
diglich das einheitliche Fundament; darüber hinaus 
bleibt vieles noch zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? — Das ist nicht der Fall. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Ich stimme Herrn Kollegen Heck 
vollkommen zu, wenn er sagt, daß die neue Kinder- 
geldregelung in einem unlösbaren Zusammenhang 
mit der Steuerreform zu sehen ist. Die Kindergeld- 
regelung ist aus der Steuerreform entstanden; sie ist 
Bestandteil des hier eingebrachten Dritten Steuer- 
reformpakets, und sie ist als soziale Strukturreform 
überhaupt nur zu erkennen, wenn man sie im Zu- 
sammenhang mit der Steuerreform sieht. Aber da 
knüpfe ich gleich an und sage Ihnen, daß wir mit 
Ihrer zweiten Aussage, daß Sie den Wegfall der 
Kinderfreibeträge bedauern, aus diesem Grunde 
nicht einverstanden sind. Dies ist ja gerade der 
Punkt, um den es uns geht. 

Hier gibt es eine neue Qualität von Kinderlasten- 
ausgleich: gleiches Kindergeld für alle Kinder, je 
nach Familiengröße, und Abschaffung der Besser- 
stellung jener, die in einer höheren Progression sind. 
Ich wollte hier auf die Einwände, die dagegen gel- 
tend gemacht worden sind, gar nicht mehr eingehen, 
weil die Opposition daraus keinen besonderen An- 
trag mehr gemacht hat. Ich meine die Einwände der 
Vertreter sowohl der Verbände als auch der Wissen- 
schaft, die gesagt haben, man müsse die die steuer- 
liche Leistungsfähigkeit mindernden Kinderkosten 
bei höherem Einkommen auch höher berücksichtigen, 
solange keine volle Kostendeckung gegeben sei. 
Nachdem ich aber hier gehört habe, was der Ver- 
treter des Landes Bayern Frau Funcke vorhin auf 
ihren Beitrag geantwortet hat, erscheint es mir drin- 
gend notwendig, noch ein paar Takte dazu zu sagen* 
wie wir hierzu stehen. 

Der Bundeskanzler hat bereits darauf hingewie- 
sen, daß es Millionen von Beziehern kleiner Einkom- 
men gibt, die gar keine Freibeträge geltend machen 
können, weil sie so wenig verdienen, daß sie keine 
Steuern zahlen. Ich habe gestern einmal nachge- 
schaut, bei welchem Einkommen eigentlich bei einem 
Familienvater mit zwei Kindern Steuerpflicht ent- 
steht. Ich möchte Ihnen den Fall nicht vorenthalten. 


Es ist der Mann, der im Jahr 10 000 DM verdient, (C) 
das sind im Monat 833,33 DM brutto. Davon muß er 
seine vierköpfige Familie ernähren. Ich finde, daß 
man dabei bei den heutigen Mieten und Lebenshal- 
tungskosten den Groschen ganz schön umdrehen muß. 
Dieser Mann wird noch zur Steuer herangezogen, 
und er leistet auch dann noch einen Beitrag zu den 
allgemeinen Lasten, wenn man die 25 DM Kinder- 
geld gegenrechnet, die er heute für das zweite Kind 
erhält. Sehen Sie, wenn wir von solch einem Fami- 
lienvater Steuern nehmen, ist eigentlich die Frage 
nicht erlaubt, ob bei einem Millionär der Unter- 
schiedsbetrag zwischen seiner jetzigen Ermäßigung 
durch die Freibeträge und dem, was er künftig an 
Kindergeld hat, gerechtfertigt ist. Das will ich Ihnen 
in aller Deutlichkeit sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie denken, ich hebe jetzt nur auf den Millionär 
ab; das ist vielleicht ein Fall, der selten vorkommt, 
und darum ist jedermann vielleicht leicht einver- 
standen. Ich hebe jedoch nicht nur den Millio- 
när ab. Wenn Sie hier gesagt haben, wir bringen 
besonders die mittleren Einkommen in eine schlechte 
Position, dann muß ich Ihnen sagen, daß Sie die 
Tabellen in der Drucksache 7/1470 auf Seite 234 sehr 
schlecht gelesen haben-, denn dort wird von den Fa- 
milien ausgegangen, z. B. von der berühmten typi- 
schen Arbeitnehmerfamilie mit zwei Kindern. Da 
wird nachgewiesen, daß die Steuerentlastung durch 
das Kindergeld im Zusammenhang mit dem neuen 
Tarif und der Sonderausgabenregelung sehr viel 
weiter geht, als das mittlere Einkommen reicht. Des- 
halb können Sie hier nicht so argumentieren. (D) 

Ich will Ihnen einmal ein paar Zahlen nennen. Da 
sind in dieser Kategorie, die in der Bundesrepublik 
die weitverbreitetste Familienkategorie ist, folgende 
Entlastungen vorgesehen: bei Familien mit zwei 
Kindern zwischen 2 133 DM und 686 DM bei Fami- 
lien mit vier Kindern zwischen 2 580 DM und 507 
DM; 507 DM sind das natürlich bei den Höherver- 
dienenden. 

Es wird allerdings nicht verkannt — das will ich 
hier einräumen — , daß bei Besserstellung der aller- 
meisten Familien in diesem Lande für jene Familien 
eine relativ günstigere Position eintritt, die bisher 
überhaupt noch kein Kindergeld hatten. Dazu möchte 
ich bemerken: das sind in der Regel die jungen, noch 
wachsenden Familien mit dem noch relativ kleinen 
Einkommen. Die sind bis jetzt auch benachteiligt 
gewesen, und die sollen jetzt nicht mehr benachtei- 
ligt sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es soll aber auch die grundsätzliche Frage nicht 
gescheut werden, ob im Zusammenhang mit dem 
Kindergeld eine etwas geringere Entlastung hoher 
Einkommen vertretbar ist oder nicht. Wie Sie wis- 
sen, haben wir zwei Anhörungen gehabt: im Fe- 
bruar mit den Verbänden und am 16. Mai mit sach- 
kundigen Verfassungsrechtlern. Von beiden haben 
wir sehr kontroverse Ausführungen über diese Frage 
gehört, und es hat auch unter den Verfassungsrecht- 
lern Leute gegeben, die gesagt haben, daß sozial- 
staatliche Gesichtspunkte dem Gesetzgeber im Rah- 
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' men unserer Verfassung durchaus die Möglichkeit 
geben, im Interesse einer größeren Chancengleich- 
heit für alle Kinder eine gleichmäßige Entlastung 
aller Familien mit gleicher Kinderzahl festzulegen. 
Meine Fraktion dankt der Bundesregierung, daß sie 
nicht nur diese Möglichkeit gesehen, sondern dies 
als politische Verpflichtung aufgefaßt und auch rea- 
lisiert hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im übrigen hat auch der Bundesrat in seiner Stel- 
lungnahme zu dem Entwurf auf Drucksache 7/1470 
diese Regelung begrüßt, und erst im nachhinein hat 
der Freistaat Bayern den Antrag eingebracht, die 
jetzigen Freibeträge wiederum so zu erhöhen, daß 
dadurch die Vorteile für die Höherverdienenden in 
der Tat wieder größer werden. Gott sei Dank hat 
die CDU/CSU im Finanzausschuß und auch hier die- 
sen Antrag nicht aufgegriffen. Es geht hier, wie ge- 
sagt, um die Besserstellung der Familien, aber ins- 
gesamt auch um die Besserstellung der Bezieher 
kleinerer Einkommen^ und zwar auf einer realisti- 
schen Basis. 

Herr Dr. Häfele, Sie haben uns in Ihrem Beitrag 
unsolide Beratungsweise vorgeworfen. Ich werfe 
Ihnen jetzt unsolide Beispiele vor. Sie sagen, wie 
stark Sie die Bezieher kleiner Einkommen entlasten 
wollen. Dabei wollen Sie unsere Kindergeldlösung 
auf Ihr Inflationsentlastungsgesetz aufpfropfen. 
Dann müssen Sie auch sagen, daß das 15 Milliarden 
DM kostet und woher Sie die nehmen wollen. 

(Abg. Dr. Häfele: Wir stimmen doch zu! 

(B) Dürfen wir nicht sagen, daß wir der Sache 
zustimmen?) 

— • Der Regelung: aber Sie haben vorhin in Ihrem 
Beitrag betont, wieviel schöner Ihre Entlastungen 
wären. Wo wollen Sie eigentlich die Deckung dafür 
hernehmen? Darüber haben Sie kein Wort gesagt. 

Im übrigen kann ich nur feststellen: Man hat vom 
Bundesrat her sehr leicht über die Finanzierung der 
ganzen Sache argumentiert. Ich habe heute abend 
aus dem Hause Nordrhein-Westfalen eine authen- 
tische Berechnung bekommen. Aus ihr geht hervor, 
daß die Anträge im Bundesrat, betreffend diese lau- 
fende Legislaturperiode, ein Finanzvolumen von 
44 Milliarden DM ausmachen. Da kann man leicht 
solche Anträge stellen und hier auch noch darüber 
reden, wie das kleinere Volumen wohl zu finanzie- 
ren ist. 

Ich habe mich auch nur gewundert — gewundert 
ist ein milder Ausdruck — , als ich in dem Bericht 
von Frau Stommel gelesen habe, der im Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit unterbreitete 
Vorschlag der CDU/CSU koste ja nur eine halbe 
Milliarde, also 500 Millionen DM; irgendwo würde 
man die doch noch herkriegen müssen. Ja, wenn 
wir so operieren, glaube ich, kommen wir nicht zu 
einem vernünftigen, realistischen Programm. Mögen 
Sie nun sagen, das ist keine Reform: Lieber will ich 
eine Reform für 12 Milliarden DM, und die ist mach- 
bar, als so eine Rederei und ein Finanzprogramm, 
das niemand realisieren kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Welche Bedeutung wir gerade der Entlastung der 
Familien zumessen, geht daraus hervor, daß von der 
Finanzmasse, die diese Steuerreform kostet, die 
Hälfte den Familien zugute kommt in Form des 
Kinderlastenausgleichs und der zusätzlichen Ver- 
besserungen für die sogenannte Halbfamilie, näm- 
lich die Alleinstehenden mit Kindern, die jetzt auch 
einen besseren Freibetrag erhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Hälfte des Volumens für die Familien^ — ich 
meine, das ist eine ganze Menge. 

Wenn nunmehr die Kindergeldreform federfüh- 
rend im Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit beraten worden ist, so hindert uns das nicht, 
den Gesamtzusammenhang mit der Steuerreform als 
nach wie vor in gleicher Weise gegeben anzusehen, 
wie das beim Beginn der Beratungen war. Wir ha- 
ben kein Verständnis dafür, daß der Bundesrat hier 
durch einen Vertreter geltend macht, man fühle sich 
in dieser Frage unter Druck gesetzt. Wenn wir tiefer 
darüber nachdenken, kommen wir zu einem ganz 
anderen Ergebnis, um das ganz klar zu sagen. 

Das Kindergeld ist trotz der Auszahlung über die 
Verwaltung der Arbeitsämter ein Kernstück der 
Steuerreform. Das möchten wir hier heute abend 
deutlich machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, wir haben eine verbundene Debatte. Ich 
habe bisher lediglich die Wortmeldungen aufge- (D) 
rufen, die zu dem ersten Teil, nämlich der Ver- 
einheitlichung des Familienlastenausgleichs, abgege- 
ben worden sind. Ich möchte in der verbundenen 
Debatte jetzt gerne übergehen zu dem nächsten 
Punkt und ich frage daher, ob zum ersten Teil noch 
das Wort gewünscht wird. — Dann können wir — 
unter Aufrechterhaltung der verbundenen Debatte — 
zum zweiten Teil übergehen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zeitei. 

Dr. Zeitei (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat es 
bedauerlicherweise für nötig gefunden, Frontstellun- 
gen aufzuzeichnen — oder zu versuchen aufzuzeich- 
nen — , die den Sachverhalten der Steuerreform- 
debatte nicht gerecht werden. Ich will das nicht in 
allen Teilen noch einmal vortragen. Herr Kollege 
Wagner hat das für den Teil der Vorsorgeaufwen- 
dungen bereits getan. Die Streitfragen sind kompli- 
zierter und schwieriger. Man kann nicht einfach 
sagen, daß gesetzliche Sozialversicherungsbeiträge 
Kosten der persönlichen Lebenshaltung sind. Das ist 
eine der halben Wahrheiten, die wir in der Debatte 
um die Steuerreform nicht vortragen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Schlimme an dieser Reform ist der Tatbestand, 
daß mehr Gerechtigkeit an einer Stelle mit weniger 
Gerechtigkeit an einer anderen verbunden ist, daß 
Verwaltungsvereinfachung an der einen Stelle mit 
mehr Verwaltung an einer anderen verbunden ist. 

Nur dann, wenn wir etwas genauer bei den einzel- 
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nen Streitfragen zusehen, werden wir den wirklichen 
sachlichen Meinungsverschiedenheiten gerecht. Es 
hat auch keinen Sinn, so zu tun, als wenn die einen 
nur für die Reichen und Mittleren und die anderen 
nur für die Kleinen einträten. Auch das ist ein Ver- 
breiten von Halbwahrheiten, das den Beratungen im 
Ausschuß nicht gerecht wird. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg.) 

Hören Sie doch bitte auf, den Eindruck zu erwecken, 
als wenn es in den Ausschußberatungen hinsichtlich 
des Familienlastenausgleichs irgendwelche wesent- 
lichen Differenzen gegeben hat. Und was mich an- 
geht, bin ich schon viel länger auf dieser Linie als 
andere, die das heute bei ihnen vertreten. So sollte 
man keine sachliche Debatte führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Bier- 
mann: Wann war denn das?) 

Ich will hier nicht weiter Fragen erörtern, die 
bereits diskutiert worden sind. Ich möchte nur ver- 
suchen, wie ich das für sachlich angemessen halte, 
die Differenzen an einem zentralen Punkt dieser 
Reform deutlich zu machen. Das ist die Frage der 
Tarifgestaltung. Die Tarif gestaltung einer Abgabe 
entscheidet ja immer in ganz besonderer Weise 
über Niveau und Struktur der Verteilung der Lasten. 
Sie ist daher auch besonders geeignet, ein Maß- 
stab für die Qualität dessen zu sein, was geändert 
werden soll oder was sogar „Reform" genannt wird. 
Wenn man diese Reform unter diesem Gesichtspunkt 
würdigt, dann ist sie eben im ganzen keine fort- 
schrittliche Lösung, sondern sie wirft uns in der 
(B) Steuergesetzgebung der Bundesrepublik auf den Zu- 
stand Mitte der sechziger Jahre zurück. Dies ist die 
Wahrheit. 

Nach der Regierungsvorlage soll die sogenannte 
Proportionalzone beibehalten werden. Wir haben 
sie erstmals 1958 in die Einkommensbesteuerung 
eingeführt. Sie hat zur Folge, daß in der Eingangs- 
zone der Besteuerung der Grenzsteuersatz für die 
Pflichtigen gleichbleibt. 

Die Hauptgründe für die Einführung einer solchen 
Proportionalzone waren verwaltungstechnischer Art, 
insbesondere im Hinblick auf ein vereinfachtes Lohn- 
steuerverfahren; ich brauche das hier im technischen 
Detail nicht darzulegen. Dieser prinzipielle Verein- 
fachungseffekt ist weitgehend verlorengegangen, 
weil immer mehr Steuerpflichtige, nicht zuletzt in- 
folge des inflationären Einkommensprozesses, aus 
der Proportionalzone herausgewachsen sind. Des- 
halb wird durch die Verdoppelung der Beträge von 
8 000 DM auf 16 000 DM und von 16 000 DM auf 
32 000 DM nichts anderes getan als ein alter Zustand 
unter veränderten Einkommensbedingungen wieder- 
hergestellt. 

Unabhängig davon — was zu konzedieren ist — , 
daß das zu einer Verwaltungsvereinfachung vor- 
übergehender Art führt, sind gegen eine solche 
Tarifkonstruktion grundlegende Bedenken geltend 
zu machen. 

Das Verfahren nötigt nämlich im Falle von Anpas- 
sungen der Belastungen an die Einkommensentwick- 
lung zur grundsätzlichen Neugestaltung des gesam- 


ten Tarifs, ist also unter verwaltungspolitischen ^ ^ 
Gesichtspunkten bedenklich. Das ist um so nachteili- 
ger zu werten, je schneller die Einkommensentwick- 
lung vorangeht. Deshalb geht der ganze Verwal- 
tungsvorteil, der im Augenblick besteht, sehr schnell 
wieder verloren. 

Die Konstruktion führt — das ist die Kehrseite 
der Verwaltungsvereinfachung — zu einem relativ 
hohen Eingangssteuersatz. Es ist wiederum eine der 
Halbwahrheiten, zu sagen: Dadurch werden die Be- 
zieher niedrigster Einkommen entlastet. Die Propor- 
tionalzone zwingt vielmehr dazu, den Eingangs- 
steuersatz höher zu setzen, als es andernfalls mög- 
lich wäre. Dies ist eher als ein Element der Unge- 
rechtigkeit denn der Gerechtigkeit zu bezeichnen. 

Um dennoch die beabsichtigte Steuerentlastung im 
Bereich der niedrigen Einkommen zu gewährleisten, 
sieht der neue Tarif bei überschreiten der Propor- 
tionalzone einen bislang in unserer Steuergesetz- 
gebung nicht gekannten Sprung in der Grenzsteuer- 
belastung vor — um auch das deutlich zu machen, 
weil es dauernd durcheinandergeworfen wird — , 
nämlich den Sprung von 22 Prozent auf 30,8 Pro- 
zent, der immer dann relevant wird, wenn jemand 
mit zusätzlichen Einkommensbeträgen über diese 
Grenze hinauskommt. Das ist für die Betroffenen ein 
ganz ungewöhnlicher Sprung von fast 30 Prozent. 
Von diesem Belastungssprung werden weite Schich- 
ten der Facharbeiter, der freiberuflich Tätigen und 
der selbständigen Gewerbetreibenden getroffen. 
Nicht die Reichen sind in erster Linie das Problem 
unseres Streites, sondern der weite Kreis der mit- pj 
telständischen Gewerbetreibenden, der freiberuflich 
Tätigen und der Facharbeiter, der durch diese Rege- 
lung unnötigerweise ungerecht behandelt wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies sollten wir deutlich machen und nicht immer 
den Popanz in der einen Edce aufbauen. 

Die vorgesehene Tarifgestaltung — das muß auch 
deutlich werden — führt überdies zur Entlastung ge- 
genüber dem geltenden Recht; sie gleicht indessen 
nicht einmal die rein nominell bedingten Aufkom- 
menssteigerungen als Folge des Inflationsprozesses 
aus. Die von der Regierung angegebenen Ausfallzah- 
len geben insofern auch bedauerlicherweise ein 
höchst unvollkommenes Bild der tatsächlichen Ent- 
lastungswirkung. 

Ich will Sie hier nicht lange damit aufhalten, was 
für Antworten ein Abgeordneter des Bundestages, 
der bemüht ist, den Ausfallberechnungen einmal 
nachzugehen, von dieser Regierung bekommt. Dieses 
würde ich als eine Verhöhnung des Auskunftsrechts 
bezeichnen. 

Ich habe nach wie vor erhebliche Zweifel, ob die 
in der Öffentlichkeit genannten Zahlen überhaupt 
stimmen. Tatsache ist jedenfalls, daß der Ent- 
lastungseffekt nach überschlägigen Berechnungen 
nicht einmal die Hälfte der inflationsbedingten 
Mehrsteuereinnahmen ausmacht. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Dies ist die Realität. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Ich habe bereits angedeutet, daß die Entlastungs- 
wirkungen im ganzen nur zutreffend gewürdigt wer- 
den können, wenn auch die zahlreichen Abzugsmög- 
lichkeiten und Steuerfreibeträge berücksichtigt wer- 
den. Hierauf wird in der Debatte noch einzugehen 
sein. Im ganzen ergeben sich hierdurch nicht nur 
Entlastungen bei unteren Einkommensbeziehern, 
sondern ebenso neue Verzerrungen, weil die Aus- 
nutzungsmöglichkeit der Höchst- und Freibeträge 
sehr unterschiedlich ist. Der Herr Kollege Wagner 
hat schon eindrucksvoll darauf hingewiesen, wer 
denn eigentlich 20 000 DM Höchstbeträge ausnutzen 
kann. Wir werden ja noch in der Öffentlichen Dis- 
kussion, die in Steuerfragen mit absoluter Sicher- 
heit folgt, darüber zu diskutieren haben, daß wir in 
der Altersbesteuerungr in einem sozialpolitisch be- 
sonders wichtigen Bereich, zu Verhältnissen zurück- 
kommen, die nicht anders bezeichnet werden kön- 
nen als ein Dreiklassensteuersystem mit neuen Un- 
gerechtigkeiten innerhalb von Bevölkerungsgruppen 
mit völlig unvertretbaren Relationen in der Besteue- 
rung der Arbeitnehmer gegenüber denjenigen, die 
nur Bezüge aus Pensionen erhalten. Das alles wird 
noch in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Wir 
werden später noch Gelegenheit haben, die Einzel- 
heiten und die Vielzahl an Ungereimtheiten vorzu- 
tragen. 

Aus all diesen Gründen war im Ausschuß ■ — - das 
scheint mir wichtig zu sein — bei allen Parteien 
eine Präferenz für einen durchgehend progressiv ge- 
stalteten Tarif erkennbar, wie er von den Mitglie- 
dern der CDU/CSU-Fraktion beantragt worden ist. 

(®) Auch die Länder haben übereinstimmend einen sol- 
chen durchgehenden Tarif zum 1. Januar 1977 ge- 
fordert, Der durchgehend progressive Tarif ist der 
Tarif der Zukunft, und der Tarif, der hier in diesem 
Gesetz steht, ist eine veraltete Regelung. So sehen 
die Realitäten aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es dient daher kaum der Verwaltungsvereinfa- 
chung — lassen Sie mich das deutlich machen — , 
wenn man jetzt einen neuen Tarif einführt und sich 
im Grunde darüber im klaren ist, daß bereits in zwei 
Jahren wiederum ein völlig neu konstruierter Tarif 
zur Anwendung gelangen soll. 

(Abg. Dr. Häfele: So ist es!) 

Damit kommt unsere überbelastete Finanzverwal- 
tung nur in neue Schwierigkeiten hinein, und von 
einer Verwaltungsvereinfachung ist überhaupt nicht 
die Rede. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Zeit- und 
Taktikhuberei führen zu keinen guten steuerpoliti- 
schen Lösungen, sondern zu neuen Ungereimthei- 
ten, die die Regierungsvorlage in großer Zahl kenn- 
zeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Herr 
Eilers (Wilhelmshaven). 

Eiters (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 
Laufe der heutigen Debatte sind von Vertretern der 


Koalitionstraktionen so häufig illusionäre Angriffe 
auf die Haltung der CDU/CSU-Fraktion gestartet 
und ist auch so häufig über die Verhandlungen im 
Finanzausschuß berichtet worden, daß ich durchaus 
Verständnis dafür hatte, daß Herr Bundesfinanz- 
minister Apel z. B. während der Ausführungen der 
Frau Funcke von der FDP-Fraktion ein Nickerchen 
zu machen schien. Wie gesagt, ich hätte durchaus 
Verständnis dafür — um so mehr, als nachher Herr 
Bundeskanzler Schmidt ja den Part des Bundes- 
finanzministers in der großen Debatte einnahm. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
Herr Kollege Offergeld heute vormittag meinte, er 
habe hier offenbar einer Märchenstunde beigewohnt, 
dann kann ich nur sagen, daß offenbar bei dieser 
Koalition und bei dieser Bundesregierung auch der 
Begriff der Vermögensbildung in eine solche Mär- 
chenstunde hineingehört, jener Vermögensbildung, 
über die die Vorstellungen, wie es zu ihr kommen 
könnte, in der Bevölkerung natürlich durchaus un- 
terschiedlich sind. Sehr häufig stimmen diese Vor- 
stellungen mit den tatsächlichen Möglichkeiten 
durchaus nicht überein. Da ging es der verflosse- 
nen Bundesregierung Brandt/Scheel nicht anders als 
vielen Bürgern unseres Landes. Was aber bei priva- 
ten Personen noch verständlich sein kann, kann 
einer Bundesregierung nicht kritiklos abgenommen 
werden. 

Der neue Bundeskanzler Helmut Schmidt hat dies 
offenbar durchaus erkannt und hat die 1972 vor der 
damaligen Bundestagswahl wohltönend und laut- 
stark verkündeten Versprechungen abrupt zurück- 
genommen. Mit anderen Worten, er hat das Problem 
einer besonderen Vermögensbildung in Arbeitneh- 
merhand in die Legislaturperiode des nächsten Bun- 
destages verschoben, d. h. mindestens bis dahin; 
denn wer weiß, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wann wir dieses Projekt der Bundesregie- 
rung hier Wiedersehen. 

Warum sage ich das? Die Tatsache, daß die we- 
sentlich größere und effektivere Maßnahme der Ver- 
mögensbildung durch Sparen bei den Bürgern un- 
seres Staates bereits durchgeführt ist, wird von 
dieser Bundesregierung nicht nur nicht gewürdigt, 
sondern noch bestraft. Sie will nämlich auch nach 
den neuen Vorschriften dieses Steueränderungs- 
gesetzes, das sie fälschlich „Steuerreformgesetz" 
nennt, die Zinsen aus diesen Spareinlagen weiterhin 
kräftig besteuern. Dies ist um so verwunderlicher, 
als durch die trabende Inflation sowie durch die in- 
flationsbedingte Entwicklung des Kapitalmarkts und 
der Zinsen den Millionen von Sparern und Wert- 
papierbesitzern erhebliche Substanz Verluste ent- 
standen sind und jeden Tag weiter entstehen. 

Meine Damen und Herren, die normale Vorstel- 
lungskraft eines Menschen reicht für die Beurtei- 
lung dieser Verluste nicht mehr aus. Deshalb halte 
ich es für unbedingt notwendig, einen unverfäng- 
lichen Zeugen, nämlich die Deutsche Bundesbank in 
ihrem Jahresbericht für 1973, zu zitieren; ich darf 
dies mit Genehmigung des Herrn Präsidenten tun. 

Danach betrugen Ende 1973 die Geldwerte von 
Privaten und Unternehmern — ohne Einzahlungen 
bei Bausparkassen und Lebensversicherungen — 
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rund 650 Milliarden DM. Davon waren 280 Milliar- 
den DM Spareinlagen. Außerdem befanden sich fest- 
verzinsliche Wertpapiere im Werte von mehr als 
240 Milliarden DM im Umlauf. Auf rund 125 Milliar- 
den belief sich das Aktienvermögen der Gesell- 
schaften, deren Aktien an den Börsen gehandelt 
werden. Es ergahen sich, nur auf die Spareinlagen 
und die festverzinslichen Wertpapiere bezogen, 
1973 folgende außerordentlich umfangreichen Ver- 
luste: 19 Milliarden bei 7 Voiger Preissteigerung — 
und das ist ja im Vergleich zu den tatsächlichen 
Verhältnissen noch gering — bei den Spareinlagen, 
15 Milliarden bei 7 ®/oiger Preissteigerung bei den 
festverzinslichen Wertpapieren. 

Meine Damen und Herren, es wird allen einleuch- 
ten, daß die Verluste durch Kursverfall nur ge- 
schätzt werden können. Berücksichtigt man den An- 
stieg der Rendite im Jahresdurchschnitt von 1972 
auf 1973 von 8,2 auf 9,5 ®/o, so kann man von einem 
Verlust in Höhe von 32 Milliarden allein im Jahre 
1973 ausgehen. 

Die Verluste bei Spareinlagen und festverzins- 
lichen Wertpapieren betrugen also in einem Jahre 
— ich wiederhole, meine Damen und Herren, in 
einem einzigen Jahre — 66 Milliarden DM. Damit 
aber nicht genug. Hinzurechnen muß man die Ver- 
luste beim Aktienvermögen, nämlich 32 Milliarden 
DM Kursverluste, und 9 Milliarden DM Verluste in- 
folge von Preissteigerungen. Zusammen sind es also, 
meine Damen und Herren, kaum vorstellbar, Ver- 
luste in Höhe von 107 Milliarden DM nur bei Spar- 
einlagen, festverzinslichen Wertpapieren und 
^ ^ Aktien. 

Um dem Einwand zu begegnen, daß dies eine 
Bruttorechnung sei, möchte ich auch die Nettorech- 
nung aufmachen. Werden also die Zinseinnahmen 
gegen die Verluste aufgerechnet — Sie haben ja 
wahrscheinlich erwartet, daß das nötig ist — , ergibt 
sich immer noch folgendes Bild: Ein Minus von 
4 Milliarden DM bei den Spareinlagen, ein Minus 
von 32 Milliarden DM bei den festverzinslichen 
Werten und ein Nettoverlust von 37 Milliarden DM 
beim Aktienvermögen. Insgesamt, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren, ist das ein Vermögens- 
verlust von 73 Milliarden DM, also mehr als die 
Hälfte der Summe des Bundeshaushalts für das Jahr 
1974. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Und dann sagt Bundeskanzler Helmut Schmidt in 
seiner Regierungserklärung: Unser Staat ist in Ord- 
nung. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Ehrenberg? 

Eiters (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Ja, bitte 
sehr. 

Dn Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Eilers, wenn 
Sie schon wider Erwarten eine Nettorechnung auf- 
madien, müßten Sie dann nicht auch fairerweise 
erstens die Gewinne bei allen Besitzern von Immo- 
bilien aufführen und zweitens in einer Nettorech- 


nung zum Ausdruck bringen, daß das, was Sie als 
Kursverluste bezeichnen, mit der Substanzsteige- 
rung der Aktiengesellschaften in keinem Zusam- 
menhang steht? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Lieber Herr 
Kollege Dr. Ehrenberg, Sie haben offenbar über- 
sehen, daß ich im wesentlichen die Deutsche Bun- 
desbank zitiert habe. Es wäre daher sehr gut, wenn 
Sie diese Frage und diese Anregung an Ihren Ge- 
nossen Herrn Dr. Klasen richteten, den Präsidenten 
der Deutschen Bundesbank. Der wird Ihnen dann in 
seinem nächsten Monatsbericht höchstwahrscheinlich 
die entsprechende Antwort geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Dr. Ehrenberg.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
Helmut Schmidt davon sprach, unser Staat sei in 
Ordnung, kann ich nur sagen: mit Verlaub, das ist 
eine eigenartige Vorstellung von Ordnung. Eine 
solche Ordnung werden z. B. die Bürger unseres 
Landes nicht verstehen, die diese Verluste in einem 
einzigen Jahr haben hinnehmen müssen. 

Die Deutsche Bundesbank hat dazu weiter im 
Januar dieses Jahres sehr aufschlußreiche Ausfüh- 
rungen gemacht, die, wie ich glaube, einer größeren 
Öffentlichkeit nicht vorenthalten werden dürfen. 
Herr Kollege Ehrenberg, ich darf das zitieren und, 
bitte, passen Sie sehr auf, was zu Ihrer Über- 
raschung die Bundesbank hier zum Ausdruck bringt: 

Von der Gesamtzahl der für inländische Privat- 
personen geführten Wertpapierdepots von (D) 
5,4 Millionen entfielen 700000 oder 13 ®/o auf 
wirtschaftlich Selbständige und 3 Millionen oder 
gut die Hälfte auf wirtschaftlich Unselbständige. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Graf Lambsdorff? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Ja, bitte 
sehr, Herr Kollege Graf Lambsdorff. 

Dn Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Eilers, 
könnten Sie freundlicherweise einmal ausführen, wie 
Sie mit den Mitteln der Steuerreform, die wir heute 
beraten, diese von Ihnen beklagte Entwicklung 
eigentlich ändern wollen. Ist vielleicht meine Ver- 
mutung richtig, daß am Ende Ihrer Ausführungen 
stehen könnte, daß Sie den Freibetrag für Zinsen 
von 800 auf 900 DM erhöhen und damit den einzel- 
nen Steuerpflichtigen in den Genuß von 90 Pfennig 
bis 2 DM pro Monat versetzen möchten? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Graf Lambs- 
dorff, ich weiß, daß Sie Ihre Neugierde sehr häufig 
nicht zügeln können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 

Lachen bei der SPD.) 
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Was ich soeben zum Ausdruck gebracht habe, war, 
wie Sie bei Ihrem kritischen Verstand sicherlich er- 
kannt haben — und Sie versuchten ja sicherlich, 
durch Ihre Frage davon abzulenken — , daß das, was 
hier an Folgen dieser inflatorischen Entwicklung in 
unserem Lande entsteht, Auswirkung der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich darf mit dem Be- 
richt der Deutschen Bundesbank fortfahren, 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

damit auch Herr Dr. Lambsdorff diese weiteren sehr 
wesentlichen Auslassungen der Deutschen Bundes- 
bank in Gänze mithören kann: 

3 Millionen oder gut die Hälfte dieser 5,4 Milli- 
onen Depots gehörten also wirtschaftlich Un- 
selbständigen, der Rest in Höhe von 1,7 Millio- 
nen bzw. einem knappen Drittel gehörte son- 
stigen Privatpersonen. 

Und nun werden Sie staunen, wer diese „sonsti- 
gen Privatpersonen" sind: Das sind Hausfrauen, Kin- 
der, Schüler und Studenten. Insgesamt sind also 
von 5,4 Millionen Depots 4,7 Millionen in Händen 
von wirtschaftlich unselbständigen und privaten 
Personen. Meine Damen und Herren, ich nehme an, 
daß diese Mitteilung für die meisten von Ihnen 
höchstwahrscheinlich eine Überraschung ist. 

Aber die größere steht Ihnen eigentlich noch be- 
vor. Die Deutsche Bundesbank hat nämlich weiter 
zum Ausdruck gebracht: 

Reichlich die Hälfte, nämlich 56 %, der insge- 
samt 5,4 Millionen Depots inländischer Privat- 
personen waren Kleindepots mit einem Gesamt- 
kurswert von jeweils weniger als 5 000 DM. 
Fast ein Drittel aller Depots, nämlich 32 wies 
einen Bestand von zwischen 5 000 und 25 000 
DM auf. Ein Zehntel der Depots hatte einen 
Bestand von 25 000 bis unter 100 000 DM, wäh- 
rend Depots von 100 000 DM und mehr nur 
knapp 3 ^/o der Gesamtzahl ausmachten, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Diese größenmäßige Schichtung der Depots wird 
also bestimmt von den wirtschaftlich unselb- 
ständigen Personen und den sonstigen Privat- 
personen, also den Hausfrauen und Kindern 
usw. 

Damit dürfte die weithin verbreitete Legende: 
„wer ein Wertpapierdepot besitzt, ist ein reicher 
Mann" wohl endgültig blauer Dunst geworden sein. 
Für den aber, der das immer noch nicht glauben 
sollte, mag der folgende Auszug aus dem Monats- 
bericht der Deutschen Bundesbank für den Monat 
Mai 1974 den letzten Beweis liefern. 

(Abg. Biermann meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage.) 

— ■ Lassen Sie mich das bitte eben zu Ende führen; 
ich stehe Ihnen dann gerne zu einer Frage zur Ver- 
fügung. 


Die Bundesbank erklärt weiter: 

So positiv die Ergebnisse der verschiedenen 
Sparförderungsmaßnahmen zu beurteilen sind, 
so sehr ist zu bedauern, daß die erzielten Er- 
folge durch die fortschreitende Geldentwertung 
wieder zunichte gemacht werden. Geht man 
davon aus, daß sich das gesamte Forderungs- 
vermögen der privaten Sparer unter Einschluß 
der Aktienportefeuilles zu Tageskursen Ende 
1973 auf fast 700 Milliarden DM belief, so 
würde rein rechnerisch die Geldentwertung bei 
einem Anstieg der Preise für die Lebenshaltung 
um rund 7 % 

(Abg. Offergeld: Herr Eilers, die Zeit 
ist doch um! Die Lampe ist rot!) 

einen Substanzverlust in der Größenordnung 
von mehr als 40 Milliarden DM verursacht ha- 
ben. 

— Herr Offergeld, was hatten Sie die große Freude, 
hier zu bemerken? 

(Abg. Offergeld: Die Zeit ist um, Herr Ei- 
lers! Die Lampe ist rot! — Abg. Dr. Ehren- 
berg: Die Statistik kennen wir doch!) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Biermann? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Aber selbst- 
verständlich. Ich hatte das ja zugesagt. 

Biermann (SPD): Herr Kollege Eilers, Sie haben 
soeben von dem großen Vermögen der sozial Schwa- 
chen wie Schüler, Studenten, Hausfrauen und der- 
gleichen gesprochen: Muß ich Ihren Worten entneh- 
men, daß die Politik dieser Bundesregierung es im- 
merhin so weit gebracht hat, daß dieses Vermögen 
dort überhaupt vorhanden sein kann? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Sie haben 
offenbar übersehen, daß das, was diese Inhaber der 
Wertpapierdepots ansammeln konnten, in einem 
wesentlichen Umfang durch die verfehlte Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik dieser Bundesregierung 
zunichte gemacht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn hier von der 
SPD-Fraktion gesagt wird, daß sie das alles wisse, 
kann man sich eigentlich nur darüber wundern, daß 
Sie bisher noch nicht bereit waren, dieser Entwick- 
lung Einhalt zu gebieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aus all diesen Gründen, die Ihnen vorzutragen ich 
die Ehre hatte, ist die CDU/CSU-Fraktion mit mir 
der Ansicht, daß im Rahmen des jetzt beratenen 
Steueränderungsgesetzes diesen Sparern wenigstens 
eine steuerliche Entlastung gewährt werden muß. 
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Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Graf 
Lambsdorff? 

Eifers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Bitte sehr. 
Aber die Zeit müßte natürlich angerechnet werden. 

Dr, Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Eilers, 
kommen wir jetzt doch zu dem Mordsantrag der 
800 auf 900 DM? 

Eifers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Herr Graf 
Lambsdorff, Sie werden staunen, daß Ihre hellsehe- 
rische Begabung doch nicht ausreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Graf 

Lambsdorff: Darf ich eine weitere Frage 
stellen?) 

— Herr Lambsdorff, vielleicht sind Sie so liebens- 
würdig, mich jetzt zum Schluß kommen zu lassen. 
Ich bin gern bereit, mich mit Ihnen darüber noch pri- 
vat zu unterhalten. 

Deshalb darf ich im Namen der CDU/CSU-Fraktion 
beantragen, mit Wirkung vom 1. Januar 1974 für 
Zinserträge und sonstige Einnahmen aus Geldeinla- 
gen den Werbungskostenpauschbetrag zu erhöhen, 
und zwar auf das Dreifache des bisherigen Betrages, 
also auf 450 DM für Ledige und 900 DM für Ver- 
heiratete. 

(Ironischer Beifall bei der SPD.) 

(B) Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
wenn Sie bereit sind, den Sparern über das hinaus, 
was im Gesetz schon vorhanden ist, eine Hilfe zuteil 
werden zu lassen, dann stimmen Sie diesem Antrag 
zu! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

'’v 

Vizepräsident von Hassef: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Kreile. 

(Zurufe von der SPD.) 

Dr, Kreife (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren! Als wir diese Struktur- 
reform, das Einkommensteueränderungsgesetz oder 
das eben doch nicht zustande gekommene 3. Steuer- 
reformgesetz im Finanzausschuß zu beraten began- 
nen, wurde uns von seiten der SPD erklärt: Wir 
setzen unsere Eckwerte durch. 

Wir haben heute über einige Eckwerte und über 
die Durchsetzung geredet, über einen der Eckwerte, 
der angekündigt war, wurde aber kein Wort ver- 
loren, offenbar deswegen, weil er überhaupt nicht 
durchgesetzt worden ist; weil er es auch gar nicht 
wert war, daß er überhaupt zum Eckwert gemacht 
worden ist. Ich rede von dem Eckwert; Verbot der 
Abzugsfähigkeit bestimmter Betriebsausgaben wie 
Bewirtungskosten für Geschäftspartner und der Ab- 
zugsfähigkeit der Betriebsausgaben für sogenannte 
Werbegeschenke. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Wollen Sie den An- 
trag einbringen?) 


— Nein, ich werde den Antrag nicht einbringen. ^ 
Aber ich werde Ihnen einmal erklären, wie das im 
Finanzausschuß gelaufen ist. Da Sie, obwohl stell- 
vertretendes Mitglied, dort nicht anwesend waren, 
nehme ich an, daß Sie dafür ein Interesse haben. 
Deswegen werden Sie mir hier sicherlich aufmerk- 
sam zuhören. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Dieses Thema war von Anfang an außerordentlich 
emotionalisiert. Die SPD-Steuerreformkommission 
hat im November 1971 den bemerkenswerten Be- 
schluß unter Ziffer 1.9 gefaßt, daß diese Kosten 
künftig alle nicht mehr als Betriebsausgaben abge- 
zogen werden dürfen. 1971 war die SPD noch in 
einer Aufbruchstimmung. Das ist ihr ein bißchen 
vergangen, offenbar ist daher auch dieser Eckwert 
etwas weggegangen. 

Nachdem die SPD in ihrer Steuerreformkommis- 
sion diesen Beschluß gefaßt hatte, hat ihn die Bun- 
desregierung im Koalitionsausschuß dann pflicht- 
schuldigst als Eckwert übernommen. Damit ist er 
nicht nur von der SPD, sondern auch von der FDP 
eingesegnet worden. So kam das Verbot der Ab- 
zugsfähigkeit solcher Ausgaben in das Dritte Steuer- 
reformgesetz. Dort war dann insbesondere in der 
Begründung überhaupt nur noch von Mißbräuchen 
die Rede. Jeder, der sich seinerzeit ab und zu ein- 
mal ein bißchen Gedanken darüber gemacht hatte, 
ob man einen Mißbrauch überhaupt nur dadurch 
beseitigen kann, daß man auch den Brauch schlecht- 
hin beseitigt, wurde dann sofort in die Strafecke der 
Unternehmerfreundlichkeit gestellt. Herr Eppler, 
der Oberschiedsrichter für Moral, insbesondere (D) 
Steuermoral, zeigte jedem dieser schändlichen Un- 
ternehmerknechte, die überhaupt nur darüber nach- 
zudenken gewagt haben, die gelbe Karte oder — 
wie seinerzeit die SPD bei den Einzelhändlern — 
den sogenannten Gelben Punkt. 

Aber, meine Damen und Herren, trotz eines ge- 
radezu terroristischen Argumentierens von Ihrer 
Seite von Anfang an ist es nun doch gelungen, zu 
erreichen, daß in dem Ihnen vorliegenden Gesetz- 
entwurf die Bewirtungsspesen nach wie vor als Be- 
triebsausgaben abzugsfähig bleiben, und auch bei 
der Behandlung der Betriebsausgaben für Werbe- 
geschenke ist Ihr Vorschlag auf völlige Streichung 
der Abzugsfähigkeit nicht durchgekommen, wenn 
auch eine Verschlechterung eingetreten ist. Wieso 
ist dies gelungen? Es muß doch die SPD-Abgeord- 
neten, welche die Beratungen im Finanzausschuß 
nicht so intensiv haben verfolgen können, unge- 
heute erstaunt haben, als heute die Vorlage auf dem 
Tisch lag. Ich frage mich, wie Sie — Herr Rapp hat 
meines Wissens heute vormittag das Wort ausge- 
sprochen — den zehntausenden steuerlich emotio- 
nalisierten Mitgliedern Ihrer Partei erklären kön- 
nen, warum Sie in dieser Frage so eklatant umge- 
fallen sind. Als ich dies gelesen habe, habe ich 
mich gefragt, ob auf einmal der Neidvirus bei Ihnen 
nicht mehr grassiert, von dem ein wirtschaftspoliti- 
scher Journalist der SPD sprach. Sollten Sie erkannt 
haben — ich darf diesen SPD- Wirtschafts journali- 
sten noch einmal zitieren — , daß Sie „mit der ekla- 
tanten Wirtschaftsfeindlichkeit der meisten führen- 
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den Sozialdemokraten" nicht weiterkommen? Wenn 
das der Grund wäre, wäre das sehr schön, und es 
wäre sogar ermutigend. 

Ich befürchte aber, daß die Gründe hierfür etwas 
anders liegen. In jeder Bewirtung von Geschäfts- 
partnern haben Sie am Anfang nur einen argen Miß- 
brauch gesehen. In jedem Journalisten, der einen 
Gesprächspartner zu einem Essen einladen muß, um 
seine Gespräche führen zu können, in jedem Ge- 
schäftspartner, der ausländische Geschäftsfreunde zu 
einem Essen einladen muß, haben Sie gleich einen 
potentiellen Steuerdelinquenten gesehen und ihn als 
solchen verdächtigt. Wir konnten da reden, was wir 
wollten, es fruchtete alles nichts. Alle Hinweise, daß 
die von Ihnen als so offensichtlich bezeichneten Miß- 
bräuche doch erkennbar sein müßten, wenn sie wirk- 
lich so offensichtlich seien, und daß sie mehr oder 
weniger von der Finanzverwaltung abgestellt wer- 
den könnten, fruchteten nichts. Auch als im Finanz- 
ausschuß ein Großbetriebsprüfer erklärte, daß hier 
bereits eine weitgehende Eindämmung und Zurück- 
dämmung vorgenommen worden sei, sind Sie ohne 
weiteres darüber hinweggegangen. Sie haben nie 
ganz unseren Gedankengang aufgenommen, daß man 
einfach klarstellen muß, daß ein solcher Mißbrauch 
kein Kavaliersdelikt ist, sondern eine eklatante 
Steuerhinterziehung, die auch als solche geahndet 
werden muß. 

Nachdenklicher wurden Sie erst, als sich der Vor- 
sitzende der Steuergewerkschaft, Herr Fredersdorf, 
bei dem Hearing im Finanzausschuß gegen die hoch- 
(B) gepeitschten Emotionen wandte und etwas sagte, 
was ich gern dem ganzen Hause bekanntgeben 
möchte, damit es nicht nur in camera caritatis des 
Finanzausschusses gesagt worden ist. Herr Freders- 
dorf hat gesagt: 

Wenn man die Gefahr des Mißbrauchs zum 
Prinzip erhebt, dann müssen Sie in der steuer- 
lichen Nichtberückichtigung sehr viel weiter- 
gehen. Dann müssen Sie das Tanken steuerlich 
nicht mehr abzugsfähig sein lassen, weil dem 
Mißbrauch nicht beizukommen ist, wenn wir 
nicht an jeder Tankstelle einen Steuerbeamten 
etablieren, der jeweils die Nummer des be- 
treffenden Fahrzeuges und wann für welchen 
Zweck tatsächlich getankt wurde, aufschreibt. 

Dann stellte Herr Fredersdorf weiterhin klar, daß es 
keineswegs nur die hier verdammten Unternehmer 
sind, die Steuergesetze mißbrauchen könnten, son- 
dern daß auch die Lohnsteuerpflichtigen hierzu — 
natürlich genauso verwerflich — in der Lage sind. 
Er brachte das ganz treffende und von Ihnen sicher- 
lich, Herr Ehrenberg, wenn ich Sie mir so anschaue, 
mit Stirnrunzeln gewürdigte Beispiel, daß mehrere 
Lohnsteuerpflichtige in einem Auto fahren, aber 
jeder für sein Auto den vollen Werbungskosten- 
pauschalbetrag abzieht. 

Meine Frage ist: Haben Sie je deswegen die Kilo- 
meterpauschale beseitigen wollen, weil hiermit ein 
Mißbrauch möglich ist? Genauso ist es mit den Ko- 
sten der vorher von mir genannten Art auch. Man 


kann generell den Mißbrauchgesichtspunkt nicht so 
weit treiben, wie Sie dies am Anfang getan haben. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Führen Sie eigentlich 
Scheingefechte?) 

— Nein, ich bin immer noch dabei. Ihnen zu sagen, 
warum Sie in dieser Frage auf einmal eine ganz 
andere Haltung eingenommen haben. 

Jetzt wird es ein bißchen unangenehmer: das 
erste Argument, das Sie nachdenklich gemacht hat, 
stammt ebenfalls — ich darf es als Zitat bringen — 
von Herrn Fredersdorf, der zu Protokoll des Finanz- 
ausschusses folgende treffende Formulierungen 
brachte: 

Wir meinen, 

— sagte er — 

daß es eine ganz schlechte Sache ist, wenn von 
Staats wegen Empfänge zu 100 Vo aus Steuer- 
mitteln möglich sind, wenn von Gewerkschafts 
wegen und von Berufsverbands wegen, weil 
steuerfrei, Empfänge unbeschränkt möglich 
sind. 

Haben Sie sich eigentlich einmal die Entwicklung 
der Bewirtungskosten in den Haushalten des Bun- 
deskanzleramts und der Ministerien angesehen? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Haben Sie einmal festgestellt, in welch außerordent- 
licher Weise seit 1969 — Herr Ehrenberg, Sie lachen 
im Moment so fröhlich, als wenn Sie den Sekt schon 
getrunken hätten, der dort ausgewiesen ist — dort 
eine Ausweitung vorgenommen worden ist? 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Ehren- 
berg? 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Ehren- 
berg. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Verehrter Herr Kollege, 
Sie haben mich jetzt inzwischen so oft angespro- 
chen — und von Ihrer Bank da drüben kam vorhin 
der Zuruf „Neidkomplex" — , daß ich Sie hier fragen 
muß, ob diese Ansätze Ihr besonderes Mißfallen auf 
Grund des Neidkomplexes finden, daß Sie jetzt in 
der Opposition sitzen? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Kreile (CDU/CSU): Also, sehr verehrter Herr 
Ehrenberg, ich nehme an, als Sie im Bundeskanzler- 
amt waren, da werden Sie nicht nur Abgeordnete 
Ihrer Partei, sondern auch Abgeordnete dieses 
Hohen Hauses ohne Ansehen und ohne Diskriminie- 
rung der einzelnen Parteien eingeladen haben, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg) 

so daß also insoweit ein Neidkomplex ganz sicher 
nicht vorliegen kann. 

Warum ich aber das Ganze bringe, ist: wenn der 
Staat es für erforderlich hält, Repräsentationsauf- 
wendungen zu machen zur Erfüllung seiner Staat- 
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liehen Aufgaben, dann muß dieser Staat auch er- 
kennen, daß ein Unternehmer und ein Freiberufler 
ebenfalls ganz bestimmte Repräsentationsaufwen- 
dungen haben kann in Erfüllung seines Berufs. 
Wenn wir nun fordern — darauf möchte ich eigent- 
lich hinaus — , daß bei solchen Ausgaben das be- 
triebliche Erfordernis genau nachgewiesen werden 
muß, und wenn insbesondere die Angemessenheit 
durch die Betriebsprüfung festgestellt werden muß, 
dann sollten sich manche der hier angesprochenen 
Minister auch fragen, ob es nicht erforderlich ist, 
daß sie manche dieser Bewirtungen einer etwas 
schärferen Prüfung unterziehen. Insbesondere sollte 
die Angemessenheit durch eine nachträgliche Kon- 
trolle durch das Parlament oder gar durch eine 
nachträgliche Kontrolle durch die Rechnungshöfe 
festgestellt werden. 

Das zweite Argument aber, das noch wesentlich 
mehr zog, damit Sie diesen Eckwert aufgegeben 
haben, war das Exportgeschäft. Solange wir im 
Finanzausschuß von westlichen Exporten sprachen, 
nämlich von dem Erfordernis, wenn jemand aus 
New York kommt, daß man ihn möglicherweise be- 
wirten muß, so lange hatte unser Argument über- 
haupt keine Aussicht, von Ihnen ernst genommen 
zu werden. Erst als das Argument gekommen ist, 
daß das Ostgeschäft hier eine ganz wesentliche 
Rolle spielt, erst da fingen Sie an umzudenken. 

Ich darf Ihnen aus dem Protokoll des Hearings 
im Finanzausschuß die betreffende Stelle, die Sie 
zum Umdenken und zum Einlenken gebracht hat, 
(B) vorlesen. Hier steht: 

Nun lassen Sie mich noch einige Fälle 

— hat der betreffende Herr erklärt — 

anführen, die hier ganz besonders kennzeich- 
nend sind. Ausgeschlossen soll sein nach der 
Vorstellung der Bundesregierung 

— die jetzt nicht mehr Ihre Vorstellung ist — 

die Bewirtung von ausländischen Geschäfts- 
freunden, d. h. von Ausländern, die hierherkom- 
men, um Verträge mit uns abzuschließen. Es 
dürfte Ihnen bekannt sein, daß z. B. gerade bei 
Ostblockgeschäften die Ostblockdelegationen, 
die hierherkommen, es zur Voraussetzung ma- 
chen, daß sie hier von den Vertragspartnern 
bzw. zukünftigen Vertragspartnern unterge- 
bracht und in vollem Umfang bewirtet werden. 

(Hört !Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dies war der Gesichtspunkt, bei dem Sie so nach- 
denklich geworden sind, daß Sie erklärt haben: dann 
allerdings kann auf die Geltendmachung dieser Be- 
triebsausgaben nicht mehr verzichtet werden. 

Aber Sie hatten nun doch einen entsprechenden 
Parteitagsbeschluß! Und damit man das nicht so 
merkt, daß Sie in dieser Frage umgefallen sind, 
haben Sie eine gesetzliche Anpassungskosmetik be- 
trieben und gesagt: Künftig muß nicht nur — was 
bisher ja schon der Fall ist — die Betriebsnotwen- 
digkeit und die Angemessenheit nachgewiesen wer- 
den, sondern künftig muß auch die Unterschrift, 
nicht die des Kellners, wie bisher, sondern — weldi 


(C) 

wesentliche Neuerung! — die Unterschrift des ' 
Wirtes, die Unterschrift des Gaststätteninhabers 
unter dem Bewirtungszettel stehen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Aber nicht 
die des Gastes!) 

Inhaltlich ist also alles beim alten geblieben. For- 
mell aber ist der Ideologie Ihres Parteibeschlusses 
Genüge getan. 


Einen ähnlichen ideologischen Seiltanz gab es auch 
bei der Frage, ob und inwieweit die Ausgaben für 
die sogenannten Werbegeschenke noch als Betriebs- 
ausgaben abgesetzt werden können. Das sind Ge- 
schenke wie Bleistifte, in denen der Eindruck der 
Firma steht; das sind die Brieftaschen, in denen der 
Eindruck der Firma steht, damit sich der Betreffende 
immer, wenn er in seine Brieftasche hineinschaut, an 
diesen Geschäftspartner erinnert und dazu angeregt 
wird, mit ihm wieder zusammenzuarbeiten. Für 
diese gab es bisher eine Grenze von 100 DM pro 
Geschenk, Jahr und Begünstigten. In dem SPD-Par- 
teitagsbeschluß vom November 1971 wurde gesagt: 
Es gibt überhaupt keinen Betriebsausgabenabzug für 
solche Geschenke mehr. Bei dem Eckwertbeschluß, 
wo man schon näher an der Gesetzesformulierung 
war, gab es dann die Wertgrenze von 10 DM. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das bei der 
Inflation! — Abg. Kirst meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Ich möchte gern den Gedanken zu Ende führen. 


Was finden Sie nun auf Ihrem Pult als das vom 
Finanzausschuß und damit von der SPD-Fraktion und 
der FDP-Fraktion verabschiedete Gesetz? Auf einmal 
ist die Wertgrenze von 10 DM wieder auf 50 DM 
erhöht worden. Ganz offensichtlich haben also einige 
Mitglieder der SPD und FDP gemerkt, daß man bei 
dieser grassierenden Inflation die Grenze, die man 
1971 auf 10 DM festgesetzt hat, dann 1975 auf 50 DM 
erhöhen muß. 


(D) 


Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Kirst? — Bitte! 


Kirst (FDP): Herr Kollege Kreile, gehe ich richtig 
in der Annahme, daß Ihre Fraktion den von Ihnen 
hier geschilderten Ergebnissen der Beratungen des 
Finanzausschusses zustimmt, also keine Änderungs- 
anträge stellt? 

(Abg. Dr. Häfele: Nicht zugestimmt!) 

Würden Sie mir dann nicht auch in der unbeschei- 
denen Auffassung folgen, daJB angesichts der fort- 
geschrittenen Zeit Ihre Ausführungen jetzt nicht 
unbedingt so erforderlich sind? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Dr. Kreile (CDU/CSU): Herr Kirst, ich nehme 
Ihren Einwurf als ein Kompliment dafür, daß es 
Ihnen trotz der späten Stunde recht unangenehm ist, 
daß ich dies hier vortrage. 

(Abg. Kirst: Mir gar nicht! — Zurufe von 
der SPD.) 
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Ich darf dazu auch noch sagen: Wir haben den An- 
trag gestellt. Wir sagen es noch einmal: Die Wert- 
grenze von 100 DM, die bisher geltendes Recht war, 
ist doch durch die Inflation sowieso illusorisch ge- 
worden. Diese — und das haben wir beantragt — 
hätte erhöht werden müssen. Es hätte denjenigen, 
die hier immer davon sprechen, daß sie Arbeits- 
plätze erhalten wollen, wohl angestanden, für einen 
ganz großen Bereich, wo Hunderttausende von Ar- 
beitnehmern beschäftigt sind, eine Wertgrenze zu 
finden, die deren Arbeitsplätze sichert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber der Grund für Ihre Ablehnung war also wirk- 
lich ein rein ideologischer, nämlich Ihre Abneigung 
gegen jede Art der Werbung, sozusagen die Verteu- 
felung jeder Art der Werbung. Ich habe gerade die- 
ser Tage gesehen, daß es nun nicht mit diesem Ver- 
bot des Abzugs der Betriebsausgaben für Werbege- 
schenke sein Bewenden haben soll. Was also wollen 
Sie weiter in Verfolgung dieses von Ihnen ganz 
grundsätzlich vollzogenen Gedankens? 

Hier wollen Sie für den mittelständischen Bereich 
— denn das ist die Werbemöglichkeit für den mittel- 
ständischen Bereich — die Werbungskosten abschaf- 
fen. Dann wollen Sie noch die Werbung im Fern- 
sehen abschaffen. Wenn ich in der parteiamtlichen 
Zeitschrift „Vorwärts", die nach meiner Meinung 
immer mehr auf einen Vulgärmarxismus zurück- 
schaut, in den letzten Tagen gelesen habe, 

(Zurufe von der SPD) 

daß Sie die Werbung aus dem Fernsehen verbannen 
wollen und die dem Fernsehen entgehenden Ein- 
künfte durch eine zusätzliche Fernsehsteuer, die der 
Fernsehzuschauer bezahlen soll, beschaffen wollen, 
dann frage ich mich: Wie soll das eigentlich mit 
Ihrer ideologisierten Steuer- und sonstigen Politik 
weitergehen? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen.) 

Die „Frankfurter Rundschau", die sowieso eine Zei- 
tung ist, die Ihnen das intellektuelle Material liefert, 
hat gemerkt, daß es mit einer Fernsehsteuer als 
einer Ergänzungssteuer zur Einkommensteuer offen- 
bar der Steuern zuviel ist; deswegen sagt sie, man 
solle die Gebühren erhöhen, nämlich um 10 DM, so 
daß der Fernsehteilnehmer, weil er keine Werbung 
im Fernsehen mehr sehen darf, künftig statt 12 DM 
22 DM zahlen muß. 

Dies ist sozusagen der Grundgedanke Ihrer Le- 
bensqualität. Und ich muß sagen, es läuft bei der 
SPD und ihrer derzeitigen Steuerpolitik immer auf 
eines hinaus: auf eine nicht zu verkennende Wirt- 
schaftsfeindlichkeit. Die Steuergesetze haben gerade 
im Bereich der Werbung das Ziel der Bevormundung 
des Bürgers; dies wollen wir nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Weber 
(Köln). 


Dr. Weber (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine (Q 
Damen und Herren! Es ist nicht, wie Sie von der 
Opposition meinen, der Neidvirus, der uns in der 
Frage der Bewirtungskosten eine steuerlich vernünf- 
tige Lösung suchen läßt, und es ist auch nicht die 
Sorge, wie Sie meinen, um die Entideologisierung, 
sondern es geht uns ganz einfach darum, daß ein 
öffentliches Ärgernis, das nicht nur Sozialdemokra- 
ten berührt, beseitigt oder wenigstens auf ein ver- 
nünftiges Maß eingeschränkt wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das hat, meine Damen und Herren, überhaupt nichts 
mit dem Ost- und dem Westgeschäft zu tun, und 
diese stehen auch in keinem Zusammenhang mit der 
Steuerreform. Wir wollen mit dieser Neufassung er- 
reichen, daß Mißbräuche beseitigt oder eingeschränkt 
werden und daß es für die Gruppe, die es kann, nicht 
mehr möglich ist, den privaten mit dem geschäft- 
lichen Konsum zu verbinden. 

Nun, meine Damen und Herren, es ist richtig, daß 
wir in der Frage der Bewirtungsspesen ein Stückchen 
von den Vorstellungen, die sich in den Eckwerten 
niedergeschlagen haben, abgegangen sind, zwar 
nicht, weil wir glauben, daß es schön ist, dem Kreis 
der Bevorzugten, die umsonst in ersten Hotels woh- 
nen, in teuren Prominentenlokalen essen und manch- 
mal auch Dinge tun, die für das Volk draußen un- 
erreichbar erscheinen, die Privilegien zu belassen, 
sondern weil es uns darum ging, mit der Regelung, 
wie sie jetzt gefunden worden ist, eine für die Praxis 
brauchbare Regelung zu finden. Wir wollten damit 
erreichen, daß Großbetriebe, die die Bewirtung ohne 
weiteres in ihren Vorstandskasinos und in Gäste- 
häusern durchführen können, nicht bessergestellt 
werden als Klein- oder Mittelbetriebe, Handwerker 
oder selbständige Handelsvertreter. Wir wollten 
also diese Gruppe vor Schaden bewahren. Wir woll- 
ten nicht eine Ungerechtigkeit der anderen Unge- 
rechtigkeit hinzufügen. Deswegen haben wir diese 
Regelung, wie sie jetzt niedergelegt ist, gefunden. 

Verbesserte Kontrollen verhindern die Fortschrei- 
bung von Mißbrauchsmöglichkeiten. Wir, die Koali- 
tion, treten diesen Erscheinungen entgegen und 
glauben, daß wir ein wirksames Mittel gefunden 
haben. 

Nun meint Herr Kollege Kreile, in der zweiten 
Gruppe, in der der Geschenke, hätte die Koalition 
einen Rückzieher gemacht; das ist gar nicht so. Wer 
diese Bestimmungen durchliest, wird feststellen, daß 
wir in dem Punkt sogar noch ein Stück weiter sind, 
daß wir nämlich Geschenke steuerlich überhaupt 
nicht mehr gewinnmindernd abziehen lassen. Wir 
haben also gleichzeitig eine strukturelle Änderung 
vorgenommen. Nur noch Gegenstände, auf denen 
der Name oder die Firmenbezeichnung des Gebers 
oder ein sonstiger Werbehinweis dauerhaft und von 
außen leicht erkennbar angebracht ist, können 
steuerlich abzugsfähig sein. Wer also — ■ das ist un- 
sere Meinung — schenken will, soll dies tun; aber 
dann auch mit dem edlen Mut des Schenkers, näm- 
lich aus dem eigenen Portemonnaie. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Hauser 
[Sasbach]: Welch große Reform!) 
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Anders verhält es sich mit der Werbung. Werbe- 
artikel sind keine Geschenke, sondern Bestandteil 
unseres Wirtschaftslebens. Die Werbung mit solchen 
Gegenständen ist gleichberechtigt neben anderen 
Werbemedien, und es ist nicht die Aufgabe der 
Steuerpolitik, bestimmte Investitionen auf dem Ge- 
biet der Werbung gegenüber anderen Werbemög- 
lichkeiten zu diskriminieren. Damit erledigt sich auch 
schon der Exkurs von Herrn Kreile in die Bereiche 
der Medienwerbung. Der wegen der Dauerwerbe- 
wirkung angebrachte Werbehinweis nimmt gleich- 
zeitig dem Werbeartikel seinen selbständig nutz- 
baren Wert. Wir haben damit, wie wir glauben, 
einer großen Zahl von Klein- und Mittelbetrieben, 
die entweder diese Artikel herstellen oder auf sie 
als Mittel der Verkaufsförderung angewiesen sind, 
weil sie nicht auf eine teurere Werbung übersteigen 
können, die Angst und die Sorge um ihren Bestand 
genommen. Wir glauben, daß auch mit der Begren- 
zung auf 50 DM weiteren Mißbräuchen vorgebeugt 
ist. Der Betrag reicht aus, um dem Zweck der Wer- 
bung zu genügen, nämlich um durch Werbung ein 
Verkaufsgespräch zu beginnen oder durch die Wer- 
bung das Produkt vorzustellen. 

Lassen Sie mich noch auf einen Einwand einge- 
hen, den Herr Professor Zeitei gebracht hat und der 
auch in dem Vortrag des Landesministers Gaddum 
angeklungen ist. Da wird ständig gesagt, mit die- 
ser Reform komme überhaupt keine Verwaltungs- 
vereinfachung zustande und man solle vielmehr 
dem Bundesrat folgen. Wir sind dem Bundesrat in 
vielen Dingen gefolgt. Der Bundesrat war ständig 
pj in jeder Sitzung des Finanzausschusses durch seine 
Sprecher vertreten und hat auch die Möglichkeit der 
Mitsprache genutzt. Wir haben auch Anregungen, 
die von ihm kamen, aufgegriffen, wie z, B. den Fami- 
lienlastenausgleich. Wir haben mit dieser Steuer- 
reform auch gleichzeitig eine Verwaltungsverein- 
fachung erreicht, und zwar allein durch die Ein- 
schränkung des Lohnsteuerermäßigungsverfahrens. 
Ohne die Reform gäbe es im Jahre 1975 ca 8,5 Mil- 
lionen Ermäßigungsanträge. Nach Inkrafttreten der 
Reform werden diese Ermäßigungsanträge auf 1 Mil- 
lion zusammenschrumpfen. Durch die Reform und 
durch die Ausdehnung der Proportionalzone des 
Einkommensteuertarifes entfallen zahlreiche Ein- 
kommensteuererklärungen. Wir schätzen, daß in 
etwa 2 Millionen Fällen keine Verpflichtung zur 
Abgabe einer Einkommensteuererklärung mehr be- 
steht. Die Einführung eines Sparerfreibetrages von 
300 DM bzw. 600 DM bedeutet — das ist etwas ganz 
anderes, Herr Eilers, als das, was Sie wollten? denn 
Sie treffen mit Ihren Beispielen nur eine verschwin- 
dend kleine Gruppe — für die Masse der Steuer- 
pflichtigen Befreiung der Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen und damit wiederum eine Erleichterung für 
die Verwaltung, und letztlich fällt auch gleichzeitig 
mit dem Wegfall der Ergänzungsabgabe eine Ver- 
einfachung in ca. 3 Millionen Fällen an. Wir glau- 
ben, daß auch mit dieser Regelung der Verwaltungs- 
vereinfachung und damit der besseren Durchführung 
des Gesetzes und der Steuererleichterung ein nütz- 
licher Weg begangen worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


(CI 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: ^ ^ 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Köhler 
(Duisburg). 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
hatte vorübergehend schon geglaubt, daß der Koali- 
tion gar nichts mehr einfällt. Inzwischen hat sich ja 
wieder ein Redner dazwischengeschaltet. Aber ich 
muß feststellen: Gutes war es nicht, was ihm einge- 
fallen ist. 

Ich selbst möchte mich ein wenig mit dem Problem 
des Tarifsberichts beschäftigen. Sie und ich hätten 
es unseren Kollegen eigentlich ersparen und die 
Abstimmungen hätten vielleicht ein paar Minuten 
früher stattfinden können, hätte nicht der Sprecher 
der SPD/FDP-Koalition, Herr Böhme, in der 91. Sit- 
zung den Fehler gemacht, die Ablehnung eines 
gleichlautenden Antrags im zweiten Steuerände- 
rungsgesetz damit zu begründen, daß im Finanzaus- 
schuß zur Beratung dieser Frage nicht genügend 
Zeit vorhanden gewesen sei. Er hat in diesem Zu- 
sammenhang Stil, Art und Weise der Verhandlung 
der CDU/CSU-Fraktion im Finanzausschuß kritisiert, 
weil wir diesen Antrag sozusagen erst in der Ab- 
stimmungsphase überraschenderweise eingebracht 
hätten. 

Nun, ich bin sehr neugierig, Herr Kollege Böhme, 
was Ihnen einfallen wird, wenn ich Ihnen sage, daß 
Sie seit März von diesem Antrag wußten, den wir 
im Finanzausschuß bei der Beratung des Dritten 
Steuerreformgesetzes wieder eingebracht haben. Ich (D) 
habe von einer intensiven Beratung dieses Punktes, 
den Sie übrigens als eine „politisch schwerwiegende 
Frage" bezeichnet haben — deshalb wünschten Sie 
eine ausführliche Beratung — , nichts gemerkt. 

Das liegt an dem, was hier schon mehrfach kriti- 
siert worden ist und was mich dazu bringt, aus- 
nahmsweise und höchstpersönlich zu bedauern, daß 
die Beratungen des Finanzausschusses nicht öffent- 
lich waren. Die Bürger dieses Landes hätten dann 
wohl einen eigenen Eindruck von der Schludrigkeit 
des Gesetzgebungsvorgangs zur Kenntnis nehmen 
können. Meine Damen und Herren der Koalition, ich 
mache Sie darauf aufmerksam — zu Ihnen gehören 
ja eine Menge großer Sprachschöpfer und Sprach- 
analytiker — : Dieses von mir mit Bedacht gewählte 
Wort ist keine Erfindung von mir. Ich habe es von 
einem Ihrer Kollegen übernommen. 

Für mich stellt sich diese eine Begründung, die 
hier vorgetragen worden ist, als ein richtiger Rohr- 
krepierer für Sie dar. Wir haben feststellen müssen, 
daß Sie jede Diskussion über diese von Ihnen so 
qualifizierte politisch schwerwiegende Frage mit dem 
Hinweise beendet haben, daß Sie gegen jede In- 
dexierung seien. Sie haben das dann anschließend 
in einer Abstimmung auch sehr schnell endgültig 
bekräftigt. Wir hätten es uns sparen können, dar- 
über zu sprechen, wenn das nicht so gelaufen wäre. 

Aber damit bin ich dann auch bei dem zweiten 
Punkt Ihrer Begründung und dem neuen Reizwort 
Indexieningr das ja auch seit einiger Zeit durch das 
Hohe Haus geistert? ich sage „geistert", weil bisher 
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ganz sicher noch nicht Gelegenheit war, hierüber 
wirklich ausführlich mit Sachkunde und dem Gegen- 
stand angemessen zu diskutieren. Ich habe, um nie- 
mandem Unrecht zu tun, noch einmal die Protokolle 
der Debatten über die Regierungserklärung und über 
den Haushalt überlesen und fand bestätigt, daß sich 
Regierung und Koalition bisher ausschließlich pole- 
misch mit den wirtschaftspolitischen Denkanstößen 
auseinandergesetzt haben, die neben die gegen- 
wärtige, unzulängliche Stabiiitätspolitik — also ne- 
ben auch nach unserer Meinung die Hauptsache, 
nämlich die Politik zur Bekämpfung der Inflation — 
auch und begleitend eine Politik zur Bekämpfung 
der Inflationsfolgen stellen möchten. 

Ich hoffe zwar, daß uns trotz aller Meinungs- 
verschiedenheiten im Hause noch die Überzeugung 
verbindet, daß eine erfolgreiche Stabilitätspolitik 
immer noch besser ist als jede Bemühung, Inflations- 
entlastungsgesetze wegen zu hoher Inflationsraten 
konzipieren zu müssen. 

Was uns aber unterscheidet, ist zweierlei: erstens 
das Zutrauen in die Fähigkeit dieser Regierung, er- 
folgreiche Stabilitätspolitik zu betreiben, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und zweitens — das ist etwas Neues, was ich hier zu 
konstatieren habe — die mangelnde Bereitschaft, 
darüber nachzudenken, welche Instrumentarien, 
welche Reformen geeignet sind, die Inflation zu Be- 
dingungen ziu überleben, die den sozialen Status 
unseres freiheitlichen Rechtsstaates erhalten. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie 
begründet unser igeringes Zutrauen ist, haben die 
Debatte über die Regierungserklärung und über den 
Haushalt erwiesen. Das hat aber auch noch ein an- 
deres, neuerdings vorgebrachtes Argument gezeigt, 
nämlich wiederum statistische Stabilitätserfolge zu 
programmieren. Ich meine die mit großer Verve 
vertretene Ansicht, nun werde über die zweifellos 
hohen Rohstoffpreise eine neue Inflationswelle im- 
portiert. Ich kann einen solchen Satz nicht verste- 
hen, es sei denn, es werden gleichzeitig die Ge- 
wichte zurechtgerückt. Die Gewichte sind so, daß 
der Anteil an den Importen 19 Prozent und, bezogen 
auf das Waren produzierende Gewerbe, sieben Pro- 
zent ausmacht} ich habe mir die Zahlen vom März 
dieses Jahres einmal heraussuchen lassen. 

(Zuruf von der SPD: Wie schaut es mit 
den Stahlpreissteigerungen aus?) 

— Wir können uns darüber sehr ausführlich unter- 
halten. Sie liegen heute — wenn ich Ihnen das zu 
Ihrer Information weitergeben kann, im Ausland bis 
zu 70 Prozent über den deutschen Preisen. 

Wenn es dann aber — ich sage das wiederum 
und auch an Ihre Adresse so deutlich und unmiß- 
verständlich — zu weiteren Preissteigerungen 
kommt, aus welchen Gründen auch immer, impor- 
tiert, wie Sie es gerne haben oder wahrhaben möch- 
ten — ich unterstelle Ihnen nicht, daß Sie das haben 
möchten — , oder wegen des Fahrens im Geleitzug — 
es gibt Leute, die auch so etwas sagen — oder, was 
für mich am wahrscheinlichsten ist, selbst ver- 


schuldet, wenn es also, aus welchen Gründen auch 
immer, zu weiteren Preissteigerungsraten kommt, 
was ist dann Ihre Antwort? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
Mode geworden, die Opposition bei jeder Gelegen- 
heit, bei schlechter und bei guter Gelegenheit, zu 
Alternativen aufzufordern. Ich möchte heute ein- 
mal den Spieß umdrehen und mich vor allen Dingen 
an den etwas ermüdeten Finanzminister mit den fol- 
genden Fragen wenden: Welche Alternativen hat 
denn die Regierung zur Bekämpfung von Inflations- 
folgen bei weiter steigenden Lebenshaltungskosten? 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zum 
Schutz der Sparer vor Inflationsfolgen? Wir haben 
vorhin von unserem Kollegen Eilers gehört, welche 
Ausmaße die Verluste inzwischen erreicht haben. 
Was gedenkt sie zu tun, wenn die Bürger nicht mehr 
im Sparen, sondern im Schuldenmachen ihren priva- 
ten Ausweg aus der Inflation suchen? Das hatten 
wir auch schon einmal, meine sehr verehrten Da- 
men und Herren. Und wie soll die Investitionskraft 
der deutschen Wirtschaft erhalten werden, die sich 
erhöhten Wiederbeschaffungskosten — anders als 
in der vereinfachten Form, in der es sonst mein ver- 
ehrter Kollege Graf Lambsdorff gesagt hat; ich sehe 
ihn leider nicht hier im Raum — aus zwei Gründen 
gegenübersieht: wegen des technischen Fortschritts, 
aber auch wegen der Preissteigerungsraten, vor 
allen Dingen für sehr langfristig installierte Anla- 
gen? Was hat sie, Herr Bundesfinanzminister, mit 
den Tarifen und den Freibeträgen vor, wenn die In- (D) 
flation dafür gesorgt hat, daß der Anteil der Bürger, 
die nach Ihrer Meinung künftig bei erhöhtem Grund- 
freibetrag nur 22 Prozent Steuern zahlen, weiter ge- 
schrumpft ist? Wir haben vorhin die Prognosen dar- 
über gehört. Was gedenkt sie zu tun, wenn die 
Entlastungswirkung des neuen Tarifs vollends auf- 
gehört hat? Meine Herren, das sind eine ganze Reihe 
von Fragen, die bisher vollkommen unbefriedigende 
Antworten — wenn überhaupt welche — gefunden 
haben. Ich könnte den Fragenkataiog beliebig erwei- 
tern. Es ist anif gar keinen Fall ausreichend, diese 
oder andere gestellte Fragen lediglich mit einem 
Ja oder Nein zur Indexierung zu erledigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

20 Jahre lang hatten wir Preissteigerungsraten von 
2 Vo. Deshalb gab es in der deutschen und in der 
internationalen Wissenschaft niemanden, der Anlaß 
hatte, darüber nachzudenken, was geschehen müsse, 
wenn die Inflation weiter fortschreite. Sehen Sie sich 
einmal im Ausland um; dort haben wir solche Ver- 
hältnisse. Was tun diese Länder, wenn sie schließ- 
lich bei Inflationsraten von 15 bis 20 ®/o angelangt 
sind? Wie verlaufen dann die Diskussionen über 
diese Frage? 

Ich warne davor, es in einer sehr, sehr heiklen, 
ungemein schwierigen Situation unserer Stabilitäts- 
politik aufzugeben, darüber nachzudenken, was wir, 
außer um die Stabilität wiederherzustellen, tun müs- 
sen, um den sozialen Status, den wir in diesem 
Lande mit herbeigeführt haben, zu erhalten. Es ist 
eine neue Erfahrung für mich, daß Sie offenbar, 
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wenn ich die Beiträge zu diesem Thema noch einmal 
überdenke, ein etwas gestörtes Verhältnis zum 
Nachdenken bekommen haben. Aktionismus ersetzt 
Nachdenken nicht. 

(Abg. Dr. Häfele: Sehr gut!) 

Nun kann sich natürlich niemand in diesem Lande 
wünschen, daß es jemals zu solchen entsetzlichen 
Preissteigerungsraten, wie ich sie vorhin unter Hin- 
weis auf ausländische Beispiele erwähnt habe, 
kommt. Deswegen — ich wiederhole hier das, was 
von dieser Stelle aus für unsere Fraktion schon ein- 
mal deutlich gesagt worden ist — , und zwar nur 
deswegen, ist meine Fraktion gegen eine generelle 
Indexierung. Aber wir verschließen uns im Gegen- 
satz zu Ihnen nicht solchen wirtschaftspolitischen 
Denkanstößen, die, von der Wissenschaft ausgehend, 
in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Ich wieder- 
hole: Wer wie wir von Anbeginn für den sozialen 
Fortschritt in diesem Lande gekämpft hat, muß in 
der vor uns liegenden Zeit vielmehr dankbar für 
alle diejenigen Versuche sein — den Irrtum solcher 
Versuche eingeschlossen — , die diesen sozialen Be- 
sitzstand ebenso wie den freiheitlichen Rechtsstaat 
und die soziale Marktwirtschaft über die gegen- 
v/ärtige Inflationsphase hinweg zu retten vermögen. 

Damit bin ich wieder bei dem Änderungsantrag, 
der ja nachher auch Gegenstand der Entscheidung 
sein wird. Er sieht keine automatische Anpassung 
der Tarife vor, wie jedermann hoffentlich deutlich 
erkannt hat. Ich will im einzelnen nicht auf das zu- 
rückgreifen, was ich schon in der 91. Sitzung gesagt 
(B) habe. Ich will mich abschließend nur auf zwei Be- 
merkungen konzentrieren. Die eine ist, daß eine 
solche Anpassung, wie sie in dem Tarifbericht von 
der Bundesregierung nach einem ausführlichen Be- 
-richt über die Tatsachen als Vorschlag erwartet 
wird, als einzige überzeugende Möglichkeit sicher- 
stellt, daß die Struktur der Besteuerung, die Sie hier 
mit so viel Pathos verteidigen, nicht ohne entspre- 
chenden Gesetzgebungsakt ständig heimlich geän- 
dert wird. Das ist der eine Grund. 

Und der andere Grund: Es handelte sich für mich 
außerdem um eine inflationshemmende Anpassung 
mit zwei wichtigen Vorteilen, erstens weil eine 
Ausweitung der öffentlichen Ausgaben künftig nur 
dann möglich wäre, wenn der Gesetzgeber aus- 
drücklich Steuererhöhungen beschlösse, und zwei- 
tens weil dann die Gewerkschaften keinen Grund 
mehr hätten, die schleichenden Steuererhöhungen 
mit ihren Lohnforderungen zu kompensieren. Ich 
habe mich sehr darüber gefreut, daß der Bundes- 
kanzler und auch der Finanzminister überall ver- 
künden, daß das, wenn das, was hier beabsichtigt 
ist, Gesetz wird, einer Lohnerhöhung von etwa 4 Vo 
netto gleichkommt. Er bestätigt die Gültigkeit des 
Arguments, das ich hier vorzutragen hatte. 

Ich möchte, daß der Tarifbericht so, wie wir ihn 
Vorschlägen, einen heilsamen Zwang zum recht- 
zeitigen Nachdenken ausübt und die Regierung zu 
dem veranlaßt, von dem, wie ich dankbar vernom- 
men habe, selbst die Steuerpolitiker der Koalition 
heute schon sprechen, nämlich zu der regelmäßigen 


Anpassung des Tarifs und der Freibeträge an die 
inflationäre Entwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Böhme (Frei- 
burg). 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer im 
Glashaus sitzt, sehr verehrter Herr Dr. Köhler, soll 
nicht mit Steinen werfen. Damals, als die Form von 
mir im Namen der SPD-Fraktion kritisiert worden 
ist, ging es darum, festzustellen, daß Sie den Antrag 
einige Tage vor der Abstimmung und vor der De- 
batte zum Zweiten Steueränderungsgesetz gestellt 
haben. Dies war, glaube ich, ein Verfahren, das 
damals von uns mit Recht gerügt worden ist. 

Inzwischen ist ja — auch in der Öffentlichkeit — 
über die Sache mehrfach und ausgiebig diskutiert 
worden, und die Frage eines Tarifberichts, einer 
Indexierung im Steuerrecht hat durch das kürzlich 
vorgelegte Gutachten von neun Professoren, dar- 
unter auch Professor Dr. Erhard, wonach aus Sta- 
bilitätsgründen für Anleihen Wertsicherungsklau- 
seln allgemein eingeführt werden sollen, neue 
Aktualität erlangt. In diesem Zusammenhang wird 
— vom Standpunkt der Indexierer aus betrachtet 
konsequent und zu Recht — auch die jährliche An- 
passung des Einkommensteuertarifs an den Lebens- 
haltungskostenindex vorgeschlagen. 

In der Fachpresse hat dieser Gesamtvorschlag der 
neun Professoren eine deutliche Absage erfahren, 
und auch die CDU/CSU selbst hat das Gesamtpaket 
der Vorschläge inzwischen abgelehnt. Um so er- 
staunlicher ist es, daß die Opposition heute einen 
Teil des Professoren-Konzepts aufgreift und damit 
sich selbst doch wieder zum Vorreiter einer Inde- 
xierung macht. 

Die Koalition und die Bundesregierung haben 
unterdes mehrfach zum Ausdruck gebracht, daß die 
Indexierung kein geeignetes stabilitätspolitisches 
Instrument darstellt. Folgende Gründe sind hierfür 
ausschlaggebend. Erstens. Eine jährliche Anpassung 
des Tarifs und der persönlichen Freibeträge durch 
Parlamentsbeschluß ist im Ergebnis die Einführung 
einer Indexierung im Steuerrecht. Es macht keinen 
Unterschied, ob der Einkommensteuertarif und die 
Freibeträge automatisch dem Lebenshaltungskosten- 
index angepaßt werden oder ob das Parlament 
durch Gesetz verpflichtet wird, diese Anpassung 
durch jährlichen Beschluß gesondert auszusprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Wagner? 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Bitte sehr! 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Böhme, wie beurteilen Sie die Tatsache, daß im Aus- 
bildungsförderungsgesetz mit Zustimmung der SPD 
die Pflicht einer Überprüfung alle zwei Jahre und 
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(A) 

der daraus folgenden Anpassung — jedenfalls ihrer 
Möglichkeit — stipuliert wurde, und wie erklären 
Sie Ihre offenbar bestehende Annahme, dies sei im 
Gegensatz zu unserem jetzigen Antrag nicht der An- 
fang einer Indexierung? 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD) : Es ist völlig richtig, 
daß dort im Bundesausbildungsförderungsgesetz 
diese Anpassung vorgenommen werden soll. Ich 
sehe aber einen Unterschied, cyb das in einem einzel- 
nen Leistungsgesetz normiert ist oder ob hier in 
einem Steuergesetz für Millionen von Fällen, 

(Abg. Dr. Häfele: Beim Kindergeld seid 
Ihr ja auch dagegen!) 

für Massenfälle diese Anpassung einheitlich und 
gleichzeitig vorgenommen wird, 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Da sehe ich einen großen Unterschied, 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien) 

und ich glaube, das ist auch der Punkt, über den wir 
hier reden, 

Vizepräsident Dr« Schmitt-Vockenhausen : 

Sie gestatten eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Wagner? 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Ja, bitte! 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Böhme, darf ich Ihrer Antwort dann wenigstens ent- 

(B) nehmen, daß Sie zwar gegen den Tarifbericht bei 
der Einkommensteuer Einwendungen haben, nicht 
aber gegen die Überprüfungspflicht im Kindergeld- 
gesetz, weil es sich dort auch um ein einzelnes Lei- 
stungsgesetz handelt? 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD): Ich sagte vorhin 
— und das möchte ich wiederholen — : Es ist ein un- 
erhörter Schritt in Richtung auf eine Indexierung, 
und auf die Gefahr, daß sich diese Art und Weise der 
jährlichen Anpassung wie ein Ölfleck auf dem Was- 
ser auf die ganze Wirtschaft ausbreitet, richtet sich 
unsere Sorge und unser Hauptargument. Das kön- 
nen Sie nicht ausräumen, indem Sie einzelne, auch 
Massenfälle, aber doch einzelne mit einem solchen 
Gesetz vergleichen, wie es das Einkommensteuer- 
gesetz mit seinen Auswirkungen auf Millionen von 
Lohnsteuerzahlern zum gleichen Zeitpunkt und mit 
einheitlichen Regeln darstellen würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn dies geschähe, so wäre dies nicht nur ein 
Schritt in Richtung auf die Indexierung im Steuer- 
recht, sondern dies ist bereits die Indexierung im 
Steuerrecht. Völlig zu Recht haben daher die neun 
Professoren in ihr Konzept der Indexierung den Vor- 
schlag einer Tarifkorrektur durch Parlamentsbe- 
schluß aufgenommen, d. h. sie haben den Wertsiche- 
rungsklauseln bei Anleihen, die automatisch die 
Anpassung vornehmen, und der steuerlichen Tarif- 
anpassung, die durch Parlamentsbeschluß gesondert 
auszusprechen ist, denselben Stellenwert beigemes- 
sen. Dies ist auch richtig; alles andere verharmlost 
den Sachverhalt. 


Unser Hauptargument gegen die Indexklauseln im 
Steuerrecht ist — ich sagte es eben — in der Be- 
fürchtung zu suchen, daß die Indexierung sich nicht 
auf das Steuerrecht beschränken wird, sondern auch 
andere gesellschaftliche Bereiche, insbesondere alle 
Dauerschuld Verhältnisse, erfassen würde. Nach allen 
Erfahrungen vergleichbarer Länder, in denen index- 
gebundene Steueranpassungen praktiziert worden 
sind, z. B. in der Schweiz oder in Dänemark, sind 
keine nachweisbaren Erfolge in der Stabilitätspolitik 
erzielt worden. Im Gegenteil, jede Indexbindung 
im Steuerrecht verfestigt die Inflationserwartung, 
da die Indexierung vorweggenommen wurde und in 
die Erwartungen der Steuerzahler einging. Da die 
Inflationserwartungen heute als eigenständige und 
wesentliche Ursache der Inflation bzw. ihrer Be- 
schleunigung angesehen werden, sollte die Steuer- 
politik diese Erwartungen nicht verstärken, sondern 
ihnen nach Möglichkeit entgegenwirken. 

Das vorgeschlagene Verfahren der Abgabe eines 
Tarifberichts mit anschließender Tarif- und Frei- 
betragsanpassung durch Parlamentsbeschluß brächte 
überdies jede Regierung in den Wirbel aktueller 
Lohn- und Gehalts Verhandlungen. Die Vorstellung, 
meine Damen und Herren, ist gelungen, daß die 
Prominenten der CDU Seite an Seite mit Prominen- 
ten der großen Unternehmensverbände jedes Jahr 
mit Forderungen und Vorschlägen auftrumpfen, der 
Staat solle einen Teil der durch die Preissteigerun- 
gen verursachten Minderung der Kaufkraft der 
Löhne und Gehälter aus seiner Tasche ausgleichen, 
derselbe Staat, von dem Investitionsspritzen und 
öffentliche Aufträge zur Erhaltung gefährdeter und 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze verlangt werden. 

Schließlich: wer im Steuerrecht indexiert und dar- 
auf seine Steuergerechtigkeit beschränkt, geht da- 
von aus, daß der verteilungspolitische Status quo 
gerecht ist, weil dieser Status quo der Verteilung 
durch die Indexierung zunächst festgeschrieben wird. 
Gleichzeitig werden die Steuermittel für die Erfül- 
lung öffentlicher Aufgaben gekürzt, weil die steuer- 
liche Anpassung an die Geldentwicklung auf der 
Einnahmeseite Steuerausfälle schafft, während die 
Staatsausgaben weiter ansteigen. Der öffentliche 
Korridor wird somit kleiner, und damit sinkt das 
staatliche Leistungsangebot. 

Es kann sein, daß Herr Häfele dies meinte, als er 
kürzlich ausführte, daß die „Steuerpolitik zum Schlüs- 
sel der Inflationsbekämpfung" gemacht werden 
müsse. Gut, dies ist ein Konzept, das man dann aller- 
dings benennen und dessen Konsequenzen aufzei- 
gen, nämlich weniger Schulen, Kindergärten, Straßen, 
Wohnungsbau usw. 

(Zuruf des Abg. Dr. Häfele.) 

Aber staatliche Einnahmekürzungen verlangen und 
gleichzeitig im Bundestag und in der Öffentlichkeit 
Gesetze propagieren, deren Kosten in die Milliarden 
gehen, ist unseriös. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage? 
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tig, ich bin beim letzten Satz. 

Eine stabilitätspolitische Linie in diesem Zickzack- 
kurs der Opposition zu erkennen ist nicht möglich. 
Deshalb ist auch der vorliegende Antrag auf Ein- 
führung einer Indexierung im Steuerrecht nicht ganz 
ernst zu nehmen. Man vertraut wohl darauf, daß die 
Koalition den Antrag ohnehin ablehnen wird. In die- 
ser Hoffnung soll die Opposition nicht getäuscht 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Abgeordnete Vogt. 

Vogt (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mir scheinen noch drei Bemerkungen 
zu dieser Debatte erforderlich zu sein. 

Der Herr Bundeskanzler hat heute ungewöhnlich 
oft von sozialer Gerechtigkeit gesprochen. Es soll 
Vorkommen, daß derjenige, der viel von sozialer 
Gerechtigkeit spricht, etwas zu verbergen hat. Der 
Bundeskanzler hat zu verbergen, daß wir hohe in- 
flationsbedingte Steuereinnahmen haben, daß das 
eine soziale Ungerechtigkeit ist und daß diese Bun- 
desregierung bisher nichts getan hat, diese soziale 
Ungerechtigkeit in diesem Lande zu beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die heimlichen Steuererhöhungen — Sie können 
darüber nicht hinwegdiskutieren — sind ein aktuel- 
les Problem. Die Kollegen meiner Fraktion haben 
Ihnen heute schon die Zahlen vorgehalten. Ich will 
Sie nur noch einmal darauf hinweisen, daß das Auf- 
kommen aus der Lohnsteuer von 49,8 Milliarden DM 
im Jahre 1972 auf 74 Milliarden DM in diesem Jahr 
wachsen wird und daß der inflationsbedingte Anteil 
am Lohnsteueraufkommen in diesem Jahr 32 Milliar- 
den DM betragen wird. Ich sage deshalb noch ein- 
mal, daß der steuerliche Inflationsausgleich, den un- 
sere Fraktion fordert, ein Gebot sozialer Gerechtig- 
keit ist. 

Das Zweite: Daß der Inflationsausgleich notwen- 
dig ist, um mehr Stabilität herzustellen, hat inzwi- 
schen zumindest der Finanzminister der neuen Re- 
gierung gelernt. Daß der Kollege Böhme das noch 
nicht zur Kenntnis genommen hat, ist sein persön- 
liches Pech. Es geht eben kein Weg daran vorbei, 
daß, um mehr Stabilität zu erringen, die Einkom- 
menspolitik ebenfalls einen Beitrag zu leisten hat. 

Und da muß ich auf ein Argument zurückkommen, 
das der Kollege Rapp heute geäußert hat und das in 
diesen Debatten schon wiederholt eine Rolle ge- 
spielt hat. Kollege Rapp hat gesagt, der Inflations- 
ausgleich, wie er von uns vorgeschlagen wird, dürfe 
und könne nicht in die Tarifvertrags Verhandlungen 
eingebracht werden, denn der Staat dürfe nicht als 
dritter Mann am Tisch der Tarifvertragsparteien sit- 
zen. — Sie nicken, Herr Kollege Rapp; ich habe also 
Ihr Argument richtig wiedergegeben. Nun darf ich 
Sie doch mal auf folgendes hinweisen. Der Staat sitzt 
immer, zumindest mittelbar, am Tisch der Tarifver- 
tragsparteien. Ich verweise Sie auf § 3 des Stabili- 


tätsgesetzes; aus Zeitgründen erspare ich es mir, ' ^ 
Ihnen diesen Paragraphen vorzulesen. Der Staat sitzt 
aber auch unmittelbar am Tisch der Tarifvertrags- 
parteien; denn wenn ich mich recht erinnere, hat ja 
nicht irgend jemand mit Herrn Kluncker die Tarif- 
verträge im öffentlichen Dienst ausgehandelt, son- 
dern das war der damalige Innenminister Genscher, 
der doch wohl als Vertreter des Staates angesehen 
werden muß. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Natürlich auch die Länder und Gemeinden. Aber 
der Staat hat eben unmittelbar als Tarifvertrags- 
partner am Tisch gesessen. Gerade weil der öffent- 
liche Dienst eine Vorreiterfunktion in der Lohnaus- 
einandersetzung hat, hätte der Inflationsausgleich 
schon früher in die Einkommenspolitik mit einge- 
bracht werden müssen, zum Wohle der Entwicklung 
in diesem Jahr und nicht erst zum Wohle der Ent- 
wicklung im nächsten Jahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der dritte Punkt: In ihrer Konzeption hat die Bun- 
desregierung vorgeschlagen, daß der Arbeitnehmer- 
freibetrag künftig mit 22 ®/a von der Steuerschuld ab- 
gezogen wird. Der Kollege Rapp hat das damit be- 
gründet, daß die einzelnen Freibeträge für Land- 
wirte und Selbständige aus unterschiedlichen Mo- 
tiven, mit unterschiedlichen Argumenten eingeführt 
worden sind. Das stimmt. Dennoch, Herr Kollege 
Rapp, es sind eben Freibeträge für gesellschaftliche 
Gruppen. Da ist es nicht einzusehen und da ist es 
eben ein Systembruch, wenn ein Betrag auf der 
einen Seite als Freibetrag von der Bemessungs- (O) 
grundlage abgezogen und auf der anderen Seite mit 
der Steuerschuld verrechnet wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das sieht auch der DGB nicht ein. Ich darf Sie an die 
Stellungnahme des DGB vom 8. Februar dieses Jah- 
res erinnern. Er hat dort gefordert, daß der Arbeit- 
nehmerfreibetrag wie in der Vergangenheit auch 
künftig von der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
abgezogen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, das ist eine weitere der 
vielen Ungereimtheiten Ihres sogenannten Reform- 
gesetzes. 

An dieser Reform ist etwas wirklich eine Reform, 
und die unterstützen wir vorbehaltlos, nämlich die 
Neuordnung des Familienlastenausgleichs. Alles 
andere, was Sie als Reform hier vorlegen, wird nicht 
sehr viel Bestand haben; deshalb lehnen wir es ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Abgeordnete Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Köhler und jetzt Herr Vogt haben 
die Sprache noch einmal auf die Indexierung, also 
auf die Probleme der Anpassung an die Inflation 
gebracht. Herr Köhler, entweder führen Sie die Dis- 
kussion über die Frage „Indexierung oder nicht" und 
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(A) die Bedeutung des wissenschaftlichen Aussagewer- 
tes von Indizes hier platonisch als eine wissenschaft- 
liche Diskussion, oder Sie sprechen zur Indexierung 
hier im Rahmen der zweiten und dritten Lesung der 
Steuerreform, Im letzteren Fall sieht es ganz anders 
aus, wenn Sie nämlich die Indexierung wünschen 
und den Antrag nicht als etwas ansehen, was einen 
gewissen Selbstzweck hat. 

Einer Ihrer prominenten Marktwirtschaftler, Pro- 
fessor Erhard, hat ja in der Zwischenzeit seine Sym- 
pathie zur Indexierung entdeckt. Wenn Sie das hier 
als eine Möglichkeit, gegen die Inflation anzu- 
kämpfen, politisch vertreten, dann sollten Sie das 
sagen. Wenn Sie es aber nur wissenschaftlich dis- 
kutieren wollen, dann sollten Sie den Antrag stel- 
len, daß Ihnen das Statistische Bundesamt besseres 
Zahlenmaterial vorlegt, damit Sie die Erkenntnisse, 
die Sie daraus ziehen und die Sie eventuell politisch 
verwerten wollen, geliefert bekommen. Da gehe ich 
übrigens mit Ihnen einig; denn auch mir liegt sehr 
viel daran, daß man die ganze Messung des Wohl- 
standes nicht nur am Bruttosozialprodukt vornimmt, 
sondern daß man mehr soziale Indikatoren einführt, 
die es uns ermöglichen, hier politisch relevantere 
Daten zu bekommen, und zwar im Sinne von mehr 
Lebensqualität. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Kollegen Franke (Osnabrück)? 

(B) 

Dr. Vohrer (FDP) : Bitte schön. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Vohrer, ohne mich generell für die Indexierung aus- 
sprechen zu wollen — in diesem Einzelpunkt: ja — , 
frage ich Sie: Ist Ihnen bekannt, daß den ersten 
theoretischen Beitrag in diesem Hause der leider 
viel zu früh verstorbene Kollege Dr. Klaus-Dieter 
Arndt aus Berlin hier eingeführt hat? 

Dr. Vohrer (FDP) : Wenn Klaus-Dieter Arndt das 
hier eingeführt hat, dann hat er es sicher vor dem 
Hintergrund einer wissenschaftlichen Diskussion ge- 
bracht. Wenn Sie das hier aber in der zweiten und 
dritten Lesung zur Einkommensteuerreform brin- 
gen, dann wollen Sie es politisch verstanden wissen. 
Ich hoffe wenigstens, daß Sie es politisch verstan- 
den wissen wollen. Ich kann mir nicht vor stellen, 
daß Sie hier zu der späten Stunde noch wissen- 
schaftlich diskutieren wollen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen ; 

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Franke (Osnabrück)? 

Dr. Vohrer (FDP): Bitte schön. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Ich will nicht 
wissenschaftlich diskutieren, aber 


Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: ^ 

Herr Kollege, Sie sollen nicht sagen, was Sie disku- 
tieren wollen, sondern Sie sollen fragen! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Präsident, 
ich bin dabei. Darf ich Sie daran erinnern, daß der 
Kollege Dr. Arndt 

(Zuruf von der SPD: Fragen!) 

Darf ich Sie fragen, ob Sie sich erinnern, daß Herr 
Kollege Dr. Arndt hier nicht einen wissenschaftlichen 
Beitrag geliefert, sondern sich schon sehr fest in 
dieser Frage geäußert und dafür auch ganz konkrete 
Beispiele genannt hat? 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Franke, wir können die 
Inflation auch über die Möglichkeit der Indexierung 
bekämpfen. Das würde aber bedeuten, daß alle 
gesellschaftlich relevanten Gruppen auf dieses Kon- 
zept einschwenken würden. Aber es ist nicht sicher, 
ob alle Gruppen auf dem Weg der Indexierung mit- 
marschieren. Wenn wir aber hier die Steuerreform 
diskutieren und an die Möglichkeit denken, über 
die Steuerreform hier im Lande die Inflation zu ver- 
kleinern, dann sollten wir uns deshalb überlegen, 
welcher Weg für uns der politisch sicherste ist. 

(Abg. Dr. Köhler meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage.) 

— Herr Köhler, ich 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Herr Kollege, es liegt in Ihrer Hand, ob die Herren pj 
weiterhin Fragen stellen dürfen. 

Dr. Vohrer (FDP): Ich schätze Herrn Köhler zu 
sehr, als daß ich seinen Wunsch ablehnen würde. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Ich bedanke 
mich sehr, Herr Kollege. Darf ich fragen, ob Sie 
deutlich genug den Antrag, den wir gestellt haben, 
verstanden haben, der lediglich darauf hinausläuft, 
daß die Bundesregierung genötigt werden soll, 
einen Tarifbericht zusammen mit Maßnahmen mitzu- 
teilen, die sie in diesem Zusammenhang für zweck- 
mäßig hält? Ist das eine Indexierung? Ja oder nein? 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Köhler, ich habe ein- 
gangs meiner Ausführungen gesagt: entweder wol- 
len Sie das wissenschaftlich diskutieren, oder Sie 
fordern den Bericht als Grundlage für politische 
Handlungen. 

(Abg. Vogt: Wir fragen, ob das eine In- 
dexierung ist oder nicht!) 

Wenn Sie es als Grundlage für politische Handlun- 
gen fordern, dann müssen Sie das deutlicher sagen. 
Wenn Sie es nur als wissenschaftliches Informations- 
material haben wollen, dann sollten Sie den von 
mir vorgeschlagenen Weg über das Statistische Bun- 
desamt wählen. 

(Abg. Dr. Köhler [Duisburg] meldet sich zu 
einer weiteren Zwischenfrage.) 
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— Seien Sie mir nicht böse, wenn ich keine weiteren 
Zwischenfragen zulasse. 

Ich wollte darauf hinaus, daß ich hier ganz deut- 
lich mache — das ist die Anknüpfung an den heu- 
tigen Vormittag — , daß es mit der Indexierung und 
der Inflation ähnlich ist wie mit dem § 218: daß es 
nicht ein bißchen Schwangerschaft gibt und ein biß- 
chen Bekämpfung von Inflation. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wagner [Trier].) 

Wenn wir hier in diesem Hause Inflation bekämpfen 
wollen, dann sollten wir uns dazu bekennen, daß 
wir das mit politischen Handlungen, mit politischen 
Instrumenten tun. Herr Wagner, wenn Sie indexie- 
ren wollen, dann müssen Sie sich bewußt sein, daß 
Sie nicht in einem einzigen Sektor indexieren kön- 
nen, nämlich nur bei der Steuer, sondern dann müs- 
sen Sie gleichzeitig bei den Löhnen, bei den Prei- 
sen, Zinsen, Mieten, usw., dann müssen Sie querbeet 
überall, wo Kosten entstehen, den Index durchhal- 
ten, und das würde unsere Marktwirtschaft wirklich 
grundlegend verändern. 

Mit der Indexierung verbunden — das als wich- 
tige Schlußfolgerung — ist doch die Scheu vor poli- 
tisch bewußten Handlungen, vor politisch bewußter 
antizyklischer Konjunkturpolitik. Wenn Sie nicht 
den Mut haben, in der Hochkonjunktur durch Steuer- 
erhöhungen und Ausgabenkürzungen durch die ver- 
schiedenen öffentlichen Hände einen Beitrag zur 
Stabilisierung zu leisten, dann sollten Sie das offen 
bekennen und den etwas bequemeren Weg der In- 
dexierung versuchen. Wir verstehen unsere Aufgabe 
immer noch so, daß wir politisch den Mut und die 
Standfestigkeit haben, die Inflation auf dem Weg 
politisch bewußter Handlungen zu bekämpfen. 

Deshalb lehnen wir die von Ihnen eingeschlagene 
Richtung ab, und wir weisen noch einmal darauf hin, 
daß in dem Einkommensteuersystem, wie es jetzt da 
ist, ein Stabilisator eingebaut ist, den Sie immer 
wieder als heimliche Steuererhöhung kritisieren. Je 
höher nämlich die Löhne klettern, desto stärker wird 
über die Progression die Kaufkraft gedämpft. 

(Abg. Vogt: Und der Staat gibt das Geld 
wieder aus!) 

— Herr Vogt, ich weiß, daß das Ihnen, was die Kauf- 
kraft anbetrifft, manchmal unbequem ist, 

(Abg. Vogt: Gar nicht unbequem, die 
Schlußfolgerung ist falsch!) 

und Sie haben völlig recht: entscheidend ist, daß der 
Staat dann bei der antizyklischen Konjunkturpolitik 
auch den Mut haben müßte, mehr stillzulegen. Wenn 
Sie uns bei der Stillegung solcher Beträge durch Ihr 
Verhalten im Haushaltsausschuß unterstützen, dann 
haben Sie einen wichtigen Beitrag zur Stabilität in 
diesem Lande geleistet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Vogt: Sie haben das Geld immer ausgege- 
benl) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Köster. 

(Zurufe von der SPD.) 


Köster (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir alle hätten es viel leichter 
in der Beurteilung dessen, was bei einer Neurege- 
lung des Familienlastenausgleichs geschieht oder 
geschehen soll, wenn wir uns auf einige wenige für 
den Familienlastenausgleich wichtige Prinzipien 
einigen könnten: Es sollte die Entlastung für ein 
Kind sich an der Höhe der Normkosten für das ein- 
zelne Kind orientieren, aber nur als Beitrag zu den 
Normkosten, es sollte also keine Kostenerstattung 
sein. Weiter müssen Leistungen für Kinder bei deut- 
lich verschlechterten wirtschaftlichen Bedingungen 
den tatsächlichen Unterhaltskosten von Kindern an- 
gepaßt sein. Eltern müssen sich für lange Zeit, für 
18 und mehr Jahre, finanziell festlegen, wenn sie 
sich für ein Kind oder mehrere Kinder entschieden 
haben. 

Die Neurogelung des Familienlastenausgleichs 
findet unsere Zustimmung. Trotzdem ist es eine un- 
vollständige, nicht befriedigende Regelung des Fa- 
milienlastenausgleichs, die den Namen „Reform" 
nicht uneingeschränkt verdient. Diese Neuordnung 
läßt zuviel Fragen unbeantwortet und löst zuviel 
Probleme unziureichend. 

Die Höhe der Kindergeldsätze rechtfertigt nur für 
das erste Kind und zweite Kind das Prädikat „Re- 
form". 50 DM für das erste Kind sind eine Verbes- 
serung gegenüber dem heutigen System beim neuen 
Tarif und gleichem Freibetrag in Höhe von 28 DM 
monatlich oder weniger. 70 DM für das zweite Kind 
sind eine Verbesserung von 40 DM oder weniger. 

Für Kinder mit zwei oder mehr Geschwistern sieht (£>] 
es anders aus. 120 DM für das dritte Kind sind nach 
neuem Tarif als Vergleich und bei einem Einkom- 
men von 1 530 DM monatlich nur eine Verbesserung 
von monatlich 2 DM. Beim vierten Kind bedeuten 
120 DM eine Vei^besserung von 27 DM monatlich. 
Beim fünften Kind sind es gar nur 17 DM monatlich 
oder weniger. Damit erreicht diese Reform für 
eine kinderreiche Familie im Jahre 1975 nicht ein- 
mal die Realkaufkraft der Leistungen des Systems 
des Familienlastenausgieichs aus dem Jahre 1965, 
wenn man zum Vergleich eine Familie mit vier Kin- 
dern heranzieht, deren Einkommen 1965 nur 12 000 
DM betragen haben und 1975 24 000 DM sein mögen. 

Von einer Beteiligung der Kinder in kinderreichen 
Familien an der Steigerung der Realeinkommen ist 
bei dieser Neuregelung des Familienlastenausgleichs 
nicht einmal die Rede. 

Der Antrag der CDU/CSU, vom vierten Kind an 
das Kindergeld zu erhöhen — dieser Vorschlag 
wurde im Ausschuß gemacht — , war nur als ein 
Ausgleich gedacht, nicht, wie fälschlicherweise lun- 
terstellt wird, als eine Prämie für Kinderreichtum. 
Hätten wir eine ausreichende Finanzmasse zur Ver- 
fügung, sähen wir es als ideal an, wenn ein gleich- 
mäßiger Beitrag in Höhe von 50 ®/o oder 60 Vo der 
Normkosten für ein Kind unalbhängig von der Ord- 
nungszahl vom ersten Kind an gegeben werden 
könnte; denn die Kosten für ein Kind nehmen im 
Normalfall mit steigender Ordnungszahl eher ab 
als zu. 

Familienpolitik hat sich um die Lebens- und Ent- 
wicklungschancen von Kindern zu kümmern, ganz 
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(Al 

^ ' unabhängig davon, wieviel Geschwister vorhanden 
sind. Jede staatliche Intervention, die Kinderreich- 
tum bestraft oder belohnt, ist bedenklich. Allerdings 
darf das in voller Verantwortung zu einem Kind 
gesprochene Ja nicht in seinen finanziellen Konse- 
quenzen zu einer sozialen Deklassierung im Verhält- 
nis zu anderen Eltern mit vergleichbarem Einkom- 
men führen. 

(Unrulhe.) 

Es ist daher aus vielen Gründen richtig, daß die 
UnterhaltskO'Sten nie ganz vom Staat übernommen 
werden, die Anwendung der Richtlinien des Bundes- 
sozialhilfegesetzes ausgenommen. Wenn man die 
bisherigen Freibeträge zur Grundlage des Ver- 
gleichs heranzieht, sind nur für hohe Einkommen, 
die mit einem Spitzensteuersatz von über 50 ®/o zu 
versteuern sind, Benachteiligungen — wenn auch 
nur geringe — beim Übergang von Freibeträgen zum 
Kindergeld in Kauf zu nehmen. Hat die Familie drei 
Kinder, beginnt die Verschlechterung schon bei 
weniger als 40 Vo Spitzensteuersatz; hat die Familie 
vier oder fünf Kinder, gar bei einem Steuersatz 
von 38 Vo. 

Wenn man dabei nur die Steuerlast im Auge hat, 
mag das noch hiingehen. Aber gerade diese Familien 
werden durch die für ihre EinkommenshÖhe auslau- 
f enden Vergünstigungen anderer Gesetze, etwa des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes, besonders 
hart getroffen, so daß viele Familien durch die ge- 
setzlichen Unterhalts- und Ausbildungsverpflich- 
tungen gegenüber ihren Kindern deklassiert sind. 

(Anhaltende Unruhe. — Glocke des Präsi- 
deuten.) 

(B) ^ 

Schon für durchschnittliche Einkommen von Fach- 
arbeiten müssen durch den Fortfall vieler sozialer 
Vergünstigungen Unterhaltsverpflichtete Spitzenab- 
gabesätze von 60 Vo, ja 70 Vo oder mehr hinnehmen. 

Wir alle stimmen darin überein, daß es auf ab- 
sehbare Zeit nicht möglich ist, dem ersten und zwei- 
ten Kind das gleiche Kindergeld zukommen zu las- 
sen wie dem dritten Kind und den weiteren Kindern. 
Obwohl das erste Kind die meisten Kosten verur- 
sacht, müssen wir bei den gegebenen Finanzierungs- 
möglichkeiten des Staates den Eltern für ihr erstes 
Kind den größten Kostenbeitrag zumuten. Ähnliches 
gilt für das zweite Kind. Haben Eltern nun drei oder 
mehr Kinder, wird ihnen die Sonderbelastung, die 
sie bei ihrem ersten und zweiten Kind schon einmal 
getragen haben, für jedes der folgenden Kinder 
gleich noch einmal auferlegt. Jedes dritte oder wei- 
tere Kind wird nach der heutigen Regelung schließ- 
lich einmal zweites und dann erstes Kind. Sind das 
erstgeborene Kind einer Familie und ein drittes oder 
weiteres Kind altersmäßig weit auseinander, so ist 
das durchschnittliche Kindergeld für das dritte oder 
weitere Kind wesentlich niedriger als die 120 DM 
monatlich. Wäre Familien mit drei und mehr Kin- 
dern nicht wirksam geholfen, wenn ein Kind, das 
als drittes Kind einmal das Kindergeld für ein drit- 
tes Kind erhalten hat, das auch während seines gan- 
zen Lebens behielte? 

(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Einen Augenblick! Meine Damen und Herren, ich 


bitte Sie freundlichst, Platz zu nehmen. Es kann 
sich nur noch um wenige Minuten handeln, bis wir 
zur Abstimmung kommen. 

(Heiterkeit.) 

Köster (CDU/CSU) : Es ist unbillig, Eltern, die ein 
drittes oder weiteres Kind unterhalten, unter Um- 
ständen für lange Jahre denen gleichzustellen, die 
nur für ein Kind zu sorgen haben. Weitere Überle- 
gungen sind bei der Beratung dieses Gesetzes un- 
berücksichtigt geblieben. 

Einer Familie, die Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem BSHG bezieht, kann man durch ein noch so 
hohes Kindergeld nicht helfen. Eine Erhöhung des 
Kindergeldes kommt nicht dem Empfänger der 
Sozialhilfe zugute, sondern der Kommunalkasse des 
örtlichen Trägers der Sozialhilfe. Wenn das Kinder- 
geld nicht in Abstimmung mit dem Bundessozial- 
hilfegesetz wenigstens in einer Stufe nach dem 
Alter gestaffelt wird, wachsen viele kinderreiche 
Familien mit durchschnittlichem Einkommen in die 
Sozialhilfe hinein. Kreise mit niedrigem Durch- 
schnittseinkommen und überdurchschnittlich hoher 
Geburtenrate der Bevölkerung zahlen bereits heute 
mit funktionierender Sozialberatung mehr Sozial- 
hilfe aus als anderenorts ganze Regierungsbezirke. 

Die Orientierung des Kindergeldes an den Norm- 
kosten für den Unterhalt eines Kindes hat also auch 
eine zeitliche Komponente. 

Auch eine Verknüpfung mit dem Bundesausbil- 
dungsforderungsgesetz erscheint notwendig. Kinder- 
geld und Ausbildungsförderung nach dem BAFÖG 
werden für den Lebensunterhalt gezahlt. Wenn der (D) 
Bedarf nach dem BAFÖG realistisch, d. h. kosten- 
deckend wäre, wäre meines Erachtens nichts gegen 
die Anrechnung des Kindergeldes auf den Bedarf 
einzuwenden. 

Auch an dieser Stelle sei noch einmal erwähnt, 
daß es Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes widerspricht, 
wenn nach dem Einkommensteuergesetz etwa die 
Ausgaben zur Förderung wissenschaftlicher oder 
staatspolitischer Zwecke und der Entwicklungshilfe 
bis zu 10 Vo der Summe der Einkünfte von der Be- 
messungsgrundlage abgezogen werden können, Aus- 
gaben für die Ausbildung eines ersten und einzigen 
Kindes an einer Hochschule am Wohnort der Eltern, 
die bis zur Höhe von 360 DM eingeklagt werden 
können, aber vom Staat nach der nun kommenden 
Reform mit 50 DM im Monat abgegolten werden; 
und das nicht bei Großverdienern, sondern bei 
Durchschnittseinkommen. Wenn jemand 1 200 DM 
netto hat und das einzige Kind an einer Hochschule 
am ört studiert, nimmt ihm der Staat von jedem 
Hundertmarkschein, den er brutto mehr verdient, 
etwa 40 DM an Steuern und Sozialabgaben. Von den 
verbleibenden 60 DM werden ihm weitere 33 DM 
auf die Leistungen nach dem BAFÖG angerechnet. 

Es verbleiben ihm 27 DM von der Lohnhöhe. 
Man könnte als Unterhaltsverpflichteter für eine 
Familie mit studierenden Kindern schon das Bun- 
desverfassungsgericht beschäftigen. 

Ein weiter Weg für eine gerechtere Ausgestaltung 
des Kindergeldgesetzes ist noch zurückzulegen. Die 
Zusage von Herrn Hauck, daß in Zukunft auf die 
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Köster 

SPD-Fraktion Verlaß sei, stimmt uns nach langen Er- 
fahrungen nur gedämpft optimistisch. 


Punkt 2 a zurück. Das ist ein im Hinblick auf den 
Zeitablauf vertretbares Verfahren. 


(B) 


Zu Beginn dieser Entwicklung stimmen wir jeden- 
falls diesem Kindergeldgesetz zu. Im Namen der 
CDU/CSU-Fraktion beantrage ich namentliche Ab- 
stimmung über dieses Gesetz. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Anhaltende 
Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Glocke 
des Präsidenten hat, wenn ich das recht sehe, zu- 
letzt weder das Ohr des Redners noch das des 
Hauses erreicht. — Es liegen keine weiteren Wort- 
meldungen mehr vor. Wir können somit in die Ab- 
stimmungen eintreten, und zwar zunächst in die der 
zweiten Beratung. 

Ich rufe Art. 1 des Gesetzentwurfs unter Punkt 2 a 
der Tagesordnung auf. Hier ist von der Fraktion der 
CDU/CSU eine namentliche Abstimmung zu den 
Nummern 1 bis 9 des Entwurfs in der Fassung der 
Drucksache 7/2163 beantragt worden. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung und bitte 
die Schriftführer, mit dem Einsammeln der Stimm- 
karten zu beginnen. — Meine Damen und Herren, 
ich bin aus dem Hause noch einmal gefragt worden, 
ob es sich um die Abstimmung über den Änderungs- 
antrag der CDU/CSU oder um die Abstimmung über 
die Ausschußvorlage handelt. Ich wiederhole: es 
geht um die Nummern 1 bis 9 der Ausschußvorlage; 
über diese wird jetzt abgestimmt. 

Meine Damen und Herren, nach übereinstimmen- 
der Auffassung der Damen und Herren Schriftführer 
ist eine Mehrheit für den Antrag, über den wir so- 
eben namentlich abgestimmt haben, gesichert, so 
daß ich in der Verhandlung fortfahren werde. Ich 
nehme an, daß dagegen keine Bedenken bestehen. 

(Beifall.) 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/2187 auf, in Art. 1 als 
Nr. 9 a hinter § 10 einen § 10 a einzufügen. Ich frage, 
ob dazu das Wort gewünscht wird. — Das Wort 
wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei- 
chen. — Danke. Gegenprobe! — Danke. Stimm- 
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf Art. 1 Nr. 10 bis Nr. 18, Art. 2, Art. 3, 
Einleitung und Überschrift. Wer diesen Bestimmun- 
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthal- 
tungen? — Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich schlage vor, daß wir in die dritte Beratung 
erst eintreten, wenn das endgültige Abstimmungs- 
ergebnis vorliegt. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
daß wir nunmehr zunächst zur Abstimmung in der 
zweiten Beratung über den Entwurf eines Dritten 
Steuerreform gesetzes — Punkt 2 b der Tagesord- 
nung — kommen. Ich kehre dann wieder zu 


Ich rufe auf Art. 1, 3, 4, 5, 6, 7 8, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetz in der zweiten Bera- 
tung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun- 
gen? — Das ist so beschlossen. Damit ist die zweite 
Beratung abgeschlossen. 

Ich warte jetzt auf das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim- 
mung bekannt. Insgesamt sind 430 Stimmen abge- 
geben worden, dazu 18 Stimmen von Berliner Abge- 
ordneten. Mit Ja haben 426 stimmberechtigte Mit- 
glieder des Hauses gestimmt, zwei Abgeordnete ha- 
ben mit Nein gestimmt, zwei haben sich enthalten. 
Sämtliche 18 Berliner Abgeordnete haben mit Ja 
gestimmt. 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 430 und 18 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 426 und 18 Berliner Abgeordnete, 
nein: 2 Abgeordnete, 
enthalten: 2 Abgeordnete, 


Ja 

Dr. Ehrenberg 

Frau Eilers (Bielefeld) 

SPD 

Dr. Enders 

Engholm 

Adams 

Dr. Eppler 

Ahlers 

Esters 

Dr. Ahrens 

Ewen 

Amling 

Dr. Farthmann 

Anbuhl 

Fellermaier 

Dr. Apel 

Fiebig 

Arendt (Wattenscheid) 

Dr. Fischer 

Dr. Arndt (Hamburg) 

Frau Dr. Focke 

Augstein 

Franke (Hannover) 

Baack 

Frehsee 

Bäuerle 

Friedrich 

Barche 

Gansei 

Bahr 

Geiger 

Dr. Bardens 

Gerstl (Passau) 

Becker (Nienberge) 

Gertzen 

Dr. Beermann 

Glombig 

Behrendt 

Dr. Glotz 

Berkhan 

Gnädinger 

Biermann 

Grobecker 

Blank 

Grunenberg 

Dr. Böhme (Freiburg) 

Dr. Haack 

Börner 

Haar 

Frau von Bothmer 

Haase (Fürth) 

Brandt (Grolsheim) 

Haase (Kellinghusen) 

Bredl 

Haehser 

Brück 

Halfmeier 

Buchstaller 

Hansen 

Büchler (Hof) 

Hauck 

Büchner (Speyer) 

Dr. Hauff 

Dr. von Bülow 

Henke 

Buschfort 

Herold 

Dr. Bußmann 

Höhmann 

Collet 

Hofmann 

Conradi 

Dr. Holtz 

Coppik 

Horn 

Frau Däubler-Gmelin 

Frau Huber 

Dr. von Dohnanyl 

Huonker 

Dürr 

Immer 

Eckerland 

Jahn (Marburg) 

Dr. Ehmke 

Jaschke 
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Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen 


Jaunich 

Dr. Schweitzer 

Dr. Jens 

Dr. Schwencke 

Junghans 

Dr. Schwenk (Stade) 

Junker 

Seefeld 

Kaffka 

Seibert 

Kahn- Ackermann 

Simon 

Kater 

Simpfendörfer 

Kern 

Dr. Slotta 

Koblitz 

Dr. Sperling 

Konrad 

Spillecke 

Kratz 

Staak (Hamburg) 

Dr. Kreutzmann 

Stahl (Kempen) 

Krockert 

Dr. Stienen 

Kulawig 

Suck 

Lambinus 

Sund 

Lange 

Frau Dr. Timm 

Lattmann 

Tönjes 

Dr. Lauritzen 

Urbaniak 

Lautenschlager 

Vahlberg 

Lemp 

Vit 

Lenders 

Vogelsang 

Liedtke 

Walkhoff 

Löbbert 

Waltemathe 

Lutz 

Walther 

Mahne 

Dr. Weber (Köln) 

Marquardt 

Wehner 

Marschall 

Wende 

Matthöfer 

Wendt 

Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinicke (Oberhausen) 
Metzger 

Möhring 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 

Müller (Mülheim) 

Müller (Nordenham) 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Nagel 

Dr.-Ing. Oetting 

Offergeld 

Frau Dr. Orth 

Freiherr 

Ostman von der Leye 
Pawel czyk 

Peiter 

Dr. Penner 

Pensky 

Polkehn 

Porzner 

Rapp (Göppingen) 

Rappe (Hildesheim) 

Ravens 

Reiser 

Frau Renger 

Reuschenbach 

Frau Dr. Riedel-Martiny 
Rohde 

Rosenthal 

Sander 

Saxowski 

Dr. Schachtschabei 

Schäfer (Appenweier) 

Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 

Scheu 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Dr. Wiehert 

Wiefel 

Wienand 

Wilhelm 

Wischnewski 

Dr. de With 

Wittmann (Straubing) 
Wolf 

Wolfram 

Wrede 

Würtz 

Wüster 

Wuttke 

Wuwer 

Zander 

Zebisch 

Zeltler 

Berliner Abgeordnete 

Bühlinq 

Dr. Dübber 

Egert 

Frau Grützmann 
Heyen 

Löffler 

Mattick 

Frau Schlei 

Schwedler 

Sieglerschmidt 

Wurche 


CDU/CSU 

Schinzel 

Schirmer 

Dr. Abelein 

Schlaga 

Dr. Aigner 

Schluckebier 

Alber 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Dr. Althammer 

Schmidt (Hamburg) 

Dr. Artzinger 

Schmidt (München) 

Baier 

Schmidt (Niederselters) 

Dr. Barzel 

Schmidt (Wattenscheid) 

Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Dr. Becker 

Dr. Schmude 

(Mönchengladbach) 

Dr. Schöfberger 

Frau Benedix 

Schonhofen 

Benz 

Schreiber 

Berger 

Schulte (Unna) 

Bewerunge 

Schwabe 

Biechele 


Biehle 

Milz 

Dr. Blüm 

Möller (Lübeck) 

von Bockeiberg 

Müller (Remscheid) 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Müller-Hermann 

Braun 

Mursch (Soltau-Harburg) 

Bremer 

Dr. Narjes 

Bremm 

Frau Dr. Neumeister 

Burger 

Niegel 

Carstens (Emstek) 

Nordlohne 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Dr.-Ing. Oldenstadt 

Dr. Czaja 

Orgaß 

Damm 

Frau Padc 

Dreyer 

Pfeffermann 

Eigen 

Pfeifer 

Eilers (Wilhelmshaven) 

Picard 

Ernesti 

Pieroth 

Ey 

Pohlmann 

Dr. Eyrich 

Dr. Probst 

Freiherr von Fircks 

Rainer 

Franke (Osnabrück) 

Rawe 

Dr. Franz 

Reddemann 

Dr. Frerichs 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Dr. Früh 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Fuchs 

Dr. Ritgen 

Geisenhofer 

Dr. Ritz 

Gerlach (Obernau) 

Röhner 

Gierenstein 

Rollmann 

Dr. Gölter 

Rommerskirchen 

Dr. Götz 

Roser 

Dr. Gruhl 

Russe 

Haase (Kassel) 

Sauer (Salzgitter) 

Dr. Häfele 

Sauter (Epfendorf) 

Härzschel 

Prinz zu Sayn- 

Dr. Hammans 

Wittgenstein-Hohenstein 

Handlos 

Dr. Schäuble 

von Hassel 

Schedl 

Hauser (BN-Bad Godesberg) 

Frau Schleicher 

Hauser (Krefeld) 

Schmidhuber 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Schmitt (Lockweiler) 

Dr. Heck 

Schmitz (Baesweiler) 

Höcherl 

Dr. Schneider 

Hösl 

Frau Schroeder (Detmold) 

Dr. Hornhues 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Horstmeier 

Schröder (Wilhelminenhof) 

Hussing 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Jaeger 

Dr. Schulze-Vorberg 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Schwerer 

Dr. Jenninger 

Seiters 

Dr. Jobst 

Sick 

Josten 

Solke 

Katzer 

Dr. Freiherr 

Dr. Kempfier 

Spies von Büllesheim 

Kiechle 

Spilker 

Dr. Klein (Göttingen) 

Spranger 

Dr. Klein (Stolberg) 

Springorum 

Dr. Kliesing 

Dr. Sprung 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Dr. Starke (Franken) 

Köster 

Dr. Stavenhagen 

Krampe 

Frau Stommel 

Dr. Kraske 

Strauß 

Dr. Kreile 

Stücklen 

Kroll-Schlüter 

Susset 

Freiherr 

Thürk 

von Kühlmann-Stumm 

Dr. Todenhöfer 

Dr. Kunz (Weiden) 

Frau Tübler 

Lampersbach 

Dr. Unland 

Leicht 

Vehar 

Lemmrich 

Frau Verhülsdonk 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vogel (Ennepetal) 

Lenzer 

Vogt 

Link 

Volmer 

Löher 

Dr. Waffenschmidt 

Dr. Luda 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 

Lücker 

Dr. Wagner (Trier) 

Dr. Marx 

Dr. Waigel 

Memmel 

Frau Dr. Walz 

Dr. Mende 

Dr. Warnke 

Dr. Mertes (Gerolstein) 

Wawrzik 

Mick 

Weber (Heidelberg) 

Dr. Mikat 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 

Dr. Miltner 

Frau Dr. Wex 
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Wissebach 

Logemann 

Dr. Wittmann (München) 

Frau Lüdemann 

Dr. Wörner 

Dr. Dr. h. c. Maihofer 

Frau Dr. Wolf 

Mertes (Stuttgart) 

Baron von Wrangel 

Mischnick 

Dr. Wulff 

Möllemann 

Dr. Zeitei 

Moersch 

Zeyer 

Ollesch 

Ziegler 

Opitz 

Dr. Zimmermann 

Ronneburger 

Zink 

Schmidt (Kempten) 

Zoglmann 

von Schoeler 
Spitzmüller 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Vohrer 

Amrehn 

Frau Berger (Berlin) 

Wurbs 

Zywietz 

Kunz (Berlin) 

Müller (Berlin) 

Berliner Abgeordnete 

Frau Pieser 

Straßmeir 

Hoppe 

FDP 

Nein 

Dr. Achenbach 

FDP 

Dr. Böger 

Ertl 

Graaff 

Frau Funcke 

Gallus 

Geldner 

Dr. Graf Lambsdorff 

Grüner 

Hoffie 

Enthaltungen 

Jung 

Kirst 

CDU/CSU 

Kleinert 

Frau Hürland 

Krall 

Schröder (Lüneburg) 


Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 7/2163 
in zweiter Beratung fast einmütig angenommen 
® worden. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht begehrt. Ich stelle die 
Schlußabstimmung zurück, bis wir über den Aus- 
schußantrag nachher abgestimmt haben. 

Nunmehr rufe ich den Entwurf auf Drucksache 
7/2164 zur 

dritten Beratung 

auf. Auch hier stelle ich entsprechend der Bekannt- 
gabe bezüglich des Abstimmungsmodus von heute 
vormittag die Schluß abstimmung zurück. 

Wortmeldungen liegen insgesamt in der dritten 
Beratung von der Schluß abstimmung nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über Ziffer 1 des 
Antrages des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit auf der Drucksache 7/2163 und über 
Ziffer 1 des Antrages des Finanzausschusses auf 
Drucksache 7/2164. In beiden Fällen wird beantragt, 
Art. 1 des Gesetzentwurfs zur Vereinheitlichung des 
Familienlastenausgleichs als Art. 2 in den Gesetzent- 
wurf zur Reform der Einkommensteuer, des Fami- 
lienlastenausgleichs und der Sparförderung einzu- 
fügen. Außerdem beantragt der Finanzausschuß, die 
sich daraus ergebenden notwendigen Anpassungen 
vorzunehmen. Ich frage, ob dazu das Wort begehrt 
wird? — Das Wort hat der Herr Abgeordnete Franke 
(Osnabrück). 


Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Koa- 
lition versucht hier mit einem Trick, von ihrem im 
Grunde genommen schwachen Steuerreformpaket 
abzulenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Darum greift sie hier zu der sogenannten Technik 
des Artikel-Gesetzes. Für den uneingeweihten Bür- 
ger draußen ist das schwer verständlich. Wir haben 
Ihnen soeben hier demonstriert, daß wir selbstver- 
ständlich für die Verbesserung der Kindergeld- 
situation sind, aber Ihren schwachen Leistungen in 
dem Steuerreformpaket selbstverständlich nicht 
unsere Zustimmung geben können. 

(Beifall bei der CDU/GSU.) 

Sie gehen leichtfertig mit dem Wort „Reform" 
um, meine Damen und Herren. Ich erinnere mich 
noch sehr gut, daß in der Regierungserklärung 
von 1969 und in der Regierungserklärung von 1972 
z. B. die Frage der breiten Vermögensbildung, der 
Beteiligung breiter Schichten am Produktivkapital 
als die Reform neben der Steuerreform bezeichnet 
worden ist. In der Regierungserklärung des jetzt 
neuen Kanzlers steht von der breiten Vermögens- 
bildung und der Beteiligung breiter Schichten am 
Produktivkapital nicht, daß das in dieser Legislatur- 
periode stattfindet, sondern: erst 1978. Auch das be- 
zeichnen Sie als eine Reform. Genau das Gegenteil 
von dem, was Sie 1969 und 1972 hier gewollt haben, 
bezeichnen Sie heute ebenfalls als eine Reform. 

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang ein paar 
Sätze zitieren, die ein sehr sachverständiger Mann 
zur Frage der Steuerreform gesagt hat, nämlich der 
Herr Fredersdorf, der ja Mitglied Ihrer Partei ist. 
Der hat in der „Frankfurter Rundschau" — man be- 
achte den Platz! — unter der Überschrift „Etiketten- 
schwindel" zur Frage der Steuerreform gesagt, daß 
das im Grunde genommen ein ganz großer Schwin- 
del sei. Sie versuchen jetzt mit der Einführung des 
Art. 2 — des ehemaligen Art. 1 — in dieses Steuer- 
reformpaket die CDU/CSU in eine Ecke zu drücken. 
Das gelingt Ihnen nicht, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der SPD.) 

Hier ist bekannt, auch beim Bürger draußen, daß 
unser Inflationsentlastungsgesetz und unsere Zu- 
stimmung zum Familienlastenausgleich das seriöse 
Vorhaben zur Verbesserung der sozialen Lage un- 
serer Bürger draußen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Fredersdorf — ich darf hier ganz 
kurz zitieren; 

(Zuruf von der SPD: Kollege?) 

ich sage „Kollege Fredersdorf", es ist ein Gewerk- 
schaftskollege — 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie Platz nähmen, damit die Verhandlungen 
weiter abgewickelt werden können. 
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(A) Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) ; Es bleibt Ihnen 
auch im Stehen nicht erspart, mich noch einmal an- 
zuhören, meine Damen und Herern von der linken 
Seite. — Da sagt der Herr Kollege Fredersdorf, 
mein Gewerkschaftskollege Fredersdorf, Mitglied 
der SPD — aber sehr sachverständig! — , 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

meine Damen und Herren: 

Bei diesem Entlastungseffekt geht es nur darum, 
die durch die inflationäre Entwicklung überpro- 
portional gewachsene Steuerbelastung teil- 
weise rückgängig zu machen. Der ursprüngliche 
Zweck der Steuerreform aber war, eine Bela- 
stungsverschiebung in Höhe von vier bis fünf 
Milliarden DM zugunsten der sozial Schwachen 
zu erreichen. Dies kann nicht erreicht werden; 
es wird lediglich die weiter überproportional 
zunehmende Belastung auch der Verdiener ab- 
gebremst, . . . 

Ich habe dem, was der Herr Fredersdorf, Mitglied 
der SPD und Vorsitzender des Steuerbeamtenbun- 
des, hier zu sagen gehabt hat, nichts hinzuzufügen. 
Wir werden in der Schlußabstimmung nein zu Ihrer 
Steuerreform sagen, nachdem wir ja zum Familien- 
lastenausgleichsgesetz gesagt haben, und wir lassen 
uns auch durch Ihren Trick nicht irritieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Es geht hier nicht um die pole- 
mische Frage, was eine Reform ist und was nicht. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Es geht um den Sachzusammenhang zwischen der 
Steuerreform und der neuen Kindergeldregelung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Verehrter Herr Kollege von der Opposition, Sie 
hätten gerade Herrn Fredersdorf nicht zitieren dür- 
fen, denn er war es, der in unserer Anhörung gesagt 
hat, der Kinderlastenausgleich solle über die Finanz- 
verwaltung abgewickelt werden. Und dies bedeutet 
ja sicherlich die Einheit von Steuerreform und Kin- 
derlastenausgleich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - — Abg, 

Dr. Wagner [Trier]: Er wird nun aber nicht 
über die Finanzverwaltung abgewickelt! 

Frau Huber, Sie haben sich gerade selbst 
widersprochen! — Weitere Zurufe.) 

— Herr Kollege Wagner, der Sachzusammenhang 
kann in drei Sätzen erläutert werden. Der Kinder- 
lastenausgleich ist mit der Steuerreform-Drucksache 
vorgelegt worden. Er hat einen inneren Finanzie- 
rungszusammenhang mit der Steuerreform, und er 
ist nur zusammen mit dieser als Strukturreform er- 
kennbar. 


Wenn wir, was der Herr Bundeskanzler heute 
sehr ausführlich dargelegt hat, aus technischen Grün- 
den dem Bundesrat darin zugestimmt haben, daß die 
Abwicklung über die Arbeitsverwaltung die Auszah- 
lung zum 1. Januar 1975 am besten sicherstellt, so 
bedeutet dies überhaupt nicht, daß hier eine Los- 
lösung des Kinderlastenausgleichs von der Steuer- 
reform stattfindet. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Das begreift der 
Franke doch nicht!) 

— Ja, der Trick ist ein ganz anderer, und den ken- 
nen wir auch! 

(Abg. Rawe; Aber Ihr Trick ist doch da- 
nebengegangen !) 

Aber wir möchten hier betonen, daß dies für uns 
ein Kernstück düeser Steuerreform ist. Und ich muß 
Sie darauf aufmerksam machen, daß der Ausschuß 
für Jugend, Famiille und Gesundheit als der feder- 
führende Ausschuß diesen Antrag hier — und zwar 
zunächst, denken Sie einmal, einstimmig — ge- 
stellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

— Zunächst einistimmig! Das haben Sie erst im 
nachhinein korrigiert. Warum, das müssen Sie mit 
sich selibst ausmachen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD.) 

Wir sind der Auffassung, daß die ursprüngliche 
Einheit der Drucksache jetzt dadurch hergestellt 
wird, daß dies hier als Art. 2 eingefügt wird. Davon fD) 
lassen wir uns nicht abbringen. Wir glauben, daß 
dies keine materielle Änderung ist, denn der Kin- 
derlastenausgleich wird ja so verwirklicht, wie ihn 
der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
beschlossen hat. Wenn Sie dagegen sind, kann dies 
keine materielle Begründung haben. Wir sind jeden- 
falls für die Einfügung! als Art. 2. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Meine 
Damen und Herren, wer den Anträgen zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Danke. Die Gegenprobe! — 

(Zurufe von der CDU/CSU; Mehrheit! — 
Eindeutig die Mehrheit!) 

Stimmenthaltungen? — Die Anträge sind angenom- 
men. 

(Abg. Stückleni: Sehr großzügig! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU: Auszählen!) 

Nach der Annahme der Aussfchußanträge ist der 
Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung des Famdllen- 
lastenausgleichs nunmehr als Art. 2 mit der Über- 
schrift „ Bunde skind er geld ge setz" in das Einkom- 
mensteuerreformgesetz übernommen. Aus diesem 
Grunde entfällt die Schluß ab Stimmung über den Ge- 
setzentwurf zum Familienlastenausgleich auf Druck- 
sache 7/2163. 

Bevor wir zur Schluß ab Stimmung über das Gesetz 
zur Reform der Einkommensteuer, des Familien- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen 

lastenausgleidis und der Sparförderung kommen, 
gebe ich dem Herrn Abgeordneten Strauß das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dritte Lesung! 

— Weitere Zurufe.) 

— ■ Meine Damen und Herren, wlir sind bereits in der 
dritten Lesung. Vor der Schlußabstimmung muß die 
letzte Aussprache stattfinden. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Strauß. 

(Zurufe von der SPD.) 

Strauß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Soweit ich von der Gewerk- 
schaft der Parlamentarischen Geschäftsführer rich- 
tig informiert bin, soll es sich darum handeln, daß 
im Zusammenhang mit der dritten Lesung noch 
zwei Redner vorgesehen sind, für die Fraktion der 
CDU/CSU, für die Opposition, ich und anschlie- 
ßend der Herr Bundesminister der Finanzen. Das 
ist jedenfalls mein vorläufiger Wissensstand. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Kollege Strauß, Ihr Wissen ist absolut auf 
dem letzten Stand. 

Strauß (CDU/CSU): Ich freue mich, der präsiden- 
tiell-oberhirtlichen Zustimmung nunmehr amtlich 
versichert zu sein. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Was wir heute hier erleben, ist die etwas 

(ß) (Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Was wir heute hier erleben, ist die 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Ich weiß, daß die lange Dauer der Sitzung bei 
Ihnen vielleicht zu gewissen Beeinträchtigungen 
geführt hat; bei mir dürfen Sie das aber nicht vor- 
aussetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Was wir heute hier erleben, ist nichts anders als 
die traurige Endstation des Unternehmens Jahrhun- 
dertwerk. Wer die Aufgabe der, wie es einmal hieß, 
großen Steuerreform ernst nimmt, und wer sie als 
das säkulare Reformwerk bezeichnet hat, kann 
auch in Ihren Reihen, nämlich in den Reihen der 
Regierungsparteien, nicht über das beglückt sein, 
was hier zum Schluß herausgekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich entnehme folgendes Zitat der „Wirtschafts- 
woche", einem Wirtschaftsorgan, das ja nicht ge- 
rade im Dienste der Oppositionsparteien steht. Dort 
heißt es; Was hier herausgekommen ist aus dem 
Jahrhundertwerk, ist ein schwindsüchtiger Wech- 
selbalg geworden. 

Die Entstehungsgeschichte dieser Fehlentwick- 
lung hat heute morgen Kollege Höcherl anschau- 
lich geschildert. Ich brauche dem nichts hinzuzu- 
fügen. 

(Zurufe von der SPD: Prima!) 


Man sollte aber im Zusammenhang mit dem, was (Q 
heute verabschiedet wird, nicht von der großen 
Steuerreform reden, weil das nichts anderes wäre 
als eine Etikettenmogelei. Das hat doch mit großer 
Steuerreform nichts mehr zu tun! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung und die Koalition haben die 
gestellte politische Aufgabe nicht erfüllt. Das Ein- 
kommensteuergesetz in der heute geltenden Fas- 
sung ist in seiner Grundstruktur im Jahre 1934 um- 
fassend neu gestaltet worden. Es wäre an der Zeit 
gewesen, dieses Gesetz — wie viele andere Steuer- 
gesetze — von Grund auf zu überprüfen und neu 
zu kodifizieren. 

(Zurufe von der SPD.) 

Darum habe ich als Finanzminister der Großen 
Koalition im Jahre 1968 eine Steuerreformkommis- 
sion mit dem Auftrag eingesetzt, ein Gutachten zur 
Vorbereitung einer umfassenden Steuerreform aus- 
zuarbeiten, „die sowohl die direkten wie die in- 
direkten Steuern wie die Prämiengesetze umfaßt". 
Dieser Auftrag ist von der Steuerreformkommission, 
wenn auch mit einer gewissen zeitlichen Verspä- 
tung, erfüllt worden. Was aber aus diesem Auftrag 
in dem pannenreichen Unternehmen der verschie- 
denen Regierungen seit dem Jahre 1969 herausge- 
kommen ist, hat mit dem Begriff Steuerreform im 
echten Sinn des Wortes nichts mehr gemeinsam. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte es mir angesichts der fortgeschritte- 
nen Zeit versagen, von den wechselnden Figu- pj 
ren 

(Sehr gut! und Beifall bei Abgeordneten 
der SPD.) 

— Ich meine. Sie können am späten Abend alles 
werden, nur nicht unbedingt läppisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte es mir angesichts der fortgeschrittenen 
Zeit versagen, von den verschiedenen Figuren, die 
als Minister, als Parlamentarische Staatssekretäre, 
beamtete Staatssekretäre, Sonderstaatssekretäre an 
diesem Unternehmen gearbeitet haben und bei 
denen ja Berge gekreißt haben, damit kaum ein 
Mäuslein an Reform herausgekommen ist, im ein- 
zelnen zu sprechen. Aber was ursprünglich Steuer- 
reform sein sollte, das ist bis zur Unkenntlichkeit 
verstümmelt worden und ist bis zur Zusammenhang- 
losigkeit in einzelne Kleinpakete zerlegt worden. 

Heute sagte der Herr Bundeskanzler, die ihrer 
Fürsorgepflicht für das Parlament — wenn ich ihn 
richtig interpretieren darf — so bewußte Bundes- 
regierung wollte den armen Finanzausschuß nicht 
überlasten und habe deshalb von ihm nicht verlangt, 
dieses ganze Werk an einem Tage zu verabschieden. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wer hat denn jemals davon gesprochen, daß das 
ganze Werk an einem Tage verabschiedet werden 
sollte? Es sollte aber ein in sich zusammengehöriges 
Werk bleiben, dessen einzelne Bestandteile aufein- 
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ander abgestimmt werden. Das ist aufgegeben wor- 
den. 

(Zuruf von der SPD: Ist doch nicht wahr!) 

Damit ist der eigentliche Sinn der Steuerreform ver- 
fehlt worden. Leider ist in der ganzen Debatte kein 
Wort gesagt worden über den Zusammenhang zwi- 
schen den direkten Steuern und den indirekten 
Steuern und ihre Bedeutung einmal für den Begriff 
der Steuergerechtigkeit, dann auch hinsichtlich ihrer 
volkswirtschaftlichen Auswirkung und nicht zuletzt 
im Hinblick auf ein Thema, das ja hoffentlich auch in 
Paris vor einigen Tagen besprochen worden ist, 
nämlich inwieweit diese Steuerreform als ein Be- 
standteil oder als ein Meilenstein auf dem Wege zu 
einer europäischen Steuerharmonisierung ausgelegt 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Alle drei Dinge sind doch aufgegeben worden. 

Im übrigen stehen wir ja wenige Tage vor einer 
Landtagswahl, einer, wie alle Beteiligten glauben, 
sehr bedeutenden Landtagswahl. Aber gerade das 
ruft doch etwas beklemmende Erinnerungen hervor; 
denn daß wir uns in dieser Woche zu einer Sonder- 
sitzung zusammenfinden, die ursprünglich nicht vor- 
gesehen war, 

(Abg. Dr. Häfele: So ist es!) 

hängt doch damit zusammen, daß man in etwas ab- 
geänderter Form etwas Ähnliches wiederholt, wie 
es sich vor vier Jahren abgespielt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wissen doch noch, daß man damals mit derselben 
— und ich sage hier einmal das harte Wort — 
Demagogie, mit der man heute versucht, uns in 
Gegensatz zum Familienlastenausgleich zu bringen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

die Steuersenkungen der Regierungserklärung 1969 
und unser Nein dazu — ebenfalls in demagogischer 
Weise — für die damaligen drei Landtagswahlen hat 
mobilisieren wollen und zu mobilisieren verstanden 
hat. Darum sagen wir es audi heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir waren im Herbst 1969 gegen die damaligen 
Zusagen der Regierung Brandt auf baldige Steuer- 
senkungen zum 1. Januar 1970. Heute sprechen Sie 
nicht mehr von der Verdoppelung des Arbeitnehmer- 
freibetrages; der Wegfall der Ergänzungsabgabe, der 
damals in Aussicht gestellt wurde, ist fallengelassen 
worden. Und nun erkläret mir, Graf Oerindur, diesen 
Zwiespalt der Natur: Was damals die Regierung 
Brandt/Scheel, auch mit Ihnen, Herr Ehmke, als Mini- 
ster, versprochen hat, das wird doch heute als Be- 
günstigung kapitalistischer Profitsudit ausgelegt, 
nämlich der Wegfall der Ergänzungsabgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Hä- 
fele: Genauso ist es! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Das haben Sie doch damals in Ihre Regierungs- 
erklärung aufgenommen. Die Verdoppelung des Ar- 
beitnehmerfreibetrages war das Freibier für die Ar- 
beiter und der Wegfall der Ergänzungsabgabe das 


Likörchen in Ehrchen, das die FDP serviert bekam, 
damit es in der Regierungserklärung dann zu einem 
ausgewogenen Paket kam. Aber wo blieb denn die 
Steuersenkung des Jahres 1969? 

Wir waren dagegen. Ich habe nie ein Hehl daraus 
gemacht. 

(Abg. Dr. Häfele: So ist es!) 

Ich habe damals von dieser Stelle aus dagegen ge- 
sprochen. Ich habe in allen Wahlkämpfen, was wahr- 
lich keine populäre Aufgabe war, dagegen gespro- 
chen. Aber, was haben wir damals erlebt? Zehn 
Tage vor den drei Landtagswahlen hat der Finanz- 
ausschuß mit einer Stimme Mehrheit gegen die Stim- 
men der CDU/CSU die Steuersenkungen verabschie- 
det und damals der Öffentlichkeit gegenüber erklärt, 
man werde sofort nach den drei Landtagswahlen 
mit Wirkung vom 1. Juli 1970 diese Steuersenkun- 
gen in die Wirklichkeit umsetzen. Damals sagte 
man auch: Die böse CDU/CSU, die gönnt dem Volk 
die -Steuersenkungen nicht. Unsere damaligen kon- 
junkturpolitischen Bedenken hat man in den Wind 
geschlagen, hat sie im Gegenteil noch als typische 
obstruktive Gesinnung der CDU/CSU ausgelegt. 
Wenige Tage, nachdem die drei Landtagswahlen 
vorbei waren, hat die damalige Regierung — feder- 
führend waren damals Finanzminister Möller und 
Wirtschaftsminister Schiller — an das Parlament 
das Ansinnen gerichtet, dieselbe Steuersenkungs- 
vorlage fallenzulassen — sie war nie mehr auf- 
getaucht, bis sie heute wieder in einem anderen 
Zusammenhang erscheint — mit der Begründung, 
daß eine Steuersenkung zu dem Zeitpunkt aus kon- 
junkturpolitischen Gründen einfach unerträglich sei. pj 
Zehn Tage vor der Wahl hat man Steuersenkungen 
versprochen, hat sie im Finanzausschuß durchge- 
peitscht, um sie wenige Tage nach der Wahl wie 
eine heiße Kartoffel fallenzulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine Wiederauflage dieser Methode haben wir 
doch heute — mutatis mutandis — ebenfalls erlebt. 
Niemand soll sagen — damit höre ich mit der Ver- 
gangenheit auf — , daß in der Zeit zwischen dem 
4. und dem 18. Juni grundlegend neue konjunktur- 
politische Erkenntnisse aufgetreten seien. 

Aber was ich hier zum Ausdruck bringen muß, 
und zwar nicht weil ich es hier pathetisch von mir 
geben will, sondern weil es einen im Innersten 
berührt, ist, daß mit der Steuergesetzgebung leicht- 
fertig umgegangen wird, weil sie rein in den Dienst 
parteipolitischer Zielsetzungen gestellt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der ganze Sachzusammenhang ist aufgegeben 
worden. Das einzige gute Gesetz, das bereits bei 
Übernahme der Regierung durch den damaligen 
Bundeskanzler Brandt verabschiedungsreif im Fi- 
nanzministerium vorlag, das in der Zeit meines ver- 
ehrten Vorgängers Dahlgrün vorbereitet worden 
war, in meiner Zeit gründlich überlegt und aus- 
gearbeitet und mit den Ländern abgestimmt wurde, 
war das Gesetz über die Reform der Abgabenord- 
nung. Das Gesetz ist dann von der Regierung Brandt 
unter dem damaligen Finanzminister — man weiß 
aus dem Gedächtnis nicht mehr, wer von den vielen 
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fC) 

es überhaupt war — in das Parlament eingeführt | Mehrbelastung durch Grundsteuer, Mehrbelastung ' ^ 


worden. Es ist bis heute nicht verabschiedet worden. 
Mit diesem Gesetz hätte man den Finanzausschuß 
wirklich nicht überlastet. Statt dessen hat man in 
hektischer Steueränderungstaktik — heute hü, mor- 
gen hott, einmal links, einmal rechts, einmal hin, 
einmal her, einmal 'rauf, einmal 'runter, einmal 
'rein in die Kartoffeln, einmal 'raus aus den Kar- 
toffeln — Steuerpolitik hier in diesem Land ge- 
macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Denn gerade das Gesetz über die Reform der Ab- 
gabenordnung wäre ein wesentliches Stück Rechts- 
sicherheit für den Steuerbürger geworden. Gerade 
eine Regierung, die mehr Demokratie, mehr Mün- 
digkeit für den Bürger, mehr Mitwirkungsrecht ver- 
spricht, 

(Zuruf von der SPD: . . . und verwirklicht!) 

hätte die Aufgabe gehabt, das wesentlichste Gesetz, 
ein Grundgesetz der Finanzverfassung, nämlich die 
Abgabenordnung, mit Vorrang auszustatten, statt in 
jährlich wechselnden Steueränderungsgesetzen je- 
weiligen parteipolitischen Zielen und ihrer propa- 
gandistischen Ausnutzung den Vorrang zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bedaure, daß der Sachzusammenhang aufgege- 
ben worden ist. Da ist isoliert das Grundsteuerrecht 
geändert worden. Dann kamen das Vermögensteuer- 
und das Erbschaftsteuerrecht dran. Das ist auch ein 
(ß) pannenreiches Unternehmen, bei dem wir dann müh- 
sam im Zuge der Gesetzgebung gewisse Verbesse- 
rungen anbringen konnten. Man hat davon im wei- 
teren Gang wieder die Reform des Einkommen- 
steuerrechts, des Körperschaftsteuerrechts, des Prä- 
mienrechts, des Familienlastenausgleichs und der 
Sparförderung abgetrennt. Auch diese Gesetze sind 
dann wieder zerlegt worden. An sich gehörte zur 
Reform des Einkommensteuerrechts auch die Reform 
des Körperschaftsteuerrechts. Wer die Reform des 
Einkommensteuerrechts betreibt, aber die Reform 
des Körperschaftsteuerrechts in den Hintergrund tre- 
ten läßt, tut es auch deshalb, weil er ein schlechtes 
Gewissen hat, da man die Pläne über Vermögens- 
bildung nicht von der allgemeinen steuerlichen Be- 
lastung abtrennen kann. 

Es ist einfach unerträglich, wenn der damalige 
Bundesfinanzminister und heutige Bundeskanzler 
mit der ihm eigenen Überheblichkeit damals sagte, 
es sei unerhört, zu behaupten, daß die Einführung 
der Vermögensbildung eine steuerliche Mehrbela- 
stung bedeute; das sei doch nur eine Ausgabe von 
Beteiligungspapieren. Ja, er würde doch in jedem 
betriebswirtschaftlichen Seminar am Ende des ersten 
Semesters durchfallen, wenn er solche Behauptun- 
gen aufstellen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Das Geld muß doch zuerst verdient sein, und dann 
muß es versteuert sein, bevor man es in Form von 
Beteiligungspapieren ausgeben kann! 


durch Vermögensteuer, auch im Hinblick auf die 
kommenden Pläne hinsichtlich der Anpassung der 
Einheitswerte plus jetziger Spitzensteuersatz plus 
die ergebenden Mehrbelastungen, die infolge der 
nicht mehr gegebenen Abzugsfähigkeit von der Be- 
messensgrundlage entstehen, und die zukünftigen 
Pläne zur Vermögensbildung, — das alles bildet 
doch ein in sich zusammengehöriges Ganzes! Werdas 
aufgibt, der soll endlich den Mut haben, nicht mehr 
das Wort „Steuerreform" in den Mund zu nehmen. 

Er lügt damit die Öffentlichkeit an. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn man Steuergesetze nach ihren grundsätz- 
lichen Kriterien beurteilt, dann sind es vier Krite- 
rien. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Sie können froh sein, daß wir heute nur noch 
eine begrenzte Redemöglichkeit haben, sonst würde 
ich Ihnen noch einiges zu dem sagen, was hier ge- 
boten worden ist. — Wenn man die Steuergesetze 
grundsätzlich beurteilt, dann geht es doch einmal um 
die Frage der sozialen Gerechtigkeit, dann um die 
Frage, daß ein Steuerrecht der Leistungsfähigkeit 
entsprechen muß, dann darum, daß es einen hohen 
wirtschaftlichen Nutzeffekt haben soll, und daß es 
möglichst geringe Erhebungskosten verursachen 
soll. 

(Abg. Fellermaier: Aus welchem Seminar 
haben Sie denn diese Erkenntnisse?) 

— Die habe ich schon gehabt, als Sie wahrscheinlich pj 
noch gar nicht auf der Welt waren. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 

Biologischer Wundermann I) 

Denn wenn Sie nicht wissen, was die grundlegenden 
Kriterien eines modernen Steuerrechts sind, dann 
sollten Sie den Wähler davon befreien. Sie ins Par- 
lament zu schicken, weil Sie dann fehl am Platze 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann liegt auch hier wiederum offensichtlich eine 
personelle Fehlentscheidung der SPD vor. 

Wenn man das vorliegende Steueränderungsrecht 

— mehr ist es ja nicht — unter diesem Gesichtspunkt 
der sozialen Gerechtigkeit qualifiziert, stellt man 
fest, daß es sich hier nicht um ein Mehr an sozialer 
Gerechtigkeit, sondern um ein Mehr an Erfüllung 
sozialistischer Gleichmachungsvorstellungen han- 
delt. 

(Buh-Rufe bei der SPD. — Beifall bei Abge- 
ordneten der CDU/CSU.) 

Wir wissen ganz genau, wo der Kreis der Entlastung 
ist, aber die 12 Milliarden DM, die Sie hier aus- 
geben, erreichen bei weitem nicht den höchsten 
Nutzeffekt, den man mit 12 Milliarden DM erreichen 
kann. Darum waren wir für eine andere Behandlung 
der Materie. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car- 
stens [Fehmarn]: Sehr richtig! — Abg. 

Offergeld: Die wollen Sie zweimal ver- 
teilen!) 
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(A) Was das zweite Kriterium angeht, daß das Steuer- 
recht der Leistungsfähigkeit entsprechen soll, so ist 
dieser Grundsatz hier gröblich verletzt worden. Was 
hier als Steuerrecht bei anhaltender Inflation einge- 
führt werden soll, ist ein gestaffelter Bußgeldkatalog 
für höhere Leistungen. Was hier eingeführt wird, 
ist eine mit höherer Leistung entsprechend höher 
gestaffelte Buße, Das hat mit Leistungsgerechtigkeit 
überhaupt nichts zu tun 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und hat auch nichts zu tun mit größtem wirtschaft- 
lichen Nutzeffekt, wie es auch heute wieder vom 
Bundeskanzler behauptet worden ist. 

Wenn ich dann noch rede von den geringsten 
Erhebungskosten, dann soll man lieber den Mantel 
der Nächstenliebe über dieses Unternehmen breiten, 
denn noch nie sind die Finanzämter mit soviel Klei- 
nigkeiten in so sinnlosen Prozeduren so lange Zeit 
zum Schaden des Staates, aber auch der Steuerzah- 
ler beschäftigt und belästigt worden, wie es hier mit 
dem fast regelmäßig kurzfristig wechselndem 
Steuerrecht dieser Regierungen seit 1969 der Fall 
gewesen ist. Hier ist Herr Fredersdorf, den Sie jetzt 
gegen uns mobilisiert haben, hoffentlich auch umge- 
kehrt ein brauchbarer oder ein unverdächtiger 
Zeuge. 

Heute hat der Bundeskanzler einige Erklärungen 
abgegeben, die nicht ohne Widerspruch bleiben 
können. 

jgj (Zuruf von der SPD: Aber gut waren sie!) 

— Wenn Sie meinen, daß das gut ist, was falsch ist, 
weil es Ihrer demagogischen Wahlpropaganda in 
Niedersachsen mit den verlogenen steuerpolitischen 
Behauptungen dient, 

(Abg. Dr. Jenninger: Sehr richtig!) 

dann ist das genau das, was wir hier meinen; daß 
man ein so großes und bedeutendes Werk wie die 
Reform des Einkommensteuerrechtes nicht in den 
Dienst kurzfristiger wahlpolitischer Zielsetzungen 
stellen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch das Unerhörte an diesem Vorgang. 

Wir hätten es uns doch — nehmen Sie das bitte 
ernst — im Jahre 1969 auch leichter machen kön- 
nen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Wir hätten es uns damals in den Jahren 1969/70 
auch leichter machen können. Es war doch nicht 
unsere Aufgabe, der Bundesregierung, die Steuer- 
senkungen versprochen hatte, 

(Abg. Häfele; So ist es!) 

damals durch unser Nein zu Steuersenkungen etwa 
das Handwerk zu erleichtern! Als Opposition hätten 
wir damals unsere Aufgabe anders verstehen kön- 
nen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Richtig!) 

Aber ich bin niemals — Gott sei Dank hat niemand 
von meiner Fraktion, als ich Finanzminister war, 
jemals etwas anderes verlangt — von dieser Leicht- 


fertigkeit, von dieser Oberflächlichkeit, von dieser 
Hektik, von dieser rein taktisch orientierten Kurz- 
sichtigkeit erfüllt gewesen, mit der hier Steuerpoli- 
tik getrieben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Häfele: Sehr richtig!) 

Der Bundeskanzler hat bei seinen Ausführungen 
ganz simpel zwischen dem proportional mit 22 ®/o 
Besteuerten und den Spitzenverdienern unterschie- 
den, für die angeblich die CDU/CSU eintritt. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich weiß, daß 
die Bitte umsonst ist — ich äußere sie auch nicht 
deshalb, weil wir uns unserer Haut nicht zu wehren 
wüßten — : Es sollte jetzt endlich einmal dieses klas- 
senkämpferisch aufgeladene Neidmotiv aus der 
Steuerdiskussion verschwinden! Es ist dies, was 
ich mehrmals von dieser Stelle aus gesagt habe, eine 
große Schuld der Regierungen seit 1969, mit sol- 
chen Behauptungen nicht mehr inneren Frieden, 
sondern mehr gesellschaftliches Reizklima geschaf- 
fen zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im Sinne der demagogischen Definition ist jeder 
Steuerzahler mit einem Einkommen über 16 000 DM 
bzw. 32 000 DM Spitzenverdiener. Damit gehören 
dann zu einem großen Teil die Facharbeiter, die 
Aufsteiger, die berufstätigen Ehepaare, alle diejeni- 
gen, die durch Leistung, Strebsamkeit und Fleiß 
höheres Einkommen erwerben — das sind immerhin 
40 Vo der Steuerzahler; dieser Prozentsatz unterliegt 
nach den Angaben des Herrn Bundeskanzlers künf- 
tig der Steuerprogression — zu den „Spitzenverdie- 
nern". 

Der Bundeskanzler sprach von sozialer Gerechtig- 
keit durch den Übergang zu einem 22 Vo-Abzug bei 
den Vorsorgeaufwendungen. In Wirklichkeit wird 
hier jedoch ein Zweiklassensteuerrecht geschaffen: 
eine Aufteilung in die Klasse derjenigen, die alle 
ihre Vorsorgeaufwendungen mit 22 Vo abziehen 
können, weil sie in die Proportionalzone fallen und 
mit 22 Vo besteuert werden, und in die Klasse der 
anderen — 40 ®/o der Steuerzahler — , die ihre Vor- 
sorgeaufwendungen auch die zwangsweise erhobe- 
nen Sozial Versicherungsbeiträge, je nach individuel- 
ler Steuerbelastung mehr oder weniger hoch ver- 
steuern müssen, weil sie mit ihrem Einkommen in 
der Steuerprogression liegen. Für diese 40 Vo ist 
die Sonderausgabenneuregelung eine effektive 
Steuererhöhung. 

Nach den eigenen Angaben der Regierung er- 
bringt die Neuregelung des Sonderausgabenabzugs 
erhebliche Steuermehreinnahmen, und zwar 1975 be- 
reits 0,75 Milliarden DM, 1976 1,3 Milliarden DM 
und 1977 1,8 Milliarden DM. Das hat doch mit, 
Steuerreform und steuerlicher Gerechtigkeit nichts 
zu tun! Steuerliche Gerechtigkeit muß für alle gel- 
ten, für untere, mittlere und in gewissem Umfang 
auch für größere Einkommensbezieher. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Feller- 
maier: Jetzt kommt die Katze aus dem 
Sack! — • Weiterer Zuruf von der SPD: Ge- 
nau das wollten wir hören!) 
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— Gerechtigkeit muß für alle in unserem Lande gel- 
ten, weil Gerechtigkeit keine Kastenangelegenheit 
sein kann! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er ist heute schon bemüht worden, und ich kann 
es ihm leider nicht ersparen, noch einmal bemüht 
zu werden 

(Abg. Dr. Ehrenberg meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Herr Ehrenberg, es hat aus gewissen Gründen 
keinen Sinn. Sie wissen, warum. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Ich weiß es nicht!) 

— Dann erinnern Sie sich an das, was Sie hier von 
dieser Stelle aus einmal wahrheitswidrig gesagt 
haben und nicht zurückgenommen haben, trotz mei- 
nes Briefes an Bundeskanzler Brandt, der sich dann 
für Sie bei mir entschuldigt hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dr. Ehrenberg: Wenn Sie was von mir 

wollen, müssen Sie an mich schreiben! — 

Abg. Dr. Wagner [Trier]: Ehrenmann! — 
Weitere Zurufe.) 

Daran zu zweifeln, daß ich vor Ihnen nicht zurück- 
weich'e, dazu wird Sie hoffentlich nicht einmal Ihre 
Arroganz verleiten. 

Gerechtigkeit muß hier in diesem Lande für alle 
gelten. Auf steuerlichem Gebiet gibt es nur objek- 
tive Kriterien und nicht diese effektgestauten emo- 
tionalen Äußerungen. 

(Lachen und demonstrativer Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

— Sie bringen mich damit nicht aus der Ruhe; Sie 
beweisen damit nur, wes Geistes Kind Sie sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 

den Regierungsparteien.) 

Es ist Ihr Fraktionskollege Conrad Ahlers, der in 
dem bekannten und berühmten Artikel in der „Wirt- 
sdiaftswoche" geschrieben hat, daß der Neid die 
Hauptmotivation sozialdemokratischer Steuergesetz- 
gebung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er hat ferner geschrieben, daß bei Ihnen die Be- 
gründung eines jeden finanziellen Vorhabens, das 
würde ja von Unternehmern bezahlt, die Maxime 
und Leitlinie und gleichzeitig das Feigenblatt einer 
jeden Äußerung sei. Das dient bestimmt nicht dem 
gesellschaftlichen Fortschritt, den Sie anzustreben 
behaupten und den wir gemeinsam anstreben soll- 
ten, aber dann nicht auf der Basis der ständigen Ver- 
teufelung soziologischer Minderheiten in unserem 
Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In dieser Einnahmensteigerung zeigt sich übrigens, 
daß die neue Abzugsregelung durch die wirtschaft- 
liche Entwicklung selbst überrollt wird. Der Bundes- 
kanzler preist die Anhebung der Vorsorge-Höchst- 
beträge an. Der Verheiratete mit zwei Kindern z. B. 
kann heute höchstens 6800 DM von der Bemessungs- 
grundlage abziehen, künftig 20 400 DM mit 22 Vo 
von der Steuer. Dabei vergißt er aber, daß bisher die 


(C) 

über Fünfzigjährigen, die heute bereits die doppel- 
ten Höchstbeträge in Anspruch nehmen können, im 
Beispielfall bis zu 1 1 600 DM abziehen können. Aber 
der Großteil der angeblich von Ihnen Begünstigten 
ist ja überhaupt nicht in der Lage, diese Beträge 
als Altersvorsorge zu sparen und damit die 22 ®/o 
in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der Gedrängtheit der Zeit sage ich Ihnen auch, 
warum er dazu nicht in der Lage ist und was der 
Hauptunterschied ist. Warum waren wir im Jahre 
1969 und in den folgenden Jahren gegen Steuer- 
senkungen? Weil Steuersenkungen eine Vermeh- 
rung der Kaufkraft bedeuten und damals die 
Hauptquelle der Inflation die Kaufkraftsteigerung 
war, weil zuviel Geld hinter zu wenig Ware war. 

Das Stadium haben wir dank sozialliberalier Politik 
natürlich überwunden. Heute ist die Hauptquelle 
der Inflation kostenbedingt. Heute gibt es das Pro- 
blem der Dämpfung der Kaufkraftsteigerung der 
breiten Massen nicht mehr. Dafür haben Sie mit 
Ihrer Inflationspolitik nachhaltig gesorgt. Heute 
gilt es, den Kostenfaktor in den Griff zu bekom- 
men, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
nicht mehr etwa die Nachfragesteigerung. 

Sie reden von einem Entlastungsvorgang, von 
12 Milliarden DM, von gerechterer Kindergeldrege- 
lung. Was ist denn seit dem Jahre 1969 passiert? 
Allein in einem Jahre 40 Milliarden DM Wertver- 
lust für die Sparer aller Arten, für die Kontenspa- 
rer, für die Wertpapier spar er. Sie meinten heute, pj 
Herr Ehrenberg, daß Sie in höhnischem Ton wegen 
der Aktiensparer eine Frage stellen könnten. Reden 
wir doch einmal von den Zehntausenden im Lande, 
die nicht der Meinung des Herrn Schmidt sind, daß 
alles gut und in Ordnung sei, die jahrelang nach 
dem zweiten Weltkrieg zur Aufbesserung ihrer 
Rente 10 000 DM, 20 000 DM, 30 000 DM gespart 
und im Vertrauen auf eine solide Politik in Pfand- 
briefen angelegt haben, Kurs 100, 6 ®/o Verzinsung. 
Wenn sie die Pfandbriefe im Nennbetrag von 30 000 
DM verkaufen wollen, die sie in gutem Geld hinge- 
legt haben, bekommen Sie heute 18 000 DM in we- 
sentlich schlechterem Geld mit 40 Vo Kaufkraftverlust 
zurück, haben 6 ®/o Zins, und die Inflationsrate über- 
steigt den Zins. Den Zins haben sie bisher größten- 
teils sogar noch versteuern müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Politik der 
Reformen ist das! — Zurufe von der SPD.) 

— Da brauche ich mir gar nichts ausrechnen zu 
lassen. Da genügen mir die Hunderte von Zuschrif- 
ten, die wir von ehrlichen alten Sparern bekommen, 
die sich heute vom Staat, d. h. von Ihrer Politik 
betrogen fühlen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Angetreten sind Sie damals mit Steuersenkungen. 
Wir waren aus dem bekannten Grunde dagegen. 
Was ist in der Zwischenzeit erfolgt? Von 20 Milliar- 
den DM anfangend bis 40 Milliarden DM jährlicher 
Wertverlust. Die Inflationskomponente der Lohn- 
steuer beträgt im Jahre 1974 rund 30 Milliarden DM. 
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Im Jahre 1975 war der Ertrag der Lohnsteuer noch 
rund 16 Milliarden DM, im Jahre 1974 ist er 
74 Milliarden DM. Die Lohnsteuer hat sich fast ver- 
viereinhalbfacht, die Umsatzsteuer nur verdoppelt. 
Das Plus bei der Einkommensteuer beträgt 60 ®/o, 
bei der Körperschaftsteuer 50 ®/o. Das waren die 
„sagenhaften Gewinne" der Kapitalgesellschaften. 
Die Hauptgemolkenen sind die Arbeitnehmer! Bei 
denen gibt es eine echte Inflationskomponente in 
der Lohnsteuer. Die beträgt in diesem Jahre allein 
30 Milliarden DM. 

Wie steht es mit Steuererhöhung in der Zwi- 
schenzeit? Warum haben Sie denn den Ver- 
bund einer Steuerreform, die direkte und indirekte 
Steuern umfaßt, verloren? Weil Sie die indirekten 
Steuern so erhöht haben, daß die Verfügungsmasse 
darüber verlorengegangen ist. Heute versprechen 
Sie 12 Milliarden DM jährlicher Entlastung. In drei 
Jahren ist diese jährliche Entlastung bei anhalten- 
der Inflation wieder auf Null gesunken. Aber die 
jährliche Mehrbelastung allein durch die Erhöhung 
der Verbrauchssteuer von 7 Milliarden DM bleibt 
und steigt noch. 

Dazu kommt die Erhöhung der Gebühren bei Bahn 
und Post mit 10 Milliarden DM. Ja, Herr Ehmke, 
traurig! Aber gut für Sie, daß Sie jetzt draußen 
sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was heißt denn hier, die Unternehmer seien schuld 
an den Preissteigerungen?! Die Post ist das einzige 
Unternehmen der Bundesrepublik, das in vierein- 
halb Jahren seine Preise um 67 ®/o erhöht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das dank 
Ehmke!) 

Das ist doch die Wirklichkeit: 40 Milliarden DM 
Substanzverlust im Jahr, 30 Milliarden DM Infla- 
tionskomponente des Lohnsteuerertrages, 10 Mil- 
liarden DM Erhöhung durch Gebühren und Tarife 
bei Bahn und bei Post und 7 Milliarden DM Steuer- 
erhöhungen; das zählen Sie einmal zusammen. Dem 
halten Sie 12 Milliarden DM Entlastungen im ersten 
Jahr, 8 Milliarden DM im zweiten Jahr, 4 Milliarden 
DM im dritten Jahr und 0 Milliarden DM im vierten 
Jahr gegenüber, und dann geht es wieder umge- 
kehrt in eine jährliche Inflationsprogression hinein; 
das ist Ihre Steuerreform. Aus den Gründen — und 
nur aus diesem Grunde — sagt die Fraktion der 
CDU/CSU nein zu diesem Werke. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber eines darf ich Ihnen am Schluß auch noch 
sagen. Wenn man unsere Vorschläge, statt über- 
heblich über sie hinwegzugehen, ernst genommen 
hätte, dann wäre ein teilweiser Inflationsausgleich 
am 1. Januar 1974 entstanden, dann wäre der Druck 
an der Lohnfront vermindert worden, dann wäre 
der Kostenfaktor leichter zu bewältigen gewesen. 
Sie haben sie damals zweimal abgelehnt — im Ok- 
tober und im Januar — und tun dies jetzt auch 
wiederum für den 1. Juli 1974, weil Sie etwas, was 
nur ein kleines Inflationsausgleichsgesetz ist, als 
Steuerreformgesetz ausgeben wollen und das In- 
krafttreten bis zum 1. Januar 1975 verschieben. 


Wer weiß, welche Erleuchtungen bis dahin kom- 
men, die es unter Umständen dann nicht mehr er- 
lauben, auch diese Pläne noch aufrechtzuerhalten. 

Bei der Gelegenheit würde ich vom Herrn Bun- 
deskanzler heute gern auch etwas erfahren haben, 
was in Bonn die Spatzen von den Dächern pfeifen: 
ob wirklich die Absicht besteht, eine Exportsteuer 
einzuführen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Denn es wäre doch für die Zukunft großer Industrie- 
unternehmungen, die sich heute, auch mit über- 
mitbestimmter Struktur, in Schwierigkeiten befin- 
den, ein höchst interessanter Ausblick, zu wissen, 
wie die Auswirkungen einer solchen Steuer dann 
auf bestimmte bedrohte Branchen heute sind. Dar- 
um wollten wir eine Steuerdiskussion, die auf vol- 
ler Breite alle Probleme erfaßt, die aber keine 
Etikettenmogelei vollzieht, wie es hier geschieht, 
die zusammengehörige Probleme nicht aufteilt, son- 
der sie als ein Paket, wenn auch in zeitlicher 
Staffelung behandelt. Das ist, in Kürze gesagt, un- 
sere Ansicht und darum Nein zu diesem Machwerk. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr« Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 

(Abg. Dr. Jenninger; Hände aus der Tasche! 

— Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Gegen- 
ruf des Abg. Feilermaier: Grünschnabel! — 

Weitere Zurufe von der SPD und Gegen- 
rufe von der CDU/CSU.) P) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Der Herr Kollege Strauß hat im Zusammenhang mit 
dieser Debatte auch auf die Niedersachsen- Wahl ab- 
gehoben und hier eine Reihe von Formulierungen 
verwandt, meine Damen und Herren, die ich zurück- 
weisen muß. 

Er hat in dem ausgedruckten Manuskript davon 
gesprochen, es gehe hier um einen Wahlbetrug. Er 
hat dann diesen Ausdruck „Wahlbetrug" hier nicht 
verwandt, hat aber behauptet, wir zögen, was die 
Steuerreformdebatte angehe, mit verlogenen wahl- 
politischen Behauptungen durch die Lande. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die Bürger dieses Lan- 
des werden spätestens in einer Stunde, nach Ab- 
sciiluß der dritten Beratung wissen, woran sie sind, 
weil sie nämlich dann wissen, was dieses Haus be- 
schlossen hat. Wo die Konturen Ihrer Steuerreform 
liegen, wissen wir allerdings bis heute nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. • — Abg. 

Rawe: Sie hätten einmal die Anträge lesen 
müssen, Herr Minister!) 

Dieses müssen wir sehr deutlich machen. Und des- 
halb, meine Damen und Herren, weil wir das nicht 
wissen, fällt es mir auch sehr schwer, mit dem Herrn 
Kollegen Strauß jetzt zu debattieren. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 



7050 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


Bundesminister Dr. Apel 

Denn die Aneinanderreihung, die Kaskaden von — 
man muß es wohl sagen — Verbalinjurien, auf 
jeden Fall Ausdrücken, die im vorparlamentarischen 
Raum eher angebracht sind als in diesem Raum, 

(Abg, Seiters; Wehner!) 

machen eine Auseinandersetzung nur sehr schwer 
möglich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dennoch, meine Damen und Herren, lassen wir 
uns die Steuerreform, die jetzt zur Abstimmung 
steht, von Ihnen, wie der Herr Bundeskanzler ge- 
sagt hat, nicht zerreden. 

(Abg. Haase [Kassel]: Das Jahrhundert- 
Werk!) 

Im übrigen, Herr Kollege Strauß, ist es doch auch 
ein uralter Hut, den Sie sich schon mehrfach aufge- 
setzt haben — auch der Kollege Höcherl heute mor- 
gen — , wenn Sie das Aufgliedern der Steuerreform, 
die Tatsache, daß wir Steuerreform von der Sache 
her und auch von der Arbeitsbelastung dieses Par- 
laments her schrittweise machen, kritisieren. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

— Ich bitte Sie, Sie können doch nicht zweierlei ha- 
ben. Auf der einen Seite sagen Sie, Sie seien unter 
Zeitdruck gewesen, der Finanzausschuß hätte es 
kaum geschafft, und gleichzeitig wollen Sie alles 
zusammen haben. Ich bitte um Logik, Sie sollten sich 
für eines entscheiden. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Wir lassen uns also überhaupt nicht davon ab- 
bringen, daß dies der nächste sehr wesentliche 
Schritt ist, nachdem vorher eine ganze Reihe von 
Schritten erfolgt sind: Außensteuerrecht, Anhebung 
der Einheitswerte, Grundsteuerreform, Vermögen- 
steuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer und Ge- 
werbesteuer. Dazu tun wir jetzt diesen Schritt, und 
weitere Schritte werden folgen. 

Wir lassen uns auch nicht von Ihnen einreden — 
das können Sie auch nicht den Bürgern einreden — , 
dieses sei ein Steuerentlastungsgesetz. Es ist auch 
ein Steuerentlastungsgesetz, es ist aber vor allem 

— das ist das Entscheidende — ein Reformgesetz. 
Für uns liegt die Motivierung nicht nur bei der Ent- 
lastung der mittleren und unteren Einkommens- 
schichten, sondern bei den Strukturelementen dieser 
Steuerreform, 

(Beifall bei der SPD) 

und hiergegen richtet sich natürlich Ihre Kritik. Wir 
sind stolz darauf, daß in der Einkommensteuer wie 
beim Prämienrecht, insbesondere beim Prämien- 
sparen, jetzt die soziale Komponente deutlich wird. 
Herr Strauß, wenn Sie das als Etikettenschwindei 
bezeichnen, müssen Sie sich draußen im Lande fra- 
gen lassen, ob es Etikettenschwindel ist, wenn ein 
Arbeitnehmer unter 50 Jahren mit zwei Kindern — 
die Frau arbeitet nicht mit — mit 18 000 DM Jahres- 
bruttolohn statt bisher 1 762 DM Steuern nur noch 
112 DM zahlen muß, 

(Abg. Strauß: Das ist Inflationsausgleich, 
aber keine Steuerreform!) 


oder mit 36 000 DM Jahreseinkommen statt 5 514 DM 
nur noch 4 165 DM Jahressteuer, unter Einrechnung 
der Kinderbeträge, zahlen muß. Dann müssen Sie sich 
draußen von den Wählern fragen lassen, ob dieses 
Etikettenschwindel ist! Für uns ist das kein Eti- 
kettenschwindel, für uns wird hier sichtbar, daß 
eine neue Gesetzgebung neue Stnikturelemente 
unter Anreicherung sozialer Überlegungen in die 
Steuergesetzgebung einbezieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich finde es schlimm, wenn heute in dieser De- 
batte fortlaufend von den Neidkomplexen geredet 
worden ist oder, wie Herr Strauß sagte, von der so- 
zialistischen Nivellierung. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ist eigentlich das Ernstnehmen des Auftrages des 
Grundgesetzes nach Verwirklichung der sozialen 
Demokratie mit Neidkomplexen abzutun, oder ma- 
chen Sie es sich da nicht etwas zu leicht? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Rawe: Sie sollten einmal Herrn Kollegen 

Ahlers danach fragen; denn von dem 
stammt der Ausdruck!) 

— Ach, nun hören Sie doch endlich mit Herrn Con- 
rald Ahlers auf. Jede Fraktion hat ihr Problem, Sie 
auch! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Lenz? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja, bitte 
sehr! 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Bundes- 
minister der Finanzen, können Sie mir den Artikel 
des Grundgesetzes nennen, in dem etwas von der 
Verwirklichung der sozialen Demokratie steht? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Lenz, Sie werden mir wohl nicht bestreiten können, 
daß das Grundgesetz eine unübersehbare soziale 
Komponente hat, die Sie in all den Artikeln des 
Grundgesetzes immer wieder finden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Minister, gestatten Sie eine weitere Zwischen- 
frage? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Bundes- 
minister der Finanzen, können Sie mir den Artikel 
nennen, in dem das steht, was Sie hier soeben be- 
hauptet haben, oder versuchen Sie hier, das Grund- 
gesetz für Ihre Partei in Anspruch zu nehmen? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Über- 
haupt nicht, Herr Lenz. Ich frage Sie nur zurück: sind 
Sie dagegen, daß wir das Grundgesetz als einen 
sozialen Auftrag empfinden? Ja oder nein? Ich frage 
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Sie so zurück. Ich muß daraus schließen, daß Sie, 
wenn Sie solche Fragen stellen, diesen sozialen Auf- 
trag des Grundgesetzes in Frage stellen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hier ist sehr eingehend über die Vorsorgeaufwen- 
dungen gesprochen worden, und diese Vorsorgeauf- 
wendungen und die Regelung, die wir hier treffen 
wollen, sind besonders ein Dorn in Ihrem Auge, und 
die sind insbesondere mit den Bezeichnungen „sozia- 
listische Nivellierung" und „Neidkomplexe" belegt 
worden. Sie müssen sich dann natürlich auch mit 
Ihren eigenen Fraktionsmitgliedern auseinanderset- 
zen. Mir liegt eine Beschlußfassung der Sozialaus- 
schüsse vor, in denen die Sozialausschüsse ausdrück- 
lich das fordern, was jetzt durch uns Gesetz wird, 
nämlich daß die Aufwendungen für die Lebensvor- 
sorge zu einem bestimmten Prozentsatz von der 
Steuerschuld abgezogen werden. Herr Katzer, das ist 
Ihre Forderung, die wir hier verwirklichen. Sorgen 
Sie bitte dafür, daß diese Forderung in Ihrer Fraktion 
nicht in dieser schlimmen Weise diffamiert wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen sehen wir dieser ganzen Polemik mit 
großer Gelassenheit entgegen: Diejenigen, die die 
Steuerreform im Finanzausschuß in den letzten Jah- 
ren gemacht haben, wissen, daß die gleichen Argu- 
mente von Ihnen verwandt worden sind gegen die 
Kindergeldreform, gegen den Familienlastenaus- 
gleich, dem Sie heute zustimmen, weil Sie einsehen 
müssen, daß wir die besseren Argumente haben. 

(B) (Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Wagner [Trier]: Unzutreffend! — Abg. 

Dr. Häfele: Das ist nicht wahr!) 

Ich muß auch darauf aufmerksam machen, daß es 
falsch ist, wenn Sie sagen, dieses Steuerreformgesetz 
würde die Steuergesetzgebung, die Steuererhebung 
komplizieren. Meine Kollegen haben darauf auf- 
merksam gemacht, daß das eben nicht der Fall ist 
und daß u. a. auch aus diesem Grunde die Beibehal- 
tung der Proportionalzone von den Länderfinanz- 
ministern einstimmig gewollt worden ist, daß wir 
einfach zur Zeit nicht die technischen Möglichkeiten 
haben, um einen durchgehenden Progressionssatz zu 
schaffen. Herr Kollege Strauß, ich hatte wiederum 
das Gefühl, daß Sie noch nicht begriffen hatten oder 
erneut versuchten, zu insinuieren, als würde der 
Sprung von 22 auf 30,8 Va nicht die Marginalsteuer- 
belastung sein, sondern das Ganze umfassen wollen. 
Wir sollten doch endlich aufhören, uns mit derartigen 
Verdächtigungen gegenseitig das Leben unnötig 
schwerzumachen. 

Dieses Steuerrecht ist auch eine echte Vergünsti- 
gung. Wir haben allerdings davon abgesehen, eine 
Gießkanne zu konstruieren. Insofern hilft sie in der 
Tat den Schichten, für die wir Steuerreform machen. 

Die CDU/CSU ist uns auch in dieser Debatte eine 
Aussage darüber schuldig geblieben, wo nun eigent- 
lich ihre Steuerreformvorstellungen sind, wo die 
Konturen ihres Konzeptes sind. Insofern konnten Sie 
eigentlich nur eins tun — und ich habe dafür volles 
Verständnis — ; mit einer Flut von merkwürdigen 
Begriffen — schwindsüchtiger Wechselbalg, Fehlge- 


burt, Flickwerk, zusammengehauenes Gesetz, Pseu- 
doreform, dürftiges Geschenk, ideologisch aufge- 
zäumtes Machwerk, tödlicher Schlag, Küche sozia- 
listischer Nivellierung usw, — , Herr Strauß, das zu 
kaschieren, was Ihnen fehlt, nämlich eine eigene 
Steuerreformkonzeption. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Jenninger: Sie haben einen Alternativ- 
komplex!) 

— Natürlich, wenn Sie einen ganzen Tag in dieser 
Art und Weise mit uns debattieren, muß man doch 
verlangen können, daß man am Ende weiß, wohin 
Sie wollen. Und auch die Wähler haben Anspruch 
darauf, daß man das weiß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Rawe: Von einem Minister sollte man ver- 
langen können, daß er auch einmal die An- 
träge liest!) 

Es genügt doch nicht, wenn Sie auf diese Art und 
Weise pauschal mit Begriffen um sich werfen. Wir 
wollen dann wissen, wohin es geht, welches Ihre 
Marschlinie ist. 

(Abg. Dr. Jenninger: Sagen Sie in diesem 
Parlament doch die Wahrheit!) 

— Ja, auf diese von Ihnen gewünschte Wahrheit 
kommen wir sofort zurück. 

Dabei bin ich bei Punkt 1 der Dinge, die ich noch 
gerne ansprechen möchte. Ich habe heute erneut 
hören müssen — das hatten wir ja bereits bei der 
Haushaltsdebatte hören müssen — , daß die Anhe- 
bung der Steuerlastquote ein böses Zeichen für p| 
Gleichmacherei und den Weg in den Sozialismus sei. 

Ist Ihnen eigentlich nicht bewußt, daß allein auf 
Grund der Tatsache, daß wir die Kindergeldregelung 
über die Arbeitsämter machen, 15 Milliarden DM 
anders bewegt werden, als sonst bewegt werden 
würden, wenn wir das im Rahmen der Steuerver- 
waltung gemacht hätten? Können Sie sich eigentlich 
nicht ausrechnen, daß allein dadurch die Steuerlast- 
quote um 1,5 Vo steigt? 

(Abg. Dr. Häfele: Das hat damit gar nichts 
zu tun!) 

Und können Sie sich nicht vorstellen, daß damit Ihr 
Argument in sich zusammenfällt, daß der Begriff 
Steuerlastquote überhaupt nichts aussagt, sondern 
nur die Frage zu stellen ist: Wofür wird Geld aus- 
gegeben? Also, bitte konkret werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Häfele: Das hat doch gar nichts damit 

zu tun! — Abg. Dr. Ehrenberg: Das begreift 
der Häfele doch nicht!) 

Oder das nächste Argument, das insbesondere 
Herr Gaddum eingeführt hat und das ich hier immer 
wieder gehört habe: Im Jahre 1975 werden 12 Mil- 
liarden DM weniger an Steuern eingehen. Aber — 
so Herr Gaddum — die Steuereinnahmen werden 
1975 sehr viel höher sein, und damit wird deutlich, 
daß ihr dennoch einen großen Teil für euch behaltet. 
Aber natürlich behalten wir einen Teil. Wie sollen 
wir denn auch 1975 die Staatsausgaben finanzieren? 

Wir müssen doch auch im nächsten Jahr unseren 
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sozialen Verpflichtungen nachkommen. Oder wollen 
Sie im nächsten Jahr die Zahlung der Kriegsopfer- 
renten einstellen? Oder wollen Sie nicht auch im 
Jahre 1975 mit uns darüber debattieren, ob wir im 
Bereich der sozialen Sicherheit weitere Schritte ein- 
leiten müssen? Ich kann diese ganze Argumentation 
überhaupt nicht begreifen. 

Herr Kollege Strauß, die Rechnung, die Sie hier 
aufgemacht haben — in dem ausgedruckten Text ist 
sie etwas genauer — , ist vorn und hinten falsch. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Vorn und hinten falsch! 

(Abg. Dr. Jenninger: In der Mitte stimmt 
siel) 

Sie sagen: 90 Milliarden DM Verluste stünden dem 
gegenüber, was wir an Steuerreformleistungen er- 
brächten. 

(Abg. Strauß: 87 Milliarden!) 

— ■ Hier steht: 90 Milliarden; ist auch egal! Herr 
Strauß, dann muß ich Sie wirklich zurückfragen: 
Haben Sie denn nicht den Mai-Bericht der Bundes- 
bank gelesen? Können wir uns nicht endlich einmal 
darauf verständigen, daß die Bruttorechnung der 
Substanzverluste der Sparer falsch ist, daß man dem 
gleichsetzen muß die Zinseinnahmen 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Hören Sie 
doch mit dieser Milchmädchenrechnung 
auf!) 

und die Sparprämien und vieles andere mehr und 
daß man nur, wenn man dies versucht, zu einer 
vernünftigen Rechnung kommt? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr, Carstens 
[Fehmarn]: 6 Prozent Zinsen kriegen die 
Sparer!) 

— Ich verkenne ja gar nicht, daß es hier eine Pro- 
blematik gibt. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Das ist der 
Höhepunkt! 6 Prozent Zinsen kriegen die 
Pfandbriefinhaber, Herr Minister! — Abg. 
Haase [Kassel]: Armes Deutschland! — Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Das ist ein Finanz- 
minister! — Dr, Wagner [Trier]: Der Bun- 
desminister für Finanzen!) 

Hier steht ein weiterer Satz, Herr Kollege Strauß. 
Hier steht, daß durch die Steuerreform in den Jah- 
ren seit 1970 30 Milliarden DM heimliche Steuer- 
erhöhungen eingetreten sind. Herr Strauß, sehen 
Sie denn nicht, daß Sie sich hier auf die Jahre von 
1970 bis 1975 beziehen und daß sie das nicht auf 
ein Jahr buchen können? 

überhaupt nicht begriffen habe ich Ihr Argument 
bei Bahn und Post. Wie können Sie eigentlich in 
eine derartige Rechnung Bahn und Post mit einbrin- 
gen? Wissen sie denn nicht, daß der Personalkosten- 
anteil bei Bahn und Post zwischen 60 und 70 Pro- 
zent liegt? 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Eben, das 
ist es ja! Ändern Sie das doch!) 

— Aber ich bitte Sie, Herr Kollege Carstens, wollen 
Sie denn Bahn und Post ausschließen? Wollen Sie 


denn die Beamten von Bahn und Post von den Ge- 
haltserhöhungen ausschließen? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Carstens 
[Fehmarn]: Um Gottes willen! Erkennen Sie 
doch Ihre Aufgabe! Sehen Sie doch die 
Dinge, die Sie machen müssen!) 

— Hier steht eines fest, Herr Kollege Carstens, daß 
wir im Jahre 1975 auf 12 Milliarden DM Steuerein- 
nahmen verzichten 

(Abg. von Bockeiberg: Die Ihnen gar nicht 
zustehen!) 

und daß dies für unser Land, für Bund, Länder und 
Gemeinden, bei der Aufstellung der Haushalte für 
das Jahr 1975 ein großes Problem sein wird. Man 
kann die Steuerreform mit den Strukturelementen, 
auf die ich hingewiesen habe, nicht so klassifizieren 
und so abtun, wie das Herr Strauß hier versucht hat. 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen zu den Vor- 
sorgeaufwendungen machen, über die ich bereits 
gesprochen habe und bei denen wir uns in Überein- 
stimmung befinden mit dem, was die Sozialaus- 
schüsse der CDU/CSU gefordert haben. Hier müssen 
wir auch etwas genauer hinsehen, wenn wir genau 
sein wollen. Es ist doch wohl so — das kann nicht 
bestritten werden, Herr Häfele — , daß Lebensver- 
sicherungen und Bausparverträge — die fallen auch 
in diesen Bereich — im Endeffekt den Charakter 
von Vermögensbildung haben, 

(Abg. Dr. Häfele: Vorsorge!) 

— auch Vermögensbildung sind. Lebensversicherun- (d) 
gen und Bausparverträge sind für eine ganze Reihe 
von Bürgern von einer gewissen Einkommensgruppe 

an Vermögensbildung 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und im übrigen vererbbare Vermögensbildung, 
Wenn dies so ist, dann ist es doch gut, wenn diese 
Bürger dies in Zukunft nur mit 22 Prozent absetzen 
können. Man könnte sich ebensosehr auf den Stand- 
punkt stellen, daß man darüber streiten kann, ob das 
nicht doch, wie der Herr Bundeskanzler gesagt hat, 
Teile der Kosten der Lebenshaltung sind. Darüber 
kann man sich sehr streiten. Im übrigen haben Sie 
uns bisher nicht gesagt, wie Sie das Problem lösen 
wollen. 

(Abg. Rawe: Sie hätten die Anträge lesen 
müssen!) 

Wenn Sie die Anpassung der Höchst- und Freibe- 
träge in diesem Bereich so vornehmen wollen, daß 
in Zukunft in der Tat alles untergebracht werden 
kann 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Nein! — Abg. 

Dr. Häfele: Nicht alles!) 

— na gut; darauf komme ich gleich zurück — , dann 
hätten wir Steuerausfälle, die Sie auch nicht ver- 
antworten könnten. Wenn Sie aber nicht alles un- 
terbringen wollen, Herr Häfele 

(Abg. Dr. Häfele: Sie müssen die Berichte 
des Finanzausschusses lesen! Sie müssen 
die im Finanzausschuß gestellten Anträge 
lesen!) 
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' * — ich bitte Sie — , dann sind wir doch in der gleichen 
Situation, daß wiederum nur ein Teil untergebracht 
und ein Teil ohne Steuervergünstigung abgewik- 
kelt werden kann. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Aber die Rich- 
tigen!) 

— Sind wir uns in dieser Frage einig? — Gut! 

(Abg. Dr. Häfele: Sie müssen die Finanz- 
ausschußberichte lesen! Das ist immer 
zweckmäßig!) 

— Aber wenn das so ist, Herr Häfele, dann müssen 
Sie uns jetzt sagen, wie weit Sie gehen wollen, da- 
mit wir Ihnen sagen können, ob das zu bezahlen 
ist. 

(Abg. 'Dr. Häfele: Sie sind in das Gespräch 
überhaupt nicht eingetreten! Sie haben 
alles im Finanzausschuß abgelehnt! — Abg. 
Rawe; Das haben wir alles im Finanzaus- 
schuß vor getragen!) 

Mehr als 12 Milliarden DM sind hier nicht drin. 

Lassen Sie mich ein weiteres Argument aufgrei- 
fen, das der Herr Kollege Strauß hier eingebracht 
hat: Gefährdung des Investitionswillensr der In- 
vestitionskraft der Wirtschaft. Herr Strauß hat dabei 
insbesondere auch auf die ertragsunabhängigen 
Steuern, die Vermögensteuer, die Erbschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer, abgehoben. Hier muß ich ganz 
kühl darauf hinweisen, daß das mit Ihrer Zustiim- 
mung Gesetz geworden ist, indem wir dies nach 
einem Vermittlungsverfahren einstimmig verab- 
schiedet haben. Herr Kollege Strauß, Sie werden doch 
(B) nicht ernsthaft behaupten wollen, daß die Anhebung 
des Spitzensteuersatzes von 54,5 auf 56 Punkte das 
Problem sei, das auf die Wirtschaft zukomme. Meine 
Erfahrungen sagen mir, daß in unserem Lande nicht 
deshalb investiert wird, weil man Steuern sparen 
kann, sondern deswegen, weil man in diesem Lande 
Erträge erwarten kann, weil in diesem Lande das 
soziale Klima in Ordnung ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hier gibt es eine ganz interessante Zahlenreihe. 
Die Direkinvestitionen aus dem Ausland betrugen 
im Jahre 1971 netto 4 Milliarden DM, 1972 3,7 Mil- 
liarden DM und im Jahre 1973 6,1 Milliarden DM. 
Im letzten Jahr gab es also eine sprunghafte Stei- 
_ gerung der Nettoinvestitionen aus dem Ausland, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt die Pläne zur Mitbe- 
stimmung, zur Steuerreform und zur Vermögens- 
bildung bekannt waren. Warum wohl dieses sprung- 
hafte Ansteigen? 

(Abg. Dr. Becker [Mönchengladbach] ; Das 
ist das Ergebnis der Inflation!) 

Weil hier im Gegensatz zu vielen anderen Ländern 
dank der Reformpolitik der sozialliberalen Koali- 
tion ein sozial befriedetes Klima herrscht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - — Abg. 

Schmidt [Hamburg] : Sehr richtig!) 

Insofern ist Steuerpolitik auch Gesellschaftspolitik, 
und sie erhöht auch die Wettbewerbsfähigkeit unse- 
rer Volkswirtschaft gegenüber der Wettbewerbs- 
fähigkeit anderer Volkswirtschaften. Ich bitte, auch 


diesen Aspekt einmal in Ihre Überlegungen mit ein- 
zubeziehen. 


Letzte Bemerkung. Meine Damen und Herren, wir 
haben in der Haushaltsdebatte von Ihnen gehört, 
daß die Ne ttokredd tauf nähme für das Haushaltsjahr 
1974 Ihrer Meinung nach hoch ist. Sie haben sogar 
gesagt, sie sei zu hoch. Der Haushaltsvollzug 1974 
ist in vollem Gange. Insofern sehen wir uns über- 
haupt nicht in der Lage, Mitte dieses Jahres Ihre An- 
träge, die im übrigen den Kleinen wenig und den 
Reichen viel geben wollen, anzunehmen. 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist doch einfach nicht 
wahr!) 

Wir sind der Meinung, daß das, was wir jetzt vor- 
legen, natürlich die Tarifabschlüsse 1975 beeinflus- 
sen muß, allerdings dadurch, 


(Abg. Katzer: Auf einmal!) 

daß wir mit dem, lieber Herr Katzer, was wir vor- 
legen, die richtigen Zeichen setzen und Steuer- 
ersparnisse denen geben, die auf Tarifabschlüsse 
bei ihrem Einkommen angewiesen sind, 

(Abg. Dr. Häfele: Das ist doch bei uns ge- 
nauso! Das ist doch bei uns noch mehr der 
Fall! Das haben wir doch bewiesen! Das ist 
doch bei uns noch stärker!) 

und nicht denen Steuervorteile gewähren, bei denen 
das anders ist. 


Wir können nicht umhin, davon auszugehen, daß 
Sie mit dem Antrag, der hier noch zur Abstimmung 
steht, die Manövriermasse, die wir für die Finanz- 
reform haben, für eine Maßnahme aufzehren wollen, 
die nicht sozial gerecht ist. Deswegen werden wir 
alles, was von Ihnen kommt, ablehnen. Wir werden 
diesen Schritt zur Steuerreform tun. Unsere Bürger 
wissen, daß wir damit einen Schritt auf dem Wege 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit getan haben. Dieses 
wird im Bereich der Steuerreform nicht der letzte 
Schritt sein. 


(D) 


(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Vizepräsident Dn Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus- 
sprache in der dritten Beratung. Wir kommen zur 
Schlußabstimmung. Wer dem Gesetzentwurf in der 
dritten Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Danke. Gegenprobe! — 
Danke. Bitte, nehmen Sie doch Platz; ich muß nach 
den Stimmenthaltungen fragen. Stimmenthaltungen? 

— Keine Stimmenthaltungen. Meine Damen und 
Herren, damit ist das Gesetz in der Schlußabstim- 
mung angenommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir kommen noch zu den Abstimmungen über 
die Entschließungsanträge. Wir stimmen zunächst 
über die Ziffer II in Drucksache 7/2163 ab. Wer der 
Ziffer II 

(Unruhe.) 

- — Ich lasse über die Ziffern geschlossen abstimmen. 
(Wortmeldung des Abg. Dr. Zeitei.) 

— Herr Kollege, Sie wollen eine persönliche Erklä- 
rung abgeben; die kommt am Schluß. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vodcenhausen 
(A) Jetzt müssen wir erst mal über die Entschlie- 
ßungsanträge abstimmen. Ich gehe davon aus, daß 
wir über die Entschließungsanträge geschlossen ab- 
stimmen können. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich habe gerade gesagt, es geht um die Druck- 
sache 7/2163, Ziffer II. Das ist der Entschließungs- 
antrag des Ausschusses: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. durch unverzügliche Verhandlungen mit den 
Vertragsstaaten sicherzustellen, daß für im 
Ausland lebende Kinder von ausländischen 
Arbeitnehmern ohne Verschlechterung des 
bestehenden Zustandes Kindergeld in einer 
Höhe gewährt wird, die den Kindergeld- 
leistungen des jeweiligen Wohnlandes ent- 
spricht; 

dann kommen noch drei weitere Nummern. Ich 
schlage geschlossene Abstimmung vor. Wer dem zu- 
stimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein- 
stimmig so beschlossen. 

Damit kommen wir zu den Abstimmungen gemäß 
Drucksache 7/2164. Hierzu darf ich zunächst feststel- 
len, daß der Ausschußantrag Ziffer 3 nachher durch 
die Abstimmung über den Tagesordnungspunkt 2 c 
erledigt wird. Ist das allen klar? Dem Antrag Ziffer 4 
dagegen, die eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären, wird allgemein zugestimmt? Kann ich 
(B| davon augehen? — Kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Wir haben dann noch über die Entschließungs- 
anträge auf den Drucksachen 7/2192 (neu) und 7/2195 
abzustimmen. Ich darf darauf hinweisen, daß die 
Neufassung der Drucksache 7/2192 inzwischen dek- 
kungsgleich mit dem Antrag Drucksache 7/2195 ist 
— das ist der Antrag der Koalitionsfraktionen; mit 
ihm stimmt der Antrag der CDU/CSU überein — , 
nur ist die Neufassung noch nicht verteilt. Ich glaube 
aber, es besteht kein Bedenken, daß wir über beide 
Anträge gemeinsam abstimmen. — Keine Beden- 
ken. Wer den Anträgen auf den Drucksachen 7/2195 
und 7/2192 (neu) zustimmt — ich lasse über beide 
geschlossen abstimmen — , gebe das Zeichen. — Ich 
danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Entschließungsantrag Druck- 
sache 7/2194 auf. Hier wird ebenfalls Abstimmung 
vorgeschlagen. Ich kann über beide Absätze ge- 
schlossen abstimmen lassen. Wer dem Antrag Druck- 
sache 7/2194 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Danke. 
Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist angenommen. 

Damit sind die Entschließungsanträge, soweit ich 
das übersehen kann, erledigt. 

Ich kann nun den Tagesordnungspunkt 2 c, Gesetz- 
entwurf der Fraktion der CDU/CSU, aufrufen 

(Wortmeldung des Abg. Dr. Zeitei.) 

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege Zeitei, jetzt 
kommen Sie mit der persönlichen Erklärung. Das 


fO 

Wort hat der Herr Abgeordnete Professor Zeitei zu ^ * 
einer persönlichen Erklärung. 

Dn Zeitei (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zugleich im Namen meines Kol- 
legen Dr. Köhler (Duisburg) möchte ich zur Abstm- 
mung in der dritten Lesung des Dritten Steuer- 
reformgesetzes folgende persönliche Erklärung ab- 
geben. 

Wir sind beide, der eine aus der Praxis, der an- 
dere aus der Wissenschaft, in dieser Legislatur- 
periode zum ersten Male im Bundestag. Wir haben 
beide unsere politische Arbeit u. a. als Mitglieder 
des Finanzausschusses mit einer sehr hohen Meinung 
von der Sorgfalt, der Sachkunde und dem Verant- 
wortungsbewußtsein des Gesetzgebers aufgenom- 
men. Die Art und Weise der Beratungen des Dritten 
Steuerreformgesetzes haben uns in dieser hohen 
Meinung irre werden lassen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sie entsprachen jedenfalls nicht der Sorgfalt, wie wir 
sie in unseren ganz verschiedenen Berufen als 
selbstverständlich voraussetzen. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

In verschiedenen Phasen der Beratungen im Finanz- 
ausschuß waren nach unserem Eindruck nicht einmal 
mehr die höchst sachkundigen Mitglieder der Mini- 
sterialbürokratie imstande, den jeweiligen Bera- 
tungssachverhalt und seine politischen Alternativen 
für die Mitglieder des Ausschusses darzustellen, de- 
nen es sowohl auf die politischen Entscheidungs- 
inhalte als auch auf die Klarheit, die Einfachheit, die 
Übersichtlichkeit für den steuerzahlenden Bürger ^ ^ 
und die Einfachheit der Finanzverwaltung ankommt. 

(Zuruf von der SPD: Hier ist jemand irre 

geworden! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Von einer seriösen Gesetzgebungsarbeit kann des- 
halb beim Dritten Steuerreformgesetz unseres Erach- 
tens nicht mehr gesprochen werden. Wir können 
unsere Kritik und unser Unbehagen sowie unser 
Bedauern darüber, daß diese Beratungen des Finanz- 
ausschusses nicht öffentlich waren, nur mit dieser 
persönlichen Erklärung zur Abstimmung artikulie- 
ren. Das Votum, das wir in der Abstimmung abge- 
ben werden, wird in Harmonie mit unserer eigenen 
Fraktion ein Nein sein, ein Nein nicht nur zur 
Sache, sondern auch zum Verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr zu 
dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 7/2188, der sich auf den von der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Beseitigung von Inflationsschäden bei 
der Einkommen- und Lohnsteuer (Inflationsentla- 
stungsgesetz) bezieht. 

Wird dazu das Wort begehrt? — Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Professor Zeitei. 

(Zuruf von der SPD: Schon wieder! — Wei- 
tere lebhafte Zurufe von der SPD.) 
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Dr. Zeitei (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde es kurz machen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Der Herr Finanzminister hat es als vordringliches 
Anliegen bezeichnet, daß den Bürgern unseres Lan- 
des eine Entlastung zuteil wird. Da stimmen wir mit 
ihm überein. Die einzige Differenz, die wir mit Ihnen 
haben, ist die, daß diese Entlastung überfällig ist,- 
und darum stellen wir diesen Änderungsantrag. 

Wir stimmen auch mit Ihnen überein, Herr Mini- 
ster, daß man Signale setzen muß, um den sozialen 
Frieden in unserem Lande zu erhalten, um den Ge- 
werkschaften andere Lohnabschlüsse zu ermög- 
lichen. Wenn Sie dies wollen, dann stimmen Sie die- 
sem Antrag auf Entlastung zu, ehe es zu spät ist. 
Wir haben das bereits vor einem halben Jahr gel- 
tend gemacht, und wir wiederholen es. Die nächsten 
Lohnrunden stehen im Oktober an. 

Dies ist das Anliegen, um das es uns geht. Es geht 
uns nicht zuletzt auch darum — und das muß Ihnen 
willkommen sein — , den Kapitalmarkt wieder in 
einen besseren Zustand zu versetzen, damit er für 
die Kreditaufnahme ergiebiger wird, als das zur 
Stunde der Fall ist. Diesem Anliegen wird auch 
die Erhöhung des Sparerfreibetrages gerecht. Damit 
würde gegenüber den Sparern wenigstens eine 
Geste gemacht und nicht nur immer geredet und 
nachgedacht. 

Stimmen Sie deshalb unserem Antrag zu! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Meine Damen und Herren, hierzu ist von der Frak- 
tion der CDU/CSU namentliche Abstimmung bean- 
tragt worden. Das Wort wird nicht mehr begehrt. 
Wir treten in die Abstimmung ein. Ich bitte die 
Damen und Herren Schriftführer, sich an die Stimm- 
kästen zu begeben und die Abstimmungskarten ent- 
gegenzunehmen, — 

Ich schließe die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, wir müssen noch meh- 
rere Abstimmungen vornehmen. Ich habe die Ab- 
sicht, die Behandlung dieses Punktes bis zum Vor- 
liegen des Ergebnisses der Abstimmung zu unter- 
brechen und mit der Beratung der anderen Tages- 
ordnungspunkte fortzufahren. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mich dabei unter- 
stützten und Platz nähmen. — 

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die 
Beratung dieses Punktes bis zur endgültigen Aus- 
zählung und schlage vor, daß wir die noch ausste- 
henden Tagesordnungspunkte abwickeln. 

Wir kehren zunächst zu dem Zusatzpunkt 2, dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes (Steueränderungsgesetz 1974), Drucksache 
7/2171, zurück. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Finanzausschuß — federführend — , an den Aus- 
schuß für Wirtschaft und an den Haushalts ausschuß 
zur Mitberatung und gemäß § 96 der Geschäftsord- 


nung zu überweisen. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Gesetzes über die Bundesan- 
stalt für Flugsicherung 

— Drucksache 7/2095 — • 

Das Wort wird zur Begründung und in der Aus- 
sprache nicht begehrt. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Ausschuß für Verkehr — federführend — , an 
den Innenausschuß und an den Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung und gemäß § 96 Geschäftsordnung 
zu überweisen. Ich sehe und höre keinen Wider- 
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Umsatzsteuergeset- 
zes und des Aufwertungsausgleichsgesetzes 

— Drucksache 7/211 1 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Zur Begründung hat das Wort der Abgeordnete 
Schröder (Wilhelminenhof). 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Fürchten Sie nicht, daß ich Ihre Aufmerksam- 
keit noch sehr lange in Anspruch nehmen werde. 

(Unruhe.) 

Es müssen aber ein paar Worte zu unserem Antrag 
gesagt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie doch freund- 
lichst, noch einen Augenblick Platz zu nehmen, bis 
wir hier zu Ende gekommen sind. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Bei der 
Einführung der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 1968 
war es das erklärte Ziel des Gesetzgebers, daß die 
Landwirtschaft wie in den Jahren vorher nicht mit 
Umsatzsteuer belastet werden sollte. Aus diesem 
Grunde wurden der Mehrwertsteuersatz und gleich- 
zeitig auch die Vorsteuerpauschale auf 5 % festge- 
setzt. Seit der Einführung der Mehrwertsteuer im 
Jahre 1968 sind jedoch die Kosten für landwirt- 
schaftliche Betriebsmittel und Dienstleistungen er- 
heblich gestiegen. Dadurch haben sich auch die 
von der Landwirtschaft aufzubringenden Vorsteuer- 
beträge erhöht. Die Bundesregierung selbst erkennt 
in den letzten Agrarberichten an, daß die Vorsteuer- 
belastung der landwirtschaftlichen Betriebe gestie- 
gen ist. Die von ihr anerkannten Zahlen liegen je- 
doch weit unter den Werten, die in zahlreichen 
Buchführungsbetrieben in der Praxis ermittelt wor- 
den sind. Ich darf Ihnen ein Beispiel nennen: Die 



7056 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


Sdiröder (Wilhelminenhof) 

Mehrwertsteuerausgaben von rund 1000 schleswig- 
holsteinischen Betrieben lagen in den letzten Jah- 
ren stets über 6 Vo der bereinigten Betriebseinnah- 
men. Diese Tendenz ist weiterhin steigend. Die 
Preis-Kosten-Verhältnisse haben sich, wie Sie alle 
feststellen konnten, in den letzten Monaten drama- 
tisch zuungunsten der Landwirtschaft verändert. 
Ich darf Ihnen das mit einigen Zahlen belegen. Der 
Preisindex für landwirtschaftliche Produkte betrug 
im April 1974, gemessen an der Basis 1962/63 = 100, 
123,5, der Preisindex für landwirtschaftliche Be- 
triebsmittel, gemessen an der gleichen Basis, 155,9. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das bedeutet, daß die Preis-Kosten-Schere weit ge- 
öffnet ist, und zwar in einem Umfang, wie wir es 
überhaupt noch nicht erlebt haben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Das ist die Ursache dafür, daß in der Landwirt- 
schaft große Sorgen und Unruhen sind. Es ist aber 
auch die Ursache dafür, daß wir damit rechnen 
müssen, daß die Vorsteuerbelastungen im gleichen 
Umfang weiter steigen werden. Ich glaube deshalb, 
meine Damen und Herren, daß es ein Gebot der 
Stunde ist, wenn wir so schnell wie möglich die 
Vorsteuerpauschale von 5 auf 6 Vo erhöhen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf in diesem Zusammenhang die Fraktionen 
daran erinnern, daß wir im Jahre 1972 einen ein- 
stimmigen Beschluß des Ernährungsausschusses hat- 
(B) ten, der diese Erhöhung vorsah. Lediglich die vor- 
zeitige Auflösung des Bundestages hat verhindert, 
daß dieser Beschluß verwirklicht wurde. Um so 
dringlicher, glaube ich, ist es, daß wir nun Ernst 
machen und die Vorsteuerpauschale in der Forst- 
wirtschaft auf mindestens 3,5 Vo und für die Land- 
wirtschaft auf mindestens 6 Vo angehoben wird. Ich 
appelliere auch an die Fraktionen der Regierungs- 
koalition, unseren Antrag zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Abgeordnete Halfmeier. 

Ich darf noch einmal an Sie appellieren, doch 
freundlichst Platz zu nehmen. 


Halfmeier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf für die SPD-Fraktion sagen, 
daß wir selbstverständlich dem Uberweisungsvor- 
schlag zustimmen werden. Wir haben auch Ver- 
ständnis dafür, daß unsere Land- und Forstwirte im 
Jahr zwischen 350 Millionen und 400 Millionen DM 
Steuern sparen möchten. Die Frage allerdings, ob 
das mit der Vorsteuerpauschale nun wirklich als 
Pauschale so, wie es hier vorgeschlagen wird, jetzt 
notwendig ist, kann man überhaupt erst, wie ich 
meine, im Ausschuß nach sehr sorgfältiger Prüfung 
entscheiden. Aber ich darf Ihnen auch versichern: 
wir werden wohlwollend und sorgfältig prüfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Ritz: Aber schnell!) 


Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gallus. 


Gallus (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf für die Fraktion der Freien Demo- 
kraten hier feststellen, daß wir der Überweisung 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und an den Finanzausschuß zustimmen und 
daß Sie in dieser Frage nach erfolgter Prüfung bei 
uns offene Türen einrennen. 


Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aus- 
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Finanzausschuß — federführend — , an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten und an den Haushaltsausschuß — mitberatend 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung — zu über- 
weisen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 


Ich rufe den Zusatzpunkt 4 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Errichtung einer Zusatz- 
versorgungskasse für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft — ZVALG — 

— Drucksache 7/1342 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung ^ ^ 
— Drucksache 7/2112 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 

— ■ Drucksache 7/2066 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wolf 
(Erste Beratung 70. Sitzung) 

Die Herren Berichterstatter wünschen nicht das 
Wort. Ich danke den Herren Berichterstattern im 
Namen des Hauses. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. 

Wir treten in die Beratungen ein. Ich rufe in der 
zweiten Beratung auf §§ 1,2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 

11, 12, 13, 14, 15, 18, 19, 20, 21, Einleitung und Über- 
schrift. — ■ Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen, 

— Danke! Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Das Gesetz ist in der zweiten Beratung einstimmig 
gebilligt. 


Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. 

Das Wort wird nicht begehrt. Wer dem Gesetz in 
der dritten Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich danke Ihnen. Idi 
bitte Platz zu nehmen, weil ich nach der Gegenprobe 
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fragen muß. Meine Damen und Herren, ich frage, ob 
Gegenstimmen abgegeben werden. — Das ist offen- 
sichtlich nicht der Fall. Stimmenthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Beschlußfassung fest. 

Wir müssen noch über den Antrag des Ausschus- 
ses unter Ziffer 2 abstimmen. Wer dem Antrag des 
Ausschusses, die Bundesregierung zu ersuchen, bis 
zum 30. Juni 1977 einen Bericht über die Erfahrun- 
gen bei der Durchführung des Gesetzes vorzulegen, 
zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kehren nunmehr 
zum Punkt 2 c — Inflationsentlastungsgesetz — zu- 
rück. Inzwischen liegt das Ergebnis der nament- 
lichen Abstimmung über den Änderungsantrag 
Drucksache 7/2188 vor. Insgesamt haben sich 427 
Damen und Herren an der Abstimmung beteiligt 
und 18 Kollegen aus Berlin. Es haben mit Ja 184 
Kolleginnen und Kollegen und mit Nein 243 ge- 
stimmt. Von den Berliner Kolleginnen und Kollegen 
haben 6 mit Ja und 12 mit Nein abgestimmt. 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 427 und 18 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja; 184 und 6 Berliner Abgeordnete, 
nein: 242 und 12 Berliner Abgeordnete, 
ungültig: 1 Stimme. 

(B) 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Aigner 
Alber 

Dr. Althammer 
Dr. Artzinger 
Baier 
Dr. Barzel 

Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 

Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 

Braun 
Bremer 
Bremm 
Burger 

Carstens (Emstek) 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Dr. Czaja 
Damm 
Dreyer 
Eigen 

Eilers (Wilhelmshaven) 

Ernesti 
Ey 

Dr. Eyrich 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 

Dr. Franz 


Dr. Kreile 

Dr. Todenhöfer 

Kroll-Schlüter 

Frau Tübler 

Freiherr 

Dr. Unland 

von Kühlmann-Stumm 

Vehar 

Dr. Kunz (Weiden) 

Frau Verhülsdonk 

Lampersbach 

Vogel (Ennepetal) 

Leicht 

Vogt 

Lemmrich 

Volmer 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Dr. Waffenschmidt 

Link 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 

Löher 

Dr. Wagner (Trier) 

Dr. Luda 

Dr. Waigel 

Lücker 

Frau Dr. Walz 

Dr. Marx 

Dr. Warnke 

Memmel 

Wawrzik 

Dr. Mertes (Gerolstein) 

Weber (Heidelberg) 

Mick 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 

Dr. Mikat 

Frau Dr. Wex 

Dr. Miltner 

Wissebach 

Milz 

Dr. Wittmann (München) 

Möller (Lübeck) 

Dr. Wörner 

Müller (Remscheid) 

Frau Dr. Wolf 

Dr. Müller-Hermann 

Baron von Wrangel 

Mursch (Soltau-Harburg) 

Dr. Wulff 

Dr. Narjes 

Dr. Zeitei 

Frau Dr. Neumeister 

Zeyer 

Niegel 

Ziegler 

Nordlohne 

Dr. Zimmermann 

Dr.-Ing. Oldenstadt 

Zink 

Orgaß 

Zoglmann 

Pfeffermann 

Pfeifer 

BerlineT Abgeordnete 

Picard 

Pieroth 

Pohlmann 

Dr. Prassler 

Dr. Probst 

Rainer 

Rawe 

Reddemann 

Amrehn 

Frau Berger (Berlin) 

Kunz (Berlin) 

Müller (Berlin) 

Frau Pieser 

Straßmeif 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 

Nein 

Dr. Ritgen 

Dr. Ritz 

Röhner 

SPD 

Rollmann 

Adams 

Rommerskirchen 

Ahlers 

Roser 

Dr. Ähren s 

Russe 

Amling 

Sauer (Salzgitter) 

Anbuhl 

Sauter (Epfendorf) 

Dr. Apel 

Prinz zu Sayn- 

Arendt (Wattenscheid) 

Wittgenstein-Hohenstein 

Dr. Arndt (Hamburg) 

Dr. Schäuble 

Augstein 

Schedl 

Baack 

Frau Schleicher 

Bäuerle 

Schmidhuber 

Barche 

Schmitt (Lockweiler) 

Bahr 

Schmitz (Baesweiler) 

Dr. Bardens 

Dr. Schneider 

Becker (Nienberge) 

Frau Schroeder (Detmold) 

Dr. Beermann 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Behrendt 

Schröder (Lüneburg) 

Berkhan 

Schröder (Wilhelminenhof) 

Biermann 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) Blank 

Dr. Schulze-Vorberg 

Dr. Böhme (Freiburg) 

Dr. Schwörer 

Börner 

Seiters 

Frau von Bothmer 

Sick 

Bredl 

Solke 

Brück 

Dr. Freiherr 

Buchstaller 

Spies von Büllesheim 

Büchler (Hof) 

Spilker 

Büchner (Speyer) 

Spranger 

Dr. von Bülow 

Springorum 

Buschfort 

Dr. Sprung 

Dr. Bußmann 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Collet 

Dr. Starke (Franken) 

Conradi 

Dr. Stavenhagen 

Coppik 

Frau Stommel 

Frau Däubler-Gmelin 

Strauß 

Dürr 

Stücklen 

Eckerland 

Susset 

Dr. Ehmke 


Dr. Frerichs 

Dr. Früh 

Dr. Fuchs 

Geisenhofer 

G erl ach (Obern au) 

Gierenstein 

Dr. Gölter 

Dr. Götz 

Dr. Gruhl 

Haase (Kassel) 

Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Handlos 
von Hassel 

Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Heck 
Hösl 

Dr. Hornhues 

Horstmeier 

Frau Hürland 

Hussing 

Dr. Jaeger 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 

Dr. Jobst 

Josten 

Katzer 

Dr. Kempfier 

Kiechle 

Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Klein (Stolberg) 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Köster 

Krampe 

Dr. Kraske 


(C) 


(D) 
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Dr. Ehrenberg 

Dr. Meinecke (Hamburg) 

Vahlberg 

FDP 

Frau Eilers (Bielefeld) 

Meinicke (Oberhausen) 

Dr. Vogel (München) 


Dr. Enders 

Metzger 

Vogelsang 

Dr. Achenbach 

Engholm 

Möhring 

Walkhoff 

Baum 

Dr. Eppler 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 

Waltemathe 

Dr. Böger 

Esters 

Müller (Bayreuth) 

Walther 

Christ 

Ewen 

Müller (Mülheim) 

Dr. Weber (Köln) 

Ertl 

Dr. Farthmann 

Müller (Nordenham) 

Wehner 

Frau Funcke 

Fellermaier 

Müller (Schweinfurt) 

Wende 

Gallus 

Fiebig 

Dr. Müller-Emmert 

Wendt 

Geldner 

Dr. Fischer 

Nagel 

Westphal 

Graaff 

Frau Dr. Focke 

Dr.-Ing. Oetting 

Dr. Wiehert 

Grüner 

Franke (Hannover) 

Offergeld 

Wienand 

Hölscher 

Frehsee 

Frau Dr. Orth 

Wilhelm 

Hoffie 

Friedrich 

Freiherr 

Wischnewski 

Jung 

Gansei 

Ostman von der Leye 

Dr. de With 

Kirst 

Geiger 

Pawelczyk 

Wittmann (Straubing) 

Kleinert 

Gerstl (Passau) 

Peiter 

Wolf 

Krall 

Gertzen 

Dr. Penner 

Wolfram 

Dr. Graf Lambsdorff 

Glombig 

Pensky 

Wrede 

Logemann 

Dr. Glotz 

Polkehn 

Würtz 

Frau Lüdemann 

Gnädinger 

Porzner 

Wüster 

Dr. Dr. h. c. Maihofer 

Grobecker 

Rapp (Göppingen) 

Wuttke 

Mertes (Stuttgart) 

Grunenberg 

Rappe (Hildesheim) 

Wuwer 

Mischnick 

Dr. Haack 

Ravens 

Zander 

Möllemann 

Haar 

Reiser 

Zebisch 

Moersch 

Haase (Fürth) 

Frau Renger 


Ollesch 

Haase (Kellinghusen) 

Reuschenbach 

Berliner Abgeordnete 

Opitz 

Haehser 

Frau Dr. Riedel-Martiny 

Ronneburger 

Halfmeier 

Rohde 

Bühling 

Schmidt (Kempten) 

Hansen 

Rosenthal 

Dr. Dübber 

von Schoeler 

Hauck 

Sander 

Egert 

Frau Schuchardt 

Dr. Hauff 

Saxowski 

Frau Grützmann 

Spitzmüller 

Henke 

Dr. Schachtschabei 

Heyen 

Dr. Vohrer 

Herold 

Schäfer (Appenweier) 

Löffler 

Wurbs 

Höhmann 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Mattick 

Zywietz 

Hofmann 

Scheffler 

Frau Schlei 

Dr. Holtz 

Scheu 

Schwedler 

Berliner Abgeordnete 

Horn 

Schinzel 

Sieglerschmidt 

Frau Huber 

Schirmer 

Wurche 

Hoppe 

Huonker 

Schlaga 


Immer 

Schluckebier 




(C) 


(B) Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 

Dr. Kreutzmann 

Krockert 

Kulawig 

Lambinus 

Lange 

Lattmann 

Dr. Lauritzen 

Lautenschlager 

Lemp 

Lenders 

Liedtke 

Löbbert 

Lutz 

Mahne 

Marquardt 

Marschall 

Matthöfer 

Frau Meermann 


Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 

Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Dr. Schmude 

Dr. Schöfberger 

Schonhofen 

Schreiber 

Schulte (Unna) 

Schwabe 

Dr. Schweitzer 

Dr. Schwencke 

Dr. Schwenk (Stade) 

Seefeld 

Seibert 

Simon 

Simpfendörfer 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 

Stahl (Kempen) 

Dr. Stienen 

Suck 

Sund 

Frau Dr. Timm 

Tönjes 

Urbaniak 


(D) 


Meine Damen und Herren, damit ist der Antrag 
auf Drucksache 7/2188, den der Professor Zeitei hier 
begründet hat, abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zur 
Abstimmung in der zweiten Beratung. Ich rufe auf 
die Art. 1, 2, 3 und 4 sowie Einleitung und Über- 
schrift. — Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei- 
chen. — Danke. Gegenprobe! — Danke. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz ist in der 
zweiten Beratung abgelehnt. Gemäß § 84 der Ge- 
schäftsordnung entfällt eine weitere Beratung des 
Gesetzentwurfs. 

Ich freue mich, Ihnen mitteilen zu können, daß 
wir damit am Ende unserer heutigen Beratungen 
stehen. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut- 
schen Bundestages auf Donnerstag, den 6. Juni 1974, 
13.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.51 Uhr.) 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der entsdiuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Ahrens ** 

6. 6. 

Alber ** 

5. 6. 

Batz 

8. 6. 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach 

6.6. 

Blumenfeld 

8. 6. 

Brandt 

6. 6. 

Brandt (Grolsheim) 

22. 6. 

Dr. Corterier 

8. 6. 

Damm 

8. 6. 

van Delden 

8.6. 

Dr. Dollinger 

5. 6. 

Engelsberger 

7. 6. 

Entrup 

22. 6. 

Dr. Erhard 

6. 6. 

Flämig * 

5. 6. 

Frehsee * 

6. 6. 

Dr. Freiwald 

22. 6. 

Dr. Geßner 

8. 6. 

Gewandt 

19. 6. 

Dr. Gradl 

10. 6. 

Dr. Haenschke 

22. 6. 

Dr. Hupka 

8. 6. 

Dr. Jaeger 

8. 6. 

Dr. Jahn (Braunschweig) * 

6. 6. 

Kiep 

5. 6. 

Dr. Klepsch 

8. 6. 

Krampe 

8. 6. 

Lemmrich ** 

6. 6. 

Lenzer *** 

12. 6. 

Dr. Lohmar 

22. 6. 

Mattick 

8. 6. 

Mancher 

8. 6. 

Dr. Mende *** 

12. 6. 

Dr. Müller (München) ** 

6.6. 

Mursch (Soltau-Harburg) ’* 

6. 6. 

Neumann 

8. 6. 

Richter *** 

12. 6. 

Scheel 

22. 6. 

Schmidt (München) * 

7. 6. 

Schmidt (Würgendorf) 

14. 6. 

Dr. Schwencke 

12. 6. 

Dr. Schwörer ’* 

5. 6. 

Dr. Freiherr von Spies 

7. 6. 

Dr. Starke (Franken) * 

7. 6. 

Werner 

11.6. 

Zeyer 

8. 6. 


* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates 

Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Beschluß des Bundesrates 
zum 

Gesetz über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 1974 

(Haushaltsgesetz 1974) 

Der Bundesrat hat in seiner 406. Sitzung am 
31. Mai 1974 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 22. Mai 1974 verabschiedeten Gesetz 
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes nicht zu stellen. 

Außerdem hat der Bundesrat die nachstehenden 
Entschließungen angenommen: 

Der Bundesrat verzichtet ungeachtet seiner Ein- 
wendungen im ersten Durchgang und der Be- 
schlüsse des Deutschen Bundestages auf eine 
Anrufung des Vermittlungsausschusses, um die 
Verabschiedung des Bundeshaushaltsplanes für 
das Jahr 1974 nicht zu verzögern. Soweit jedoch 
bereits jetzt Auswirkungen auf künftige Haus- 
haltsjahre absehbar sind, hält er einige Bemer- 
kungen für notwendig. 

Nach Auffassung des Bundesrates begegnet die 
Durchführung des einmaligen Sonderprogramms 
des Bundes für Gebiete mit speziellen Struktur- pj 
Problemen — Teil A (Epl. 09 Kap. 09 02 Tit. 

883 91 und 887 91) im Hinblick auf Artikel 104 a 
Abs. 4 GG erheblichen Bedenken. Finanzhilfen 
des Bundes sind nach dieser Vorschrift, auch 
wenn hierdurch kommunale Investitionen ge- 
fördert werden, den Ländern zu gewähren (vgl. 
auch § 6 des Haushaltsgesetzes 1974). 

Der Bundesrat erwartet, daß künftig in solchen 
und ähnlichen Fällen die Investitionshilfen des 
Bundes in verfassungsmäßiger Form geleistet 
werden. 

Im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1973 
waren Verpflichtungsermächtigungen von zu- 
sammen 28,3 Mrd. DM enthalten. Der Entwurf 
der Bundesregierung für den Haushaltsplan 
1974 erhöhte diese bereits auf 33,5 Mrd. DM. 
Nach den Beschlüssen des Deutschen Bundes- 
tages werden die Verpflichtungsermächtigungen 
nunmehr insgesamt 39,1 Mrd. DM ausmachen 
und damit fast um 38 v. H. höher liegen als 1973. 
Wegen der finanzwirtschaftlichen Auswirkun- 
gen auf die künftigen Haushaltsjahre hält der 
Bundesrat eine so starke Zunahme für nicht un- 
bedenklich und erachtet es für notwendig, daß 
bei der Bewirtschaftung der Verpflichtungs- 
ermächtigungen auf die Belastbarkeit der künf- 
tigen Haushalte besondere Rücksicht genommen 
wird. Dies gilt insbesondere für das Haushalts- 
jahr 1975, in dem 13,5 Mrd. DM der Verpflich- 
tungsermächtigungen abgedeckt werden sollen, 
während der Haushaltsplan 1973 für 1975 eine 
Abdeckung von lediglich rund 6 Mrd. DM vor- 



7060’ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode “ 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


sah. Eine so hohe Vorbelastung des Jahres 1975 
ist im Hinblick auf den durch die Steuerreform 
zu erwartenden Einnahmeausfall besonders 
schwerwiegend. 


Anlage 3 

Erklärung des Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) 
(SPD) nach § 59 der Geschäftsordnung zur Abstim- 
mung über den Einspruch des Bundesrates zu dem 
Fünften Gesetz zur Reform des Strafrechts — Druck- 
sache 7/2181 — 

Ich stimme dem Antrag zu, den Einspruch des 
Bundesrates zurückzuweisen. 

Ich treffe diese Entscheidung nur schweren Her- 
zens und mit großen Bedenken. Einerseits halte ich 
die gegenwärtige Fassung des § 218 StGB für so 
unvollkommen, daß eine Reform unumgänglich er- 
scheint. Eine große Zahl illegaler Abtreibungen be- 
weist, daß die Strafandrohung unzählige Frauen und 
Mädchen nicht abschreckt, diese aber den Eingriff 
wegen des Strafrechts in aller Heimlichkeit nicht 
selten von Kurpfuschern vornehmen lassen und sich 
dadurch in hohe Lebensgefahr bringen oder lebens- 
langem Siechtum aussetzen. Für Christen steht dar- 
um die gegenwärtige Fassung des § 218 StGB im 
Gegensatz zum 5. Gebot. 

Eine Neufassung des § 218 StGB darf jedoch ande- 
rerseits nicht an der Tatsache vorübergehen, daß 
auch das gezeugte, aber noch nicht geborene Kind 
menschliches Leben besitzt, das strafrechtlichen 
Schutz genießen muß, wenn der Staat noch in An- 
spruch nehmen will, eine sittlich begründete Ge- 
meinschaft freier Menschen zu sein. Gerade für 
Sozialisten, deren erstes Anliegen eine menschli- 
chere Welt ist, bedeutet dies die Verpflichtung, sich 
schützend auch vor das keimende Leben zu stellen, 
ohne darüber das Schicksal der Lebenden zu ver- 
nachlässigen. Solchen Schutz garantiert mit dem 
Rang eines Grundrechts unsere Verfassung (Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG), wenngleich diese Vorschrift auch 
einen gewissen Spielraum gewährt, den strafrecht- 
lichen Schutz vor, während und nach der Geburt zu 
differenzieren. 

Zwar relativiert jede denkbare Lösung der Abtrei- 
bungsproblematik notwendigerweise das allgemeine 
Tötungsverbot. Dennoch darf der Staat aus sittlichen 
wie verfassungsrechtlichen Gründen zu keiner Zeit 
die Tötung ungeborenen Lebens vollkommen sank- 
tionslos oder der alleinigen Entscheidung der betrof- 
fenen Mutter überlassen, zumal da Fötus und Em- 
bryo nicht Teil des mütterlichen Organismus sind. 
Hieraus folgt, daß nur eine strafrechtliche Lösung 
sittlich erträglich und verfassungsrechtlich zulässig 
ist, die mit Hilfe von Indikationen in jedem Einzelfall 
zur Abwägung und Entscheidung zwischen Leben 
und — physischer und psychischer — Gesundheit der 
Mutter einerseits und der Existenz des Ungeborenen 
andererseits zwingt (ergänzend verweise ich auf 


meine ausführlicheren Begründungen in den Zeit- 
Schriften „Recht und Politik", 1971, S. 106, und 
„Evangelische Kommentare" 1972, S. 334). 

Enthielte der vorliegende Entwurf wirklich eine 
sogenannte Fristenlösung mit alleiniger Entschei- 
dungszuständigkeit der Mutter, könnte ich ihm daher 
nicht zustimmen. Das ist jedoch nicht der Fall. Da 
nur ein Abbruch der Schwangerschaft nicht mit Strafe 
bedroht ist, der von einem Arzt lege artis vorgenom- 
men wird (§ 218 a StGB), Ärzte in Deutschland aber 
aufgrund ihres Berufsrechts und des hippokratischen 
Eides nur tätig werden dürfen, wenn eine ihr Tun 
rechtfertigende Indikation vorliegt, kennt der zur 
Abstimmung stehende Entwurf weder eine alleinige 
Entscheidungsbefugnis der Mutter noch eine — 
wenn auch befristete — völlige Freigabe der Abtrei- 
bung. Es handelt sich vielmehr in der Sache um eine 
Indikationenregelung, die freilich unter dem Mangel 
leidet, daß die konkreten Rechtfertigungsgründe 
nicht im Gesetzestext ausdrücklich aufgeführt, son- 
dern dem allgemeinen ärztlichen Berufsrecht über- 
lassen sind. 

Da aber andererseits die gegenwärtige parlamen- 
tarische Situation allein die Alternative zwischen der 
Beibehaltung der gegenwärtigen Fassung des § 218 
StGB und dem jetzt zur Abstimmung stehenden Ent- 
wurf gewährt, muß ich dieser Lösung zustimmen, 
weil es sonst von meiner Stimme abhängen könnte, 
daß die zur Zeit bestehende unerträgliche Situation 
auf unbestimmte Zeit verlängert würde. Das vermag 
ich aber so wenig zu verantworten, daß ich mich 
gezwungen sehe, die unbezweifelbaren und mein 
Gewissen quälenden Mängel der jetzt vorliegenden 
Mehrheitsfassung hinzunehmen. 


* 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Schlei vom 22. Mai 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Wende (SPD) (Drucksache 7/2118 Fragen B 1 und 2): 

In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, die Weiter- 
entwicklung der innerdeutschen Sport- und Jugendbeziehungen 
durch die Ständige Vertretung in Ost-Berlin zu fördern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die personelle 
Besetzung der Ständigen Vertretung in Ost-Berlin auch unter 
dem Gesichtspunkt der Förderung der innerdeutschen Sport- und 
Jugendbeziehungen erfolgen muß? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die 
personelle Besetzung der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland bei der DDR auch un- 
ter dem Gesichtspunkt der Förderung der Sport- und 
Jugendbeziehungen zur DDR erfolgen muß. 

Die Ständige Vertretung ist erst im Aufbau. Es ist 
vorgesehen, innerhalb der Ständigen Vertretung ein 
Referat zu schaffen, zu dessen Aufgaben auch die 
Fragen der Weiterentwicklung der Sport- und Ju- 
gendbeziehungen zur DDR gehören wird. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Sohriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 3) : 

Sind die vereinbarten deutsch-sowjetischen Absichtserklärungen 
nach deutscher und sowjetischer Auffassung ein Gentlemen's 
Agreement im Sinne der Brockhaus-Enzyklopädie Band 7/Wies- 
baden 1969 (Gentlemen’s Agreement = eine Vereinbarung auf 
Treu und Glauben, besonders in der Diplomatie: gegenseitige 
Verpflichtungen ohne feste Form oder als Mittel politischer Ver- 
ständigung) und im Sinne von Walter Theimers Lexikon der 
Politik, Sammlung Delp/Bern und München 1955 (Gentlemen’s 
Agreement == englische Bezeichnung für eine inoffizielle zwi- 
schenstaatliche Vereinbarung mittels mündlicher Absprache oder 
bloßen Briefaustausches, ohne formellen Vertrag: soll wie ein 
regelrechter Vertrag gehalten werden)? 

Oer Status der sechs deutsch-sowjetischen Ab- 
sichtserklärungen ist seinerzeit bei der Beratung des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der UdSSR vom 12. August 1970 im Aus- 
wärtigen Ausschuß und im Rechtsausschuß des Bun- 
destages von den Vertretern der Bundesregierung 
eingehend dargelegt und qualifiziert worden. Die 
Bundesregierung verweist auf diese in den vertrau- 
lichen Sitzungen dieser Ausschüsse gegebenen Aus- 
künfte. Aus ihnen geht hervor, daß es sich bei den 
deutsch-sowjetischen Absichtserklärungen nicht um 
ein „Gentlemen's Agreement" handelt. Als ein sol- 
ches werden nur persönliche Abmachungen zwi- 
schen verantwortlichen Staatsmännern oder Diplo- 
maten angesehen, die ihren persönlichen Einfluß 
und ihre Verantwortung dafür einzusetzen verspre- 
(Bj chen, daß die Abmachung erfüllt wird (vgl. Gerrit 
von Haeften, in Strupp-Schlochauer, Wörterbuch des 
Völkerrechts, Berlin 1960, Bd, I, S. 659). 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schwencke (SPD) (Drucksache 7/2118 Frage B 4): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, nach 
denen der deutsche Staatsbürger Günter Wallraff nach seiner 
Verhaftung in Athen im Gefängnis gefoltert wurde, und welche 
Schritte hat die Bundesregierung durch ihren Botschafter bislang 
und mit welchen Ergebnissen unternommen, um den Schriftsteller 
vor weiterer menschenunwürdiger Behandlung zu bewahren und 
seine Haftentlassung zu bewirken? 

Es ist zutreffend, daß Herr Wallraff am Tage sei- 
ner Verhaftung mißhandelt worden ist. Unsere Bot- 
schaft in Athen ist deshalb am folgenden Tage bei 
den zuständigen griechisohen Behörden vorstellig 
geworden. 

Ihr wurde eine korrekte Behandlung Herrn Wall- 
raffs zugesagt. Diese Zusage ist bisher offensichtlich 
eingehalten worden. Ein Beamter der Botschaft hat 
Herrn Wallraff am Tage nach seiner Verhaftung 
und später noch mehrmals im Gefängnis besucht. 

Die Botschaft hat bei ihren wiederholten Demar- 
chen im griechischen Außenministerium auch die 


Frage einer Haftentlassung Herrn Wallraff s zur (q 
S prache gebracht. Sie hat Herrn Wallraff den be- 
kannten griechischen Strafverteidiger Mangakis ver- 
mittelt. 

Das Auswärtige Amt und unsere Botschaft in 
Athen werden sich auch weiterhin im Rahmen der 
gegebenen Möglichkeiten für Herrn Wallraff einset- 
zen. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Gieren- 
stein (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 5): 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegels" vom 9. Mai 1974 zu, 
die um ihre Ausreise bemühten Deutschen in der Sowjetunion, 
denen die Ausreise verweigert wurde, die dagegen in Moskau 
demonstriert und sich an die deutsche Botschaft gewandt hatten, 
worauf sie zu Gefängnis verurteilt worden waren, und die in 
den Hungerstreik getreten waren, seien nunmehr auch vom est- 
ländischen Innenminister abschlägig beschieden worden, und wie 
vereinbart die Bundesregierung dies mit der Hoffnung, der der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des Aus- 
wärtigen Moersch, in seiner Antwort vom 25. April 1974 auf 
meine Mündliche Anfrage Ausdruck verliehen hat? 

Der Bundesregierung liegen Berichte vor, wo- 
nach — mit einer Ausnahme — Ausreiseanträge von 
Teilnehmern an den Protestaktionen der vergange- 
nen Monate abgelehnt worden sind. Dies ist be- 
dauerlich. Andererseits möchte ich festhalten, daß 
allein im April dieses Jahres 831 Umsiedler aus der (D) 
Sowjetunion im Bundesgebiet eingetroffen sind; 
diese Zahl liegt weit über dem Monatsdurchschnitt 
der letzten Jahre. Zumindest für diese Personen ha- 
ben sich die Hoffnungen und Erwartungen erfüllt, 
die, wie Sie aus meiner Antwort vom 25. April 1974 
ersehen können, nicht nur dem kleinen Kreis der 
Demonstrationsteilnehmer, sondern allen Ausreise- 
willigen galten. 

Bei der Behandlung dieser Angelegenheit im Deut- 
schen Bundestag habe ich darauf hingewiesen, daß 
von sowjetischer Seite keine verbindlichen Zusagen 
über eine positive Entscheidung künftiger Ausreise- 
anträge des hier in Betracht kommenden Personen- 
kreises gemacht, noch — in Anbetracht der gege- 
benen Staatsangehörigkeitsverhältnisse — erwartet 
werden konnten. Nach wie vor liegt die Erteilung 
der Ausreisegenehmigung im Einzelfall ausschließ- 
lich bei den sowjetischen Behörden, Es wäre wenig 
realistisch zu erwarten, daß deren Vorstellungen 
sich immer nach unseren Wünschen und Erwartun- 
gen richten. 

Die Bundesregierung wird dessenungeachtet wei- 
terhin auf eine zügige Fortsetzung der Familienzu- 
sammenführung hinarbeiten. Für den einzelnen gilt 
es dabei, die Geduld nicht zu verlieren und sich 
durch Rückschläge, die auch in Zukunft zu erwar- 
ten sind, nicht entmutigen zu lassen. Ich halte die 
Hoffnung aufrecht, daß diese gemeinsamen Bemü- 
hungen schließlich doch zu einem alle befriedigen- 
den Erfolg führen werden. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 6): 

Haben die deutsdien diplomatischen, konsularischen und son- 
stigen Vertretungen allen Deutsdien im Sinne von Artikel 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und jedem einzelnen von ihnen außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes wirksamen Schutz 
und Fürsorge auch dann zu gewähren, wenn Vertretungen der 
DDR für die gleichen Personen Beachtung ihrer, mit dem Grund- 
gesetz und dem Karlsruher Urteil im Widerspruch stehenden Vor- 
schriften zur Staatsangehörigkeit verlangen? 

Die diplomatischen und konsularischen Vertre- 
tungen der Bundesrepublik Deutschland sind ange- 
wiesen, allen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes 
im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten und der 
Grenzen des Völkerrechts Schutz und Hilfe zu ge- 
währen, wenn sie darum naohsuchen. 

Diese Verpflichtung besteht unabhängig von dem 
Verhalten der DDR-Vertretungen gegenüber den 
Personen, die unsere Auslandsvertretungen um 
Schutz und Hilfe gebeten haben. 

Die „sonstigen" Auslandsvertretungen der Bun- 
desrepublik Deutschland haben besondere Aufga- 
ben zu erfüllen; hierzu gehört nicht die Betreu- 
ung hilfsbedürftiger Deutscher, für die unsere diplo- 
matischen und konsularischen Vertretungen zustän- 
dig sind. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr, 
Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen B 7 
und 8) : 

Welche Qualität hat in den Augen der Bundesregierung die 
Gemeinsame Entschließung vom 17. Mai 1972, wenn diese laut 
Auskunft des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 
minister des Auswärtigen, Moersch, vom 15. Mai 1974 lediglich 
als Entschließung wie jede andere Resolution des Deutschen 
Bundestages bewertet und ihr der besondere Charakter eines 
„Dokuments der Bundesrepublik Deutschland, das sich die Bun- 
desregierung zu eigen macht" (Bundesaußenminister Walter 
Scheel am 17. Mai 1972) mit völkerrechtlich verbindlicher Quali- 
tät für die Rechtsprechung in der Bundesrepublik Deutschland 
bestritten werden soll? 

Hat die Bundesregierung die Fälle zahlenmäßig erfaßt, in 
denen nach Übergabe von Interventionsnotizen im polnischen 
Außenministerium durch die Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Warschau dennoch eine Ablehnung des Aus- 
siedlungsantrags stattgefunden hat, und erfährt die Bundesregie- 
rung eine detaillierte Begründung für die trotz Intervention er- 
folgte Ablehnung des Aussiedlungsantrags, um unter Berufung 
auf die Information zum Warschauer Vertrag Berufung einlegen 
zu können? 

Zu Frage B 7: 

Die Bundesregierung hat .sich die am 17. Mai 1972 
von allen Fraktionen des Deutschen Bundestages ge- 
faßte Entschließung im Zusammenhang mit der Ab- 
stimmung über den Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der UdSSR vom 12. Au- 
gust 1970 und den Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Grundlagen der Normalisierung ihrer ge- 
genseitigen Beziehungen vom 7. Dezember 1970 zu 


eigen gemacht. Die besondere Bedeutung dieser Ge- ^ ^ 
meinsamen Entschließung, die sich insbesondere 
auch auf die Auslegung der beiden Verträge be- 
zieht, steht damit außer Frage. Gleichwohl bleibt es 
bei der in meinem Schreiben vom 15. Mai 1974 ge- 
gebenen Antwort auf Ihre in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 15./16. Mai 1974 gestellte 
Frage nach der Verbindlichkeit der Entschließung 
für unsere Gerichte. Diese Antwort ergab sich aus 
dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
und der in ihm verankerten Stellung der rechtspre- 
chenden Gewalt innerhalb unserer verfassungs- 
mäßigen Ordnung. 

Zu Frage B 8: 

Die Bundesregierung hat das Ergebnis der Inter- 
ventionen unserer Botschaft beim polnischen Außen- 
ministerium zahlenmäßig erfaßt. Sie hat jedoch kei- 
nen Gesamtüberblick darüber, wie die von den Aus- 
reisewilligen bei den polnischen Behörden unmittel- 
bar gestellten Anträge entschieden werden, weil sie 
von den Umsiedlungsbewerbern nur in Einzelfällen 
von dem Ergebnis unterrichtet wird. 

Die Ablehnung von Ausreiseanträgen erfolgt nor- 
malerweise mit einer kurzen Begründung, etwa daß 
eine Familienzusammenführung deswegen nicht in 
Frage komme, weil die nächsten Angehörigen des 
Umsiedlungsbewer^bers in Polen leben oder daß 
eine Ausreise nicht genehmigt werden könne, weil 
der Antragsteller Pole sei. Gelegentlich fehlt eine 
Begründung; in diesen Fällen wird lediglich die Tat- 
sache der Ablehnung mitgeteilt. pj 

Die Bundesregierung sieht in einer Ablehnung 
keinen Anlaß, von der Weiterverfolgung des Aus- 
reiseanliegens Abstand zu nehmen. Sie greift abge- 
lehnte Anträge in der Regel wieder auf; in den 
neuen Interventionsnotizen wird gegebenenfalls 
auch zu den Ablehnungs gründen Stellung genom- 
men. 

Darüber hinaus werden die von polnischer Seite 
genannten Ablehnungsgründe, soweit sie grund- 
sätzliche Bedeutung haben, bei geeigneter Gelegen- 
heit auch generell erörtert. So hat die Bundes- 
regierung in den in den letzten Monaten mit der 
polnischen Regierung über die Lösung des Umsied- 
lungsproblems geführten Gesprächen wiederholt auf 
derartige Ablehnungsgründe und deren Unverein- 
barkeit mit der „Information der Regierung der 
Volksrepublik Polen" hingewiesen. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Moersch vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Riedl (München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 9) : 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegels" vom 15. Mai 1974 zu, 
die Sowjetunion und die „DDR“ weigerten sich, Institutionen des 
Bundes im Land Berlin als Gesprächspartner auch auf Gebieten zu 
akzeptieren, die Gegenstand von Abkommen mit Moskau und 
Ost-Berlin sind, in deren Geltungsbereich durch eine Berlin- 
Klausel auch das Land Berlin einbezogen wurde, und was unter- 
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(A) nimmt die Bundesregierung — bejahendenfalls — , um derartige 

Vorstöße von Mitgliedern des Warschauer Pakts gegen das Vier- 
Mächte-Abkommen über Berlin zu verhindern? 

Die Grundhaltung der Sowjetunion zur Bundes- 
präsenz in Berlin und insbesondere zu ihrer Erwei- 
terung ist bekannt. Hiervon ausgehend hat sich die 
Sowjetunion bisher nicht bereit gefunden, mit Bun- 
desstellen in Berlin zusammenzuarbeiten. Damit ver- 
stößt sie zwar nicht gegen den Buchstaben des Vier- 
mächte-Abkommens, Sie ist so wenig wie wir in der 
Auswahl ihrer Partner auf den verschiedenen Ge- 
bieten der Kooperation gebunden. 

Wir sind älierdings der gegenüber der Sowjet’ 
Union stets betonten Auffassung, daß Institutionen 
in Berlin, auch dortige Bundesstellen, bei der vollen 
Anwendung des ViermächtenAbkommens seinem 
Geiste nach einen angemessenen Anteil an der Zu- 
sammenarbeit haben können. Dies gilt vor allem 
dann, wenn Abkommen, die die Bundesrepublik 
Deutschland und die Sowjetunion über ihre Zu- 
sammenarbeit in einzelnen Bereichen gesohlossen 
haben, sich auf Berlin (West) erstrecken. 


Anlage 11 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-. 
neten Dr. Schmitt- Vodcenhausen (SPD) (Drucksache 
(B) 7/2118 Frage B 10): 

Will die Bundesregierung, nachdem der Rat von Sachverstän- 
digen für Umweltfragen in seinem „Umweltgutachten 1974" die 
Auffassung vertritt, daß ein beträchtliches „Vollzugsdefizit" bei 
den umweltschutzbedeutsamen Rechtsvorschriften bestehe, mit den 
Ländern und dem Bundesrechnungshof die Frage eines Vollzugs- 
defizits der Gesetze speziell und allgemein prüfen? 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen in 
der rechtswissenschaftlichen Literatur und im Um- 
weltgutachten 1974 des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen über Art und Ursachen eines 
„ Vollzugsdefizites des Umweltrechtes'' isehr ernst. 
Sie prüft eingehend, in welcher Weise sie durch 
eigene Maßnahmen oder durch Unterstützung ande- 
rer Stellen, insbesondere der für den Vollzug des 
Umweltrechtes in erster Linie zuständigen Länder, 
einen wirksamen Beitrag zur weiteren Aufklärung 
dieser Problematik und zu einem verbesserten Voll- 
zug des Umweltrechtes leisten kann. Dabei wird sie 
darauf hinwirken, daß diese Problematik in geeig- 
neten Gremien, in denen Bund und Länder auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes Zusammenarbeiten, ein- 
gehend behandelt wird. 

Die dargelegten Ursachen — Zersplitterung der 
Verwaltungsorganisation, mangelnde Ausbildung 
des Verwaltungspersonals, Fehlen von Verwaltungs- 
personal, Struktur schwächen des weitgehend durch 
unbestimmte Rechtsbegriffe und planerisches Ermes- 
sen gekennzeichneten Umweltrechtes, Schwächen 
der pluralistischen Gesellschaft (unterschiedliche 
Durchsetzungskraft verschiedener Gruppen) — müs- 
sen empirisch näher untersucht werden. In die Prü- 
fung von Abhilfen werden folgende Überlegungen 
eingezogen; 


— Verbesserung der Verwaltungsorganisation, Ver- 
mehrung von Stellen 

(hier wird auf Bundesebene das Umweltbundes- 
amt wichtige Verbesserungen bringen; im Stän- 
digen Bund-Länder- Abteilungsleiter- Ausschuß 
werden verbesserte Organisationsformen vorbe- 
reitet) ; 

— Intensivierung der Ausbildung 

(hier ist vom Bundesminister des Innern ein Mo- 
dell-Seminar über Methoden der Prüfung der 
Umweltverträglichkeit öffentlicher Maßnahmen 
entwickelt worden, das Ausbildungsträgern in 
Bund und Ländern für die Fortbildung zur Ver- 
fügung gestellt wird) ; 

— Konkretisierung des Umweltrechtes durch 
Rechtsverordnungen und Allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften 

(die Bundesregierung mißt dem Erlaß von Rechts- 
verordnungen und Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften zur Konkretisierung des notwendig 
stark abstrakten Umweltrechtes große Bedeu- 
tung bei und trägt dafür Sorge, daß sie beschleu- 
nigt verwirklicht werden; ein Beispiel aus letz- 
ter Zeit sind die Abfallverordnungen) ; 

— Einführung eines effektiven Handlungsinstru- 
mentariums zur Prüfung der Umweltverträglich- 
keit öffentlicher Maßnahmen 

(zunächst wird als erster Schritt erstrebt, die vom 
Bundesminister des Innern entwickelte Durch- 
führungskonzeption durch Anwendungsgrund- 
sätze in die Verwaltungspraxis zu integrieren 
und zu erproben) ; 

— Einführung einer Verbandsklage 
(Notwendigkeit, Möglichkeit und Zweckmäßig- 
keit einer solchen Klage für private Umwelt- 
schutz-Vereinigungen werden unter Auswertung 
rechtswissenschaftlicher Analysen geprüft) ; 

— Verbesserung des Um weit straf recht es 
(vorgesehen ist, Grundtatbestände zum Schutz 
des Bodens, des Wassers und der Luft in das 
StGB aufzunehmen; eine Vorlage des BMI wird 
in Kürze vorgelegt werden) ; 

— Entwicklung eines Bußgeldkataloges für den Um- 
weltschutz 

(Bund und Länder haben eine gemeinsame Er- 
arbeitung eines solchen Kataloges in Angriff 
genommen). 


Anlage 12 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abge- 
ordneten Dr. Gölter (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Fragen B 11 und 12): 

Sind der Bundesregierung Meldungen bekannt, daß die „Elec- 
tricitö de France" nicht nur in Fessenheim sondern audi im nörd- 
lichen Elsaß die Errichtung weiterer Kernkraftwerke in Lauter- 
burg, Seltz und Gambsheim plant? 
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(A) Hat die Bundesregierung bezüglich der Planung der Kernkraft- 

werke im Elsaß neuerdings mit der französischen Regierung Kon- 
takt aufgenommen, um zu einem abgesprochenen Vorgehen zu 
gelangen? 

Zu Frage Bll; 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die ge- 
nannten Standorte als Alternativstandorte von fran- 
zösischer Seite in Erwägung gezogen werden. 

Die Bundesregierung bemüht sich, von den fran- 
zösischen Behörden im Rahmen der seit 2 Jahren 
laufenden technischen Kontakte auch hinsichtlich der 
Auswahl fester Standorte, insbesondere solcher ent- 
lang der gemeinsamen deutsch-französischen Grenze, 
ständig unterrichtet zu werden. 

Zu Frage B 12: 

Kontakte zwischen der Bundesregierung und den 
maßgebenden französischen Behörden bestehen seit 
geraumer Zeit bezüglich des Kernkraftwerks Fes- 
senheim (Elsaß). 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung um stän- 
dige Kontakte mit den französischen Behörden be- 
müht, mit dem Ziel, Regeln für Erichtung und Be- 
trieb von kerntechnischen Anlagen, besonders in 
grenznahen Räumen, zu vergleichen und zu harmo- 
nisieren. 

Dies gilt in besonderem Maße für die Festlegung 
von Standorten für KKW und Vorabkoordination 
von Notfallmaßnahme-Planungen. 


Anlage 13 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abge- 
ordneten Kater (SPD) (Drucksache 7/2118 Fragen B 13 
und 14): 

Ist die Bundesregierung, trotz der veränderten und sidi ver- 
ändernden Aufgabenstellung der Lastenausgleidisbank, nidit der 
Auffassung, daß die Zusammensetzung des Verwaltungsrats die- 
ser Bank nicht auch dieser Entwicklung angepaßt werden sollte? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun bzw. zu ver- 
anlassen, um eine Veränderung der Zusammensetzung des Ver- 
waltungsrats der LastenausgleicJisbank in Folge der veränderten 
Aufgabenstellung und in Anbetradit der zukünftigen Aufgaben 
dieser Bank vorzunehmen? 

Zu Frage B 13: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Zusammensetzung des Verwaltungsrats der Lasten- 
ausgleichsbank der Aufgabenstellung der Bank an- 
gepaßt werden sollte, sofern sich diese ändern 
sollte. 

Zu Frage B 14: 

Falls die Aufgaben der Lastenausgleichsbank 
durch Gesetz geändert werden sollten, wird die 
Bundesregierung auch eine Veränderung der Zu- 
sammensetzung des Verwaltungsrats der Bank in 
Betracht ziehen. 


Anlage 14 ' ^ 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abge- 
ordneten Spranger (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Fragen B 15 und 16) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund einer Ver- 
fügung des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
vom 24. August 1973, der zufolge keine Freistellungen von Be- 
diensteten der DeutscJien Bundespost zu Lehrgängen des Kata- 
strophenschutzes erfolgen dürfen, nunmehr aucJi kommunale und 
private Arbeitgeber Helfer im Katastrophensdiutz nur freistellen, 
wenn der Helfer Urlaub nimmt oder wenn der Verdienstausfall 
erstattet wird, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diesen Ersdiwernissen des freiwilligen Dienstes beim Kata- 
strophenschutz zu begegnen? 

Welche fachlichen Voraussetzungen und persönlichen Fähig- 
keiten muß nach Auffassung der Bundesregierung der neu zu 
ernennende Vizepräsident des Bundesamts für Zivilen Bevölke- 
rungsschutz besitzen, und wird bei der Besetzung entsprechend 
dem sonst von der Bundesregierung so betonten Prinzip der 
Mitbestimmung die Auffassung der Vertreter der THW-Helfer 
der Landesverbände berücksichtigt werden? 

Zu Frage B 15: 

In der Vergangenheit hat es wegen der Teilnahme 
von Bediensteten der Bundespost und einiger Kom- 
munen an Lehrgängen des Katastrophenschutzes ge- 
wisse Schwierigkeiten gegeben. Sie beruhten darauf, 
daß diese Arbeitgeber die Teilnahme von einer Er- 
stattung des Arbeitsverdienstes, den sie gemäß § 9 
Abs. 2 des Gesetzes über die Erweiterung des Kata- 
strophenschutzes (KatSG) fortzuzahlen haben, ab- 
hängig machten. 

Von Schwierigkeiten bei privaten Arbeitgebern ist 
nichts bekannt, weil diesen stets der fortgezahlte 
Arbeitsverdienst erstattet wurde. Insofern entstand 
also weder eine Belastung des Arbeitgebers noch 
die Notwendigkeit bei den Helfern, Urlaub zu neh- 
men. 

Bei öffentlichen Arbeitgebern entfiel aus verschie- 
denen Rechtsgründen, u. a. in Analogie zu § 13 
Abs. 2 Satz 3 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung (ZBG) die Erstat- 
tung des fortgezahlten Arbeitsverdienstes. Der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen for- 
derte dagegen unter Berufung auf haushaltsrecht- 
liche Bestimmungen die Erstattung für den Bereich 
der Deutschen Bundespost. Er hatte sich allerdings 
ungeachtet der zwischen den Ressorts strittigen 
Frage der Erstattung bereit erklärt, die Helfer für 
den Dienst im Katastrophenschutz freizugeben. Mit 
den kommunalen Arbeitgebern, die ebenfalls eine 
Erstattung des fortgezahlten Arbeitsverdienstes for- 
derten, liefen noch entsprechende Verhandlungen. 

Um die Frage der Erstattung zu klären und allge- 
mein den arbeits- und sozialrechtlichen Schutz der 
Helfer sicherzustellen, haben Bundestag und Bundes- 
rat inzwischen in dem Gesetz zur Änderung des 
BzB-Errichtungsgesetzes und des KatSG eine Ände- 
rung und Ergänzung des § 9 Abs. 2 KatSG vorge- 
nommen. Dadurch wird klargestellt, daß 

der Dienst im Katastrophenschutz Vorrang vor 
der Pflicht zur Arbeitsleistung hat, 
der Arbeitgeber während der Teilnahme an 
Ausbildungsveranstaltungen und Einsätzen des 
Katastrophenschutzes den Arbeitsverdienst fort- 
zahlen muß. 
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der fortgezahlte Arbeitsverdienst dem privaten 
Arbeitgeber bei Überschreitung bestimmter 
Mindestzeiten zu erstatten ist, 

eine Erstattung bei öffentlichen Arbeitgebern 

entfällt. 

Mit der Verkündung des Gesetzes kann in diesen 
Tagen gerechnet werden. Damit dürften die Schwie- 
rigkeiten bei der Freigabe von Helfern durch öffent- 
liche Arbeitgeber beseitigt sein. 

Zu Frage B 16: 

Mit Urkunde des Herrn Bundespräsidenten vom 
17. April 1974 ist am 3. Mai 1974 ein Angehöriger 
des Bundesamtes für Zivilen Bevölkerungsschutz 
zum Vizepräsidenten dieser Behörde ernannt wor- 
den. 

Seine Beförderung erfolgte unter Beachtung der 
hierfür bestehenden beamtenrechtlichen Grund- 
sätze. 

Der neue Vizepräsident ist jedoch nicht zum 
Direktor des THW ernannt worden, weil er neben 
seinem neuen Amt zugleich die Abteilung WD 
(Warn- und Alarmdienst) des Bundesamtes für Zivi- 
len Bevölkerungsschutz leitet. 

Vor der Berufung eines neuen Direktors des THW 
werde ich auch die Auffassung der Vertreter der 
THW-Helfer in meine Überlegungen einbeziehen, 
sofern sie durch den Bundessprecher des THW an 
mich herangetragen wird. 


Anlage 15 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeord- 
neten Dr. Dollinger (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 17): 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
7. Mai 1974 zu, di^ beschränkt verfügbare Komputerkapazität 
beim Statistischen Bundesamt sei die Ursache für zunehmende 
Verzögerungen bei der Ermittlung und Bekanntgabe der üblichen 
Außenhandelsergebnisse, und welche Vorkehrungen wird die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — innerhalb welchen Zeit- 
raums treffen, um entsprechend dem Bedürfnis der Öffentlichkeit 
dafür zu sorgen, daß das jeweilige Außenhandelsergebnis wie 
früher spätestens am 20. des folgenden Monats veröffentlicht 
werden kann? 

Die vom Statistischen Bundesamt bei der Erstel- 
lung der Außenhandelsstatistik zu bearbeitenden 
Ein- und Ausfuhrfälle haben sich aufgrund des stän- 
dig steigenden Umfangs des Außenhandels, insbe- 
sondere in den ersten Monaten des Jahres 1974, so- 
wie im Zusammenhang mit Harmonisierungsmaß- 
nahmen der Europäischen Gemeinschaften auf die- 
sem Gebiet sprunghaft erhöht. Insgesamt ist die 
Zahl der bearbeitenden Positionen gegenüber 1973 
um rund 12 ^/o gestiegen; sie beträgt z. Z. etwas über 
2 Millionen Fälle monatlich. 

Der starke Anstieg hat zu einem Engpaß bei der 
Ablochung der einzelnen Belege im Statistichen 
Bundesamt und damit zu einer späteren Veröffent- 
lichung der Ergebnisse der Außenhandelsstatistik 


als in den vergangenen Monaten geführt. Die 
Gründe sind nicht oder nur zum geringeren Teil auf 
die begrenzte Komputerkapazität des Amtes zurück- 
zuführen. 

Um künftig weitere Terminverzögerungen zu ver- 
hindern, hat das Statistische Bundesamt kurzfristige 
Uberbrückungsmaßnahmen eingeleitet. Langfristig 
werden neben einer Verbesserung der maschinellen 
Ausstattung auch die Bemühungen um weitere Ra- 
tionalisierung und Straffung der Außenhandelsstati- 
stik fortgesetzt; dabei wird auch die Prüfung der 
Notwendigkeit eines eventuellen Stellenzugangs zu 
untersuchen sein. Ferner werden die Ergebnisse des 
Gutachtens über eine Straffung des statistischen 
Programms zu berücksichtigen sein, um dessen Er- 
stellung die Bundesregierung — veranlaßt durch 
den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
— ■ den Eundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung bis Ende 1974 gebeten hat. 

Im Hinblick auf die Bedeutung der Außenhandels- 
statistik für die Wirtschafts- und Währungspolitik 
soll der hohe Aussagewert dieser Statistik und die 
Aktualität der Berichterstattung auf jeden Fall ge- 
sichert bleiben. 


Anlage 16 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abge- (D) 
ordneten Biechele (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Fragen B 18 und 19) : 

Stimmt die Bundesregierung der Meinung von Herrn Dr. R. 
Pedroli, stellv. Direktor des Eidgenössisdien Amtes für Umwelt- 
schutz, Bern, und Chef der sdiweizerisdicn Delegation bei der 
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins, zu, daß die 
Arbeiten der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins 
nur langsam vorankommen, weil die Koordination unter den 
Partnerstaaten gemäß Berner Vertrag von 1963 zu viel Zeit 
erfordere, und was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
zu tun, um die Arbeiten der Kommission beschleunigen zu 
können? 

Welche Aufgaben sind nach Meinung der Bundesregierung für 
die Kommission vordringlich, um den Schutz des Rheins gegen 
Verunreinigungen zu gewährleisten und zu stärken, und welche 
zeitlichen Vorstellungen vertritt die Bundesregierung, um diese 
unaufschiebbaren Aufgaben zu erfüllen? 

Zu Frage B 18: 

Eine Äußerung dieses Inhalts von Herrn Dr. 
Pedroli ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Bei Beurteilung der Frage, ob die Arbeiten der 
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins 
gegen Verunreinigung zu langsam vorankommen, ist 
zu berücksichtigen, daß es sich hier um vielschichtige 
und schwerwiegende Gewässerprobleme an einem 
der am stärksten belasteten europäischen Ströme 
handelt. Gemessen am Ausmaß dieser Probleme 
sollte der bisherige Fortgang der Arbeiten der Inter- 
nationalen Kommission nicht zu gering bewertet 
werden. Wenn die Ergebnisse des Kampfes gegen 
die Verunreinigung des Rheins noch manches zu 
wünschen übrig lassen, so ist dies vor allem darauf 
zurückzuführen, daß die Internationale Kommission 
nur geringe eigene Befugnisse und Einwirkungs- 
möglichkeiten besitzt. Dies war ein Grund dafür, daß 
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seit 1972 Ministerkonferenzen über den Schutz des 
Rheins gegen Verunreinigung stattfinden; nach Kon- 
ferenzen in Den Haag und Bonn ist die nächste 
Ministerkonferenz für Dezember 1974 in Paris vor- 
gesehen. 

Diese Ministerkonferenzen haben sich als wirk- 
sames Mittel erwiesen, um entscheidende politische 
Impulse für den Fortgang der Arbeiten der Inter- 
nationalen Kommission zu geben und die zügige 
Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen zu ge- 
währleisten. Aufgrund der Beschlüsse der Minister 
wird derzeit insbesondere auch geprüft, in welchen 
Punkten die Struktur und Arbeitsweise der Inter- 
nationalen Kommission, ihres Sekretariats und ihrer 
Arbeitsgruppen verbessert werden können. 

Zu Frage B 19: 

In Übereinstimmung mit den Beschlüssen der 
Ministerkonferenzen von Den Haag und Bonn hält 
die Bundesregierung Maßnahmen zur Verringerung 
der Salzbelastung sowie der chemischen und thermi- 
schen Belastung des Rheins für vordringlich. 

Nach diesen Beschlüssen wird die französische 
Regierung zur Verringerung der Salzbelastung des 
Rheins auf ein vertretbares Maß vom 1. Januar 1975 
an unter finanzieller Beteiligung der übrigen An- 
liegerstaaten eine Chlorid-Ionen-Menge von 60 kg/ 
sec. aufhalden, die bislang als Rückstandssalze aus 
der Kali-Produktion im Elsaß in den Rhein einge- 
leitet werden. Als Grundlage hierfür erarbeitet die 
Internationale Kommission derzeit einen Verein- 
barungsentwurf, der auf der nächsten Ministerkon- 
ferenz im Herbst dieses Jahres beraten wird. 

Zur Verringerung der chemischen Verunreinigung 
des Rheins soll die Einleitung bestimmter Schad- 
stoffe je nach dem Grad ihrer Gefährlichkeit ent- 
weder verboten, eingeschränkt oder mit bestimmten 
Auflagen verbunden werden. Ein internationales 
Übereinkommen hierzu ist in Vorbereitung. Die 
Minister haben sich verpflichtet, bereits vor Billi- 
gung dieses Übereinkommens im nationalen Rahmen 
die Belastung des Rheins durch Quecksilber und 
Cadmium zu kontrollieren und zu beschränken. 

Zur Verhinderung einer unzulässigen Belastung 
des Rheins mit Kühlwasser haben die Minister be- 
schlossen, daß alle künftigen Kraftwerke mit ge- 
schlossenen Kühlsystemen oder gleichwertigen 
Systemen ausgerüstet werden sollen. Bis Herbst 
1974 wird ein Simulationsmodell zur Ermittlung der 
Gesamterwärmung des Rheinwassers ausgearbeitet, 
auf dessen Grundlage weitere Beschlüsse gefaßt 
werden können. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With vom 22. Mai 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Müller (Berlin) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 20) ; 

Wann gedenkt die Bundesregierung, den nadi § 92 a HGB als 
untere Grenze der vertraglidien Leistungen des Unternehmers im 
Jahr 1953 festgesetzten Betrag in Höhe von durdisdinittlidi 


monatlidi 500 DM, der dann mit Reditsverordnung vom 20, Ok- (C) 
tober 1967 auf 1000 DM erhöht wurde, den veränderten Lohn- 
und Preisverhältnissen anzupassen? 

Das Gesetz zur Änderung des Handelsgesetz- 
buchs vom 6. August 1953 hat in § 92 a HGB keinen 
bestimmten Betrag als untere Grenze der vertrag- 
lichen Leistungen des Unternehmers festgelegt. 

§ 92 a HGB enthält lediglich eine Ermächtigung, 
durch Rechtsverordnung eine solche Untergrenze 
festzusetzen, um die notwendigen sozialen und 
wirtschaftlichen Bedürfnisse der sog. Einfirmen-Han- 
delsvertreter sicherzustellen. Von dieser Ermächti- 
gung ist bisher kein Gebrauch gemacht worden, da 
sich kein Bedürfnis hierfür gezeigt hat. Die Frage 
des Bedürfnisses für eine Rechtsverordnung nach 
§ 92 a HGB wird jedoch zur Zeit in meinem Hause 
überprüft; sie wird in einer Besprechung am 4. Juli 
1974 mit den Verbänden der Unternehmer und der 
Handelsvertreter sowie den Gewerkschaften erör- 
tert werden. 

Der in Ihrer Schriftlichen Frage erwähnte Betrag 
von durchschnittlich monatlich 500 DM und die Er- 
höhung auf 1 000 DM im Jahre 1967 beziehen sich 
auf einen anderen Gegenstand: Nach Artikel 3 
Abs. 1 des Gesetzes vom 6. August 1953 sind die 
Arbeitsgerichte anstelle der ordentliche Gerichte zur 
Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten zwischen Un- 
ternehmer und Handelsvertreter zuständig, wenn es 
sich um einen Einfirmen-Handelsvertreter im Sinne 
des § 92 a HGB handelt und sein durchschnittliches 
Monatseinkommen 500 DM nicht übersteigt. Diese 
Einkommensgrenze ist aufgrund der Ermächtigung 
nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 6. August 
1953 durch Verordnung vom 20. Oktober 1967 auf 
1 000 DM erhöht worden. Im Rahmen der Unter- 
suchungen zu § 92 a HGB wird auch die Frage über- 
prüft werden, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfange die Entwicklung der Lohn- und Preisver- 
hältnisse seit 1967 eine weitere Erhöhung dieser 
Einkommensgrenze angezeigt erscheinen läßt. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With vom 22. Mai 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr, Holtz (SPD) (Drucksache 7/2118 Frage B 21) : 

Beabsiditigt die Bundesregierung, die Strafprozeßordnung dahin 
gehend zu erweitern, daß sowohl staatlidi anerkannte Sozial- 
arbeiter, Sozialpädagogen und Psydiologen als audi die in der 
Ehe-, Erziehungs-, Jugend- und Straffälligenberatung Tätigen ein 
Zeugnisverweigerungsredit — ähnlidi wie Ärzte, Anwälte etc, — 
erhalten? 

Die Einführung eines strafprozessualen Zeugnis- 
verweigerungsrechts für staatlich anerkannte So- 
zialarbeiter, staatlich anerkannte Sozialpädagogen 
und Psychologen mit staatlich anerkannter wissen- 
schaftlicher Abschlußprüfung sieht der Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Reform des Strafverfah- 
rensrechts (2. StVRG) vor, den die Bundesregierung 
am 30. April 1974 beschlossen hat. 

Das Zeugnisverweigerungsrecht soll den genann- 
ten Personengruppen nach dem Entwurf allerdings 
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nur zusteben, soweit sie in der Ehe-, Erziehungs- 
und Jugendberatung sowie bei der Beratung in 
Suchtfragen tätig sind. Für diese Beschränkung des 
Zeugnisverweigerungsrechts für Sozialarbeiter, So- 
zialpädagogen und Psychologen ist maßgebend ge- 
wesen, daß im Interesse der Strafrechtspflege bei 
einer Ausdehnung des Zeugnisverweigerungsrechts 
aus beruflichen Gründen größtmögliche Zurückhal- 
tung geboten ist. Jede Ausdehnung des Aussagever- 
weigerungsrechts schränkt die Beweismöglichkeiten 
der Strafverfolgungsbehörden zur Erhärtung oder 
Widerlegung des Verdachts strafbarer Handlungen 
ein und erhöht die Gefahr von Fehlurteilen. Darauf 
hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Ent- 
scheidung vom 19. Juli 1972 (BVerfGE 33, 367) hin- 
gewiesen, mit der es § 53 StPO, soweit diese Bestim- 
mung Sozialarbeitern ein Zeugnisverweigerungs- 
recht bisher nicht einräumt, für verfassungsmäßig 
erklärt hat. Nach den Ausführungen des Bundesver- 
fassungsgerichts setzt das Rechtsstaatsprinzip dem 
Gesetzgeber bei der Erweiterung des Zeugnisver- 
weigerungsrechts enge Grenzen. Soweit der Grund- 
satz der Rechtsstaatlichkeit die Idee der Gerechtig- 
keit als wesentlichen Bestandteil enthalte, verlange 
er auch die Aufrechtenhaltung einer funktionstüch- 
tigen Rechtspflege. Die Einräumung von Aussage- 
verweigerungsbefugnissen aus beruflichen Gründen 
bedürfe daher stets einer besonderen Legitimation, 
um vor der Verfassung Bestand zu haben. 

Diese besondere Legitimation für die Einräumung 
eines Aussageverweigerungsrechts für Sozialarbei- 
ter, Sozialpädagogen und Psychologen ist in den 
.IB) Bereichen zu bejahen, in denen für ihre erfolg- 
reiche Tätigkeit in besonderem Maße ein höchst- 
persönliches und keine Offenbarung duldendes Ver- 
trauensverhältnis zwischen dem Beratenden und 
Betreuendem und seinem Klienten erforderlich ist. 
Als solche Bereiche sind die Ehe-, Erziehungs- und 
Jugendberatung sowie die Beratung in Suchtfragen 
anzusehen. 

Auf die Beratung von Straffälligen soll das Zeug- 
ni s ve r wei ge rungs recht dagegen nicht erstreckt wer- 
den. Soweit die Beratung von Straffälligen Gerichts- 
und Bewährungshelfern obliegt, sind die gesetz- 
lichen Mitteilungspflichten zu berücksichtigen, die 
diese gegenüber den Gerichten haben (§ 24 c StGB, 
§§ 24, 38 JGG). Da diese Mitteilungspflichten durch 
das Zeugnisverweigerungsrecht nicht berührt wer- 
den dürften, würde ohnehin nur ein schmaler und 
für die Betroffenen schwer abgrenzbarer Bereich 
verbleiben, in dem die Aussage verweigert werden 
kömnte. Deshalb soll der ganze Bereich vom Zeug- 
nisverweigerungsrecht ausgenommen werden. Da- 
mit wird auch dem Gedanken Rechnung getragen, 
daß Gerichte und Bewährungshelfer gemeinsam für 
die Resozialisierung verantwortlich sind. 

In den Kreis der nach § 53 StPO zur Aussagever- 
weigerung berechtigten Personen sollen nach dem 
Entwurf die staatlich anerkannten Sozialarbeiter, 
staatlich anerkannte Sozialpädagogen und Psycholo- 
gen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlußprüfung sowie ihre Hilfspersonen (§ 53 a 
StPO) einbezogen werden. Da das Zeugnisverweige- 
rungsrecht eine wirksame Strafverfolgung ein- 
schränkt, muß der Gesetzgeber die Eingrenzung 


nach äußerlichen, objektiven Merkmalen vorneh- iQ 
men. Als Anknüpfungspunkt bietet sich insoweit 
nur der Ausbildungsgrad an, über den staatlich an- 
erkannte Sozialarbeiter und Sozialpädagogen sowie 
Psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaft- 
licher Abschlußprüfung verfügen. 

Die Erfahrungen mit dieser neuen, eng gefaßten 
Vorschrift und die weitere Entwicklung werden 
zeigen, ob das Aussageverweigerungsrecht für So- 
zialarbeiter auf zusätzliche Bereiche ausgedehnt 
werden kann. Der Vollständigkeit halber ist aller- 
dings darauf hinzuweisen, daß das Fünfte Gesetz 
zur Reform des Strafrechts ein Zeugnisverweige- 
rungsrecht für Mitglieder oder Eeauftragte einer 
ermächtigten Beratungsstelle nach § 218 c StGB 
oder einer zur Begutachtung nach § 219 c StGB zu- 
ständigen Stelle Über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft anvertraut werden oder bekannt gewor- 
den ist, vorsieht. In diesen Beratungsstellen werden 
auch Sozialarbeiter und Sozialpädagogen sowie 
Psychologen tätig sein. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With vom 22. Mai 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Rollmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage 
B22): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des bisherigen Bun- 
desjustizministers Jahn, daß Gefangenenzeitungen „eine Brücke 
zwischen der Welt .drinnen' und der Welt .draußen' schlagen ' ' 

und deshalb Anerkennung und Unterstützung verdienen", und 
welche Möglichkeiten sicht die Bundesregierung, die Herausgabe 
von Gefangenenzeitungen zu fördern? 

1. In zahlreichen Justizvollzugsanstalten der Län- 
der werden Anstaltszeitschriften herausgegeben, die 
sich nach Auflagenhöhe, Verbreitungskreis und 
Aufgabengebiet voneinander unterscheiden. Ein- 
zelne Anstaltszeitschriften haben es sich zur Auf- 
gabe gemacht, nicht nur die Anstaltsinsassen, son- 
dern darüber hinaus auch die interessierte Öffent- 
lichkeit über Probleme des Strafvollzuges und des 
Anstaltslebens zu informieren. Die Bundesregierung 
begrüßt diese wie auch andere Versuche, in der 
Öffentlichkeit um Verständnis für die Fragen des 
Strafvollzuges zu werben und die Justizvollzugs- 
anstalten wie ihre Insassen in das gesellschaftliche 
Leben zu integrieren. 

2. Der Vollzug der Freiheitsstrafen wie auch die 
Unterhaltung der Justizvollzugsanstalten und deren 
Einrichtungen fällt in die Zuständigkeit der Länder. 

Es ist daher auch ausschließlich Aufgabe der zustän- 
digen Landesbehörden, über Fragen einer Förde- 
rung von Anstaltszeitschriften zu entscheiden. Der 
Bundesregierung fehlt hierzu die Zuständigkeit. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Berkhan vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
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Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/2118 Frage B 23): 

Wieviel Hektar Grundflädie des sogenannten Alabama-Depots, 
und gegebenenfalls welche Teile können in absehbarer Zeit 
(wann?) für städtebauliche Zwecke freigegeben werden? 

Die Bundeswehr beabsichtigt, nach dem Stand der 
derzeitigen Planung voraussichtlich im Laufe des 
Jahres 1975 etwa 15 ha und bis Ende 1980 weitere 
15 ha in das allgemeine Grundvermögen des Bundes 
zu überführen. Der Bundesminister der Finanzen, 
der das allgemeine Grundvermögen des Bundes ver- 
waltet, ist sodann auf Grund haushaltsrechtlicher 
Vorschriften verpflichtet zu prüfen, ob die von der 
Bundeswehr freigegebenen Flächen für Zwecke des 
Bundes entbehrlich sind und veräußert werden kön- 
nen. 

Im übrigen ist das Alabama-Depot Gegenstand von 
Verhandlungen mit der Landeshauptstadt München 
über die künftige Nutzung verschiedener Bundes- 
wehr-Anlagen im Stadtgebiet. Das Ergebnis dieser 
Verhandlungen bleibt abzuwarten. 


Anlage 21 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hiehle vom 21. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 
7/2118 Frage B 24): 

Werden in absehbarer Zeit im Raum München bisher von 
Angehörigen anderer NATO-Truppen in Anspruch genommene 
Wohnungen frei, gegebenenfalls wieviel, und welchem Zweck 
werden diese zugeführt? 

Nach einer inoffiziellen Verlautbarung der zu- 
ständigen US-Dienststelle in München kann in ab- 
sehbarer Zeit zwar mit der Freigabe von weiteren 
rd. 150 bundeseigenen Wohnungen in der US-Sied- 
lung in München, Am Perlacher Forst, gerechnet 
werden. 

Diese Wohnungen werden aber zur Deckung des 
erheblichen Wohnungsbedarfs des Bundes im Bal- 
lungsraum München (benötigte Wohnungen ca. 
2 300) ausschließlich für die Unterbringung von Bun- 
desbediensteten verwendet werden müssen. 


Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hiehle vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen 
B 25 und 26) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Dienststellen im Bereich 
der Finanzverwaltung (z. B. Oberfinanzdirektion Freiburg) durch 
Prüfungsvermerke angehalten werden, die Einnahmen aus Ge- 
stattungsverträgen für die Aufstellung von Warenverkaufsauto- 
maten der Belegschaft entgegen bisheriger Übung zu entziehen 
und haushaltsmäßig zu vereinnahmen? 

Stimmt eine derartige Auslegung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen durch die Prüfungsbehörden mit den sozialen Absichten der 
Bundesregierung überein, oder ist die Bundesregierung mit mir 
der Ansicht, daß die Nutzungsentschädigungen wie bisher der 


Belegschaft für freiwillige soziale und gemeinschaftliche Maß- (^) 
nahmen zur Verfügung stehen sollten, und welche konkreten 
Schritte beabsichtigt die Bundesregierung, um die Behördenchefs 
in die Lage zu versetzen, entsprechend zu verfahren? 

Die Oberfinanzdirektion Freiburg hat Ende Fe- 
bruar dieses Jahres die Frage des Aufsteilens von 
Warenverkaufsautomaten aufgrund einer Prüfungs- 
bemerkung des Bundesrechnungshofs einheitlich für 
ihren Bezirk geregelt. Gemäß dem geltenden Haus- 
haltsrecht geht die Oberfinanzdirektion davon aus, 
daß das Aufstellen von Automaten in oder an 
Dienstgebäuden des Bundes grundsätzlich nur gegen 
Entrichtung einer Nutzungsentschädigung zulässig 
ist und daß diese Entschädigung als Einnahme des 
Bundes bei dem entsprechenden Einnahmetitel des 
Bundeshaushaltsplans zu vereinnahmen ist. 

Aus Gründen der Fürsorge hat die Oberfinanz- 
direktion Freiburg jedoch keine Bedenken dagegen 
erhoben, daß die Nutzungsentschädigung, die im 
Zusammenhang mit dem Verkauf von Frisch- und 
Heißgetränken aus Automaten gezahlt wird, mit 
dem Getränkepreis verrechnet wird. Damit wird in 
Form einer Preissenkung den sozialen Belangen im 
Rahmen des Möglichen Rechnung getragen. Ob eine 
solche Regelung auch für die Abgabe anderer Waren 
aus Automaten, zum Beispiel für Bier oder Zigaret- 
ten, getroffen werden kann, wird zur Zeit geprüft. 

Von dem Ergebnis werde ich Sie unterrichten. 


Anlage 23 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer vom 
22. Mai 1974 auf die Mündliche Frage des Abgeord- 
neten Becker (Nienberge) ( SPD) (Drucksache 7/2118 
Frage B 27) : 

Wie und wann beabsictitigt die Bundesregierung, den Zustand 
zu beenden, daß in einigen Grenzbereichen zwischen öffentlichen 
Verwaltungs- und Wirtschaftsunternehmen, z. B. bei Kreditinsti- 
tuten, weder das neue Betriebsverfassungsgesetz noch das Bun- 
despersonalvertretungsgesetz voll anwendbar ist? 

Grenzbereiche, in denen für Verwaltungen oder 
Wirtschaftsunternehmungen weder das Betriebsver- 
fassungsgesetz noch das Personalvertretungsgesetz 
des Bundes oder eines Landes voll anwendbar ist, 
gibt es nicht. Beide Rechtsbereiche schließen sich 
lückenlos aneinander an. 

Das Betriebsverfassungsgesetz gilt für Betriebe 
des privaten Rechts (§ 1), nicht jedoch für „Verwal- 
tungen und Betriebe des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und sonstigen Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts" (§ 130). 

Das Bundespersonalvertretungsgesetz gilt für die 
„Verwaltungen des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sowie in den Gerichten des Bun- 
des". Zu den Verwaltungen gehören auch die Be- 
triebsverwaltungen (§ 1). In § 95 Abs. 1 schreibt das 
Bundespersonalvertretungsgesetz die Bildung von 
Personalvertretungen auch für die Verwaltungen 
und Betriebe der Länder, Gemeinden, Gemeindever- 
bände und der sonstigen nicht bundesunmittelbaren 
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(A) Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts sowie für die Gerichte der Länder vor. 

Die Deutsche Genossenschaftskasse, die Deutsche 
Pfandbriefanstalt, die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau und die Landwirtsdiaftlidie Rentenbank sind 
bundesunmittelbare Körpersdiaften oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts. Auf sie ist daher das Bun- 
despersonalvertretungsgesetz voll anzuwenden, 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Porzner vom 21. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Milz 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 28): 

Wann kann mit dem Absdiluß der Kraftfahrzeugsteuerreform 
gerechnet werden, bzw. zu welchem Zeitpunkt ist das Inkraft- 
treten der neuen Kraftfahrzeugsteuer zu erwarten, und werden 
sachliche Änderungen gegenüber den bisherigen Vorstellungen 
der Bundesregierung vorgenommen werden? 

Die Bundesregierung hat am 26. Oktober 1973 den 
Entwurf eines neuen Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
verabschiedet. Der Bundesrat hat zu diesem Gesetz- 
entwurf (BR-Drucks. 701/73) am 20. Dezember 1973 
Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf noch nicht 
an den Bundestag weitergeleitet, da wegen der 
Überlastung des Finanzausschusses die parlamen- 
jBj tarische Beratung des Gesetzentwurfs vorerst kaum 
möglich sein wird. 

Ob der Bundestag Änderungen am Gesetzentwurf 
vornehmen wird, liegt allein in seinem Ermessen. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Grüner vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Im- 
mer (SPD) (Drucksache 7/2118 Fragen B 29 und 30): 

Inwieweit wird die Bundesregierung (angesichts der jüngsten 
fragwürdigen Entwicklungen auf dem Mineralölmarkt) die Bildung 
einer eigenen staatlich kontrollierten Mineralölgesellschaft be- 
schleunigen? 

Einen wie großen Marktanteil einer bundeseigenen Mineralöl- 
gesellschaft hält die Bundesregierung für nötig, um einen wirk- 
samen, marktgerechten Einfluß auf die Preisbildung ausüben zu 
können? 

Die Bundesregierung ist dabei, die notwendigen 
Maßnahmen zur Schaffung einer international lei- 
stungs- und wettbewerbsfähigen nationalen Mine- 
ralölgruppe zügig durchzuführen. Als wichtige 
Schritte auf diesem Weg hat der Bund die Kapital- 
mehrheit der Gelsenberg AG erworben und kürz- 
lich mit der VEBA Einvernehmen darüber erzielt, 
daß die VEBA künftig die Verwaltungsrechte des 
Bundes aus dessen Gelsenberg-Aktien treuhände- 
risch für den Bund ausüben soll. 

Herr Bundeskanzler Schmidt hat in seiner Regie- 
rungserklärung am 17. Mai 1974 bekräftigt, daß die 


Bundesregierung den Zusammenschluß von VEBA 
und Gelsenberg im Rahmen des VEBA-Konzerns 
noch in dieser Legislaturperiode verwirklichen wird. 
Mit diesem Vorgehen verbindet die Bundesregie- 
rung jedoch nicht die Absicht, den Marktanteil der 
deutschen Gesellschaften zu Lasten anderer kon- 
kurrierender Gruppen in der Bundesrepublik auszu- 
weiten. Die Bedeutung des Zusammenschlusses liegt 
vielmehr in der Richtung, Initiativen für die sichere 
und preisgünstige Versorgung unseres Landes mit 
Mineralöl in die Wege zu leiten. Derartigen Initiati- 
ven kommt wegen des Strukturwandels der Rohöl- 
märkte, vor allem unter dem Gesichtspunkt einer 
verstärkten Zusammenarbeit mit den Rohölförder- 
ländern, besondere Bedeutung zu. Der bei etwa 25 Vo 
liegende Marktanteil von VEBA und Gelsenberg so- 
wie der übrigen Unternehmen der deutschen Gruppe, 
die an dieser Zielsetzung im Rahmen der DEMINEX 
mitwirken, stellt dafür eine durchaus ausreichende 
Basis dar. Das gilt auch hinsichtlich des Einflusses 
dieser Gesellschaften auf die Preisbildung am deut- 
schen Markt. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten En- 
gelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen 
B 31 und 32): 

Trifft es zu, daß bis heute noch kein Auftrag von russischer (D) 
Seite über den Bau des Stahlwerks in Kursk, UdSSR, erfolgt ist, 
der eine Zahlung von 2,5 Milliarden DM bar zur Folge hätte? 

Aus welchen Gründen ist bisher von russischer Seite nur der 
Auftrag für die Anfertigung einer Studie über das zu errichtende 
Stahlwerk in Kursk den beteiligten deutschen Firmen erteilt 
worden, und wie erklären sich in diesem Zusammenhang die 
Äußerungen der Bundesregierung, daß die russischen Auftrag- 
geber 2,5 Milliarden DM bar für den Bau des Stahlwerks den 
beteiligten Firmen zugesagt hätten? 

Zu Frage B 31: 

Es trifft nach den mir vorliegenden Informationen 
zu, daß eine Generalvereinbarung zwischen den Fir- 
men Salzgitter, Krupp und Korff mit den sowjeti- 
schen Stellen über den Bau eines Stahlwerks bei 
Kursk abgeschlossen wurde. Dieser Vertrag hat die 
Zahlung von 2,5 Mrd. DM in bar zur Folge, wenn 
sich die Vertragspartner über die Abwicklung der 
Einzelaufträge nach Abschluß einer zunächst anzu- 
fertigenden Projektstudie einig werden. 

Zu Frage B 32: 

Bei einem Projekt dieser Größenordnung ist die 
Anfertigung einer Projektstudie nicht ungewöhnlich. 

Die Bundesregierung hat den Absdiluß des Rahmen- 
vertrags über dieses für die deutsch-sowjetischen 
Wirtschaftsbeziehungen wichtige Projekt begrüßt. 

Sie hat dies auch im Hinblick darauf getan, daß 
durch die Vereinbarung zugleich das Problem der 
Finanzierung und die damit verbundene Zinsfrage 
ausgeräumt wurde, indem sich die sowjetische Seite 
bereitgefunden hat, die deutschen Leistungen von 
2,5 Mrd. DM bar zu zahlen. 
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Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Milz 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 33): 

Erfährt die Stadt Bad Münstereifel durch den 3. Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" für den Zeitraum 1974 bis 1977 (Drucksache 
7/1769) vom Bund nur eine Fremdenverkehrsförderung, oder 
kommt Bad Münstereifel voll in den Genuß aller Förderungs- 
vorhaben? 

Die Stadt Bad Münstereifel kommt voll in den Ge- 
nuß der Förderung des privat-gewerblichen wie des 
öffentlichen Fremdenverkehrs, so wie sie in Nr. 2 
Buchst, g) und Nr. 3 Buchst, f) der im 3. Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" enthaltenen Regelungen 
über Voraussetzungen, Art und Intensität der För- 
derung festgelegt ist. Darüber hinaus können in Bad 
Münstereifel alle Förderungsmaßnahmen eingesetzt 
werden, die für Gemeinden vorgesehen sind, die 
— wie Bad Münstereifel — zwar im Förderge- 
biet liegen, aber nicht als Schwerpunktort ausge- 
wählt wurden. Damit kann in dieser Stadt entspre- 
chend Nr. 2 Buchst, f), Abs. 1 bis 3, und Buchst, h) 
der Regelungen die Errichtung, Erweiterung, Umstel- 
lung oder grundlegende Rationalisierung von ge- 
werblichen Produktionsbetrieben und entsprechend 
Nr. 3 Buchst, b) bis g) der Ausbau der wirtschafts- 
nahen Infrastruktur, soweit es für die Entwicklung 
der gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist, geför- 
dert werden. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Grüner vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Pfeifer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 34): 

Hat die Bundesregierung vor Aufnahme der Verhandlungen, 
während der Verhandlungen oder bei der Erstellung eines Ver- 
tragsentwurfs für ein Koproduktionsabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien für den Bereich der Filmindustrie mit den zu- 
ständigen deutschen Organisationen und Gewerkschaften der 
Produzenten, Schauspieler und Regisseure Beratungen aufgenom- 
men oder Anhörungen über den Inhalt dieses Abkommens durch- 
geführt? 

Grundlage für die Abkommen über die Gemein- 
schaftsproduktion von Filmen ist das Filmförde- 
rungsgesetz (BGBl. 19741 S. 1047), hier besonders § 7 
Abs. 5. Der mögliche Inhalt von Abkommen wird 
dadurch weitgehend vorgezeichnet. Außerdem wird 
die Bundesregierung bei der Vorbereitung und Aus- 
handlung von Abkommen dieser Art regelmäßig von 
der Filmförderungsanstalt beraten, die kraft gesetz- 
lichen Auftrags für die gesamtwirtschaftlichen Be- 
lange der deutschen Filmwirtschaft einzutreten hat 
und in deren Verwaltungsrat alle maßgeblichen Or- 
ganisationen der Filmwirtschaft vertreten sind, dar- 
unter die Produzentenverbände und als Gewerk- 
schaft die Rundfunk-, Fernseh-, Film-Union im DGB. 
Unter den Mitgliedern des Verwaltungsrats befin- 
den sich auch Regisseure. 


Wie bei früheren Abkommen über die Gemein- ^ ^ 
Schaftsproduktion von Filmen hat die Bundesregie- 
rung darüber hinaus im Falle des Entwurfs eines 
Abkommens mit dem Vereinigten Königreich die 
Repräsentanten der deutschen Filmwirtschaft zu dem 
Abkommensentwurf angehört und ihnen Gelegen- 
heit gegeben, an den Verhandlungen im März 1974 
in London teilzunehmen. Mit der im Verwaltungsrat 
vertretenen Gewerkschaft bestand bei der Vorberei- 
tung des Koproduktionsabkommens unmittelbarer 
Kontakt. 


Anlage 29 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hiehle vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Roser 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 35): 

In welciier Höhe haben die erdölexportierenden Staaten am 
Persischen Golf dem internationalen Währungsfonds Kredite zur 
Verfügung gestellt, und wie verhalten sich die Beträge zu den 
Einnahmen, die diese Länder durch die Preiserhöhungen für Erdöl 
und dessen Produkte erzielt haben? 

Der Geschäftsführende Direktor des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF), Witteveen, hat mit den 
führenden Ölexportländern am persischen Golf und 
in Nordafrika im Februar und April über Kreditauf- 
nahmen des IWF zur Finanzierung der geplanten 
Ölfazilität im IWF verhandelt. 

Eine Reihe dieser Länder hat sich grundsätzlich 
bereiterklärt, dem IWF insgesamt 2,8 Milliarden $ 
zu leihen. Saudi Arabien hat 1,2 Milliarden $, der 
Iran 720 Millionen $, andere Länder haben insge- 
samt 840 Millionen $ angeboten. Zusätzliche Be- 
träge wurden noch für dieses Jahr in Aussicht ge- 
stellt. 

Die Weltbank schätzt die Entwicklung der Staats- 
einnahmen der Ölländer am persischen Golf aus 
Ölförderung und Ölexport wie folgt (Zahlen in Mil- 
lionen $) : 

1973 1974 


Saudi Arabien 

4 915 

19 400 

Kuwait 

2 130 

7 945 

AbuDabu 

1 035 

4 800 

Quatar 

360 

1 425 

Irak 

1 465 

5 900 

Iran 

3 885 

14 930 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner vom 22, Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Brandt (Grolsheim) (SPD) (Drucksache 7/2118 Fra- 
gen B 36 und 37) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Motoröl in den Jah- 
ren 1970 bis 1973 über Supermärkte und Ladenketten verkauft 
wurde? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung geplant, um alle 
Verkäufer von Motoröl zu veranlassen, geeignete Einrichtungen 
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(A) zu schaffen, die dem Käufer die Möglichkeit geben, Altöl dort 
unschädlich zu deponieren, wo es dann nach § 3 des Altölgesetzes 
vom 23. Dezember 1968 abgeholt wird? 

Zu Frage B 36: 

Im Jahre 1973 sind nach Angaben der Verbände 
des Einzelhandels und der Hauptgemeinsdiaft des 
Deutschen Einzelhandels rd. 7 000 1 Motoröl von 
Warenhauskonzernen, Versandhäusern, Selbstbe- 
dienungs-Warenhäusern, Filialunternehmen und 
Konsumgenossenschaften verkauft worden. Anga- 
ben für die Jahre 1970 — 1972 liegen nicht vor. 

Zu Frage B 37: 

Supermärkte und Ladenketten sowie die sonst 
in Betracht kommenden Bereiche des Einzelhandels 
haben der Bundesregierung im April 1974 zugesagt, 
alsbald 

a) die Zahl der bereits bestehenden Annahmestel- 
len (einer der Warenhauskonzerne verfügt allein 
über 70 Annahmestellen) so zu erhöhen, daß in 
Verbindung mit zusätzlichen Absprachen mit 
Tankstellen und Werkstätten eine umfassende 
Rücknahme von Altöl gewährleistet wird 

b) die Käufer von Handelsöl auf die Umweltschäd- 
lichkeit von Altöl aufmerksam zu machen und 
zugleich auf die nächstgelegene Altöl-Annahme- 
stelle hinzuweisen. 

Ölverkäufer und Altöl-Annehmer müssen nicht 
unbedingt identisch sein. Neben handelseigenen 
Annahmestellen und neben Vertrags-Tankstellen 
bzw. -Werkstätten bestehen in zahlreichen Gemein- 

(B) den öffentliche Altöl-Annahmestellen. Allein in der 
Bundeshauptstadt sind vier derartige Stellen einge- 
richtet. Im Bereich der Tankstellen ist die Bereit- 
schaft, fremde Altöle anzunehmen, nicht besonders 
ausgeprägt. 

Die Bundesregierung wird nach Abschluß der 
noch laufenden Gespräche mit dem ölverkaufenden 
Einzelhandel die schon früher begonnenen Ge- 
spräche mit dem Deutschen Städtetag und der Mine- 
ralölwirtschaft fortsetzen. Eine eingehende Stellung- 
nahme zu dem Gesamtproblem ist in der Bundes- 
tags-Drucksache VI/3014 enthalten. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 21. Mai 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Carstens (Emstek) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Fragen B 38 und 39) : 

Welche Initiativen will die Bundesregierung ergreifen, um die 
verfahrene Preissituation auf dem Markt für Mastschweine zu 
beeinflussen, die sich mittlerweile in einem solchen Maße ver- 
schlechtert hat, daß jegliche Schweinemast nur noch mit finan- 
ziellen Verlusten betrieben werden kann? 

In welcher Weise will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
die deutsche Landwirtschaft auf dem Gebiet der Schweinemast 
von einer unhaltbaren Marktsituation verschont bleibt, die durch 
Wettbewerbsverzerrungen infolge von Subventionierungen der 
Landwirtschaft in einigen unserer Nachbarländer entsteht? 

Der unerwartet starke Preisrückgang auf den 
Schweinemärkten ist insbesondere auf eine unbe- 
friedigende Nachfrage und die zur Zeit schwierige 


Fleischmarktsituation in der ganzen Gemeinschaft (Q 
zurückzuführen. Auch wirkt sich die Unsicherheit 
im innergemeinschaftlichen Handel aus, die auf 
Grund der Maßnahmen der italienischen Regierung 
entstanden ist, wobei sich eine gewisse Verlage- 
rung von Ausfuhren aus den Überschußländern Nie- 
derlande und Belgien auf die Marktentwicfclung in 
der Bundesrepublik auswirkt. Ich möchte jedoch 
aus aktuellem Anlaß darauf hinweisen, daß Ein- 
fuhren aus osteuropäischen und anderen Dritt- 
ländern zur Zeit keinen Einfluß auf das Markt- 
geschehen haben, da nach den vorliegenden Ein- 
fuhrkontrollmeldungen aus diesen Ländern seit An- 
fang April des Jahres überhaupt keine lebenden 
oder geschlachteten Schweine mehr eingeführt wor- 
den sind. Angesichts des relativ hohen Außenschut- 
zes der Gemeinschaft ist in absehbarer Zeit auch mit 
Einfuhren kaum zu rechnen. 

Bei der Beurteilung der derzeitigen Preissituation 
darf nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Markt- 
preise für Schlachtschweine nach wie vor starken 
saisonalen und zyklischen Preisschwankungen un- 
terliegen und in den vergangenen Jahren ein außer- 
gewöhnlich hohes Niveau erreicht hatten. Die Preise 
für Schweine c) lagen im Jahresdurchschnitt 1973 um 
rd. 20 Vo über dem Durchschnitt des Jahres 1972 und 
um rd. 25 Vo über dem Fünf Jahresdurchschnitt 1968 
bis 1972. 

Da in absehbarer Zeit auch mit einem deutlichen 
zyklischen Anstieg der Schweinefleischerzeugung im 
Inland und in einzelnen Ländern der EG gerechnet 
werden muß, kann nach meiner Überzeugung eine 
Marktentlastung auf dem Schweinefleischsektor in * * 
erster Linie nicht durch staatliche Maßnahmen, son- 
dern nur durch eine deutliche Belebung der Nach- 
frage auf der Verbraucher stufe erreicht werden, zu 
der alle Marktpartner auf dem Fleischsektor ihren 
Beitrag leisten müssen. 

Angesichts der eingetretenen Preisermäßigungen 
im Einzelhandel und der Herausstellung von Sonder- 
angeboten sind in der Bundesrepublik bereits An- 
zeichen für einen Wiederanstieg der Nachfrage vor- 
handen. 

Zu Ihrer konkreten Frage über staatliche Ent- 
lastungsmaßnahmen kann ich darauf hinweisen, daß 
auf Gemeinschaftsebene bereits ab 1. Mai 1974 für 
den Export von Schweinehälften Erstattungen neu 
festgelegt wurden. Bei einem weiteren Rückgang 
des EWG-Durchschnittspreises ist nicht auszuschlie- 
ßen, daß im laufenden Kalenderjahr auch die Aus- 
lösungsschwelle für Interventionsmaßnahmen unter- 
schritten wird. Um weiteren Preis einbrüchen ent- 
gegenzuwirken, die sich kurzfristig noch ergeben 
können, habe ich die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fleisch angewiesen, in beschränktem Umfang 
Schweine aus dem Markt zu nehmen. Mit dieser 
Marktpflege sollte ein frühes Eintreten einer allge- 
meinen Intervention soweit wie irgend möglich hin- 
ausgeschoben werden. 

Im übrigen habe ich mit meinen Kollegen aus den 
anderen Mitgliedstaaten Gespräche mit dem Ziel 
eingeleitet, auch dort marktstabilisierende Maß- 
nahmen vor einer allgemeinen Intervention einzu- 
leiten. 
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Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 21. Mai 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen B 40 
und 41): 

Was wird die Bundesregierung veranlassen angesichts ihres 
von der EG-Kommission abgelehnten Antrags auf Festsetzung 
von Grenzausgleidisbeträgen für Apfel? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, nach 
denen die italienische Regierung bei Absinken der Weltmarkt- 
preise für Futtergetreide auf Abschöpfungen verzichten wolle, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zur Er- 
haltung der gemeinsamen europäischen Agrarmarktordnung für 
Getreide zu tun? 

Zu Frage B 40: 

Die Bundesregierung hat mit Bedauern von der 
Ablehnung ihres Antrages, Tafeläpfel in den Grenz- 
ausgleich einzubeziehen, Kenntnis genommen. Die 
Kommission begründet ihre Auffassung damit, daß 
ein Grenzausgleich auf diesem Sektor neben einer 
unerwünschten Abkapselung der Märkte zu GATT- 
rechtlichen Schwierigkeiten führen würde. 

Die Argumente der Kommission gewinnen in An- 
betracht der gegenwärtigen Marktlage besonderes 
Gewicht. Der Markt für Tafeläpfel hat sich wieder 
beruhigt, weil die Lagerbestände in der Bundes- 
republik Deutschland weitgehend geräumt werden 
konnten und die Preise zur Zeit deutlich über den 
Rücknahmepreisen für Interventionen liegen. 

Deshalb sind die weiteren Maßnahmen und Über- 
legungen der Kommission der EG grundsätzlich zu 
begrüßen. Sie hat einerseits mit Drittländern, die 
Tafeläpfel in die Gemeinschaft liefern, eine Selbst- 
beschränkung der Lieferungen vereinbart. Anderer- 
seits beabsichtigt sie, die Rodemaßnahme zur Be- 
seitigung struktureller Produktionsüberschüsse wie- 
der aufzunehmen. Da entsprechende Vorschläge bis- 
her noch nicht vorgelegt wurden, konnte ihre Zweck- 
mäßigkeit nicht geprüft werden. Solche Maßnahmen 
dürften aber langfristig zu einer Konsolidierung des 
Apfelmarktes beitragen. 

Darüber hinausgehende nationale Maßnahmen 
wären EG-rechtlich unzulässig. 

Zu Frage B 41: 

Der Bundesregierung sind solche Pressemeldun- 
gen bekannt. Eine offizielle Verlautbarung italieni- 
scher Dienststellen liegt jedoch nicht vor. 

Italien ist nach der Gemeinsamen Getreidemarkt- 
ordnung berechtigt, eine Abschöpfungsermäßigung 
bei der Einfuhr von Futtergetreide auf dem Seewege 
zu gewähren. Hiervon konnte Italien in diesem 
Wirtschaftsjahr bisher keinen Gebrauch machen, 
weil wegen der bis in das Frühjahr anhaltenden 
Preishausse auf den Weltgetreidemärkten keine Ab- 
schöpfungen erhoben worden sind; die Preise lagen 
über der EG-Schwelle. Inzwischen sind die Welt- 
marktpreise für Futtergetreide teilweise unter die 
EG-Schwelle abgesunken, so daß nun auch wieder 
Abschöpfungen erhoben werden und damit auch für 
Italien wieder die Abschöpfungsermäßigung in Be- 
tracht kommt. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Logemann vom 21. Mai 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Rommerskirchen (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 42): 

Warum ist die Bundesregierung immer nodi nicht in der Lage, 
die Föiderungsmittel für den Unterglasgartenbau auszuzahlen? 

Die für den Ausgleich von Wettbewerbsverzerrun- 
gen und Kostensteigerungen im Gartenbau vorge- 
sehenen 38 Millionen DM hat die Bundesregierung 
am 9, Mai 1974 den Ländern zugewiesen. 

Eine frühere Bereitstellung der Mittel war nicht 
möglich, weil die EG-Kommission die erforderliche 
Zustimmung für den auf 1974 anfallenden Teilbetrag 
in Höhe von 23 Millionen DM erst Anfang Mai er- 
teilt hat. Die Auszahlung der Teilbeträge für 1973 
und für 1974 sollten jedoch in einer Summe erfolgen. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Länder ab Ende 
Mai mit der Auszahlung der Beträge an die be- 
troffenen Betriebe beginnen werden. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort vom 22, Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fra- 
gen B 43 und 44) : 

Werden bei der Bundesregierung Überlegungen angestellt oder 
werden Forderungen an sie herangetragen, im Bereidi der Sozial- 
versidierung nach 1974 die Urwahlen abzusdiaffen, bzw. durdi 
eine Berufung oder durdr ein berufungsähnlidies Verfahren zu 
ersetzen? 

Sind der Bundesregierung diesbezügliche Überlegungen beim 
Deutschen Gewerkschaftsbund zur Kenntnis gekommen, und wird 
sie gegebenenfalls derartige Forderungen mit aller Entschieden- 
heit zurückweisen gemäß ihrem Versprechen nach mehr Demo- 
kratie? 

Aufgrund der Erfahrungen mit den bisher vier 
allgemeinen Sozialversicherungswahlen hat die Bun- 
desregierung die Möglichkeiten zur Verbesserung 
des Wahlverfahrens und die dabei in Betracht kom- 
menden Alternativen geprüft, so auch das Beru- 
fungsverfahren, wie es bei der Bundesanstalt für 
Arbeit nach § 197 des Arbeitsförderungsgesetzes ge- 
setzlich vorgeschrieben ist. Sie hat sich nach Ab- 
stimmung mit allen Beteiligten, insbesondere auch 
mit den in der Selbstverwaltung vertretenen Ge- 
werkschaften und Arbeitgeberverbänden, im Hin- 
blick auf die fünfte allgemeine Sozialversicherungs- 
wahl für die Beibehaltung des Wahl Verfahrens ent- 
schieden und dafür Verbesserungen im Gesetzge- 
bungsverfahren gemacht. Bei der Verabschiedung 
des Achten Gesetzes zur Änderung des Selbstver- 
waltungsgesetzes hat der Bundestag die Bundes- 
regierung beauftragt zu prüfen, welche Schlüsse aus 
den Selbstverwaltungs wählen im Jahre 1974 zu 
ziehen sind, wobei auch die Frage der Beibehaltung 
des Wahlverfahrens geprüft werden soll. Dieser Be- 
richt ist dem Bundestag bis zum 31. Oktober 1975 
vorzulegen. Bei der Behandlung des Berichts wird 
sicherlich die Wahlbeteiligung bei den Sozialver- 
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Sicherungswahlen dieses Jahres eine besondere 
Rolle spielen. Es wäre verfrüht, schon vor Ab- 
schluß dieser Wahlen grundlegende Schlußfolgerun- 
gen im Hinblick auf die Urwahl ziehen zu wollen. 
Forderungen in der einen oder anderen Richtung 
liegen auch zur Zeit unserem Hause nicht vor. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 21. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Roll- 
mann (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 45): 

Wie steht die Bundesregierung zu der vernichtenden Kritik, 
die der Berufsverband der Kinderärzte Deutschlands e. V, zuletzt 
auf dem 7. Internationalen Oster-Seminar-Kongreß für pädiatri- 
sche Fortbildung vom 8. bis 20. April 1974 in Brixen zu dem 
Modellprojekt „Tagesmutter" des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit geübt hat? 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat mit Schreiben vom 9. Mai 1974 den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages mitge- 
teilt, daß am 29. April 1974 ein Gespräch mit Ver- 
tretern des Berufsverbandes der Kinderärzte, der 
Deutschen Gesellschaft für Kinderheilkunde und 
der Deutschen Gesellschaft für Sozialpädiatrie statt- 
gefunden hat. In diesem Gespräch wurde trotz unter- 
schiedlicher Auffassungen über die Erfordernisse 
frühkindlicher Erziehung, wie sie im Zusammenhang 
mit dem Modellprojekt Tagesmütter diskutiert wer- 
(B) den, Übereinstimmung erzielt, daß die Initiative der 
Bundesregierung grundsätzlich als ein Beitrag zur 
Betreuung junger Kinder in Not Situationen zu be- 
grüßen sei. 

Das Ministerium griff im übrigen die Anregung 
der Kinderärzte auf, einen Gesprächskreis von Sach- 
verständigen aus den Bereichen der Medizin, der 
Psychologie, der Soziologie und der Pädagogik zu 
bilden. Aufgabe dieses Gesprächskreises wird es 
sein, zu überprüfen, welche der vorliegenden, unter- 
schiedlichen wissenschaftlichen Erkenntnisse zur 
frühkindlichen Sozialisation als gesichert angesehen 
werden können, um von daher zu einer möglichst 
einheitlichen Beurteilung des Projekts „Tagesmüt- 
ter'' ZU gelangen. Der Arbeitskreis wird voraus- 
sichtlich Ende Juni zusammentreten. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 22. Mai 1974 
auf die Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) 
(Drucksache 7/2118 Frage B 46): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Deutschen 
Sportjugend in deren Bericht aus Anlaß der Vollversammlung 
1974 bezüglich des deutsch-französischen Jugendwerks u. a. ge- 
troffene Feststellung: „Im Haushaltsjahr 1965 stand uns für 
deutsch-französische Maßnahmen noch ein Betrag von 1,4 Mil- 
lionen DM zur Verfügung. Im Jahr 1973 waren dies lediglich 
noch rund 660 000 DM, mit denen 275 Begegnungen gefördert 
wurden. Alle weiteren Antragsteller konnten keine Berücksich- 
tigung erfahren, und der Unmut über die rigorosen Mittel- 
kürzungen und das gestörte Verhältnis zu den französischen 
Partnern war groß"? 


Die von der Deutschen Sportjugend aus dem 
Jahre 1965 herangezogene Vergleichszahl für Grup- 
penbegegnungen ist atypisch. Der Haushalt 1965 
war der zweite Haushalt des Deutsch-Französischen 
Jugendwerks, dem erhebliche unverbrauchte Mittel 
aus dem ersten Haushaltsjahr 1964 zugeflossen sind, 
die u. a. auch der Deutschen Sportjugend zugute 
kamen. In den Anlaufjahren war es dem Deutsch- 
Französischen Jugendwerk nicht sofort in allen für 
den Austausch relevanten Sektoren möglich, gün- 
stige Voraussetzungen zu schaffen. Zieht man den 
Anteil der Deutschen Sportjugend für Gruppen- 
begegnungen aus dem Haushaltsjahr 1969 heran 
(Ende der ersten 5-Jahres-Periode), so ergeben sich 
für die Deutsche Sport jugend 1969 676 000, — DM 
im Verhältnis zu 660 000, — DM 1973, d. h. der Anteil 
der Deutschen Sportjugend ist in den letzten 5 Jah- 
ren nahezu gleichgeblieben. 

Eine ins Gewicht fallende Reduzierung der Pro- 
gramme wird erst ab 1974 eintreten. Das Kuratorium 
hat mit Wirkung vom 1. Januar 1974 neue Richt- 
linien erlassen, die höhere Qualitätsanforderungen 
stellen. Gleichzeitig sind die Förderungssätze be- 
trächtlich angehoben worden, was zu einer Kürzung 
der Programme in allen Bereichen führen wird. 

Diese Konsequenz hat das Kuratorium bewußt in 
Kauf genommen, um in Zukunft mehr Gewicht auf 
Intensivität und Qualität der Programme als auf 
deren Anzahl zu legen. 

Im übrigen darf auf die Beantwortung der Klei- 
nen Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Marx, 
Josten und Genossen sowie der Fraktion der CDU/ 
CSU (Drucksache 7/2052), die in Kürze veröffent- pj 
licht wird, verwiesen werden. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Hollz (SPD) (Drucksache 7/2118 Frage B 47): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hodi die Zahl der Per- 
sonen ist, die im Rahmen sozialer Maßnahmen (wie z. B. Wohn- 
geld, BAFÖG, Sozialhilfe etc.) finanzielle Unterstützung durch 
Bund, Länder und Gemeinden erhalten? 

Finanzielle Unterstützungen im Rahmen sozialer 
Maßnahmen werden von Bund, Ländern und Ge- 
meinden in vielfältiger Form geleistet, über Ver- 
sicherungs-, Versorgungs- und Entschädigungslei- 
stungen und über die Zahl der Empfänger dieser Lei- 
stungen hat die Bundesregierung im Sozialbericht 
1973 — Teil B: Sozialbudget — (BT-Drucksache 
7/1167) berichtet Der Sozialbericht enthält ferner 
Angaben über finanzielle Unterstützungen im Rah- 
men anderer sozialer Maßnahmen, so über das 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz, über die Lei- 
stungen nach dem Bundesausbildungsförderungsge- 
setz (BAFÖG), über die Hilfe zum Lebensunterhalt 
und die Hilfe in besonderen Lebenslagen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) und die Leistungen 
nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG). über die 
Zahl der Empfänger dieser Leistungen liegen fol- 
gende Angaben vor: 
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(A) Wohngeld: Die Zahl der Wohngeldempfänger 
wird für den 31. Dezember 1973 auf 
rund 1,4 Millionen Empfänger ge- 
schätzt. 

b) BAFÖG: Nach diesem Gesetz werden z. Z. 

geschätzt auf der Basis 1973: 325 000 
Studenten und 317 000 Schüler ge- 
fördert. 

c) BSHG: Hilfe zum Lebensunterhalt außer- 

halb von Anstalten erhielten am 
31. Dezember 1972 rund 625 000 
Hilfeempfänger, 

d) BKGG: Ende März 1974 erhielten einschließ- 

lich ausländischen Arbeitnehmern 
rund 2,5 Millionen Berechtigte Kin- 
dergeld für rund 5,4 Millionen Kin- 
der. 

Ende 1973 trat das Bundesgesetz über die Gewäh- 
rung eines einmaligen Heizölkostenzuschusses in 
Kraft, das mit zeitlicher Befristung Zuschüsse zum 
Ausgleich von Härten vorsieht, die durch den An- 
stieg der Preise für leichtes Heizöl bedingt sind. Die 
Antragsfrist endet am 30. Juni 1974. Aus dem bis- 
herigen Abruf der Mittel kann noch nicht auf die 
Zahl der Personen oder Haushalte geschlossen wer- 
den, die einen entsprechenden Zuschuß beantragt 
haben oder bis zum Ablauf der genannten Frist vor- 
aussichtlich noch beantragen werden. Leider wird 
ßj trotz intensiver öffenlichkeitsarbeit der Bundesre- 
gierung von dieser Leistung viel zuwenig Gebrauch 
gemacht. Darüber hinaus leisten Länder und Kom- 
munen individuelle finanzielle Unterstützungen in 
Form einmaliger Leistungen z. B. zu Weihnachten, 
als Winterbrandbeihilfe oder für größere Anschaf- 
fungen von Kleidung und Schuhwerk auch für Perso- 
nen, die nicht Sozialhilfeempfänger sind, deren Ein- 
kommen aber eine bestimmte Einkommensgrenze 
nicht übersteigt. Auch im Bereich der Familien-, 
Jugend- und Altenerholung werden von Ländern 
und zahlreichen Kommunen individuelle Zuschüsse 
je Person und Ferientag gewährt. Ferner haben die 
Länder Landesblinden- und zum Teil auch Landes- 
pflegegeldgesetze erlassen. Der Bundesregierung 
liegen aber Zahlen über die Empfänger dieser Lei- 
stungen nicht vor. 

Was die Kindergeldleistungen betrifft, so ist dar- 
auf hinzuweisen, daß nach der Verabschiedung der 
Steuerreform vom 1. Januar 1975 nicht nur die Höhe 
der Zahlungen, sondern auch der Kreis der Berech- 
tigten stark erhöht sein wird, weil künftig auch 
schon für das erste Kind Kindergeld gewährt werden 
soll. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen über alle Hilfen, die an 
Familien, Kinder, JugendlicJie und Alte gewährt 
werden, in einer Broschüre des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales, 4 Düsseldorf, 
Horionplatz, unter dem Titel: Wir sind dabei („In- 
formation für jeden" Nr. 3/74) berichtet. 


Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/2118 
Frage B 48) : 

WeJdie Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zur Ver- 
stärkung der Zuverlässigkeit des Luftverkehrs den Störfaktor 
Nebel, der auf dem Gebiet der Beleuchtungstechnik von Flug- 
pisten und der elektronischen Landenavigationshilfen hinderlich 
ist, durch das bereits praktizierte Verfahren der Nebelverbren- 
nung durch Infrarotstrahler zu beseitigen? 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine wirt- 
schaftlich vertretbare Möglichkeit zur Nebelbesei- 
tigung auf den Verkehrsflughäfen. Dies trifft sowohl 
für die von Ihnen genannte Infrarotbestrahlung des 
Nebels wie auch für andere in der Diskussion ste- 
hende Verfahren zu. Auf Grund der Ausdehnung der 
zu entnebelnden Lufträume wären erhebliche Geld- 
mittel für die Investition und den Betrieb solcher 
Anlagen erforderlich, wobei die Bereitstellung der 
erforderlichen großen Energiemengen ein besonderes 
Problem darstellen würde. Eine Infrarotanlage für 
eine Landebahn würde nach vorsichtigen Schätzun- 
gen die Größenordnung von 30 Mio DM an Investi- 
tionen und mehreren Millionen DM Betriebskosten 
pro Jahr erfordern. Diese Kosten würden die Luft- 
fahrt insgesamt erheblich verteuern. 

In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß ein 
Teil der technisch denkbaren Nebelbeseitigungsme- 
thoden auch auf Grund chemischer oder akustischer 
Umweltbeeinflussung nicht in Frage kommt. 

Eine positive Möglichkeit in der Einengung des 
Störfaktors Nebel in der Luftfahrt sieht die Bundes- 
regierung in der konsequenten Verbesserung des so- 
genannten Schlechtwetterflugbetriebs bei verringer- 
ten Sichtverhältnissen. Die ersten Stufen des 
Sohlechtwetterflugbetriebs sind in den letzten Jah- 
ren auf Flughäfen des In- und Auslandes wirkungs- 
voll eingeführt worden; die schrittweise Weiterent- 
wicklung bis zur völligen Blindlandung ist Ziel 
dieser Bestrebungen. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schwencke (SPD) (Drucksache 7/2118 Frage B 49): 

Warum will die Bundesregierung in der Standortfrage des 
Stückgutbahnhofs im Bereidi des regionalen Entwicklungsschwer- 
punkts Diepholz trotz der höheren Investitionskosten, die im 
Fall Lohne erforderlich wären, Lohne gegenüber Diepholz den 
Vorrang geben? 

Die Neuordnung des Stückgutdienstes wird von 
der Deutschen Bundesbahn eigenverantwortlich 
durchgeführt. Sie hat mitgeteilt, daß Lohne gegen- 
über Diepholz das weitaus größere Stückgutaufkom- 
men hat. Da Lohne — entgegen der Ihnen zugegan- 
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genen Information — geringere Investitionen erfor- 
dert, soll dieser Stückgutbahnhof beibehalten wer- 
den. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Ahrens (SPD) (Drucksache 7/2118 Fragen B 50 
und 51): 

Hält die Bundesregierung die zeitlidie Besdiränkung inter- 
nationaler Führersdieine auf ein Jahr weiterhin für notwendig? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, das Wie- 
ner Übereinkommen über den Straßenverkehr vom 8. November 
1968, das eine dreijährige Geltungsdauer des internationalen 
Führerscheins vorsieht, bislang nicht zu ratifizieren? 

Der nach der Verordnung über internationalen 
Kraftfahrzeugverkehr vom 12. November 1934 aus- 
gestellte Internationale Führerschein beruht auf dem 
Internationalen Abkommen über Kraftfahrzeugver- 
kehr vom 24. April 1926. In diesem Abkommen ist 
die einjährige Gültigkeit festgelegt. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland kann sich nicht einseitig über be- 
stehende völkerrechtliche Verträge hinwegsetzen. 
Sie hat jedoch das Wiener Übereinkommen über den 
Straßenverkehr vom 8. November 1968 mitgezeich- 
net, das eine dreijährige Geltungsdauer des Inter- 
nationalen Führerscheins vorsieht. 

Die Tatsache, daß das Übereinkommen noch nicht 
ratifiziert werden konnte, hängt in keiner Weise mit 
der Frage der Geltungsdauer des Internationalen 
Führerscheins zusammen. Sowohl im Rahmen der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) als auch im Rahmen der UN-Wirtschafts- 
kommission für Europa (ECE) haben bis in die 
jüngste Zeit Verhandlungen stattgefunden mit dem 
Ziel, die Zahl der Vorbehalte gegen die beiden Wie- 
ner Übereinkommen über den Straßenverkehr und 
Verkehrszeichen vom 8. November 1968 und gegen 
die Europäischen Zusatzübereinkommen hierzu vom 
1. Mai 1971 möglichst gering (und für Europa mög- 
lichst einheitlich) zu halten. 

Diese Verhandlungen sind jetzt abgeschlossen. 
Das Ratifizierungsgesetz wird dem Bundesrat vor- 
aussichtlich noch in diesem Jahr zugeleitet werden 
können. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Seefeld 
(SPD) (Drucksache 7/2118 Frage B 52): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von Automobilverbän' 
den getroffene Feststellung, reflektierende Autokennzeidien ha- 
ben sidi gut bewährt, und die daran geknüpfte Forderung nadi 
genereller Einführung soldier Kennzeidien in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Kosten würden bei genereller Einfüh- 
rung von reflektierenden Autokennzeichen entstehen? 


Reflektierende Kraftfahrzeugkennzeichen sind erst 
seit März 1971 wahlweise zugelassen. Die Gründe 
für die wahlweise Zulassung waren in erster Linie 
finanzieller Art, um die Fahrzeughalter nicht 
zwangsweise mit höheren Kosten zu belasten, denn 
ein vorderes und ein hinteres reflektierendes Kenn- 
zeidiensdiild kosten zusammen rd. 30, — DM, nidit- 
reflektierende rd. 12, — DM. 

Bisher haben auch verhältnismäßig wenig Fahr- 
zeughalter von der gegebenen Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht; nach Aussagen aus Fachkreisen 
sind z. Z. rd. 10®/o der zugelassenen Fahrzeuge mit 
reflektierenden Kennzeichen ausgestattet. Das er- 
schwert naturgemäß eine Aussage darüber, wie 
sich die reflektierenden Kennzeichen bewährt haben. 

Neuerdings sind auf Grund besonderer Geneh- 
migung meines Hauses sämtliche Versicherungs- 
kennzeichen, mit denen insbesondere Mopeds und 
Kleinkrafträder ausgestattet sind, retroreflektierend. 
Der Verband der Haftpflicht-, Unfall- und Kraft- 
verkehrsversicherer (HUK-Verband), der dafür die 
Mehrkosten übernommen hat, will untersuchen las- 
sen, welche Auswirkungen die Verwendung solcher 
Kennzeichen auf das Unfallgeschehen hat. 

Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, die 
Untersuchung des HUK-Verbandes abzuwarten, die 
auch Rückschlüsse auf die Bewährung der übrigen 
reflektierenden Kraftfahrzeugkennzeichen geben 
kann. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Jen- 
ninger (CDU/CSU) (Drudesache 7/2118 Frage B 53): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglidikeiten der Ein- 
riditung von Notrufsäulen auf den Bundesstraßen auf Grund 
des Finanzierungsvorsdilags und Organisationsplans der Stiftung 
Björn Steiger e. V,, die am 2. Mai 1974 übersandt wurden, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, wenn sie die- 
sem Vorsdilag positiv gegenübersteht, um die Vorschläge im 
Benehmen mit den Ländern in einem angemessenen Zeitraum zu 
realisieren? 

1. In dem Bericht der Bundesregierung an den 
Deutschen Bundestag über Maßnahmen zur Ver- 
besserung des Rettungswesens (Bericht Rettungs- 
wesen — Drucksache 7/489) ist die Frage ein'er 
finanziellen Beteiligung des Bundes am Ausbau des 
Rettungswesens beantwortet. Danach läßt die im 
Grundgesetz festgelegte, zwischen Bund und Län- 
dern aufgeteilte Finanzverantwortung (Artikel 104 a 
GG) eine finanzielle Beteiligung des Bundes am Aus- 
bau des Rettungswesens grundsätzlich nicht zu. 

2. Die Kosten für die Aufstellung von Notruf- 
säulen an Bundesstraßen gehören nach dem gelten- 
den Straßenbaurecht nicht zur Straßenbaulast. Sie 
fallen daher grundsätzlich den Bundesländern zur 
Last (Art. 30, 83 GG). Die Straßenbauverwaltungen 
der Länder wirken allerdings schon jetzt bei der 
Auswahl der Standorte für die Notrufmelder so- 
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wie durch Abschluß von Gestattungsverträgen hin- 
sichtlich der erforderlichen Grundstüdcsflächen mit, 
soweit Nctrufmelder schon jetzt von einzelnen Bun- 
desländern und von der Rettungsdienst-Stiftung 
Björn Steiger e. V. aufgestellt werden. 

3. Dessenungeachtet wird die Möglichkeit der 
Einrichtung von Notrufsäulen auf den Bundesstraßen 
ohnehin im Rahmen der Drucksache 7/489 Ziff. 3.4 
vom Bundestag demnächst geprüft werden. Dabei 
wird auch der Vorschlag der Stiftung „Björn Steiger" 
zur Sprache kommen. Die Drucksache 7/489 wurde 
bereits vom Innenausschuß und vom Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit eingehend beraten. 
Der Innenausschuß des Bundestages tritt dafür ein, 
daß die Bundesregierung bei überregional bedeut- 
samen Projekten wirksame finanzielle Unterstüt- 
zung leistet, soweit dies mit Artikel 104 a GG ver- 
einbar ist. 

Auch der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit des Bundestages tritt für eine zügige Aus- 
rüstung der Bundesstraßen mit Notrufsäulen ein. 
Die Beratung des Verkehrsausschusses des Bundes- 
tages über die Drucksache 7/489 steht noch aus. 

4. Am 29. Mai 1974 wird die „Ständige Konferenz 
Rettungswesen" den Vorschlag der Björn-Steiger- 
Stiftung erörtern. In dieser Konferenz arbeiten die 
Vertreter der beteiligten Bundesressorts (BMV, 
BMJFG, BMI, BMVg, BMA, die zuständigen Refe- 
renten der Bundesländer und die übrigen am Ret- 
tungswesen Beteiligten — Deutsches Rotes Kreuz, 
Björn-Steiger-Stiftung, die Berufsgenossenschaften, 
die Krankenkassenverbände, der ADAC, der DVR 
usw.) zusammen. 

5. Zusammenfassend ist festzustellen, daß einer- 
seits 

— der Vorschlag der Björn-Steiger-Stiftung z. Z. 
innerhalb der Bundesregierung und im Beneh- 
men mit den Bundesländern geprüft wird, 

andererseits 

— ' die Bundesregierung im Rahmen der abschlie- 
ßenden Beratung der Drucksache 7/489 durch 
den Verkehrsausschuß des Bundestages zum 
Vorschlag der Björn-Steiger-Stiftung Stellung 
nehmen wird. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Vehar (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen B 54 
und 55) : 

Verfügt die Bundesregierung über neue Erkenntnisse, die den 
Bau der Autobahn Bonn-Emden (A 113) aucii heute noch als so 
vordringlidi ersdieinen lassen, wie dies bei der Aufstellung des 
Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen und bei der Einstufung 
dieser Autobahn in die erste Dringlichkeitsstufe der Fall war, 
und womit begründet die Bundesregierung diese Dringlichkeit 
der ßaumaßnahme? 


Ist die Bundesregierung bereit, zum Schutze der Landschaft und (C) 
zur Verhinderung von Umweltschäden alle Maßnahmen zu treffen, 
um das Erholungsgebiet „Hexbachtal“ zu erhalten und die Be- 
wohner der Stadtteile Mülheim-Dümpten und Mülheim-Heißen 
vor Lärm- und Abgasbelästigungen zu schützen, und würde die 
Bundesregierung insbesondere bereit sein, das etwa 800 m lange 
Teilstück der Autobahn im Wohnbereich des Stadtteils Mülheim- 
Heißen in abgedeckter Tiefiage zu erstellen? 

Zu Frage B 54: 

Die A 113 Bonn-Emden ist im Bereich des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit Ausnahme von kurzen Ab- 
schnitten im Norden und Süden des Landes vor- 
nehmlich zur Entlastung der Autobahn Oberhausen- 
Köln und zur Verkehrserschließung des westlichen 
Münsterlandes und des bergischen Raumes in die 
I. Dringlichkeitsstufe eingereiht worden. 

Nach § 4 des Gesetzes über den Ausbau der Bun- 
desfernstraßen ist nach Ablauf von jeweils 5 Jahren 
zu prüfen, ob der Bedarfsplan unter Beachtung des 
Raumordnungsgesetzes anzupassen ist. Die Unter- 
suchungen hierzu laufen zur Zeit. Sollte eine Ände- 
rung der verkehrlichen Situation eintreten oder sich 
eine entsprechende Entwicklung abzeidinen, wird 
dies im Zuge der Überprüfung des Bedarfsplanes 
erkennbar werden und zu entsprechenden Kon- 
sequenzen führen. 

Angesichts der Verkehrsverhältnisse auf der Auto- 
bahn Köln-Oberhausen erscheint jedoch eine andere 
verkehrliche Entwicklung für die geplante A 113 im 
genannten Bereich zur Zeit unwahrscheinlich. 

Zu Frage B 55: 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich darum he- (D) 
müht, daß beim Bau von Bundesfernstraßen Um- 
weltschäden im Rahmen des technisch Möglichen 
und wirtschaftlich Vertretbaren vermieden werden. 

So wird bereits im Planungsstadium angestrebt. 
Wohn- und Erholungsgebiete weitgehend zu scho- 
nen. Für das Erholungsgebiet Hexbachtal sollen 
darüber hinaus zusätzliche Maßnahmen zur optima- 
len Einpassung der Autobahn in die Landschaft vor- 
gesehen werden. 

Die Beurteilung möglicher Lärmbelästigungen 
erfolgt auf der Grundlage des Bundesimmissions- 
schutzgesetzes. Ob danach für die Stadtteile Mül- 
heim-Dümpten und Mülheim-Heißen zusätzlich zu 
der in einem langen Abschnitt bereits geplanten 
Tieflage weitere Lärmschutzmaßnahmen erforderlich 
werden, wird z. Z. im Rahmen des laufenden Plan- 
feststellungsverfahrens geprüft. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Fragen B 56 und 57) : 

Wie sehen die Planungen für den Ausbau der B 82, im süd- 
lichen Teil des Landkreises Helmstedt aus, und mit welchem 
zeitlichen Ablauf des Ausbaues ist zu rechnen? 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


7077 


(A) Wann gedenkt die Bundesregierung, für den Ausbau der B 224 

— Ortsdurchfahrt Querenhorst — die nötigen finanziellen Mittel 
bereitzustellen? 

Zu Frage B 56: 

Der endgültige Ausbau der B 82 südlich Schö- 
ningen ist im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
in Dringlichkeitsstufe III vorgesehen und damit vor- 
erst nicht möglich. Bei dem für diese Bundesstraße 
im Abschnitt Landkreisgrenze Helmstedt — Schönin- 
gen jetzt geplanten Ausbau handelt es sich daher 
um Maßnahmen, die vornehmlich der Erhaltung des 
Verkehrsweges in seinem heutigen Bestand sowie 
gewisser örtlicher Verbesserungen dienen. Dafür 
werden zur Zeit die planerischen Unterlagen durch 
das zuständige Straßenbauamt aufgestellt. 

Über Maßnahmen dieser Art und dieses Umfan- 
ges sowie über die zeitliche Reihenfolge ihrer Ver- 
wirklichung entscheidet jeweils die oberste Straßen- 
baubehörde des betreffenden Landes — • hier der 
Niedersächsische Minister für Wirtschaft und öffent- 
liche Arbeiten — in eigener Zuständigkeit nach 
Maßgabe der im Straßenbauhaushalt für solche Vor- 
haben zugewiesenen Pauschalmittel. Nach Auskunft 
der o. g. Behörde kann noch nicht gesagt werden, 
wann Mittel für den Ausbau der B 82 im Abschnitt 
Landkreisgrenze Helmstedt — Schöningen zur Ver- 
fügung stehen; im übrigen sind auch keine Beträge 
in dem von der Bundesregierung verabschiedeten 
Sonderprogramm für Gebiete mit speziellen Struk- 
turproblemen Teil B vorgesehen, weil die genannte 
Maßnahme 1974 noch nicht baureif ist. 

Zu Frage B 57: 

Der Ausbau der Ortsdurchfahrt Querenhorst im 
Zuge der B 244 fällt nach Art und Umfang in die 
Gruppe derjenigen Baumaßnahmen, über die die 
jeweils zuständige oberste Straßenbaubehörde des 
betreffenden Landes in eigener Zuständigkeit ent- 
scheidet. Insofern liegen hier die gleichen Voraus- 
setzungen vor, wie bei dem in der vorhergehenden 
Frage angesprochenen Ausbau der B 82. Nach Aus- 
kunft des Niedersächsischen Ministers für Wirt- 
schaft und öffentliche Arbeiten ist das Vorhaben 
zwar baureif, jedoch können Mittel im Rahmen der 
1974 zur Verfügung stehenden Pauschale nicht be- 
reitgestellt werden; auch im Sonderprogramm der 
Bundesregierung sind hierfür keine Mittel ein- 
geplant. Es läßt sich zur Zeit auf Landesebene nicht 
übersehen, wann die Baumaßnahme finanziert wer- 
den kann. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 22. Mai 1974 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr, h. c. 
Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 
Frage B 58): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sidi an der Einmündung 
der Kreisstraße NU 6 in die B 10 bei Burlafingen in jüngster Zeit 
eine Reihe von sdiweren, darunter tödlidien Unfällen ereignet 


haben, und in welcher Weise gedenkt die Bundesregierung für (G) 
diese Gefahrenstelle Abhilfe zu schaffen? 

Der Bundesregierung ist die Einmündung der 
Kreisstraße NU 6 in die Bundesstraße 10 bisher nicht 
als Unfallsdiwerpunkt bekannt Die Überprüfung 
des Straßennetzes auf seine Verkehrssicherheit und 
damit auch die Feststellung von Unfallschwexpunk- 
ten ist — im Benehmen mit den Straßenverkehrs- 
behörden — Aufgabe der Straßenbaubehörden, bei 
Bundesfernstraßen also der Straßenbauämter der 
Auftragsverwaltung. 

Eine Rückfrage bei der Auftragsverwaltung hat 
ergeben, daß die Einmündung auch bei der letzten 
förmlichen Verkehrsschau (unter Teilnahme von 
Vertretern der Straßenbaubehörde, der Straßenver- 
kehrsbehörde, der Verkehrspolizei und der Automo- 
bilverbände) nicht als Unfallschwerpunkt angesehen 
wurde. Im letzten halben Jahr haben sich an der 
Einmündung zwei Unfälle (diese allerdings mit To- 
desopfern) ereignet. Beide Unfälle sollen auf Miß- 
achtung der Vorfahrt beruhen. 

Eine bauliche Änderung der Einmündung ist nicht 
vorgesehen, zumal im Zuge der B 10 in den vergan- 
genen Jahren bereits eine eigene Fahrspur für 
Rechtabbieger angelegt wurde. 


Anlage 46 


des Bundesministers Ravens vom 24. Mai 1974 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schnei- 
der (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 62): 

Wieviel Wohnungen stehen derzeit nach den Feststellungen 
der Bundesregierung leer, wie hoch ist daran der Anteil von 
Sozialwohnungen und in welchen Gebieten und Städten befinden 
sich vorwiegend leerstehende Wohnungen? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß derzeit 
eine beträchtliche Anzahl von Wohnungen leersteht, 
sei es, daß ein Mieterwechsel stattfindet, eine durch- 
greifende Renovierung oder Modernisierung vorge- • 
sehen ist oder sich zur Zeit kein Mieter oder Käufer 
findet. Soweit Wohnungen nur vorübergehend leer- 
stehen, bis sich ein neuer Mieter oder ein Käufer 
gefunden hat, kommt hierin das Vorhandensein 
einer Leerraumreserve zum Ausdruck, deren Aufbau 
in den vergangenen Jahren bewußt angestrebt 
wurde. Eine ausreichende Leerraumreserve vergrö- 
ßert die Wahlmöglichkeiten bei der Suche nach einer 
geeigneten Wohnung und wirkt regulierend auf die 
Entwicklung der Marktmieten ein. 

Um auf Ihre Frage konkret antworten zu können, 
müßte es laufende zeitnahe statistische Erhebungen 
über Größe, Zusammensetzung und regionale Ver- 
teilung des Bestandes leerstehender Wohnungen ge- 
ben. Tatsächlich sind jedoch derartige umfassende 
Feststellungen bisher nur im größeren Rahmen der 
Wohnungszählung 1968 getroffen worden. Zweifel- 
los wäre es erwünscht, darüber hinaus ein „Woh- 
nungsmarktbarometer" in Form laufender Erhebun- 
gen über die Leerwohnungsbestände zu haben. 
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Hierzu wäre jedoch nicht nur die Einführung einer 
gesetzlichen Meldepflicht über das Leerstehen von 
Wohnungen, sondern auch ein erheblicher Aufwand 
bei der Datenerfassung auf kommunaler Ebene und 
bei der statistischen Aufbereitung erforderlich. 

Der Versuch, entsprechende Angaben auf freiwilli- 
gem Wege zumindest für die in Verbänden organi- 
sierte unternehmerische Wohnungswirtschaft zu er- 
halten, hat nur für den Bereich der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft Teilergebnisse erbracht, die 
aber inzwischen als überholt anzusehen sind. Von 
der übrigen unternehmerischen Wohnungswirtschaft 
waren keine verwertbaren Angaben zu erhalten, 
weil nur ein Teil der privaten Bauträger in Verbän- 
den organisiert ist und selbst die organisierten Un- 
ternehmen aus naheliegenden Gründen in der Regel 
nicht bereit sind, entsprechende Angaben zu liefern. 

Zur Größe des Leerwohnungsbestandes können 
daher keine fundierten Angaben gemacht werden. 
Hinsichtlich seiner Zusammensetzung kann aus der 
Summe aller Einzelbeobachtungen der Schluß gezo- 
gen werden, daß 

— es sich bei dem weitaus größten Teil der leer- 
stehenden Neubauwohnungen um freifinan- 
zierte Eigentumswohnungen handelt und 

— demgegenüber die Zahl der wegen Verkaufs- 
schwierigkeiten leerstehenden Eigenheime und 
der noch nicht vermieteten Sozialwohnungen re- 
lativ gering ist. 

Regional dürfte sich der Bestand an leerstehenden 
Neubauwohnungen auf Gebiete mit bisher beson- 
ders starker Wohnungsbautätigkeit konzentrieren. 
Daneben gibt es aber auch Einzelinformationen über 
leerstehende Wohnungen verschiedener Art in wirt- 
schaftsschwächeren Gebieten. 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With vom 24. Mai 
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Schneider (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage 
B63): 

Ist die Bundesregierung bereit, in die von Bundesminister 
Dr. Jahn am 3. Mai 1974 auf dem Rheinischen Mietertag in 
Düsseldorf angekündigte Bereinigung und Zusammenfassung des 
Wohnraummietrechts audi das übrige Wohn- und Wohnungsbau- 
redit einzubeziehen und ein einheitliches Wohngesetzbuch zu 
schaffen? 

Die Bundesregierung hält eine Zusammenfassung 
und Bereinigung aller gesetzlichen Regelungen auf 
dem Gebiet des Wohnraummietrechts, die bisher 
teils im Bürgerlichen Gesetzbuch, teils in Sonder- 
gesetzen enthalten sind, für wünschenswert, um die- 
ses wichtige Rechtsgebiet für alle Beteiligten über- 
schaubarer zu machen. 

Auch das sonstige mit dem Gut „Wohnungen" zu- 
sammenhängende Recht, wie beispielsweise das 
Recht der Wohnungsbauförderung und der damit zu- 


sammenhängenden Bindungen, sollte bei sich bie- ^ 
tender Gelegenheit geordnet und vereinfacht wer- 
den. 

Eine Zusammenfassung der bürgerlich-rechtlichen 
Vorschriften über die Wohnraummiete und der öf- 
fentlich-rechtlichen Bestimmungen des Wohnungs- 
wesens in einem einheitlichen Wohngesetzbuch 
würde eine Herauslösung des Wohnungsmietrechts 
aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch erfordern und 
den gesetzessystematischen Zusammenhang dieses 
Sachbereichs mit dem allgemeinen Vertrags- und 
übrigen Schuldrecht lösen. Deshalb hat der frühere 
Bundesminister der Justiz Gerhard Jahn vor dem 
Zentralverband der Deutschen Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer in Kiel am 18. Mai 1973 ge- 
fordert, „im Interesse der Rechtsklarheit die Rege- 
lungen über die Wohnraummiete in einem beson- 
deren Unterabschnitt im Bürgerlichen Gesetzbuch" 
zusammenzufassen. Diese Frage wird gleichwohl 
nochmals geprüft werden. Derzeit wäre eine solche 
Überprüfung allerdings verfrüht. Dies schon allein 
deshalb, weil gegenwärtig sowohl im Wohnraum- 
mietrecht als auch im Bereich des Wohnungsbau- 
förderungsrechtes bedeutsame Gesetzesänderungen 
bevorstehen und abgewartet werden sollte, bis die 
für eine eventuelle Zusammenfassung in Betracht 
kommenden Sachbereiche sich in ihren grundsätz- 
lichen Regelungen weiter gefestigt haben. 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Jung vom 24. Mai 1974 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Susset 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen B 59 und 60): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die durch 
laufende Gebührenerhöhungen bei Postmietleitungen und Funk- 
einrichtungen für Feuermelde- und Alarmeinrichtungen entstehen- 
den Mehrkosten für die Feuerwehren zu vermeiden, wenn zu 
der schon jetzt ein vertretbares Maß überschreitenden finan- 
ziellen Belastung der Städte und Gemeinden für die dringend 
notwendigen Funkausstattungen unserer Feuerwehren noch die 
ab 1. Juli 1974 zu erwartenden Gebührenerhöhungen der Deut- 
schen Bundespost hinzukommen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die zur Sicherstellung eines 
geordneten Lösch- und Rettungsdienstes notwendigen und mit 
erheblichem finanziellen Aufwand eingerichteten nachrichtentech- 
nischen Ausrüstungen der Feuerwehren durch Senkung der Ge- 
bühren der Deutschen Bundespost zu unterstützen, damit der 
einem dringenden öffentlichen Bedürfnis entsprechende weitere 
Ausbau der nachrichtentechnischen Ausrüstung unserer Feuer- 
wehren nicht verzögert oder durch zu hohe Betriebskosten in 
Form von Postgebühren in Frage gestellt wird? 

Zu Frage B 59: 

Benutzungsrechtliche Vorschriften, wie die am 
1. Juli 1974 in Kraft tretenden neuen Gebühren für 
Mietleitungen sind nicht nur für die Postbenutzer, 
sondern auch für die Deutsche Bundespost verbind- 
lich. Auch der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat keinen Ermessensspielraum, 
von rechtsverbindlichen Gebührenvorschriften zu- 
gunsten einzelner Benutzer abzuweichen. Es wird in 
diesem Zusammenhang daran erinnert, daß die 
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Deutsche Bundespost als Unternehmen des Bundes 
gemäß § 15 des Postverwaltungsgesetzes die Ver- 
pflichtung hat, ihre gesamten Ausgaben aus eigenen 
Einnahmen zu bestreiten. Gebührenvergünstigungen 
für ibestimmte Dienstleistungen oder Benutzer könn- 
ten deshalb nur gewährt werden, wenn sie durch 
entsprechende Gebührenbelastungen im Bereich an- 
derer Dienstleistungen oder Benutzer ausgeglichen 
würden. Letzteres ist nicht beabsichtigt. 

Zu Frage B 60: 

Die Deutsche Bundespost hat auf dem Gebiet des 
Funkwesens auch und nicht zuletzt für die Feuer- 
wehren erhebliche Kosten zu tragen, deren Abgel- 
tung die Funkgenehmigungsgebühren dienen. Diese 
Genehmigungsgebühren sind seit mehr als 25 Jah- 
ren nicht erhöht worden; somit können den Städ- 
ten und Gemeinden hinsichtlich der Verwendung 
von Funkeinrichtungen für die Feuerwehren Mehr- 
kosten nicht durch laufende Gebührenerhöhungen 
der Deutschen Bundespost entstehen oder entstan- 
den sein. Vielmehr sind die Mehrkosten auf ver- 
mehrte Verbindung von Funkeinrichtungen der 
stillen Alarmierung mit anderen Feuermeldeeinrich- 
tungen zurückzuführen. 


Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Jung vom 24. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Trassier (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage 
B 61): 

Wie gedenkt die Bundesregierung zu helfen, um den Anspruch 
auf Gleichbehandlung der gebührenzahlenden Fernsehteilnehmer 
sicherzustellen, da nach einer Vereinbarung zwischen Post- und 
Rundfunkanstalten nur Fernsehfüllsender für Versorgungslücken 
von über 800 Einwohner gebaut werden und für geringere Ein- 
wohnerzahlen die Post den Bau von Gemeinschaftsantennen- 
anlagen empfiehlt und bisher jede finanzielle Beteiligung ab- 
gelehnt hat? 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 15. März 1968 über die Rechtsnatur der Rund- 
funkgebühren haben die Landesrundfunkanstalten 
das alleinige Verfügungsrecht über das Rundfunk- 
gebührenaufkommen. Da nach Angaben der Rund- 
funkanstalten aus diesem Finanzvolumen eine 
lOOprozentige Fernsehversorgung gegenwärtig nicht 
ermöglicht werden kann, ist zwischen den Rund- 
funkanstalten, der Rundfunkkommission der Länder 
und der Deutschen Bundespost vereinbart worden, 
Fernsehfüllsender z. Z. nur für Versorgungslücken 
von über 800 Einwohnern zu bauen. Diese Festle- 
gung dient darüber hinaus dem Ziel, die Netze für 
alle 3 Fernsehprogramme gleichmäßig auszubauen. 

Die Bundesregierung hat gegenwärtig keine Mög- 
lichkeit, über die Verwendung des Rundfunkgebüh- 
renaufkommens zu befinden oder für den Ausbau 
der Fernsehversorgung in den Orten mit unter 
800 Einwohnern Finanzmittel des Bundes einzuset- 


Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Herold vom 20. Mai 1974 
auf die Sdiriftlidie Frage des Abgeordneten 
Dr. Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage 
B 64): 

Bedeutet die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Herold auf die Frage A Nr. 4 der Drucksache 7/2059 auch, daß 
die DDR durch den Grundlagenvertrag keinen Anspruch auf 
Anerkennung der innerdeutschen Grenzen als völkerrechtliche 
Grenzen hat und daß die Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
der DDR im Sinne von Artikel 6 des Grundlagenvertrags nicht 
ohne Bezug auf das besondere Verhältnis der Teilstaatcn Ge- 
samtdeutschlands zu achten ist? 

Der Grundlagenvertrag kann keinen Anspruch 
der DDR gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land begründen, die Grenze zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland als völkerrechtliche Grenze 
anzuerkennen. Das ergibt sich aus den besonderen 
Beziehungen, die zwischen diesen beiden Staaten 
bestehen. Im übrigen hebt die Besonderheit der Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR den Charakter der Grenze zwi- 
schen ihnen als Staatsgrenze nicht auf, deren Un- 
verletzlichkeit beide Vertragspartner in Artikel 3 
Absatz 2 des Grundlagenvertrages völkerrechtlich 
verbindlich bekräftigt haben. 

Die Regelung des Art. 6 des Grundlagenvertrages 
hat ihren Bezug auf das besondere Verhältnis zwi- 
schen den beiden Staaten, das auf den Fortbestand 
Deutschlands bezogen ist. Im einzelnen darf ich dazu 
auf die Ausführungen des Bundesverfassungsge- 
richts verweisen, das in seinem Urteil vom 31. Juli 
1973 zu dieser Frage ausführlich Stellung genom- 
men hat. 


Anlage 51 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 27. Mai 1974 
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau 
Dr. Walz (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Frage B 65): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um gemeinsam 
mit ihren europäischen Partnern in der Europäischen Gemein- 
schaft Kernkraftwerkskomplexe zu bauen? 

Unter Kernkraftwerkskomplexen kann die Zusam- 
menfassung mehrerer Kernkraftwerke zu „Energie- 
parks" bis zu 25 000 MW(e) oder die Verbindung 
von Kernkraftwerken mit anderen Industriebetrie- 
ben (Nutzung der Prozeßwärme zur Umwandlung 
von Stein- und Braunkohle, zur Wasserstoff erzeu- 
gung usw.) verstanden werden. 

Die Errichtung derartiger Kernkraftwerkskom- 
plexe wirft neben technischen Fragen zahlreiche 
Umwelt- und Sicherheitsprobleme auf, die noch einer 
eingehenden Untersuchung bedürfen. 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen des 4. 
Atomprogramms und des Rahmenprogramms Ener- 


zen. 
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' gieforschung Arbeiten zur Klärung der zahlreichen 
noch ungelösten Probleme auf diesem Gebiet (z. B, 
Studien zum Thema Kernkraftwerkskomplexe auf 
künstlichen Inseln; Untersuchungen über Umwand- 
lungsverfahren oder Probleme der Wärmekraft- 
koppelung), um zu einem späteren Zeitpunkt Ent- 
scheidungen für die Errichtung solcher Komplexe 
zu ermöglichen. Investitionsentscheidungen obliegen 
dann primär den Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men und der betroffenen Industrie im Einvernehmen 
mit den Landesplanungsbehörden. 

Die Programme der Bundesregierung sind dem 
EG-Ausschuß für wissenschaftlich-technische For- 
schung vorgelegt worden, der die Möglichkeiten für 
eine Koordinierung oder gemeinsame Durchfüh- 
rung der Arbeiten prüft. Die Gemeinsame For- 
schungsstelle von Euratom führt bereits ein For- 
schungsprogramm zur Wasserstoffproduktion mit- 
tels nuklear erzeugter Prozeßwärme durch. Außer- 
dem beabsichtigt die Kommission der EG, einschlä- 
gige Untersuchungen durchzuführen, bzw. durchfüh- 
ren zu lassen, z. B. über potentielle radioaktive Aus- 
wirkungen von Programmen zum Bau von Kern- 
kraftwerken unter Berücksichtigung der geogra- 
phischen Verteilung geplanter Kernkraftwerke, die 
Strahlenpegel einiger Standorte, die Errichtung von 
„off-shore" -Kraftwerken, für die in Zusammenarbeit 
mit Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus meh- 
reren Mitgliedstaaten der EG eine besondere Unter- 
suchung läuft. 

Weitergehende Überlegungen für eine europä- 
ische Zusammenarbeit bei der Errichtung von Kern- 
(B) kraftwerkskomplexen können erst angestellt wer- 
den, wenn die Durchführbarkeit solcher Projekte 
nachgewiesen ist. 


Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr, Hauff vom 27. Mai 
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 7/2118 Fragen B 66 
und 67) : 

Wann redinet der Bundesminister für Forsdiung und Technolo- 
gie mit der Gründung der Wagnisfinanzierungsgesellschaft, für 
die im Haushalt schon eine Verpflichtungsermächtigung einge- 
plant ist, und wie beurteilt er in diesem Zusammenhang den 
möglichen Gesellschafterkreis dieser Wagnisfinanzierungsgesell- 
schaft? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Gründung einer 
einzigen Wagnisfinanzierungsgesellschaft mit staatlichen Bürg- 
schaften unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten zu befür- 
worten ist? 

Zu Frage B 66: 

Die vorbereitenden Gespräche zur Gründung 
einer Wagnisfinanzierungsgesellschaft (WFG) lau- 
fen seit Mitte letzten Jahres. Sie werden auf der 
Grundlage der von der Bundesregierung beschlos- 
senen Grundsätze für die Förderung einer WFG 
geführt. Es darf dabei nicht verkannt werden, daß 
trotz der raschen Erfüllung der politischen und 
haushaltsmäßigen Voraussetzungen durch Bundes- 
regierung und Bundestag in der Neuartigkeit und 


Kompliziertheit der auszuhandelnden Materie noch (C) 
Probleme liegen. Ein konkreter Zeitpunkt für den 
Abschluß der intensiv geführten Verhandlungen 
kann daher gegenwärtig noch nicht genannt wer- 
den. 

Der Gesellschafterkreis der WFG liegt noch nicht 
fest. Die Basis hierfür wird in dem Arbeitskreis aus 
Vertretern der Banken und des BMFT liegen, in dem 
die Verhandlungen z. Z. geführt werden. Die Betei- 
ligten streben jedoch eine Erweiterung der Gesell- 
schafterkreise an. Dies wird sich aber sicherlich 
zum Teil nach Klärung der vertraglichen Grund- 
lagen und deren Diskussion mit den interessierten 
Wirtschaftskreisen erreichen lassen. 

Zu Frage B 67: 

Nach den Grundsätzen zur Gründung einer WFG 
ist sichergestellt, daß weitere Wagnisfinanzierungs- 
gesellschaften errichtet werden können. 

Die Gefahr einer Monopolposition der WFG be- 
steht nicht, da es noch andere — wenn auch nicht 
völlig gleichwertige — Finanzierungsmöglichkeiten 
in Gestalt von privaten Kapitalgebern, Banken und 
ausländischen Gesellschaften im Bereich des Risiko- 
kapitals gibt. Zudem können die Bundesvertreter im 
Aufsichtsrat der künftigen Gesellschaft, wenn dies 
unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten an- 
gezeigt erscheinen sollte, auf das Geschäftsgebaren 
der Gesellschaft Einfluß nehmen. 

* 

(I> 

Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Berkhan vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten von 
Schoeler (FDP) (Drucksache 7/2173 Frage A 63): 

Welche Gründe waren für die Bundesregierung maßgebend, 
den Erlaß betr. Beurlaubung von Soldaten, die sidi als Kriegs- 
dienstverweigerer aus Gewissensgründen gemeldet haben und 
in einer Instanz als solche anerkannt worden sind vom 31. De- 
zember 1959 (VMBl. 1960 S. 48), geändert durch Erlaß vom 
27. Juni 1968 (VMBl. S. 331), durch Erlaß vom 3. Dezember 1973 
(Az.: Fü S I 3 — Az. 24 — 11-01) abzuändern und für in einer 
Instanz anerkannte Soldaten die Möglichkeit der sofortigen Be- 
urlaubung nach § 12 der Soldatenurlaubsverordnung entfallen zu 
lassen? 

Die Frage, ob Kriegsdienstverweigerer, die wäh- 
rend des Wehrdienstes eine anerkennende Entschei- 
dung erreichen, bis zur Unanfechtbarkeit der Ent- 
scheidung zu beurlauben sind, regelt die Anlage 5 
der Soldatenurlaubsverordnung. Der von Ihnen zi- 
tierte Erlaß vom 3. Dezember 1973 ergänzt diese 
Regelung lediglich dahin, daß Urlaub nach Anerken- 
nung in einer Instanz und vor Eintritt der Unan- 
fechtbarkeit nicht vor Ablauf von 7 Tagen ab dem 
Tage des Verhandlungstermins zu erteilen ist. 

Diese Frist von 7 Tagen, die immer ein Wochen- 
ende einschließt, ist erforderlich, um die vor dem 
Ausscheiden aus dem Wehrdienst notwendigen 
Maßnahmen abzuwickeln. Dazu gehören die Abgabe 
von Waffen, Gerät, persönlicher Ausrüstung und 
Dienstbekleidung und eine ärztliche Untersuchung. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


7081* 


fA) Anlage 54 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Sdimitt-Vodcenhausen (SPD) (Drucksache 7/2173 
Frage A 67): 

Beabsichtigt die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß bei der derzeitigen Handhabung von Softeisauto- 
maten ein überdurdischnittlicher Gehalt von Colibakterien nicht 
auszuschließen ist, eine Neuregelung der Verordnung über 
Speiseeis? 

Die Bundesregierung wird die Speiseeis-Verord- 
nung, deren hygienischer Teil den heutigen Anfor- 
derungen nicht mehr entspricht, überarbeiten. Die 
Neuregelung ist beabsichtigt, wenn die dem Rat der 
EG vorliegende Richtlinie zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Speiseeis 
verabschiedet ist. Ich verweise in diesem Zusammen- 
hang auf die BT-Drucksache VI/1181. Hierbei werden 
sowohl die Bestimmungen über die hygienischen 
Anforderungen an Speiseeis neugefaßt als auch er- 
gänzende Vorschriften über bestimmte Anforderun- 
gen an Maschinen, Apparate und Geräte erlassen. 
Zur Zeit bestehen für die hygienische Behandlung 
und Beschaffenheit für Speiseeis in den einzelnen 
Bundesländern Vorschriften, die allerdings in ihren 
Anforderungen nicht einheitlich sind. 


(6) Anlage 55 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage der Abgeordneten Frau 
Schleicher (CDU/CSU) (Drucksache 7/2173 Frage 
A70): 

Wann wird die Monographie über Heparin, die zur Zeit von 
der deutschen und europäischen Arzneibuchkommission erarbeitet 
wird, voraussichtlich vorliegen, und wie wird die Bundesregie- 
rung dafür sorgen, daß die pharmazeutische Industrie bis zum 
Erscheinen verbindlicher Vorschriften ihre Heparinpräparate mit 
ausreichenden Angaben über Herkunft, Standardisierungsmetho- 
den und mögliche Unterschiede in der Wirksamkeit versieht? 

Die Erarbeitung einer Monographie über Heparin 
in der Europäischen Arzneibuch-Kommission konnte 
bisher noch nicht abgeschlossen werden, da noch 
keine Übereinstimmung hiinsichtlich der Standardi- 
sierungsmethode erzielt werden konnte. Die vor- 
gesehene Veröffentlichung einer solchen Monogra- 
phie im Band III des Europäischen Arzneibuches im 
Herbst 1974 ist daher noch nicht möglich. Sie ist 
nunmehr für einen nachfolgenden Ergänzungsband 
vorgesehen. 

Wann die Veröffentlichung des Ergänzungsban- 
des mit einer Monographie über Heparin erscheinen 
wird, ist noch nicht zu übersehen. 

Die deutsche Delegation bemüht sich aber um eine 
schnelle Einigung in dieser Frage. 

Der Bundesregierung liegen keine Meldungen 
über Schäden vor, die auf die Anwendung von He- 
parin-Präparaten zurückzuführen sind. Dennoch 
prüft das Bundesgesundheitsamt die Frage, ob 


/Q 

Heparin enthaltende Arzneimittel über die Dekla- ^ ^ 
rationsvorschriften des Arzneimittetgesetzes hin- 
aus mit zusätzlichen Angaben über die Herkunft 
des Inhaltsstoffes und damit evtl, zusammenhän- 
gender Unterschiede in der biologischen Wirkung 
versehen werden müssen, solange eine einheitlidie 
Standardisierungsmethode noch nicht entwickelt 
worden ist. Von dem Ergebnis dieser Überprüfung 
wird es abhängen, inwieweit auf Hersteller von be- 
reits im Verkehr befindlichen Arzneispezialitäten 
eingewirkt werden muß, zusätzliche notwendige 
Angaben vorzunehmen und ob die für die Durch- 
führung des Arzneimittelgesetzes zuständigen Lan- 
desbehörden Auflagen erteilen können. Auf eine 
mit ausreichenden Angaben versehene Deklaration 
von Arzneispezialitäten, die Heparin enthalten, wird 
im Rahmen des Registrierverfahrens besonders ge- 
achtet. 


Anlage 56 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 5, Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Anbuhl 
(SPD) (Drucksache 7/2173 Frage A 75); 

Welche Erfahrungen gibt es bei Modellversuchen mit Aben- 
teuerspielplätzen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einigen 
Bundesländern Abeiiteuerspielplätze gefördert wer- 
den oder Pläne bestehen, solche Spielplätze einzu- 
richten. Ein erster Erfahrungsbericht wurde vom 
Pädagogischen Zentrum, Berlin, erstellt. Die in Ber- 
lin gesammelten Erfahrungen decken sich mit denen 
in anderen europäischen Ländern, in denen schon 
seit Jahren über längere Zeiträume hinweg Beob- 
achtungen auf Abenteuerspielplätzen durchgeführt 
werden. 

Festgestellt wurde, daß 

— die Zahl aggressiver Akte von Kindern auf die- 
sen pädagogisch betreuten Spielplätzen wesent- 
lich niedriger ist als auf herkömmlichen Spiel- 
plätzen, 

— daß das soziale Verhalten gefördert wird, weil 
an die Stelle von Einzelspielen zunehmend das 
Zusammenspiel in kleinen Gruppen tritt, 

— daß Ausdauer, Selbständigkeit und Engagement 
gefördert werden, weil „Dauerspiele“ ermöglicht 
werden, d. h. Spiele, die sich über Tage hin er- 
strecken und weiterentwickeln, 

— daß die Kinder auf einem Abenteuerspielplatz 
lernen können, pädagogisch kontrolliert mit ge- 
fährlichem Werkzeug und Material umzugehen. 

Der pädagogische Wert der Abenteuerspielplätze 
ist hiernach unbestritten. Die Reaktionen von Er- 
wachsenen sind dagegen häufig zwiespältig. Außen- 
stehenden fällt es oft schwer, in solchen Plätzen 
die Möglichkeit zur Entwicklung von Kreativität 
bei Kindern zu sehen. Die Einrichtung eines Aben- 



7082' 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 104. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Juni 1974 


(A) teuerspielplatzes sollte daher von Anfang an zu- 
sammen mit Eltern und Nachbarn geplant werden, 
um diese von dem Wert dieser Spielplätze zu über- 
zeugen. Erfahrungen in Berlin haben gezeigt, daß 
ein Abenteuerspielplatz durch Beteiligung der 
Öffentlichkeit statt zu einem Stein des Anstoßes zu 
einem Integrationszentrum und zum Ausgangspunkt 
der Elternarbeit werden kann. 


Anlage 57 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Holtz (SPD) (Drucksache 7/2173 Frage A 94): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, privaten Krankenversidie- 
rungen Verträge zu untersagen, die eine Leistungsbegrenzung 
nach oben enthalten, um dadurch sozialpolitisch nicht erwünschte 
Unterversicherungen zu vermeiden? 

Das Angebot der privaten Krankenversicherer 
war früher auf Tarife ausgerichtet, die eine Begren- 
zung der Einzelieistungen der Versicherer nach oben 
vorsahen. Bei dem eingetretenen starken Steigen 
der Krankenkosten müsse diese alten Tarife zwangs- 
läufig zu den von Ihnen kritisierten sozialpolitisch 
unerwünschten Unterversicherungen führen. 

Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
wesen wirkt deshalb seit langem auf die Kranken- 
Versicherer ein, ihr Versicherungsangebot „verbrau- 
cherfreundlicher'' zu gestalten. Nicht zuletzt auf 
diese Bemühungen des Amtes ist die Einführung der 
sog. Großschadentarife in der privaten Krankenver- 
sicherung zurückzuführen. Diese Tarife gehen von 
den tatsächlich entstehenden Krankheitskosten aus 
und sehen — je nach Wahl des Versicherungsneh- 
mers — eine volle oder prozentuale Erstattung die- 
ser tatsächlichen Kosten vor. Kern dieser Tarife ist 
das Leistungsversprechen der Versicherer, den Ver- 
sicherungsschutz auch bei steigenden Heilbehand- 
lungskosten wertstabil zu halten, also zu dynami- 
sieren. Das erfordert natürlich auf der Seite der Ver- 
sicherungsnehmer die Bereitschaft, die zur Erfüllung 
dieser dynamisierten Leistungen erforderlichen Prä- 
mienanpassungen hinzunehmen. 

Den Versicherungsnehmern steht damit ein aus- 
reichendes Angebot für umfassenden Versicherungs- 
schutz zur Verfügung. Für ein Verbot der alten, auf 
Einzelleistungen abgestellten Tarife besteht keine 
Rechtsgrundlage und angesichts des Alternativange- 
botes auch kein zwingender Anlaß. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Gro- 
becker (SPD) (Drucksache 7/2173 Frage A 95): 


Welche Gründe veranlassen die Bundesregierung, die während [O 
der Mineralölkrise auf 100 1 festgesetzte Treibstoff-Freimenge 
für Lkw im grenzübersdireitenden Verkehr nidit wieder auf die 
im § 70 der Allgemeinen Zollordnung festgelegte Freimenge von 
50 1 zurückzuführen? 

Nach den zoll- und steuerrechtlichen Bestimmun- 
gen sind Treibstoffe in den Hauptbehältern einfah- 
render Lastkraftwagen bis zu 50 1 abgabenfrei. Wäh- 
rend der Energiekrise war die Mengenbeschränkung 
ausgesetzt, d. h. es blieb Treibstoff in der Menge 
abgabenfrei, die dem Inhalt eines Hauptbehälters 
normaler Größe entsprach. Diese situationsbedingte 
Regelung galt bis zum 1. März dieses Jahres. Das 
Bundesfinanzministerium hat zugelassen, daß von 
diesem Zeitpunkt ab im Vorgriff auf eine geplante 
Änderung der Allgemeinen Zollordnung eine Frei- 
menge von 100 1 gewährt wird. Für eine solche 
Änderung sprachen vor allem integrationspolitische 
Gründe. In allen EWG -Ländern bis auf Frankreich 
bleiben die vollen Tanks einfahrender Lastkraft- 
fahrzeuge abgabenfrei. Aber auch in Frankreich 
werden 100 1 des Tankinhalts abgabenfrei belassen. 

Es erscheint deshalb nach Ansicht des Finanzministe- 
riums angebracht, die deutschen Vorschriften zumin- 
dest an der in Frankreich geltenden Regelung zu 
orientieren. 

Darüber hinaus bringt die Erhöhung der Frei- 
menge auch eine Verwaltungsvereinfachung mit sich. 
Zollstellen mit vorwiegendem Güternahverkehr 
werden durch die großzügigere Freimengenregelung 
entlastet. 

Andererseits sind gegen die Änderung und für die 
Rückführung auf die Freimenge von 50 1 Verkehrs- (D) 
politische Gründe geltend gemacht worden. Die Mei- 
nungsbildung hierüber ist innerhalb der beteiligten 
Bundesministerien noch nicht abgeschlossen. Es läßt 
sich deshalb zur Zeit noch nicht sagen, ob die Zoll- 
vorschrift geändert und die Freimenge endgültig auf 
100 1 festgesetzt wird oder ob künftig wieder nur 
die Freimenge von 50 1 gewährt werden kann. 


Anlage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 5. Juni 1974 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Hoffte (FDP) 
(Drucksache 7/2173 Frage Ä 113): 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus den 
jüngsten Untersuchungen des ADAC ziehen, wonach sich auf 
208 Kilometern des deutschen Autobahnnetzes, die als „Todes- 
strecken" gelten, mindestens 12 Prozent aller schweren Unfälle 
ereignen sollen? 

Die Bundesregierung sieht in der Unfallanalyse 
des Allgemeinen Deutschen Automobilclubs (ADAC) 
eine Ergänzung eigener Arbeiten zur Verbesserung 
der Sicherheit auf Autobahnen. Die Beseitigung der 
aufgezeigten Unfallschwerpunkte ist in dem Bedarfs- 
plan für die Bundesfernstraßen, insbesondere durch 
die Maßnahmen der ersten Dringlichkeitsstufe, weit- 
gehend abgedeckt. Diese Maßnahmen, zu denen die 
Verbreiterung von 4 auf 6 oder 8 Spuren, der Bau 
von Standspuren oder der Bau von Entlastungs- 
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strecken zählen, werden im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten durchgeführt. Die Modernisierung 
von 1500 km Bundesautobahn (BAB) der Vorkriegs- 
zeit wird zur Zeit und künftig in Zusammenarbeit 
mit den obersten Straßenbaubehörden der Länder 
verstärkt durdigeführt. Bei der augenblicklidien 
Überprüfung des Bedarfsplanes wird die Analyse 
des ADAC berücksichtigt. 

Es ist Aufgabe der Länder, Folgerungen in ver- 
kehrsrechtlicher Hinsicht zu ziehen, z. B. durch ört- 
liche Geschwindigkeitsbegrenzungen. Die Bundes- 
regierung ist überzeugt, daß die Länder diese Ana- 
lyse zum Anlaß nehmen, etwa erforderliche ver- 
kehrsrechtliche Maßnahmen anzuordnen. 

Zu der in diesem Zusammenhang auch geäußerten 
Frage, warum nicht die Teststrecken „Tempo 130" 
alle Unfallschwerpunkte umfassen, ist zu bemerken: 
Ziel dieses Großversuchs ist es nicht, unfallträchtige 
Autobahnabschnitte zu entschärfen, sondern es soll 
die Auswirkung einer allgemeinen Beschränkung 
der Höchstgeschwindigkeit auf das Verkehrsverhal- 
ten und das Unfallgeschehen untersucht werden. Da- 
zu mußten Teststrecken ausgewählt werden, die für 
das gesamte Netz der BAB repräsentativ sind. 


Anlage 60 

Antwort 

ßj des Pari. Staatssekretärs Haar vom 5. Juni 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Hirsch (FDP) (Drucksache 7/2173 Frage A 114): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß anläßlich der Luftfahrt- 
schau in Hannover Triebwerke verschiedener Größen angeboten 
wurden, die in ihren Lärmemissionen unter der Richtlinie FA 36 
liegen, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den 
Einsatz dieser lärmarmen Triebwerke bei deutschen und aus- 
ländischen Luftfahrtgesellschaften, soweit sie Überflug- bzw. 
Landerechte in der Bundesrepublik Deutschland besitzen, zu be- 
schleunigen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß moderne 
Triebwerke den Bau von Flugzeugen gestatten, die 
deutlich unter den zulässigen Richtwerten des An- 
hanges 16 zum Abkommen von Chicago und der US- 
Vorschrift FAR 36 liegen. Dies beweisen neu ent- 
wickelte Flugzeugmuster wie A 300 B (Airbus) und 
andere. Die Bundesregierung hat bereits im August 
1973 verfügt, daß nur noch solche Strahlflugzeuge 
neu zum Verkehr zugelassen werden, die diesen An- 
forderungen genügen. Damit war die Bundesrepu- 
blik allen anderen Ländern voraus. 

Bei der Umrüstung der bereits in Betrieb befind- 
lichen Strahlflugzeuge ist die Verwendung dieser 
neuen Triebwerke in den meisten Fällen nicht mög- 
lich, da Triebwerk und Flugzeugzelle in der Entwick- 
lung aufeinander abgestimmt werden müssen. Es 
werden jedoch für einige Flugzeugmuster bereits 
Bausätze angeboten, die eine lärmmindernde Um- 
rüstung auf Anhang- 16- Werte ermöglichen. Die Bun- 
desregierung beobachtet die technische Entwicklung 
in diesem Bereich mit besonderer Aufmerksamkeit. 
Sie hat sich in einschlägigen Verhandlungen der 
weltweiten Internationalen Zivilluftfahrtorganisation 
stets mit Nachdruck für die Umrüstung aller Strahl- 


flugzeuge eingesetzt. Die Bundesregierung erwägt 
auch, unabhängig hiervon eine Umrüstung vorzu- 
schreiben. Die Möglichkeit der Finanzierung wird 
z. Z. noch geprüft, ebenso die Frage, mit welchen 
Mitteln bei Nichtzustandekommen einer internatio- 
nalen Vereinbarung ausländische Luftverkehrsge- 
sellschaften zur Umrüstung ihrer in der Bundesrepu- 
blik verkehrenden Flugzeuge veranlaßt werden kön- 
nen. 

Geprüft werden ferner die Möglichkeiten, lärm- 
abhängige Landegebühren einzuführen und bei 
nächtlichen Verkehrsbeschränkungen nach Lärm- 
emissionen zu differenzieren. 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar vom 5. Juni 1974 auf 
die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Peiter 
(SPD) (Drucksache 7/2173 Fragen A 1 15 und* 1 16) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durdi die unzureichende 
Zuteilung von Zulaufnummern für Transporte nadi Italien eine 
spürbare Verknappung von Schienentransportraum im Tongebiet 
des Westerwalds eingetreten ist, die zu einer zwangsläufigen 
Verlagerung der Transporte von der Schiene auf die Straße und 
zu einem Lieferrückstand von rund 6000 Tonnen Ton geführt hat? 

Wird die Bundesregierung auf die Deutsche Bundesbahn ein- 
wirken, daß wieder mehr Transportraum für Tonlieferungen nach 
Italien zur Verfügung gestellt wird, um einmal eine nicht mehr 
reparable weitere Abwanderung der Transporte auf die Straßen 
zu stoppen und um zu verhindern, daß die italienischen Auftrag- 
geber ihren Ton künftig aus anderen Ländern beziehen? 

Zu Frage A 115: 

Die Bundesregierunig uiiid die Deutsche Bundes- 
bahn beobachten mit Sorge die Entwicklung des 
Eisenbahngüterverkehrs nach Italien, bei dem in 
den letzten Jahren immer wieder Störungen auf tre- 
ten. Ursache hierfür ist die mangelhafte Kapazität 
der italienischen Staatsbahnen. Von diesen Schwie- 
rigkeiten ist nicht nur der deutsche Tonexport, son- 
dern die gesamte deutsche Industrie betroffen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat daher im Zusam- 
menwirken mit den Schweizer und Österreichi- 
schen Bundesbahnen versucht, Erleichterungen des 
Eisenbahnverkehrs mit Italien zu ermöglichen. So 
arbeitet z. B. seit Mitte 1973 eine gemeinsame Trans- 
portsteuerzentrale. Auf Grund wiederholter Ver- 
handlungen der Deutschen Bundesbahn mit den 
itaMenischen Staatsbahnen wurde im Frühjahr 1974 
in Mailand eine Leitstelle eingerichtet, die den Zu- 
lauf der nach Italien bestimmten Transporte der 
jeweiligen Kapazität der itaMenischen Strecken und 
Bahnhöfe anpaßt. Darüber hinaus hat sich auch der 
Bundesminister für Verkehr an seinen italienischen 
Kollegen gewandt, um auch auf Regierungsebene 
noch einmal nach Abhilfen zu suchen. 

Zu Frage A 116: 

Die Bundesregierung bedauert, daß der Deutschen 
Bundesbahn infolge der Transportsteuerung Trans- 
porte durch Abwanderung auf die Straße verloren- 
gehen. Sie hat sich angesichts der Folgen, die sich 
aus der Kapazitätsenge bei den italienischen Staats- 
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bahnen ergeben haben, erst letztmalig am 22. März 
1974 an den italienischen Verkehrsminister mit der 
Bitte gewandt, dahin gehend einzuwirken, die Stok- 
kung im Nord-Süd-Verkehr mildern zu helfen, da 
diese Schwierigkeiten zu einer erheblichen Beunruhi- 
gung in der deutschen Wirtschaft geführt und den 
Warenaustausch zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Italien außerordentlich ungünstig 
beeinflußt haben. 


(Q 

Die Deutsche Bundesbahn ist sowohl laderaum- 
mäßig als auch betrieblich jederzeit in der Lage, den 
Anforderungen ihrer Kunden im Güterverkehr nach 
Italien voll zu entsprechen. Die Transportsteuerung 
kann aber infolge der unzureichenden Abnahme 
durch die italienischen Staatsbahnen nicht aus- 
schließen, daß z. Z. nur in entsprechendem Umfange 
den Belangen der deutschen Wirtschaft Rechnung 
getragen werden kann. 



